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Öffentlicher Dienst Arbeitsrecht Soziale Absicherung Digitalisierung

ZUSAMMENFASSUNG

Der Antrag modernisiert das Dienstrecht durch Lebensarbeitszeitkonten, Altersgeld, Zulagenreform,

Jobrad-Modell und Beihilfeverbesserungen — mit Fokus auf Attraktivität, Flexibilität und Bürokratieabbau.

KERNFORDERUNGEN

Einführung eines Lebensarbeitszeitkontos für Lehrkräfte und andere Beamt:innen

Einführung eines Altersgeldes für freiwillig ausscheidende Beamt:innen

Vereinfachung und Moderation des Zulagen- und Vergütungswesens

Verbesserung der Beihilferegelungen für Elternzeit und Teilzeit

Digitalisierung von Besoldungs- und Versorgungsverfahren

BEWERTUNG

6.0 GEMEINWOHL-SCORE

Unterstützen mit Änderungen

Der Antrag stärkt die Attraktivität des öffentlichen Dienstes durch Lebensarbeitszeitkonten, Altersgeld und

verbesserte Teilzeitregelungen — dies fördert Solidarität (C2), soziale Gerechtigkeit (D4) und Transparenz &

Mitbestimmung (C3). Die Einführung von Altersgeld birgt jedoch Risiken für ökologische Nachhaltigkeit (E3), da

sie langfristige Versorgungslasten verschiebt und die Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung

entfällt. Zudem fehlt eine klare Verankerung von Gemeinwohl-Kriterien in Vergabeverfahren oder Lieferketten

(A1–A5), was die GWÖ-Treue begrenzt.

STÄRKEN & SCHWÄCHEN

Stärken

Starke Entbürokratisierung
(Zulagenvereinfachung, digitale Verfahren)
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben (Lebensarbeitszeitkonto,
Elternzeit-Beihilfe, Teilzeitmodelle)
Erhöhung der Transparenz durch
elektronische Bezügemitteilungen und fiktive
Fortschreibung mit Vergleichsgruppen

Schwächen

Keine Verankerung von Gemeinwohl- oder
Nachhaltigkeitskriterien in Vergabeprozessen
(A2/A3)
Altersgeld verlagert Versorgungslasten in die
Zukunft ohne ökologische oder
intergenerationelle Gerechtigkeitsprüfung (E3)
Fehlender Bezug zu Klimaschutzzielen,
obwohl im Koalitionsvertrag 'Klimaneutralität
2045' festgeschrieben ist
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GWÖ-MATRIX 5×5

WÜRDE SOLIDARITÄT
NACHHALTIG‐

KEIT
GERECH‐
TIGKEIT TRANSPARENZ

A · LIEFERANT:‐
INNEN · · · · ·

B · FINANZEN · · · · ·

C · VERWALTUNG · + + · ·

D · BÜRGER:INNEN · · · ++ ·

E · GESELLSCHAFT
& NATUR · · − · ·

++ stark
fördernd

+
fördernd

○

neutral
−
widersprechend

−− stark
widersprechend

SCHWERPUNKTE ERKLÄRT

Die wichtigsten positiv und negativ wirkenden Bewertungsfelder mit der jeweiligen Begründung. 

D4 Soziale öffentliche Leistung Bewertung: +4

Lebensarbeitszeitkonto, unterhälftige Teilzeit, Elternzeit-Beihilfeanspruch (70 %), Fallmanagement für
Beihilfeberechtigte

C3 Transparenz & Mitbestimmung Bewertung: +3

Fiktive Fortschreibung von Beurteilungen mit Vergleichsgruppen und Einwendungsrecht

C2 Solidarität Bewertung: +2

Altersgeld als Mobilitätsinstrument, Trennung der Alterssicherungssysteme, Hinzuverdienstmöglichkeiten im
Ruhestand

E3 Ökologische Nachhaltigkeit Bewertung: -2

Keine direkte Verknüpfung mit Klimaschutz, keine Förderung nachhaltiger Beschaffung oder CO₂-Reduktion im
Dienst
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PROGRAMM-TREUE PRO FRAKTION

CDU ANTRAGSTELLER:IN

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag entspricht zentralen CDU-Prioritäten: Bürokratieabbau (Zulagenvereinfachung,
Entbürokratisierung), attraktiver Arbeitgeber (Lebensarbeitszeitkonto, Altersgeld, Jobrad),
Berufsbeamtentum (Stärkung durch Zulagen, Stellenschlüsselverbesserung) und moderne Verwaltung
(Digitalisierung, elektronische Bezügemitteilungen). Alle Kernfelder aus dem Wahlprogramm werden
adressiert.

„Für eine effiziente Verwaltung als moderner und attraktiver Arbeitgeber Wir sehen die Verwaltung als
attraktiven Arbeitgeber und bürgerfreundlichen Dienstleister." 
CDU NRW Wahlprogramm 2022, S. 100

PARTEIPROGRAMM 8/10

Stärkung des Berufsbeamtentums, Subsidiarität, Leistungsprinzip und Wirtschaftlichkeit sind zentral im
CDU-Grundsatzprogramm 2024. Die Reformen unterstützen diese Werte — allerdings fehlt eine explizite
Verankerung christlich-demokratischer Schöpfungsverantwortung in den Maßnahmen.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

SPD

WAHLPROGRAMM 5/10

Teilweise Übereinstimmung mit SPD-Zielen: Verbesserung der Beihilfe (Elternzeit, 70%-Satz), Jobrad-
Modell (Mobilitätswende), Flexibilisierung für Familien (Teilzeit, Pflegezeiten). Aber gravierende
Abweichungen: Keine Tariftreuepflicht, kein Landesmindestlohn, keine Ausweitung der Daseinsvorsorge,
sondern Fokus auf individuelle Leistungsförderung statt systemischer Gerechtigkeit.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 6/10

Die SPD betont Sozialstaatlichkeit, Solidarität und Gerechtigkeit als Grundwerte. Der Antrag enthält soziale
Komponenten (Beihilfe, Altersteilzeit), bleibt aber hinter einer gemeinwohlorientierten Umverteilung zurück
— z.B. fehlt ein Ansatz zur Stärkung kollektiver Rechte oder zur Demokratisierung der Verwaltung.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

18/20439 gwoe.toppyr.de · GWÖ-Antragsprüfer · automatische Gemeinwohl-Bilanzierung Seite 3 von 6



GRÜNE ANTRAGSTELLER:IN

WAHLPROGRAMM 7/10

Der Antrag greift grüne Themen wie Digitalisierung (elektronische Mitteilungen), Mobilität (Jobrad),
Partizipation (fiktive Fortschreibung mit Vergleichsgruppen) und soziale Absicherung (Beihilfe-
Fallmanagement) auf. Allerdings fehlen klare Klima- und Suffizienzimpulse — z.B. keine Verknüpfung von
Jobrad mit CO₂-Bilanzierung oder keine Förderung von Gemeinwohlökonomie in Lieferketten.

„Transparenzoffensive starten, Korruption bekämpfen Die Menschen in Nordrhein-Westfalen haben ein Recht
darauf, zu wissen, wer sich in welcher Weise an einem Gesetzgebungsverfahren beteiligt. Dafür führen wir
ein verbind- liches und öffentliches Lobbyregister für die Landesregierung und den Landta..." 
GRÜNE NRW Wahlprogramm 2022, S. 91

PARTEIPROGRAMM 7/10

Das Grundsatzprogramm fordert lebendige Demokratie, soziale Gerechtigkeit und ökologische
Verantwortung. Der Antrag stärkt Demokratie (Mitbestimmung, digitale Transparenz) und soziale
Gerechtigkeit (Beihilfeverbesserungen), vernachlässigt aber planetare Grenzen und postwachstümliche
Impulse — z.B. keine Reduktion von Dienstfahrten oder Konsumförderung.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

FDP

WAHLPROGRAMM 8/10

Der Antrag entspricht stark den FDP-Schwerpunkten: Bürokratieabbau (Zulagenvereinfachung,
Verordnungsentlastung), Digitalisierung (elektronische Bezügemitteilungen, Onlinezugang),
Eigenverantwortung (Lebensarbeitszeitkonto, Altersgeld als individuelle Entscheidung) und
Technologieoffenheit (keine Verbote, Marktmechanismen bei Alterssicherung). Lediglich die Einführung von
Altersgeld widerspricht leicht dem Prinzip 'Privat vor Staat'.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 8/10

Freiheit, Eigenverantwortung und Marktwirtschaft sind Kern der FDP-Grundsätze. Der Antrag setzt diese
um — etwa durch Selbstbestimmung bei Arbeitszeit (§ 60 Abs. 4), Entbürokratisierung (§ 52a, § 66) und
Stärkung individueller Absicherungsoptionen (Altersgeld, Jobrad). Er bleibt jedoch innerhalb des
staatlichen Rahmens und verzichtet nicht auf Regelungskompetenz — was konsistent mit dem
Grundsatzprogramm ist.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

18/20439 gwoe.toppyr.de · GWÖ-Antragsprüfer · automatische Gemeinwohl-Bilanzierung Seite 4 von 6



AfD

WAHLPROGRAMM 4/10

Der Antrag enthält einige AfD-konforme Elemente: Bürokratieabbau, Stärkung des Berufsbeamtentums,
Sicherheitsorientierung (Sonderzulagen für Polizei, Sprengstoffentschärfung). Doch er widerspricht
zentralen Positionen: Keine Ablehnung der Energiewende, keine Kritik an Gender-Ideologie (stattdessen
geschlechtergerechte Sprache in § 77), keine Begrenzung von Migration (kein Bezug), keine
Laufzeitverlängerung für Kernkraft.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 3/10

Das AfD-Grundsatzprogramm betont Nation, Souveränität und traditionelle Familie. Der Antrag ist
technisch-administrativ neutral, enthält aber progressive Aspekte wie Geschlechtsneutralität in
Amtsbezeichnungen (§ 77 Abs. 5) und inklusive Beihilferegeln — was dem Programm widerspricht. Zudem
fehlt jeglicher Bezug zu nationaler Souveränität oder EU-Kritik.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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VERBESSERUNGSVORSCHLÄGE

Vorschlag 1 von 3

Original: Für Beamtinnen und Beamte, die ab dem 1. Januar 2027 erstmals in ein Beamtenverhältnis berufen wurden,
können die in den §§ 9 bis 11 aufgeführten Zeiten bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren als
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.

Für Beamtinnen und Beamte, die ab dem 1. Januar 2027 erstmals in ein Beamtenverhältnis berufen wurden,
können die in den §§ 9 bis 11 aufgeführten Zeiten nur dann als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, wenn
sie nachweislich einen Beitrag zum Gemeinwohl geleistet haben — z. B. durch Tätigkeiten in Bildung, Pflege,
Klimaschutz oder kommunaler Daseinsvorsorge.

Begründung: Stärkt den Wert 'Solidarität' (B2) und 'Soziale Gerechtigkeit' (D4) durch gemeinwohlbezogene Bewertung von
Vordienstzeiten — statt rein formalrechtlicher Berücksichtigung.

Vorschlag 2 von 3

Original: Das Land Nordrhein-Westfalen hat als moderner und attraktiver Arbeitgeber beschlossen, seinen
Beschäftigten sowie den Beschäftigten der Hochschulen in Nordrhein-Westfalen ein Fahrradleasing-Modell im
Rahmen einer Entgeltumwandlung anzubieten.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat als moderner und attraktiver Arbeitgeber beschlossen, sein
Fahrradleasing-Modell mit einer jährlichen CO₂-Bilanzierung und einer Zielvereinbarung zur Reduktion von
Dienstfahrten um mindestens 15 % zu verknüpfen, um Klimaschutz (E3) und Suffizienz (GRÜNE)
operationalisieren.

Begründung: Verankert ökologische Nachhaltigkeit (E3) und macht das Jobrad-Modell zu einem echten Beitrag zur
Klimastrategie — statt bloßer Individualanreiz ohne Systemwirkung.

Vorschlag 3 von 3

Original: Die Struktur des Zulagen- und Vergütungswesens wird vereinfacht und transparenter gestaltet.

Die Struktur des Zulagen- und Vergütungswesens wird vereinfacht und transparenter gestaltet — unter
Einbeziehung eines Gemeinwohl-Audits gemäß GWÖ-Matrix 2.0 für alle neu eingeführten Zulagen und
Vergütungsmodelle.

Begründung: Stärkt 'Transparenz & Mitbestimmung' (C5) und 'Solidarität' (B2) durch institutionelle Verankerung von
Gemeinwohlkriterien in der Personalpolitik — direkt im Sinne des GRÜNEN Wahlprogramms (S. 91) und der GWÖ-Vision.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS

Überwiesen · MMP18-127

Ja: AfD CDU FDP GRÜNE SPD
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Original-Antrag

Drucksache 18/20439

Gesetz zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfal·

Die folgenden Seiten enthalten den unveränderten Originalantrag.



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20439 

 07.07.2026 
 

Datum des Originals: 07.07.2026/Ausgegeben: 13.07.2026 

 

 
Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen – weitere 
Maßnahmen 
 
 
A Problem  
 
Ein leistungsfähiger, moderner öffentlicher Dienst ist die Voraussetzung für die Wahrnehmung 
der öffentlichen Aufgaben in Nordrhein-Westfalen.  
 
Aufgrund der stetigen Veränderungen des Arbeitsmarktes sowie den Herausforderungen des 
demografischen Wandels ist eine kontinuierliche und vorausschauende Weiterentwicklung der 
Arbeitsbedingungen erforderlich, um die Attraktivität des öffentlichen Dienstes zu erhalten und 
als moderner Arbeitgeber im Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte dauerhaft konkurrenzfä-
hig zu bleiben. 
 
B Lösung  
 
Zur Identifizierung geeigneter modernisierender Maßnahmen wurde ein strukturierter Dialog 
mit den Verbänden und Gewerkschaften geführt, um unterschiedliche Perspektiven sowie Pra-
xiserfahrungen angemessen zu berücksichtigen und gemeinsam ein Konzept für eine Moder-
nisierung des öffentlichen Dienstes zu erarbeiten. In einem insgesamt zwei Jahre andauern-
den konstruktiven, vertrauensvollen und offenen Dialog wurden verschiedene Maßnahmen zur 
Modernisierung des öffentlichen Dienstes diskutiert und mögliche Handlungsmöglichkeiten 
entwickelt. 
 
Auf Grundlage der gemeinsam identifizierten Handlungsmöglichkeiten hat die Landesregie-
rung durch Auswahl wesentlicher Eckpunkte ein Maßnahmenpaket zur Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes erstellt.  
 
Mit der Umsetzung des Maßnahmenpakets wird der erste Schritt zur Modernisierung des öf-
fentlichen Dienstes, der Novellierung des Laufbahnrechts, konsequent fortgeführt. Es wird 
dazu beigetragen, bestehende Strukturen und Verfahren an aktuelle Anforderungen anzupas-
sen, die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes nachhaltig zu stärken und dessen Attrak-
tivität insgesamt zu erhöhen. 
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Kern des Gesetzentwurfes ist das auf Grundlage des gemeinsamen Dialogs mit den Verbän-
den und Gewerkschaften identifizierte Maßnahmenpaket: 
 

• Einführung eines Lebensarbeitszeitkontos 
 Die Wochenarbeitszeit wird reduziert durch die Gutschrift der 41. Wochenstunde auf ein 

Lebensarbeitszeitkonto. Lehrkräfte erhalten eine Gutschrift von wöchentlich 0,5 Pflicht-
stunden. Das Guthaben können die Beschäftigten insbesondere für Freistellungen unmit-
telbar vor Eintritt in den Ruhestand nutzen. Das Langzeitarbeitskonto zur Sicherung von 
Mehrarbeitsstunden und Urlaubstagen bleibt bestehen (Zwei-Konten-Modell).  

 

• Reform des Zulagen- und Vergütungswesens 
 Die Struktur des Zulagen- und Vergütungswesens wird vereinfacht und transparenter ge-

staltet. Insbesondere werden komplex und verwaltungsaufwendig gestaltete Regelungen, 
die teilweise Einzelerfassungen erforderlich machen aus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung und des Bürokratieabbaus angepasst. Gleichzeitig werden die Zulagenbeträge 
moderat erhöht und strukturelle Anpassungen vorgenommen. Die mit der Reform einher-
gehende Entbürokratisierung leistet einen Beitrag zu der auf Bundes- und Länderebene 
beschlossenen Staatsmodernisierung. 

 

• Ausweitung des Arbeitszeitrahmens 
 Der Arbeitszeitrahmen wird in den Morgenstunden von derzeit 6:30 Uhr auf 6:00 Uhr aus-

geweitet, um mehr Flexibilität für die Beschäftigten zu erreichen. 
 

• Einführung eines Altersgeldes 
 Die demographische Entwicklung und der damit einhergehende Wettbewerb um Arbeits-

kräfte fordern mehr Mobilität und Flexibilität, einen höheren Anteil an Mischbiographien, 
Quer- und Späteinsteiger sowie einen verbesserten Erfahrungs- und Wissensaustausch. 
Zur Förderung dieser Ziele soll Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Rich-
tern, die freiwillig vorzeitig aus dem Landesdienst ausscheiden, ein Anspruch auf die Ge-
währung von Altersgeld gegenüber dem früheren Dienstherrn eingeräumt werden. An-
knüpfend an den ersten Schritt zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes durch No-
vellierung des Laufbahnrechts, mit der ein Zugang zum öffentlichen Dienst erleichtert 
wurde, wird mit der Einführung von Altersgeld nun auch die Durchlässigkeit und Mobilität 
zwischen öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft erhöht. Damit wird zugleich eine euro-
parechtskonforme Ausgestaltung der Ansprüche ehemaliger Beamtinnen und Beamter, 
die ins EU-Ausland wechseln, sichergestellt. 

 

• Trennung der Alterssicherungssysteme 
 Zur Förderung der Durchlässigkeit zwischen dem öffentlichen Dienst und der Privatwirt-

schaft werden zudem die Versorgungs- und Rentenleistungen getrennt aus dem jeweili-
gen Alterssicherungssystem berücksichtigt. Zugleich entfällt eine Rentenanrechnung auf 
die Versorgungsbezüge. Durch die daraus resultierenden Verwaltungsvereinfachungen 
wird ein Beitrag zur Entbürokratisierung und damit zu der auf Bundes- und Länderebene 
beschlossenen Staatsmodernisierung geleistet. 

 

• Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten bei Verwendungseinkommen 
 Die im Jahr 2017 geschaffene Sonderregelung des § 66 Absatz 13 des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes wird entfristet, wonach Versorgungsberechtigte nach Erreichen der 
gesetzlichen (Regel-)Altersgrenze anrechnungsfrei hinzuverdienen können, wenn sie im 
öffentlichen Dienst verwendet werden.  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

3 

• Verbesserung des Stellenschlüssels für weitere aufsichtführende Richterinnen und Rich-
ter 

 Mit zusätzlichen Beförderungsstellen wird der Stellenschlüssel für Richterinnen und Rich-
ter verbessert, die ein Gericht leiten, ohne dessen Präsidentin oder Präsident/Direktorin 
oder Direktor oder eine entsprechende Vertretung zu sein. 

 
Die nachfolgenden Maßnahmen befinden sich bereits in Umsetzung: 
 

• Umsetzung von CoWorking- und Shared-Working-Angeboten 
 Um den Landesbeschäftigten ein attraktives und zeitgemäßes Arbeitsumfeld zu bieten 

und ihnen zugleich die Einsparung von Pendelwegen zu ermöglichen, nutzt die Landes-
regierung die Chancen, die sich aus der fortschreitenden Digitalisierung und Flexibilisie-
rung der Arbeitswelt ergeben, und erprobt dezentrale Working Spaces. 

 Eine Umsetzung von modernen Arbeitsplatzangeboten erfolgt bereits im Rahmen entspre-
chender Projekte in der Finanzverwaltung und dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW. 

 

• Einführung eines Jobrad-Modells 
 Das Land Nordrhein-Westfalen hat als moderner und attraktiver Arbeitgeber beschlossen, 

seinen Beschäftigten sowie den Beschäftigten der Hochschulen in Nordrhein-Westfalen 
ein Fahrradleasing-Modell im Rahmen einer Entgeltumwandlung anzubieten. Das Modell 
schafft finanzielle Anreize, unterstützt eine klimafreundliche und nachhaltige Mobilität und 
fördert zugleich die Gesundheit der Beschäftigten. Die zur Einführung des Fahrradleasing-
Modells erforderlichen Schritte wurden eingeleitet. 

 
Darüber hinaus werden folgende verbessernde Einzelmaßnahmen umgesetzt: 
 

• Attraktivere Ausgestaltung des Zuschlags bei Hinausschieben des Ruhestandseintritts, 
 

• Einführung von Leistungsbezügen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 
 

• Integration eines Wahlrechts zum Erhalt von elektronischen Bezügemitteilungen im Be-
soldungs- und Versorgungsrecht sowie Vereinfachungen der Bekanntgabe von digitalen 
Bescheiden, Dokumenten und Mitteilungen, 

 

• Attraktivitätssteigerung des Beihilfesystems durch Einführung eines Fallmanagements für 
Beihilfeberechtigte mit besonderem Unterstützungsbedarf, 

 

• Neuregelung der Beihilfegewährung bei Inanspruchnahme von Elternzeit und unterhälfti-
ger Teilzeitbeschäftigung aus familienpolitischen Gründen, 

 

• Aufnahme weiterer Beendigungsoptionen bei Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell. 
 

Im Übrigen werden redaktionelle, klarstellende und insbesondere im Landesbeamtengesetz 
aufgrund von Rechtsprechung oder EU-Vorgaben erforderliche Anpassungen vorgenommen. 
Hierzu zählen unter anderem: 
 

• Regelungen zur Dienstunfähigkeit bei Verweigerung der amtsärztlichen Untersuchung 
und Ergänzung der Regelungen zur Mitteilung von Untersuchungsergebnissen, 

 

• Einführung einer gesetzlichen Grundlage für Einstellungsuntersuchungen, 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

4 

• Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Eu-
ropäischen Union (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 105), 

 

• Einführung einer Verordnungsermächtigung betreffend das Erscheinungsbild von Beam-
tinnen und Beamten, 

 

• Einführung eines abgestuften Anzeige- und Genehmigungsverfahrens für Tätigkeiten von 
Beamtinnen und Beamten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

 

• Einführung einer Wahlmöglichkeit hinsichtlich der Amtsbezeichnung für Personen, für die 
im Personenstandsregister weder die Geschlechtsangabe „weiblich“ noch „männlich“ ein-
getragen ist, 

 

• Einführung einer gesetzlichen Grundlage für die fiktive Fortschreibung von dienstlichen 
Beurteilungen. 

 
C Alternativen  
 
Keine. 
 
D Kosten  
 
Die Umsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs führt im Einzelnen zu folgenden Mehraus-
gaben für den Landeshaushalt: 
 
Die Einführung eines Lebenszeitarbeitskontos führt zunächst zu keinen Mehrausgaben durch 
Stellenmehrbedarfe, da die Freistellungen durch Abbau des angesparten Stundenkontingents 
im Regelfall erst unmittelbar vor dem Ruhestand erfolgen. Ab Mitte 2040 kann mit Stellen-
mehrbedarfen zu rechnen sein.   
 
Durch die Überarbeitung des Zulagen- und Vergütungswesens entstehen Mehrausgaben von 
jährlich rund 45 Millionen Euro.  
 
Die Ausgaben für die Einführung eines Altersgeldes stehen in Abhängigkeit des Umfangs der 
Inanspruchnahme und der konkreten Erwerbsbiografie der Berechtigten. Sie entstehen erst, 
wenn die jeweiligen Altersgeldberechtigten die Voraussetzungen für die Auszahlung des Al-
tersgeldes erfüllen. Diesen Ausgaben stehen Einsparungen durch den Wegfall der Nachver-
sicherung in Höhe von jährlich ca. 13 Millionen Euro gegenüber.  
 
Die Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten bei Verwendungseinkommen führt zu 
Mehrausgaben von jährlich rund 150.000 Euro. 
 
Durch die Verbesserung des Stellenschlüssels für weitere aufsichtführende Richterinnen und 
Richter entstehen jährliche Mehrausgaben von 770.000 Euro. 
 
Die Vereinfachungen der Bekanntgabe von digitalen Beihilfebescheiden führt perspektivisch 
zu Minderausgaben von jährlich 3,6 Millionen Euro durch das Einsparen von Portokosten für 
den Versand von Beihilfebescheiden. 
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Durch die Einführung eines Fallmanagements für Beihilfeberechtigte mit besonderem Unter-
stützungsbedarf entsteht ein Personalmehrbedarf für die Sondersachbearbeitung im Landes-
amt für Besoldung und Versorgung. Das Ausbringen entsprechender Planstellen führt zu 
Mehrausgaben von jährlich ca. 380.000 Euro. 
 
E Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium der Finanzen. Beteiligt sind alle Ressorts. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Für die übrigen Dienstherren des Landes Nordrhein-Westfalen ergeben sich Mehrausgaben 
in Abhängigkeit von der Zahl der jeweils Anspruchsberechtigten. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Die vorgesehenen Regelungen werden keine wesentlichen Änderungen von Angebots- und 
Nachfragestrukturen zur Folge haben, die Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau ha-
ben könnten. Zusätzliche Kosten für Unternehmen entstehen nicht. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. Die Wir-
kungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die unter-
schiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Konflikte mit Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen bestehen 
grundsätzlich nicht.  
 
Die Einführung von Altersgeld steht in Teilen Nachhaltigkeitsaspekten entgegen. Während die 
bei der Entlassung von Beamtinnen und Beamten bisher obligatorische Nachversicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für den Dienstherrn unmittelbar kostenwirksam ist, ent-
stehen durch die Begründung eines Anspruchs auf Altersgeld zunächst keine unmittelbaren 
Kosten. Vielmehr werden die Zahlungsansprüche und damit die Lasten der Altersversorgung 
der ausgeschiedenen Beamtinnen und Beamten mit diesem Gesetz, unter Umständen über 
einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten, in die Zukunft verlagert. Allerdings ist in diesem 
Zusammenhang zu berücksichtigen, dass die Einführung des Altersgeldes jedenfalls teilweise 
unionsrechtlich verpflichtend ist. 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen. Die Wirkungen treten 
unabhängig von dem Vorliegen einer Behinderung ein. Auswirkungen auf die unterschiedli-
chen Lebenssituationen von Menschen mit und ohne Behinderung sind nicht zu erwarten. 
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K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-
tung (E-Government-Check) 

 
Das Gesetz hat grundsätzlich keinen spezifischen Bezug zu Themen des E-Governments oder 
der Digitalisierung von Staat und Verwaltung. Die gesetzlichen Regelungen wirken sich größ-
tenteils weder auf Bereiche des E-Governments noch auf bestehende oder geplante Digitali-
sierungsaktivitäten und -prozesse im Land Nordrhein-Westfalen aus. 
 
Die Integration eines Wahlrechts zum Erhalt von elektronischen Bezügemitteilungen im Besol-
dungs- und Versorgungsrecht sowie die Schaffung einer Sonderregelung zur ausschließlich 
elektronischen Bekanntgabe von Beihilfebescheiden trägt zu einem Fortschritt in der Digitali-
sierung der Personalverwaltung bei. 
 
L Befristung 
 
Keine. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz zur Modernisierung des öffentli-
chen Dienstes in Nordrhein-Westfalen – 

weitere Maßnahmen 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 

  
Gesetz über die Beamtinnen und  

Beamten des Landes  
Nordrhein-Westfalen 

(Landesbeamtengesetz - LBG NRW) 
 

Das Landesbeamtengesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel X des Gesetzes „[einset-
zen: Datum und Fundstelle des letzten Än-
derungsgesetzes]“ geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Inhaltsübersicht 
  
Abschnitt 1 - Allgemeine Vorschriften 
  
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
  
Abschnitt 2 - Beamtenverhältnis 
  
§ 3  Voraussetzungen des Beamtenver-

hältnisses 
§ 4  Beamtenverhältnis auf Zeit 
§ 5  Begriff und Gliederung der Laufbah-

nen 
§ 6  Zugangsvoraussetzungen zu den 

Laufbahnen 
§ 7  Anforderungen an den Vorberei-

tungsdienst 
§ 8  Erwerb der fachlichen Voraussetzun-

gen bei Laufbahnen besonderer 
Fachrichtung 

§ 9  Laufbahnverordnung 
§ 10  Sicherung der Mobilität 
§ 11  Anerkennung der Laufbahnbefähi-

gung auf Grund der Richtlinie 
2005/36/EG und auf Grund in Dritt-
staaten erworbener Berufsqualifika-
tion 

§ 12  Andere Bewerberinnen oder Bewer-
ber 

§ 13  Probezeit 
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a)  Nach der Angabe zu § 14 wird die 
folgende Angabe eingefügt: 

 
„§ 14a  Feststellung der gesund-

heitlichen Eignung“. 
 
 
b)  Die Angabe zu § 16 wird durch die 

folgenden Angaben ersetzt: 
 

„§ 16  Zuständigkeit und Wirkung 
der Ernennung, Unterrich-
tungspflicht“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Die Angabe zu § 33 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 33  Dienstunfähigkeit, An-
tragsruhestand, begrenzte 
Dienstfähigkeit 

§ 33a  Mitteilung von Untersu-
chungsbefunden“.  

 

 
 
 
§ 14  Einstellung 
 
§ 15  Voraussetzung der Ernennung auf 

Lebenszeit 
 
 
 
§ 16  Zuständigkeit und Wirkung der Er-

nennung 
 
 
§ 17  Verfahren und Rechtsfolgen bei nich-

tiger oder rücknehmbarer Ernennung 
§ 18  Mitgliedschaft im Parlament 
§ 19  Beförderung 
§ 20  Nachteilsausgleich 
§ 21 Ämter mit leitender Funktion im Be-

amtenverhältnis auf Probe 
§ 22  Laufbahnwechsel 
§ 23  Aufstieg 
  
Abschnitt 3 - Wechsel innerhalb des Lan-
des 
  
§ 24 Abordnung 
§ 25  Versetzung 
§ 26 Umbildung, Auflösung und Ver-

schmelzung von Behörden 
  
Abschnitt 4 - Beendigung des Beamten-
verhältnisses 
  
§ 27  Entlassung 
§ 28  Entlassungsverfahren 
§ 29  Verlust der Beamtenrechte und Wie-

deraufnahmeverfahren 
§ 30  Gnadenerweis 
§ 31  Ruhestand wegen Erreichens der Al-

tersgrenze 
§ 32  Hinausschieben des Ruhestandein-

tritts 
 
 
 
§ 33  Dienstunfähigkeit, Antragsruhestand 
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d)  Nach der Angabe zu § 45 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 45a  Erscheinungsbild; Verord-
nungsermächtigung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e)  Die Angabe zu § 52 wird durch die 

folgenden Angaben ersetzt: 
 

„§ 52  Ausübung der Nebentätig-
keit, Verfahren 

§ 52a Anzeige- und Genehmi-
gungspflicht für Tätigkei-
ten von Ruhestandsbeam-
tinnen und Ruhestandsbe-
amten und früheren Be-
amtinnen und Beamten 
mit Versorgungsbezügen“. 

 
 
 

§ 34 Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit 

§ 35  Wiederherstellung der Dienstfähig-
keit 

§ 36  Zuständigkeit, Beginn des Ruhe-
stands 

§ 37  Einstweiliger Ruhestand 
§ 38  Beginn des einstweiligen Ruhe-

stands 
§ 39  Wiederverwendung aus dem einst-

weiligen Ruhestand 
§ 40  Einstweiliger Ruhestand bei organi-

satorischen Veränderungen 
§ 41 Voraussetzung für Eintritt und Ver-

setzung in den Ruhestand 
  
Abschnitt 5 - Rechtliche Stellung im Be-
amtenverhältnis 
  
§ 42  Fortbildung und Personalentwicklung 
§ 43  Unterrichtung der Öffentlichkeit 
§ 44  Aufenthalt in der Nähe des Dienstor-

tes 
§ 45  Dienstkleidung 
 
 
 
 
 
§ 46  Diensteid 
§ 47  Befreiung von Amtshandlungen 
§ 48  Pflicht zur Nebentätigkeit 
§ 49  Genehmigungspflichtige Nebentätig-

keit 
§ 50  Nebentätigkeit bei Freistellung vom 

Dienst 
§ 51  Nicht genehmigungspflichtige Ne-

bentätigkeit 
 
 
 
§ 52 Ausübung der Nebentätigkeit, Ver-

fahren, Tätigkeit von Ruhestandsbe-
amtinnen und Ruhestandsbeamten 
und früheren Beamtinnen und Beam-
ten mit Versorgungsbezügen 

 
 
 
 
 
§ 53  Meldung von Nebeneinnahmen 
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f)  Die Angabe zu § 67 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 67  Familienpflegezeit, Pflege-
zeit; Verordnungsermäch-
tigung“. 

 
 
 
 
 
 

g)  Die Angabe zu § 72 wird durch die 
folgende Angabe ersetzt: 

 
„§ 72  Urlaub aus anderen Anläs-

sen, Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger; Ver-
ordnungsermächtigung“. 

 
 
 
h)  Die Angaben zu den §§ 74 und 75 

werden durch die folgenden Anga-
ben ersetzt: 

 
„§ 74  Mutterschutz, Elternzeit, 

Arbeitsschutz; Verord-
nungsermächtigung 

§ 75  Beihilfen in Geburts-, 
Krankheits-, Pflege- und 

§ 54  Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen, Personal oder Material des 
Dienstherrn 

§ 55  Ersatzpflicht des Dienstherrn 
§ 56  Beendigung von mit dem Amt ver-

bundener Nebentätigkeit 
§ 57 Regelung der Nebentätigkeit 
§ 58  Dienstaufgabe als Nebentätigkeit 
§ 59  Verbot der Annahme von Belohnun-

gen, Geschenken und sonstigen Vor-
teilen 

§ 60  Arbeitszeit, alternierende mobile Ar-
beit 

§ 61  Mehrarbeit 
§ 62  Fernbleiben vom Dienst 
§ 63  Voraussetzungslose Teilzeitbeschäf-

tigung 
§ 64  Teilzeitbeschäftigung und Urlaub aus 

familiären Gründen 
§ 65  Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell 
§ 66  Altersteilzeit 
 
 
 
§ 67  Familienpflegezeit 
 
 
 
§ 68  Informationspflicht 
§ 69 Benachteiligungsverbot 
§ 70  Urlaub aus arbeitsmarktpolitischen 

Gründen 
§ 71  Erholungsurlaub 
 
 
 
§ 72  Urlaub aus anderen Anlässen, Man-

datsträgerinnen und Mandatsträger 
 
 
 
§ 73  Folgen aus der Übernahme oder 

Ausübung eines Mandats 
 
 
 
 
§ 74  Mutterschutz, Elternzeit, Pflegezeit, 

Arbeitsschutz 
 
§ 75  Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, 

Pflege und Todesfällen 
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Todesfällen; Verordnungs-
ermächtigung“. 

 
 
 
 
 
 

i)  Die Angabe zu § 79 wird durch die 
folgende Angabe ersetzt: 

 
„§ 79  Leistungen des Dienst-

herrn; Verordnungser-
mächtigung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
j)  Die Angabe zu § 84 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 84  Beihilfeakten, Daten zur 
Kranken- und Pflegeversi-
cherung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
k)  Die Angabe zu § 92 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 92  Dienstliche Beurteilung, 
fiktive Fortschreibung und 
fiktive Erprobung, Dienst-
zeugnis“. 

 
 
 
 

 
 
 
§ 76  Behördliches Gesundheitsmanage-

ment 
§ 77  Führung der Amtsbezeichnung 
§ 78  Zusatz zur Amtsbezeichnung 
 
 
 
 
§ 79  Leistungen des Dienstherrn 
 
 
 
§ 80  Pflicht zum Schadensersatz 
§ 81  Übergang eines Schadensersatzan-

spruchs auf den Dienstherrn 
§ 82  Ersatz von Sachschäden 
§ 82a  Zahlung durch den Dienstherrn bei 

Schmerzensgeldansprüchen 
§ 83  Personalakten – allgemein 
 
 
 
 
§ 84 Beihilfeakten 
 
 
 
§ 85  Anhörung 
§ 86  Auskunftsrecht 
§ 87  Übermittlung an Behörden und Aus-

kunft an nicht betroffene Personen 
§ 88  Entfernung von Personalaktendaten 
§ 89  Verarbeitung und Übermittlung von 

Personalaktendaten 
§ 90  Aufbewahrung 
§ 91  Übertragung von Aufgaben der Per-

sonalverwaltung 
§ 91a Verarbeitung von Personalakten im 

Auftrag 
 
 
 
§ 92  Dienstliche Beurteilung, Dienstzeug-

nis 
 
 
 
§ 92a  Kriterien für Auswahlentscheidun-

gen, weitere Auswahlinstrumente 
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l)  Die Angabe zu § 105 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 105  Bekanntgabe von Ent-
scheidungen, Dokumen-
ten und Mitteilungen; Zu-
stellung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
m)  Die Angabe zu § 112 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 112  Dienstkleidung, Freie Heil-
fürsorge; Verordnungser-
mächtigung“. 

 

§ 93  Beteiligung der Spitzenorganisatio-
nen 

§ 94  Errichtung Landespersonalaus-
schuss 

§ 95  Zusammensetzung 
§ 96  Unabhängigkeit, Ausscheiden der 

Mitglieder 
§ 97  Aufgaben 
§ 98  Geschäftsordnung 
§ 99  Verfahren 
§ 100  Verhandlungsleitung, Geschäfts-

stelle 
§ 101  Beweiserhebung, Amtshilfe 
§ 102  Beschlüsse 
  
Abschnitt 6 - Rechtsweg 
  
§ 103  Verwaltungsrechtsweg, Vorverfah-

ren, Beschwerden 
§ 104  Vertretung bei Klagen aus dem Be-

amtenverhältnis 
 
 
 
§ 105  Zustellung 
  
 
 
 
Abschnitt 7 - Besondere Beamtengrup-
pen 
  
§ 106  Beamtinnen und Beamte des Land-

tags 
§ 106a  Beamtinnen und Beamte des Verfas-

sungsgerichtshofs 
§ 107  Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 
§ 108  Beamtinnen und Beamte des Lan-

desrechnungshofs 
§ 109  Polizeivollzugsdienst 
§ 110  Laufbahn, Arbeitszeit 
§ 111 Gemeinschaftsunterkunft, Verpfle-

gung 
 
 
 
§ 112  Dienstkleidung, Freie Heilfürsorge 
 
 
 
§ 113 Untersagen des Tragens der Dienst-

kleidung 
§ 114  Eintritt in den Ruhestand 
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§ 115  Dienstunfähigkeit 
§ 116  Feuerwehrtechnischer Dienst 
§ 117  Allgemeiner Vollzugsdienst und 

Werkdienst bei den Justizvollzugsan-
stalten, Vollzugsdienst in Abschie-
bungshaftvollzugseinrichtungen und 
Technischer Aufsichtsdienst in unter-
tägigen Bergwerksbetrieben 

§ 118  Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter, Landrätinnen und Landräte 

§ 119  Übrige kommunale Wahlbeamtinnen 
und Wahlbeamte 

§ 119a Übernahme eines kommunalen 
Wahlamtes durch Beamtinnen und 
Beamte 

§ 120  Wissenschaftliches und künstleri-
sches Personal an den Hochschulen 

§ 121  Staatsangehörigkeit, Erholungsur-
laub 

§ 122  Arten und Verlängerung des Beam-
tenverhältnisses 

§ 123  Sonderregelungen 
§ 124 Juniorprofessorinnen und Juniorpro-

fessoren 
§ 125  Nebentätigkeit 
  
Abschnitt 8 - Rechtsstellung der Beamtin-
nen und Beamten und Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger bei der Um-
bildung von Körperschaften 
  
§ 126  Eingliederung von Körperschaften 
§ 127  Rechtsfolgen der Umbildung 
§ 128  Rechtsstellung der Beamtinnen und 

Beamten 
§ 129  Vorbereitung der Umbildung 
§ 130  Rechtsstellung der Versorgungs-

empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger 

  
Abschnitt 9 - Übergangs- und Schluss-
vorschriften 
  
§ 131  Laufbahnbefähigung 
§ 132 Übergangsregelung für die Überfüh-

rung von bestehenden Laufbahnen 
in die neue Laufbahngruppenstruktur 

§ 133  Übergang Altersteilzeit, Altersurlaub 
§ 133a Übergangsregelung für Beamtinnen 

und Beamte in einem Amt mit leiten-
der Funktion im Beamtenverhältnis 
auf Probe 
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§ 134  Rechtsstellung der von Änderungen 
nicht erfassten Beamtinnen und Be-
amten 

§ 135  Besitzstandswahrung bei der Ent-
pflichtung 

§ 136  Satzungen 
§ 137  Rechtsverordnungen 
§ 138  Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Zugangsvoraussetzungen zu den  

Laufbahnen 
 
(1) Für den Zugang zu den Laufbahnen ist 
als Bildungsvoraussetzung mindestens zu 
fordern: 
 
1.  für die Laufbahngruppe 1, erstes Ein-

stiegsamt, der erfolgreiche Besuch ei-
ner Hauptschule mit dem Abschluss 
„Erster Schulabschluss“ oder „Erweiter-
ter Erster Schulabschluss“ oder ein ge-
setzlich als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand, 

2.  für die Laufbahngruppe 1, zweites Ein-
stiegsamt, 
a)  der mittlere Schulabschluss (Fach-

oberschulreife) oder ein gesetzlich 
als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand oder 

b)  der erfolgreiche Besuch einer 
Hauptschule mit dem Abschluss 
„Erster Schulabschluss“ oder „Er-
weiterter Erster Schulabschluss“ 
oder ein gesetzlich als gleichwertig 
anerkannter Bildungsstand sowie 
eine förderliche abgeschlossene 
Berufsausbildung oder eine abge-
schlossene Ausbildung in einem öf-
fentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis, 

3.  für die Laufbahngruppe 2, erstes Ein-
stiegsamt, 
a)  eine zu einem Hochschulstudium 

berechtigende Schulbildung oder 
ein gesetzlich als gleichwertig aner-
kannter Bildungsstand oder 

b)  das Abschlusszeugnis eines zu ei-
nem Bachelorgrad oder einer ent-
sprechenden Qualifikation führen-
den geeigneten Studiums an einer 
Fachhochschule, einer Universität, 
einer technischen Hochschule, ei-
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2.  § 6 Absatz 4 wird durch den folgenden 

Absatz 4 ersetzt: 
  

„(4) Die für die Ordnung der Laufbahn 
zuständige oberste Dienstbehörde kann 
in einer Rechtsverordnung nach § 7 
Ausnahmen von Absatz 2 Satz 1 zulas-
sen, wenn die Bewerberin oder der Be-
werber 

 
1.  über eine inhaltlich den Anforderun-

gen des Vorbereitungsdienstes ent-
sprechende Qualifikation verfügt 
oder 

 
2.  eine für die Laufbahn und Lauf-

bahngruppe geeignete Qualifika-
tion und eine hauptberufliche Tätig-
keit von zwei Jahren für die Lauf-
bahngruppe 1 und von zwei Jahren 
und sechs Monaten für die Lauf-
bahngruppe 2 nachweisen kann; 
die hauptberufliche Tätigkeit muss 

ner Berufsakademie oder einer 
gleichstehenden Hochschule, 

4.  für die Laufbahngruppe 2, zweites Ein-
stiegsamt, 
a)  ein mit einem Mastergrad abge-

schlossenes, geeignetes Hoch-
schulstudium oder 

b)  ein gleichwertiger Abschluss an ei-
ner Universität, einer technischen 
Hochschule oder einer anderen 
gleichstehenden Hochschule. 

  
(2) Als weitere Voraussetzung für den Zu-
gang zu den Laufbahnen mit Vorbereitungs-
dienst sind der für das jeweilige Einstiegsamt 
vorgesehene Vorbereitungsdienst und das 
Bestehen der jeweils vorgesehenen Prüfung 
erforderlich. Für Laufbahnen besonderer 
Fachrichtung ist zusätzlich zu den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Nummer 2 Buch-
stabe b, 3 Buchstabe b und 4 eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit notwendig. 
  
(3) In den Laufbahnverordnungen können für 
einzelne Laufbahnen und Laufbahngruppen 
Ausnahmen von den Mindestvoraussetzun-
gen des Absatzes 1 insbesondere andere, 
geeignete Bildungsabschlüsse zugelassen 
werden. 
  
 
 
 
(4) Die für die Ordnung der Laufbahn zustän-
dige oberste Dienstbehörde kann in einer 
Rechtsverordnung nach § 7 Ausnahmen von 
Absatz 2 Satz 1 zulassen, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber 
  
 
1.  über eine inhaltlich den Anforderungen 

des Vorbereitungsdienstes entspre-
chende Qualifikation verfügt oder 

  
 
2.  eine für die Laufbahn und Laufbahn-

gruppe geeignete Qualifikation und eine 
hauptberufliche Tätigkeit von zwei Jah-
ren für die Laufbahngruppe 1 und von 
zwei Jahren und sechs Monaten für die 
Laufbahngruppe 2 nachweisen kann. 
Die hauptberufliche Tätigkeit muss nach 
Art und Bedeutung der Tätigkeit in der 
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nach Art und Bedeutung der Tätig-
keit in der angestrebten Laufbahn 
gleichwertig sein.  

 
Die für die Ordnung der Laufbahn zu-
ständige oberste Dienstbehörde legt in 
der Rechtsverordnung nach § 7 die An-
forderungen an die Qualifikation und die 
hauptberufliche Tätigkeit fest.“ 

angestrebten Laufbahn gleichwertig 
sein. Die für die Ordnung der Laufbahn 
zuständige oberste Dienstbehörde legt 
in der Rechtsverordnung nach § 7 die 
Anforderungen an die Qualifikation und 
die hauptberufliche Tätigkeit fest. 

 
 
 
 
(5) Besondere fachgesetzliche Regelungen 
bleiben unberührt. 
 

3.  Nach § 14 wird der folgende § 14a ein-
gefügt: 

 
„§ 14a 

Feststellung der gesundheitlichen 
Eignung 

 
(1) Die gesundheitliche Eignung für die 
Berufung in ein Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit oder in ein Beamtenverhält-
nis auf Probe ist aufgrund eines amtli-
chen Gutachtens der unteren Gesund-
heitsbehörde oder eines Gutachtens ei-
ner Polizeiärztin oder eines Polizeiarz-
tes festzustellen. § 33a gilt entspre-
chend, wobei die übermittelten Daten 
nur zum Zwecke der Prüfung der ge-
sundheitlichen Eignung verwendet wer-
den dürfen. Satz 1 findet keine Anwen-
dung auf Beamtenverhältnisse auf 
Probe zur Übertragung eines Amtes mit 
leitender Funktion gemäß § 21. 
 
(2) Die ärztliche Begutachtung der ge-
sundheitlichen Eignung kann auch be-
reits vor der Begründung eines Beam-
tenverhältnisses auf Widerruf durchge-
führt werden. Absatz 1 gilt entspre-
chend. In diesen Fällen kann abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 vor Begrün-
dung eines Beamtenverhältnisses auf 
Probe auf ein ärztliches Gutachten ver-
zichtet werden, wenn die gesundheitli-
che Eignung bereits für die Berufung in 
ein unmittelbar vorangegangenes Be-
amtenverhältnis auf Widerruf festge-
stellt worden ist und sich während des 
Beamtenverhältnisses auf Widerruf 
keine Anhaltspunkte für gesundheitliche 
Beeinträchtigungen ergeben haben.   
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(3) Die gesundheitliche Eignung nach 
den Absätzen 1 und 2 liegt vor, wenn 
zum Zeitpunkt der Ernennung die unein-
geschränkte Dienstfähigkeit gegeben ist 
und keine tatsächlichen Anhaltspunkte 
die Annahme rechtfertigen, dass mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit vor 
Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
vom Eintritt der Dienstunfähigkeit (§ 26 
des Beamtenstatusgesetzes) bezie-
hungsweise bei Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamten vom 
Eintritt der Polizeidienstunfähigkeit 
(§ 115) auszugehen ist. Die gesundheit-
liche Eignung ist nicht gegeben, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte mit überwie-
gender Wahrscheinlichkeit die An-
nahme rechtfertigen, eine Bewerberin 
oder ein Bewerber werde bis zum Errei-
chen der gesetzlichen Altersgrenze 
über Jahre hinweg regelmäßig krank-
heitsbedingt ausfallen. Eine uneinge-
schränkte Dienstfähigkeit liegt insbe-
sondere dann nicht vor, wenn durch die 
Ausübung einer der den Ämtern der 
Laufbahn entsprechenden Tätigkeit Ge-
fahren für Leib und Leben anderer Per-
sonen oder für bedeutende Rechtsgüter 
bestehen oder wenn eine Tätigkeit der 
Bewerberin oder dem Bewerber in ge-
sundheitlicher Hinsicht nicht zugemutet 
werden kann. 

 
(4) Absatz 1 Satz 1 findet keine Anwen-
dung, wenn eine Richterin auf Lebens-
zeit oder ein Richter auf Lebenszeit in 
ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
mit dem Ziel der späteren Verwendung 
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
berufen werden soll.“ 

 
4.  § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift wird nach der An-
gabe „Ernennung“ die Angabe 
„, Unterrichtungspflicht“ eingefügt. 

 
 
 
 
 

  
§ 16 

Zuständigkeit und Wirkung der  
Ernennung 

 
(1) Die Landesregierung ernennt die Beam-
tinnen und Beamten des Landes. Sie kann 
die Befugnis auf andere Stellen übertragen. 
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b)  Nach Absatz 4 wird der folgende 

Absatz 5 eingefügt: 
 
 „(5) Anlässlich der Aushändigung 

der Ernennungsurkunde zur Be-
gründung eines Beamtenverhält-
nisses wird die Beamtin oder der 
Beamte schriftlich oder elektronisch 
durch Verweis auf die einschlägi-
gen gesetzlichen oder verord-
nungsrechtlichen Bestimmungen 
über die wesentlichen Aspekte der 
rechtlichen Stellung im Beamten-
verhältnis informiert, insbesondere 
über 

 
1.  die Dauer und die Bedingun-

gen der Probezeit, 
 
2.  die Möglichkeiten der dienstli-

chen Qualifizierung, 
 
3.  die Bewilligung, die Dauer und 

die Abgeltung des Erholungs-
urlaubs, 

 
4.  die Voraussetzungen und die 

Verfahren 
 

a)  bei der Entlassung aus 
dem Beamtenverhältnis, 

 

(2) Die Beamtinnen und Beamten der Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts werden von 
den nach Gesetz, Verordnung oder Satzung 
hierfür zuständigen Stellen ernannt. Die Er-
nennungsurkunde einer kommunalen Wahl-
beamtin oder eines kommunalen Wahlbeam-
ten darf erst ausgehändigt werden, wenn die 
Wahl nicht innerhalb eines Monats nach ihrer 
Durchführung nach den dafür geltenden Vor-
schriften beanstandet worden ist oder wenn 
eine gesetzlich vorgeschriebene Bestäti-
gung der Wahl vorliegt. 
  
(3) Die Ernennung wird mit dem Tag der Aus-
händigung der Ernennungsurkunde wirk-
sam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich 
ein späterer Tag bestimmt ist. 
  
(4) Mit der Ernennung erlischt das privat-
rechtliche Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn. 
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b)  beim Verlust der Beamten-
rechte und 

 
c)  bei der Entfernung aus 

dem Beamtenverhältnis 
nach dem Landesdiszipli-
nargesetz vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. 
S. 624), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. November 2018 
(GV. NRW. S. 592) geän-
dert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, 

 
5.  das Grundgehalt und andere 

Bestandteile der Besoldung, 
die Periodizität und die Art der 
Auszahlung der Besoldung 
und 

 
6.  die regelmäßige tägliche oder 

regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit, die Modalitäten und 
die Vergütung von Mehrarbeit 
sowie die Modalitäten zum 
Schichtdienst. 

 
Daneben wird die Beamtin oder der 
Beamte zugleich über den Arbeits-
ort schriftlich oder elektronisch in-
formiert. Soweit die Information 
nach den Sätzen 1 oder 2 elektro-
nisch erfolgt, ist ein Übermittlungs- 
oder Empfangsnachweis erforder-
lich.“ 

 
5.  § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 21 
Ämter mit leitender Funktion im  

Beamtenverhältnis auf Probe 
 
(1) Ein Amt mit leitender Funktion im Sinne 
des Absatzes 7 wird zunächst im Beamten-
verhältnis auf Probe übertragen. Die regel-
mäßige Probezeit beträgt zwei Jahre. Die 
oberste Dienstbehörde kann eine Verkür-
zung der Probezeit zulassen; die Mindest-
probezeit beträgt ein Jahr. Zeiten, in denen 
der Beamtin oder dem Beamten eine lei-
tende Funktion nach Satz 1 bereits übertra-
gen worden ist, können auf die Probezeit an-
gerechnet werden. Die Probezeit wird durch 
die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
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a)  In Absatz 1 Satz 7 wird die Angabe 
„Absatz 2“ durch die Angabe „Ab-
satz 7“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

züge unterbrochen und nach Beendigung 
des Urlaubs fortgesetzt. Die Neufestsetzung 
des Endes der Probezeit ist der Beamtin 
oder dem Beamten bekannt zu geben. Re-
gelungen der Landesregierung nach § 92 
Absatz 2 bleiben hiervon unberührt. Bei der 
Berechnung der Probezeit zählen die Zeiten 
einer Teilzeitbeschäftigung in vollem Um-
fang, es sei denn, zwingende sachliche 
Gründe stehen dem entgegen. Es ist nicht 
zulässig, die Probezeit zu verlängern. 
  
(2) In ein Amt nach Absatz 1 darf nur berufen 
werden, wer 
 
1.  sich in einem Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit oder in einem Richterverhältnis 
auf Lebenszeit befindet und 

2.  in dieses Amt auch als Beamtin oder 
Beamter auf Lebenszeit berufen werden 
könnte. 

  
Eine Richterin oder ein Richter darf in ein Be-
amtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 nur 
berufen werden, wenn sie oder er zugleich 
zustimmt, bei Fortsetzung des Richterver-
hältnisses auf Lebenszeit auch in einem an-
deren Richteramt desselben Gerichtszwei-
ges verwendet zu werden. 
  
(3) Vom Tag der Ernennung ruhen für die 
Dauer des Beamtenverhältnisses auf Probe 
die Rechte und Pflichten aus dem Amt, das 
der Beamtin oder dem Beamten zuletzt im 
Beamtenverhältnis oder im Richterverhältnis 
auf Lebenszeit übertragen worden ist, mit 
Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwie-
genheit und des Verbotes der Annahme von 
Belohnungen und Geschenken; das Beam-
tenverhältnis oder das Richterverhältnis auf 
Lebenszeit besteht fort. Dienstvergehen, die 
mit Bezug auf das Beamtenverhältnis oder 
das Richterverhältnis auf Lebenszeit oder 
das Beamtenverhältnis auf Probe begangen 
worden sind, werden so verfolgt, als stünde 
die Beamtin oder der Beamte nur im Beam-
tenverhältnis oder im Richterverhältnis auf 
Lebenszeit. 
  
(4) Der Landespersonalausschuss kann 
Ausnahmen von Absatz 2 Satz 1 zulassen. 
Befindet sich die Beamtin oder der Beamte 
nur in dem Beamtenverhältnis auf Probe 
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b)  In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 

„vom 16. November 2004 (GV. 
NRW. S. 624) in der jeweils gelten-
den Fassung“ gestrichen. 

 

nach Absatz 1, bleiben die für die Beamtin-
nen und Beamten auf Probe geltenden Vor-
schriften des Landesdisziplinargesetzes vom 
16. November 2004 (GV. NRW. S. 624) in 
der jeweils geltenden Fassung unberührt. 
  
(5) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Pro-
bezeit ist der Beamtin oder dem Beamten 
das Amt nach Absatz 1 auf Dauer im Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit zu übertragen; 
eine erneute Berufung der Beamtin oder des 
Beamten in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
zur Übertragung dieses Amtes innerhalb ei-
nes Jahres ist nicht zulässig. Wird das Amt 
nicht auf Dauer übertragen, endet der An-
spruch auf Besoldung aus diesem Amt. Wei-
tergehende Ansprüche bestehen nicht. 
  
(6) § 19 Absatz 3 Satz 1 findet keine Anwen-
dung. 
  
(7) Ämter im Sinne des Absatzes 1 sind 
 
1.  im Landesdienst die 
 

a)  Ämter der erstmalig als Referatslei-
terin oder Referatsleiter in den 
obersten Landesbehörden oder 
den diesen angegliederten Dienst-
stellen eingesetzten Beamtinnen 
oder Beamten sowie die mindes-
tens der Besoldungsordnung B 4 
angehörenden Ämter der in den 
obersten Landesbehörden oder 
den diesen angegliederten Dienst-
stellen tätigen Beamtinnen und Be-
amten, 

b)  mindestens der Besoldungsgruppe 
A 15 oder der Besoldungsordnung 
B angehörenden Ämter der Leite-
rinnen und Leiter von Behörden, 
Einrichtungen und Landesbetriebe 
sowie von Justizvollzugsanstalten, 

c)  der Besoldungsgruppe A 16 oder 
der Besoldungsordnung B angehö-
renden Ämter der Leiterinnen und 
Leiter von Teilen (Abteilungen oder 
Gruppen) der den obersten Lan-
desbehörden nachgeordneten Be-
hörden, Einrichtungen und Landes-
betriebe, 

d)  Ämter der Besoldungsgruppe A 16 
bei den Polizeibehörden, 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3614&vd_back=N624&sg=0&menu=1
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e)  Ämter der Leiterinnen und Leiter öf-
fentlicher Schulen sowie der Leite-
rinnen und Leiter von Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung, 

f) Ämter der als Leiterinnen oder Lei-
ter einer Oberfinanzdirektion einge-
setzten Beamtinnen oder Beamten, 
die zugleich Bundesbeamtinnen 
oder Bundesbeamte sind, sowie 
das Amt der Leiterin oder des Lei-
ters der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen, 

 
2.  im Dienst der Gemeinden und Gemein-

deverbände die Ämter der Leiterinnen 
und Leiter von Organisationseinheiten, 
die der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
dem Hauptverwaltungsbeamten oder 
einer anderen Wahlbeamtin oder einem 
anderen Wahlbeamten oder dieser 
oder diesem in der Führungsfunktion 
vergleichbaren Beschäftigten unmittel-
bar unterstehen, sofern in der Hauptsat-
zung allgemein für diese Ämter die 
Übertragung auf Probe bestimmt ist und 

3.  im Dienst der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts die Ämter, die nach Maß-
gabe einer von der zuständigen obers-
ten Aufsichtsbehörde zu erlassenden 
Rechtsverordnung dazu bestimmt wer-
den. 

  
Bei jeder Beförderung in ein Amt, das von 
Buchstabe a bis e erfasst wird, ist erneut eine 
Probezeit zu leisten. Dies gilt nicht, wenn die 
Beförderung nur darauf beruht, dass sich die 
besoldungsrechtliche Zuordnung des Amtes 
ändert, ohne dass dies mit einer Änderung 
der Funktion verbunden ist. 
  
(8) Absatz 1 gilt nicht für die Ämter der Mit-
glieder des Landesrechnungshofes nach § 2 
Absatz 1 des Gesetzes über den Landes-
rechnungshof Nordrhein-Westfalen vom 
19. Juni 1994 (GV. NRW. S. 428) in der je-
weils geltenden Fassung sowie für die Äm-
ter, die 
 
1.  auf Grund anderer gesetzlicher Vor-

schriften im Beamtenverhältnis auf Zeit 
übertragen werden oder 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1994-41
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2.  in § 37 Absatz 1 und § 106 Absatz 2 ge-
nannt sind. 

  
(9) Die Beamtin oder der Beamte führt wäh-
rend ihrer oder seiner Amtszeit nur die Amts-
bezeichnung des nach Absatz 1 übertrage-
nen Amtes. Wird das Amt nach Absatz 1 
nicht auf Dauer übertragen, darf sie oder er 
die Amtsbezeichnung nach Satz 1 mit dem 
Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis 
auf Probe nicht weiterführen. 
  
(10) Die Beamtin oder der Beamte ist mit 
 
1. der Übertragung eines Amtes nach Ab-

satz 8 bei demselben Dienstherrn oder 
2.  Beendigung ihres oder seines Beamten-

verhältnisses oder Richterverhältnisses 
auf Lebenszeit 

 
aus dem Beamtenverhältnis auf Probe nach 
Absatz 1 entlassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Abordnung 

 
(1) Eine Abordnung ist die vorübergehende 
Übertragung einer dem Amt der Beamtin 
oder des Beamten entsprechenden Tätigkeit 
bei einer anderen Dienststelle desselben 
oder eines anderen Dienstherrn unter Beibe-
haltung der Zugehörigkeit zur bisherigen 
Dienststelle. Die Abordnung kann ganz oder 
teilweise erfolgen. 
  
(2) Beamtinnen und Beamte können, wenn 
hierfür ein dienstlicher Grund besteht, vo-
rübergehend ganz oder teilweise zu einer ih-
rem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine 
andere Dienststelle eines Dienstherrn im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeord-
net werden. 
  
(3) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen und Beamte vorübergehend ganz 
oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt 
entsprechenden Tätigkeit abgeordnet wer-
den, wenn ihnen die Wahrnehmung der 
neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung 
oder Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei 
ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die 
nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundge-
halt entspricht, zulässig. Die Abordnung 
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6.  Nach § 24 Absatz 6 wird der folgende 

Absatz 7 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(7) Wird eine Beamtin oder ein Beam-

ter von einem anderen Dienstherrn au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes zu einem Dienstherrn im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes abgeord-
net, wird sie oder er unverzüglich durch 
den aufnehmenden Dienstherrn über 
die geänderten wesentlichen Aspekte 
der rechtlichen Stellung im Beamtenver-
hältnis nach § 16 Absatz 5 informiert.“ 

 

nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der Zustim-
mung der Beamtin oder des Beamten, wenn 
sie die Dauer von zwei Jahren übersteigt. 
  
(4) Die Abordnung zu einem anderen Dienst-
herrn bedarf der Zustimmung der Beamtin 
oder des Beamten. Abweichend von Satz 1 
ist die Abordnung auch ohne Zustimmung 
der Beamtin oder des Beamten zulässig, 
wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit dem-
selben Endgrundgehalt auch einer anderen 
Laufbahn entspricht und die Abordnung die 
Dauer von fünf Jahren nicht übersteigt. 
  
(5) Vor der Abordnung ist die Beamtin oder 
der Beamte zu hören. 
  
(6) Die Abordnung zu einem anderen Dienst-
herrn wird von dem abgebenden im Einver-
ständnis mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn verfügt; das Einverständnis ist schrift-
lich oder elektronisch zu erklären. In der Ver-
fügung ist zum Ausdruck zu bringen, dass 
das Einverständnis vorliegt. Zur Zahlung der 
der Beamtin oder dem Beamten zustehen-
den Leistungen ist auch der Dienstherr ver-
pflichtet, zu dem die Beamtin oder der Be-
amte abgeordnet ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 25 
Versetzung 

 
(1) Eine Versetzung ist die auf Dauer ange-
legte Übertragung eines anderen Amtes bei 
einer anderen Dienststelle bei demselben 
oder einem anderen Dienstherrn. 
  
(2) Beamtinnen und Beamte können in ein 
anderes Amt einer Laufbahn, für die sie die 
Befähigung besitzen, versetzt werden, wenn 
sie es beantragen oder ein dienstliches Be-
dürfnis besteht. Eine Versetzung bedarf nicht 
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7.  Nach § 25 Absatz 5 wird der folgende 

Absatz 6 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(6) Wird eine Beamtin oder ein Beam-

ter von einem anderen Dienstherrn au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes zu einem Dienstherrn im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes versetzt, 
wird sie oder er unverzüglich durch den 
aufnehmenden Dienstherrn über die 
wesentlichen Aspekte der rechtlichen 
Stellung im Beamtenverhältnis nach 
§ 16 Absatz 5 informiert.“ 

 

ihrer Zustimmung, wenn das neue Amt zum 
Bereich desselben Dienstherrn gehört, der-
selben Laufbahn angehört wie das bisherige 
Amt und mit mindestens demselben End-
grundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen 
gelten hierbei nicht als Bestandteile des 
Grundgehaltes. Vor der Versetzung ist die 
Beamtin oder der Beamte zu hören. 
  
(3) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen oder Beamte ohne ihre Zustimmung in 
ein Amt mit demselben Endgrundgehalt auch 
einer anderen Laufbahn, auch im Bereich ei-
nes anderen Dienstherrn, versetzt werden; 
Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Be-
standteile des Grundgehaltes. § 22 bleibt un-
berührt. 
  
(4) Besitzen die Beamtinnen und Beamten 
nicht die Befähigung für die andere Lauf-
bahn, haben sie an Maßnahmen für den Er-
werb der neuen Befähigung teilzunehmen. 
  
(5) Werden die Beamtinnen und Beamten in 
ein Amt eines anderen Dienstherrn versetzt, 
wird das Beamtenverhältnis mit dem neuen 
Dienstherrn fortgesetzt; auf die beamten- 
und besoldungsrechtliche Stellung der Be-
amtinnen und Beamten finden die im Bereich 
des neuen Dienstherrn geltenden Vorschrif-
ten Anwendung. Die Versetzung wird von 
dem abgebenden im Einverständnis mit dem 
aufnehmenden Dienstherrn verfügt; das Ein-
verständnis ist schriftlich oder elektronisch 
zu erklären. In die Verfügung ist aufzuneh-
men, dass das Einverständnis vorliegt. 
 

 
 
 
 
 

 § 32 
Hinausschieben des Ruhestandeintritts 

 
(1) Der Eintritt in den Ruhestand kann auf 
Antrag der Beamtin oder des Beamten um 
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8.  Nach § 32 Absatz 3 wird der folgende 

Absatz 4 eingefügt: 
 
 
 „(4) Im Zeitraum des Hinausschiebens 

des Eintritts in den Ruhestand nach den 
Absätzen 1 oder 2 kann eine Teilzeitbe-
schäftigung mit weniger als der Hälfte 
der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit bewilligt werden, wenn zwin-
gende dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen. § 63 Absatz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.“ 

 

bis zu drei Jahre, jedoch nicht über das Ende 
des Monats, in dem das 70. Lebensjahr voll-
endet wird hinaus, hinausgeschoben wer-
den, wenn dies im dienstlichen Interesse 
liegt. Der Antrag ist spätestens sechs Mo-
nate vor Eintritt in den Ruhestand zu stellen. 
Im Verlängerungszeitraum ist die Beamtin 
oder der Beamte auf ihren oder seinen An-
trag hin jederzeit in den Ruhestand zu ver-
setzen; die beantragte Versetzung kann aus 
zwingenden dienstlichen Gründen um bis zu 
drei Monate hinausgeschoben werden. Für 
das Hinausschieben des Ruhestandseintritts 
nach Satz 1 ist bei den übrigen kommunalen 
Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten im 
Sinne des § 119 die Zustimmung mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl des betref-
fenden Wahlgremiums erforderlich. 
  
(2) Wenn dienstliche Gründe im Einzelfall die 
Fortführung der Dienstgeschäfte erfordern, 
kann die für die Versetzung in den Ruhe-
stand zuständige Stelle mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde und der Beamtin 
oder des Beamten den Eintritt in den Ruhe-
stand für eine bestimmte Dauer, die jeweils 
ein Jahr und insgesamt drei Jahre nicht über-
steigen darf, hinausschieben. Bei Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamten bedarf diese 
Entscheidung einer Zweidrittelmehrheit der 
gesetzlichen Mitgliederzahl des betreffenden 
Wahlgremiums. 
  
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei einer ge-
setzlich bestimmten besonderen Alters-
grenze entsprechend. 
 

9.  § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift wird nach der An-
gabe „Antragsruhestand“ die An-
gabe „, begrenzte Dienstfähigkeit“ 
eingefügt. 

  
§ 33 

Dienstunfähigkeit, Antragsruhestand 
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b)  Nach Absatz 1 Satz 1 wird der fol-
gende Satz eingefügt: 

  
 
 
 
 
 
 
 
 „Entzieht sich die Beamtin oder der 

Beamte ohne hinreichenden Grund 
der Verpflichtung, sich nach Wei-
sung der dienstvorgesetzten Stelle 
untersuchen oder beobachten zu 
lassen, so kann sie oder er so be-
handelt werden, als ob Dienstunfä-
higkeit vorläge.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Nach Absatz 3 wird der folgende 

Absatz 4 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(1) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähig-
keit der Beamtin oder des Beamten, so ist sie 
oder er verpflichtet, sich nach Weisung der 
dienstvorgesetzten Stelle durch eine Ärztin 
oder einen Arzt der unteren Gesundheitsbe-
hörde untersuchen und, falls eine Ärztin oder 
ein Arzt der unteren Gesundheitsbehörde 
dies für erforderlich hält, auch beobachten zu 
lassen. Gesetzliche Vorschriften, die für ein-
zelne Beamtengruppen andere Vorausset-
zungen für die Beurteilung der Dienstunfä-
higkeit bestimmen, bleiben unberührt. Die 
Frist nach § 26 Absatz 1 Satz 2 des Beam-
tenstatusgesetzes beträgt sechs Monate. 
  
(2) Beantragt die Beamtin oder der Beamte, 
sie oder ihn nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des 
Beamtenstatusgesetzes in den Ruhestand 
zu versetzen, so hat die dienstvorgesetzte 
Stelle nach Einholung eines amtlichen Gut-
achtens der unteren Gesundheitsbehörde zu 
erklären, ob sie sie oder ihn nach pflichtge-
mäßem Ermessen für dauernd unfähig hält, 
ihre oder seine Amtspflichten zu erfüllen. Die 
nach § 36 Absatz 1 zuständige Stelle ist an 
die Erklärung der dienstvorgesetzten Stelle 
nicht gebunden, sie kann auch andere Be-
weise erheben. 
  
(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 
kann eine Beamtin oder ein Beamter auf Le-
benszeit oder auf Zeit auf ihren oder seinen 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden 
 
1.  frühestens mit Vollendung des 63. Le-

bensjahres, 
2.  als schwerbehinderter Mensch im Sinne 

von § 2 Absatz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen - (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, 
BGBl. I S. 1046) in der jeweils geltenden 
Fassung frühestens mit Vollendung des 
60. Lebensjahres. 

  
Aus dienstlichen Gründen kann bei Leiterin-
nen und Leitern und Lehrerinnen und Leh-
rern an öffentlichen Schulen die Versetzung 
in den Ruhestand bis zum Ende des laufen-
den Schuljahres hinausgeschoben werden. 
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 „(4) In den Fällen der begrenzten 
Dienstfähigkeit (§ 27 des Beamten-
statusgesetzes) gelten Absatz 1 
Satz 1 und 4, Absatz 2 sowie die 
§§ 34, 35 Absatz 1 entsprechend.“ 

 
10.  Nach § 33 wird der folgende § 33a ein-

gefügt: 
 

„§ 33a 
Mitteilung von Untersuchungsbefun-

den 
 
(1) Wird in den Fällen der §§ 26 bis 29 
des Beamtenstatusgesetzes in Verbin-
dung mit § 33 eine ärztliche Untersu-
chung durchgeführt, teilt die Ärztin oder 
der Arzt der dienstvorgesetzten Stelle, 
in deren Auftrag sie oder er tätig gewor-
den ist, das Untersuchungsergebnis 
mit. Die Mitteilung nach Satz 1 hat auch 
die das Ergebnis tragenden Feststellun-
gen und Gründe, soweit deren Kenntnis 
für die dienstvorgesetzte Stelle unter 
Beachtung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit für die von ihr zu tref-
fende Entscheidung erforderlich ist, zu 
enthalten. 
 
(2) Die ärztliche Mitteilung nach Absatz 
1 ist in einem gesonderten und ver-
schlossenen Umschlag oder in einem 
nach dem Stand der Technik abgesi-
cherten digitalen Verfahren zu übersen-
den. Sie ist verschlossen oder elektro-
nisch besonders gesichert zu der Per-
sonalakte zu nehmen. Die an die dienst-
vorgesetzte Stelle übermittelten Daten 
dürfen nur für die nach den §§ 26 bis 29 
des Beamtenstatusgesetzes zu tref-
fende Entscheidung verarbeitet oder 
genutzt werden.  
 
(3) Die dienstvorgesetzte Stelle hat die 
Beamtin oder den Beamten in ihrer Wei-
sung nach § 33 Absatz 1 auf den Zweck 
der Untersuchung hinzuweisen.“ 
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11.  § 44 wird durch den folgenden § 44 er-
setzt: 

 
„§ 44 

Aufenthalt in der Nähe des  
Dienstortes 

 
Wenn besondere dienstliche Verhält-
nisse es dringend erfordern, kann die 
Beamtin oder der Beamte angewiesen 
werden, sich während der dienstfreien 
Zeit erreichbar in der Nähe ihres oder 
seines Dienstortes aufzuhalten.“ 

 

  
 
 

§ 44 
Aufenthalt in der Nähe des Dienstortes 

 
Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es 
dringend erfordern, kann die Beamtin oder 
der Beamte angewiesen werden, sich wäh-
rend der dienstfreien Zeit erreichbar in der 
Nähe seines Dienstortes aufzuhalten. 
 

12.  Nach § 45 wird der folgende § 45a ein-
gefügt: 

 
„§ 45a 

Erscheinungsbild;  
Verordnungsermächtigung 

 
(1) Unbeschadet der Vorschrift über 
Dienstkleidung in § 45 wird die für die 
Ordnung der Laufbahn zuständige 
oberste Dienstbehörde ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Einzelheiten 
über das äußere Erscheinungsbild der 
Beamtinnen und Beamten nach § 34 
Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Beamtensta-
tusgesetzes zu regeln.  
 
(2) In der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 kann insbesondere bestimmt 
werden, wann und unter welchen Vo-
raussetzungen 
 
1.  ein sofort ablegbares Erschei-

nungsmerkmal bei der Ausübung 
des Dienstes oder bei einer Tätig-
keit mit unmittelbarem Dienstbezug 
abzulegen ist, 

 
2.  ein nicht sofort ablegbares Erschei-

nungsmerkmal 
 

a)  bei der Ausübung des Dienstes 
oder bei einer Tätigkeit mit un-
mittelbarem Dienstbezug ab-
zudecken oder in geeigneter 
Weise zu überdecken ist, 

b)  zur Herstellung eines pflichtge-
mäßen Zustands dauerhaft zu 
verändern ist oder 
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c)  zu entfernen ist, wenn sich in 
anderer Weise kein pflichtge-
mäßer Zustand herstellen 
lässt, und 

 
3.  ein nicht sofort ablegbares Erschei-

nungsmerkmal zur Vermeidung ei-
ner künftigen, nicht auf andere 
Weise abwendbaren Kollision mit 
den dienstlichen Pflichten bereits 
vor dessen Erstellung zu untersa-
gen ist. 

 
(3) Religiös oder weltanschaulich kon-
notierte Merkmale des Erscheinungs-
bilds dürfen nur dann durch Regelungen 
nach Absatz 2 eingeschränkt oder un-
tersagt werden, wenn sie objektiv geeig-
net sind, das Vertrauen in die neutrale 
Amtsführung der Beamtin oder des Be-
amten zu beeinträchtigen.“ 

 
13.  § 52 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift wird die Angabe 
„, Tätigkeit von Ruhestandsbeam-
tinnen und Ruhestandsbeamten 
und früheren Beamtinnen und Be-
amten mit Versorgungsbezügen“ 
gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 

„(§§ 49, 54)“ durch die Angabe 
„(§§ 49, 52a, 54)“ und die Angabe 
„bedürfen der Schriftform“ durch die 
Angabe „sind schriftlich oder als 
elektronisches Dokument einzu-
reichen“ ersetzt. 

 
 
 
 
 

  
§ 52 

Ausübung der Nebentätigkeit, Verfahren, 
Tätigkeit von Ruhestandsbeamtinnen 

und Ruhestandsbeamten und früheren 
Beamtinnen und Beamten mit Versor-

gungsbezügen 
 

(1) Nebentätigkeiten, welche die Beamtin 
oder der Beamte nicht auf Verlangen (§ 48), 
Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder sei-
ner dienstvorgesetzten Stelle übernommen 
hat, darf sie oder er nur außerhalb der Ar-
beitszeit ausüben. Ausnahmen dürfen nur in 
besonders begründeten Fällen zugelassen 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen und die versäumte Arbeitszeit 
nachgeleistet wird. 
  
(2) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung 
(§§ 49, 54) oder auf Zulassung einer Aus-
nahme (Absatz 1 Satz 2) und Entscheidun-
gen über diese Anträge sowie das Verlangen 
nach § 48 und nach Absatz 4 bedürfen der 
Schriftform. Die Beamtin oder der Beamte 
hat die für die Entscheidungen erforderlichen 
Nachweise, insbesondere über Art und Um-
fang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte 
und geldwerten Vorteile hieraus, zu erbrin-
gen; sie oder er hat jede Änderung unver-
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c)  Absatz 5 wird gestrichen. 
 

züglich schriftlich oder elektronisch anzuzei-
gen. 
  
(3) Der Vorschlag und die Veranlassung der 
dienstvorgesetzten Stelle (Absatz 1 Satz 1) 
sind aktenkundig zu machen. 
  
(4) Die Beamtin oder der Beamte ist auf Ver-
langen der dienstvorgesetzten Stelle ver-
pflichtet, über Art und Umfang der von ihr 
oder ihm ausgeübten Nebentätigkeit und die 
Höhe der dafür empfangenen Vergütung 
Auskunft zu geben. 
  
(5) Der Zeitraum gemäß § 41 Satz 1 des Be-
amtenstatusgesetzes beträgt für Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
oder frühere Beamtinnen und Beamte mit 
Versorgungsbezügen fünf Jahre, bei Eintritt 
in den Ruhestand nach § 31 Absatz 1 drei 
Jahre. Ein Verbot nach § 41 Satz 2 des Be-
amtenstatusgesetzes wird durch die letzte 
dienstvorgesetzte Stelle ausgesprochen; es 
endet spätestens mit Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen. 
 

14.  Nach § 52 wird der folgende § 52a ein-
gefügt: 

 
„§ 52a 

Anzeige- und Genehmigungspflicht 
für Tätigkeiten von Ruhestandsbe-
amtinnen und Ruhestandsbeamten 
und früheren Beamtinnen und Be-
amten mit Versorgungsbezügen 

 
(1) Der Zeitraum gemäß § 41 Absatz 1 
Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes be-
trägt für Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamte oder frühere Beam-
tinnen und Beamte mit Versorgungsbe-
zügen fünf Jahre, bei Eintritt in den Ru-
hestand nach § 31 Absatz 1 drei Jahre. 
Ein Verbot nach § 41 Absatz 1 Satz 2 
des Beamtenstatusgesetzes wird durch 
die letzte dienstvorgesetzte Stelle aus-
gesprochen; es endet spätestens mit 
Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen. 
 
(2) Zur Anzeige jeder Erwerbstätigkeit 
oder sonstigen Beschäftigung außer-
halb des öffentlichen Dienstes verpflich-
tet ist eine Ruhestandsbeamtin oder ein 
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Ruhestandsbeamter oder eine frühere 
Beamtin oder Beamter mit Versor-
gungsbezügen, wenn sie oder er 

 
1.  vor Eintritt in den Ruhestand Beam-

tin oder Beamter gemäß § 37 Ab-
satz 1 war oder 

 
2.  in den letzten fünf Jahren vor Been-

digung des Beamtenverhältnisses 
mit mindestens einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit im Sinne 
des § 2 des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 23. Februar 2022 (GV. 
NRW. S. 233), das durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 18. November 
2025 (GV. NRW. S. 988) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung betraut gewesen ist. 

 
Die Anzeigepflicht endet bei Eintritt in 
den Ruhestand nach § 31 Absatz 1 
nach fünf Jahren und im Übrigen nach 
sieben Jahren nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses. 

 
(3) Die Anzeige nach den Absätzen 1 
und 2 muss mindestens einen Monat 
vor Aufnahme der Tätigkeit oder Be-
schäftigung erfolgen. Wird die Frist nicht 
eingehalten, so kann die zuständige Be-
hörde die Aufnahme der Tätigkeit oder 
Beschäftigung bis zur Dauer von höchs-
tens einem Monat vorläufig untersagen. 
 
(4) Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte oder frühere Beamtinnen 
und Beamte mit Versorgungsbezügen, 
bei denen in den letzten fünf Jahren vor 
Beendigung des Beamtenverhältnisses 
eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen nach § 12 
des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
wurde, bedürfen für die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit oder sonstigen Be-
schäftigung für eine fremde Macht oder 
einen ihrer Mittelsmänner der vorheri-
gen Genehmigung, sofern die beabsich-
tigte Erwerbstätigkeit oder sonstige Be-
schäftigung einen Bezug zu sicherheits-
empfindlichen Belangen aufweist. Die 
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Pflicht zur Einholung einer Genehmi-
gung endet bei Eintritt in den Ruhestand 
nach § 31 Absatz 1 nach fünf Jahren 
und im Übrigen nach sieben Jahren 
nach Beendigung des Beamtenverhält-
nisses.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15.  § 60 Absatz 3 Satz 2 Nummer 7 wird 

durch die folgende Nummer 7 ersetzt: 
 

„7.  Langzeit- und Lebensarbeitszeit-
konten,“. 

 

 § 60 
Arbeitszeit, alternierende mobile Arbeit 

 
(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf im Jah-
resdurchschnitt einundvierzig Stunden in der 
Woche nicht überschreiten. Die durchschnitt-
liche Wochenarbeitszeit vermindert sich für 
jeden gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt, um die Stunden, die an diesem 
Tag zu leisten wären. 
  
(2) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, 
kann die Arbeitszeit entsprechend den 
dienstlichen Bedürfnissen verlängert wer-
den. Im wöchentlichen Zeitraum dürfen im 
Jahresdurchschnitt achtundvierzig Stunden 
einschließlich Mehrarbeitsstunden nicht 
überschritten werden. 
  
(3) Das Nähere zu den Absätzen 1 und 2 so-
wie zu § 61 Absatz 1 regelt die Landesregie-
rung durch Rechtsverordnung. Das gilt ins-
besondere für Regelungen über 
1.  die Dauer, die Verlängerung und die 

Verkürzung der regelmäßigen Arbeits-
zeit, 

2.  dienstfreie Zeiten, 
3.  den Ort und die Zeit der Dienstleistung, 
4.  den Bereitschaftsdienst, 
5.  die Mehrarbeit in Einzelfällen, 
6.  den Arbeitsversuch, 
 
 
 
7.  Langzeitarbeitskonten, 
 
ferner für Regelungen der Pausen und der 
Dienststunden in der Landesverwaltung. 
  
(4) Im Rahmen der dienstlichen Möglichkei-
ten haben die Dienststellen Beamtinnen und 
Beamten mit Dienstbezügen auch alternie-
rende mobile Arbeit anzubieten. Die Dienst-
stelle entscheidet über den Antrag der Be-
amtin oder des Beamten auf Teilnahme nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die Ausgestal-
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tung alternierender mobiler Arbeit kann 
durch Dienstvereinbarung unter besonderer 
Berücksichtigung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes geregelt werden. 
 
 
 

 
 
 
16.  Nach § 62 Absatz 1 Satz 2 werden die 

folgenden Sätze eingefügt:  
 
 „Bestehen Zweifel über die Dienstunfä-

higkeit nach Satz 2, ist die Beamtin oder 
der Beamte verpflichtet, sich nach Wei-
sung der dienstvorgesetzten Stelle 
durch eine Ärztin oder einen Arzt der un-
teren Gesundheitsbehörde oder eine 
Polizeiärztin oder einen Polizeiarzt un-
tersuchen zu lassen und durch Vorlage 
einer Bescheinigung die Dienstunfähig-
keit nachzuweisen. Entzieht sich die Be-
amtin oder der Beamte ohne hinrei-
chenden Grund der Verpflichtung, sich 
nach Weisung der dienstvorgesetzten 
Stelle ärztlich untersuchen zu lassen, so 
kann ein unentschuldigtes Fernbleiben 
vom Dienst angenommen werden.“ 

 

 § 62 
Fernbleiben vom Dienst 

 
(1) Die Beamtin oder der Beamte darf dem 
Dienst nicht ohne Genehmigung fernbleiben. 
Dienstunfähigkeit infolge Krankheit ist auf 
Verlangen nachzuweisen. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Verliert die Beamtin oder der Beamte we-
gen schuldhaften Fernbleibens vom Dienst 
ihren oder seinen Anspruch auf Dienstbe-
züge, so wird dadurch eine disziplinarrechtli-
che Verfolgung nicht ausgeschlossen. 
 

17.  § 64 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 64 
Teilzeitbeschäftigung und Urlaub aus  

familiären Gründen 
 

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit 
Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen, Teilzeitbeschäftigung bis auf die 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit oder Ur-
laub ohne Besoldung zu bewilligen zur tat-
sächlichen Betreuung oder Pflege von 
 
1.  mindestens einem Kind unter 18 Jahren 

oder 
2.  einer oder einem nach § 7 Absatz 3 des 

Pflegezeitgesetzes pflegebedürftigen 
nahen Angehörigen, deren oder dessen 
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„Eine Teilzeitbeschäftigung kann 
nach Satz 1, § 67 oder § 74 Absatz 
2 auch mit weniger als der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit bewil-
ligt werden, wenn zwingende 
dienstliche Belange nicht entge-
genstehen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Absatz 3 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 „Urlaub und Zeiten einer unterhälf-

tigen Teilzeitbeschäftigung nach 
Absatz 1 dürfen in Verbindung mit 
Urlaub nach § 70 Absatz 1 insge-
samt die Dauer von 15 Jahren nicht 
überschreiten.“  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pflegebedürftigkeit nach § 3 Absatz 2 
des Pflegezeitgesetzes nachgewiesen 
ist. 

  
Während der Zeit des Urlaubs nach Satz 1, 
§ 67 oder § 74 Absatz 2 kann Teilzeitbe-
schäftigung auch mit weniger als der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt wer-
den, wenn zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen. 
  
(2) Beamtinnen oder Beamten auf Widerruf, 
die ihren Vorbereitungsdienst nach dem 
31. Dezember 2017 begonnen haben, kann 
aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
Teilzeitbeschäftigung mit mindestens der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt 
werden, soweit die Struktur der Ausbildung 
nicht entgegensteht und den unverzichtba-
ren Erfordernissen der Ausbildung Rech-
nung getragen wird. Nähere Regelungen 
trifft die Verordnung nach § 7 Absatz 2. 
  
 
 
 
(3) Urlaub nach Absatz 1 darf auch in Verbin-
dung mit Urlaub nach § 70 Absatz 1 insge-
samt die Dauer von 15 Jahren nicht über-
schreiten. Dabei bleiben Zeiten einer unter-
hälftigen Teilzeitbeschäftigung während ei-
ner Elternzeit nach § 74 Absatz 2 und einer 
Freistellung zur Pflege und Betreuung von 
Angehörigen nach § 67 unberücksichtigt. 
Der Bewilligungszeitraum kann bei Beamtin-
nen und Beamten im Schul- und Hochschul-
dienst bis zum Ende des laufenden Schul-
jahrs, Semesters oder Trimesters ausge-
dehnt werden. Dies gilt auch bei Wegfall der 
tatbestandlichen Voraussetzungen des Ab-
satzes 1. 
  
(4) Der Antrag auf Verlängerung einer Teil-
zeitbeschäftigung ist spätestens sechs Mo-
nate vor Ablauf der genehmigten Freistellung 
zu stellen. Ein Übergang zur Vollzeitbeschäf-
tigung oder eine Änderung des Umfangs der 
Teilzeitbeschäftigung ist auf Antrag zuzulas-
sen, wenn der Beamtin oder dem Beamten 
die Fortsetzung der bewilligten Teilzeitbe-
schäftigung nicht mehr zugemutet werden 
kann und dienstliche Belange nicht entge-
genstehen. Dies gilt entsprechend für eine 
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c)  Absatz 5 wird durch den folgenden 

Absatz 5 ersetzt: 
 
 „(5) Während der Zeit des Urlaubs 

ohne Besoldung nach Absatz 1 
Satz 1 besteht ein Anspruch auf 
Fürsorgeleistungen in entsprechen-
der Anwendung der Beihilferege-
lungen für Beamtinnen und Beamte 
mit Besoldung. Dies gilt nicht, wenn 
die Beamtin oder der Beamte wäh-
rend des Urlaubs ohne Besoldung 

 
1.  berücksichtigungsfähige Ange-

hörige oder berücksichtigungs-
fähiger Angehöriger einer oder 
eines Beihilfeberechtigten 
wird, 

 
2.  Anspruch auf Familienversi-

cherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach 
§ 10 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch – Gesetzliche 
Krankenversicherung – (Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477, 
2482), das zuletzt durch Artikel 
2 Absatz 9 des Gesetzes vom 
12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 
143) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung 
hat, 

 
3.  eine Beschäftigung im Rah-

men einer nach § 50 geneh-
migten Nebentätigkeit außer-
halb des Beamtenverhältnis-
ses ausübt und dadurch ent-
weder beihilfeberechtigt oder 
versicherungspflichtig in der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 5 Absatz 1 Num-
mer 1 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch ist oder 

 

Verlängerung eines Urlaubs oder eine Rück-
kehr aus dem Urlaub mit dem Ziel, eine Voll-
zeit- oder Teilzeitbeschäftigung aufzuneh-
men. 
  
 
 
 
 
 
(5) Während der Zeit des Urlaubs nach Ab-
satz 1 besteht ein Anspruch auf Leistungen 
der Krankenfürsorge in entsprechender An-
wendung der Beihilferegelungen für Beam-
tinnen und Beamte mit Besoldung. Dies gilt 
nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte be-
rücksichtigungsfähige Angehörige oder be-
rücksichtigungsfähiger Angehöriger einer 
oder eines Beihilfeberechtigten wird oder An-
spruch auf Familienversicherung nach § 10 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch -Ge-
setzliche Krankenversicherung- (Artikel I des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S. 2477, 2482) vom 20. Dezember 1988 in 
der jeweils geltenden Fassung hat. 
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4.  aus einem sonstigen Grund die 
Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung nach § 5 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ein-
tritt.“ 

 
18.  § 65 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 65 
Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell 

 
(1) Wenn dienstliche Belange nicht entge-
genstehen, kann Teilzeitbeschäftigung auf 
Antrag auch in der Weise bewilligt werden, 
dass während eines Teils des Bewilligungs-
zeitraums die Arbeitszeit bis zur regelmäßi-
gen Arbeitszeit erhöht und diese Arbeitszei-
terhöhung während des unmittelbar daran 
anschließenden Teils des Bewilligungszeit-
raums durch eine entsprechende Ermäßi-
gung der Arbeitszeit oder durch eine unun-
terbrochene Freistellung vom Dienst ausge-
glichen wird. Der gesamte Bewilligungszeit-
raum darf höchstens sieben Jahre betragen. 
  
(2) In Fällen von Teilzeitbeschäftigung nach 
§ 64 kann die Ermäßigung der Arbeitszeit 
oder die ununterbrochene Freistellung auch 
zu Beginn oder während des Bewilligungs-
zeitraums in Anspruch genommen werden. 
Der Bewilligungszeitraum wird unterbrochen 
für die Dauer einer Elternzeit oder einer Fa-
milienpflege- oder Pflegezeit. In Fällen von 
Teilzeitbeschäftigung nach § 67 erfolgt die 
Ermäßigung der Arbeitszeit während der 
Pflegephase zu Beginn des Bewilligungszeit-
raums. 
  
(3) Treten während des Bewilligungszeit-
raums nach Absatz 1 Umstände ein, welche 
die vorgesehene Abwicklung unmöglich ma-
chen, so ist die Teilzeitbeschäftigung mit 
Wirkung für die Vergangenheit zu widerrufen 
 
1.  bei Beendigung des Beamtenverhältnis-

ses im Sinne des § 21 des Beamtensta-
tusgesetzes, 

2.  bei Dienstherrnwechsel oder 
3.  in besonderen Härtefällen, wenn der 

Beamtin oder dem Beamten die Fortset-
zung der Teilzeitbeschäftigung nicht 
mehr zuzumuten ist. 
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a)  In Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe 
„(GV. NRW. S. 310)“ durch die An-
gabe „(GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt. 

 
b)  Nach Absatz 3 wird der folgende 

Absatz 4 eingefügt: 
 
 „(4) Auf Antrag der Beamtin oder 

des Beamten kann die Teilzeitbe-
schäftigung mit Wirkung für die Ver-
gangenheit widerrufen werden, 
wenn hierfür ein erhebliches dienst-
liches Interesse besteht. Bei Beam-
tinnen und Beamten des Landes 
bedarf die Entscheidung der Zu-
stimmung der obersten Dienstbe-
hörde. Absatz 3 Satz 2 bis 5 gilt ent-
sprechend.“ 

 

Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der Ar-
beitszeitstatus entsprechend der nach dem 
Modell zu erbringenden Dienstleistung fest-
gesetzt. Zuviel gezahlte Bezüge sind von 
den Beamtinnen und Beamten zurück zu 
zahlen, zu wenig gezahlte Bezüge sind vom 
Dienstherrn nachzuzahlen. Dies gilt nicht, 
soweit der Ausgleich über Arbeitszeit oder 
Freistellung bereits erfolgt ist oder die Beam-
tin oder der Beamte verstirbt. § 15 des Lan-
desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) bleibt unberührt. 
In Fällen des § 64 besteht ein Rückkehran-
spruch unter den Voraussetzungen des § 64 
Absatz 4. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 66 
Altersteilzeit 

 
(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbe-
zügen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit 
bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken 
muss, Teilzeitbeschäftigung als Altersteilzeit 
mit der Hälfte der in den letzten fünf Jahren 
vor Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich 
zu leistenden Arbeitszeit bewilligt werden, 
wenn 
 
1.  die Beamtin oder der Beamte das 

55. Lebensjahr vollendet hat; die Dauer 
der Altersteilzeitbeschäftigung darf da-
bei zehn Jahre nicht übersteigen und 

2.  dringende dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

39 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
19.  § 66 Absatz 4 wird gestrichen. 
 
 

  
Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitli-
chen Umfangs der Altersteilzeitbeschäfti-
gung Stundenbruchteile, können diese auf 
volle Stunden aufgerundet werden, sofern 
personalwirtschaftliche Belange dies erfor-
dern. § 63 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
  
(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise be-
willigt werden, dass die Beamtin oder der Be-
amte die bis zum Beginn des Ruhestandes 
zu erbringende Dienstleistung vollständig 
vorab leistet und anschließend voll vom 
Dienst freigestellt wird (Blockmodell). Alters-
teilzeitbeschäftigung mit weniger als der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit soll nur 
im Blockmodell bewilligt werden; dabei muss 
die Beamtin oder der Beamte in der Phase 
der vorab zu erbringenden Dienstleistung mit 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit, im Fall des § 64 Absatz 1 Satz 2 im 
Umfang der bisherigen Teilzeitbeschäfti-
gung, Dienst leisten. 
  
(3) Die oberste Dienstbehörde kann von der 
Anwendung der Vorschrift ganz absehen 
oder sie auf bestimmte Verwaltungsbereiche 
oder Beamtengruppen beschränken. Die 
oberste Dienstbehörde kann auch allgemein 
oder für bestimmte Verwaltungsbereiche 
oder Beamtengruppen vorschreiben, dass 
 
1.  Altersteilzeit nur im Blockmodell bewil-

ligt werden darf oder 
2.  die Altersteilzeitbeschäftigung mit bis zu 

65 Prozent der nach Absatz 1 maßgeb-
lichen bisherigen Arbeitszeit zu leisten 
ist, sofern personalwirtschaftliche Be-
lange dies erfordern. 

  
(4) Während der Zeit einer unterhälftigen Al-
tersteilzeitbeschäftigung besteht Anspruch 
auf Leistungen der Krankenfürsorge in ent-
sprechender Anwendung der Beihilferege-
lungen für Beamtinnen und Beamte mit 
Dienstbezügen. 
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20.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 67 

Familienpflegezeit, Pflegezeit; 
Verordnungsermächtigung“. 

 
 
 
 
b)  In Satz 2 wird die Angabe „vom 

28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896)“ 
gestrichen und die Angabe „ihrer“ 
durch die Angabe „der“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  In Satz 4 wird die Angabe „dem 

Pflegezeitgesetz“ durch die Angabe 
„entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Pflegezeitgeset-
zes“ ersetzt. 

 

  
 
 
 
 

§ 67 
Familienpflegezeit, Pflegezeit 

 
Freistellungen im Rahmen der Pflegezeit 
und Familienpflegezeit sind zu gewähren. 
Die Landesregierung regelt durch Rechts-
verordnung die der Eigenart des öffentlichen 
Dienstes entsprechende Anwendung der 
Vorschriften des Pflegezeitgesetzes vom 
28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) und des 
Familienpflegezeitgesetzes vom 6. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 2564) in ihrer jeweils 
geltenden Fassung auf Beamtinnen und Be-
amte mit Besoldung. Sie trifft insbesondere 
Regelungen über 
 
1.  die Voraussetzungen der Inanspruch-

nahme, 
2.  die Dauer, 
3.  den Entlassungsschutz, 
4.  die Kostenübernahme für ärztliche Be-

scheinigungen durch den Dienstherrn, 
5.  die Teilzeitbeschäftigung, 
6.  die Fortzahlung von Leistungen des 

Dienstherrn. 
  
Für die Dauer einer vollständigen Freistel-
lung nach dem Pflegezeitgesetz gilt § 64 Ab-
satz 5 entsprechend. 
 

21.  § 72 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 
 

„§ 72 
Urlaub aus anderen Anlässen, 
Mandatsträgerinnen und Man-

datsträger; Verordnungser-
mächtigung“. 

 
b)  Absatz 1 Satz 2 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt:  
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 72 
Urlaub aus anderen Anlässen, Mandats-

trägerinnen und Mandatsträger 
 
 
 
(1) Die Landesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die Bewilligung von Ur-
laub aus anderen Anlässen (Sonderurlaub) 
und bestimmt insbesondere 
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 „Sofern eine oder mehrere Beurlau-

bungen ohne Besoldung nach 
Satz 1 insgesamt 30 Tage im Ka-
lenderjahr nicht überschreiten, wer-
den für die Dauer dieser Beurlau-
bungen Fürsorgeleistungen in ent-
sprechender Anwendung der Bei-
hilferegelungen für Beamtinnen 
und Beamte mit Besoldung ge-
währt.“ 

 
c)  Absatz 2 Satz 2 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Für die Dauer der Beurlaubung 
werden Fürsorgeleistungen in ent-
sprechender Anwendung der Bei-
hilferegelungen für Beamtinnen 
und Beamte mit Besoldung ge-
währt.“ 

 

1.  die Anlässe für die Urlaubsgewährung, 
2.  die Dauer des Sonderurlaubs, 
3.  die Erteilung des Urlaubs (Gewährleis-

tung des Dienstbetriebes, Widerruf, An-
rechnung auf den Erholungsurlaub), 

4.  die Fortzahlung von Leistungen des 
Dienstherrn. 

  
Sofern eine oder mehrere Beurlaubungen 
ohne Dienstbezüge nach Satz 1 30 Tage ins-
gesamt im Kalenderjahr nicht überschreiten, 
werden für die Dauer dieser Beurlaubungen 
Beihilfen gewährt. 
  
 
 
 
 
 
(2) Stimmen Beamtinnen und Beamte ihrer 
Aufstellung als Bewerberin oder Bewerber 
für die Wahl zum Europäischen Parlament, 
zum Bundestag, zum Landtag, zu der ge-
setzgebenden Körperschaft eines anderen 
Landes oder zu einer kommunalen Vertre-
tungskörperschaft zu, so ist ihr oder ihm auf 
ihren oder seinen Antrag innerhalb der letz-
ten zwei Monate vor dem Wahltag der zur 
Vorbereitung ihrer oder seiner Wahl erforder-
liche Urlaub ohne Besoldung zu gewähren. 
Für die Dauer der Beurlaubung werden Bei-
hilfen gewährt. 
  
 
 
 
 
(3) Zur Ausübung eines Mandats in der Ver-
tretung einer Gemeinde oder eines Gemein-
deverbandes oder einer Bezirksvertretung 
sowie für die Tätigkeit als Mitglied eines nach 
Kommunalverfassungsrecht gebildeten Aus-
schusses ist der Beamtin oder dem Beamten 
der erforderliche Urlaub unter Belassung der 
Leistungen des Dienstherrn zu gewähren. 
Das gilt auch für die von einer kommunalen 
Vertretung gewählten ehrenamtlichen Mit-
glieder von Ausschüssen, die auf Grund ei-
nes Gesetzes gebildet worden sind, sowie 
für Beamtinnen und Beamte, die als Mitglied 
der Vertretung einer Gemeinde Mitglied ei-
nes Regionalrates sind. 
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22.  § 74 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 74 

Mutterschutz, Elternzeit, Ar-
beitsschutz; Verordnungser-

mächtigung“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 

„entsprechend“ “ durch die Angabe 
„entsprechend.“ ersetzt. 

 
c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  Satz 2 Nummer 4 wird durch 
die folgenden Nummern 4 und 
5 ersetzt: 

 
„4. die Teilzeitbeschäftigung 

und 
 

5.  den Umfang der Erstat-
tung von Beiträgen für die 
Krankenversicherung und 

  
 
 
 
 

§ 74 
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz 

 
(1) Die Landesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die der Eigenart des öf-
fentlichen Dienstes entsprechende Anwen-
dung der Vorschriften des Mutterschutzge-
setzes auf Beamtinnen. Sie trifft insbeson-
dere Regelungen über 
 
1.  Beschäftigungsverbote und Stillzeiten, 
2.  die Zahlung von Besoldung und Mutter-

schaftsgeld, 
3.  Arbeitserleichterungen, 
4.  Entlassungsverbote, 
5.  die Unterrichtungspflicht der Beamtin 

gegenüber dem Dienstherrn, 
6.  die Kostenübernahme für ärztliche 

Zeugnisse durch den Dienstherrn. 
 
Für die Kontrolle und Überwachung der Ein-
haltung der dem Gesundheitsschutz dienen-
den mutterschutzrechtlichen Vorschriften gilt 
§ 29 des Mutterschutzgesetzes entspre-
chend“ 
 
 
(2) Die Landesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung die der Eigenart des öf-
fentlichen Dienstes entsprechende Anwen-
dung der Vorschriften des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes über die Elternzeit. 
Sie trifft insbesondere Regelungen über 
 
1.  die Voraussetzungen der Inanspruch-

nahme, 
2.  die Dauer, 
3.  den Entlassungsschutz, 
 
 
 
 
4.  die Teilzeitbeschäftigung. 
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Pflegeversicherung oder 
die Mitgliedschaft in einer 
Solidargemeinschaft im 
Sinne des § 176 Absatz 1 
des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch.“ 

 
bb)  Satz 3 wird gestrichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
Für die Dauer der Elternzeit gilt § 64 Ab-
satz 5 entsprechend. 
  
(3) Die auf Grund der §§ 18 und 19 des Ar-
beitsschutzgesetzes vom 7. August 1996 
(BGBl. I S. 1246) in der jeweils geltenden 
Fassung erlassenen Verordnungen der Bun-
desregierung gelten entsprechend. Durch 
Rechtsverordnung der Landesregierung 
kann ferner bestimmt werden, dass Vor-
schriften des Arbeitsschutzgesetzes für be-
stimmte Tätigkeiten ganz oder zum Teil nicht 
anzuwenden sind, soweit öffentliche Be-
lange, insbesondere die Aufrechterhaltung 
oder die Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit, dies zwingend erfordern, und wie 
in diesen Fällen die Sicherheit und der Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit unter Berück-
sichtigung der Ziele des Arbeitsschutzes auf 
andere Weise gewährleistet werden. Das Ju-
gendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 
(BGBl. I S. 965) in der jeweils geltenden Fas-
sung gilt für jugendliche Beamtinnen und Be-
amte entsprechend. Soweit die Eigenart des 
Polizeivollzugsdienstes und die Belange der 
inneren Sicherheit es erfordern, kann das für 
Inneres zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung Ausnahmen von den Vor-
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
für jugendliche Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamte zulassen. 
 

23.  § 75 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 75 

Beihilfen in Geburts-, Krank-
heits-, Pflege- und Todesfällen; 

Verordnungsermächtigung“. 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 75 
Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, 

Pflege- und Todesfällen 
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b)  Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Beihilfeberechtigt sind 

 
1.  Beamtinnen und Beamte, die 

Anspruch auf Besoldung ha-
ben oder die Elternzeit in An-
spruch nehmen, 

 
2.  Versorgungsempfängerinnen 

und Versorgungsempfänger, 
die Anspruch auf Versorgungs-
bezüge haben, 

 
 
3.  frühere Beamtinnen und Be-

amte für den Zeitraum, in dem 
sie einen Unterhaltsbeitrag 
oder Übergangsgeld nach dem 
Landesbeamtenversorgungs-
gesetz beziehen, und 

 
4.  frühere Beamtinnen und Be-

amte auf Zeit für den Zeitraum, 
in dem sie Übergangsgeld 
nach dem Landesbeamtenver-
sorgungsgesetz beziehen. 

 
Satz 1 gilt auch, wenn Bezüge auf-
grund der Anwendung von Konkur-
renz-, Ruhens- oder Anrechnungs-
vorschriften nicht gezahlt werden 
und keine Beihilfeberechtigung in 
anderer Eigenschaft besteht.“ 

 
c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
(1) Beihilfeberechtigt sind 
 
1.  Beamtinnen und Beamte mit Anspruch 

auf Besoldung, 
 
 
 
2. Versorgungsempfängerinnen und Ver-

sorgungsempfänger, versorgungsbe-
rechtigte Witwen oder Witwer und ihre 
versorgungsberechtigten Kinder sowie 
hinterbliebene eingetragene Lebens-
partnerinnen oder Lebenspartner, 

3.  frühere Beamtinnen und Beamte mit An-
spruch auf einen Unterhaltsbeitrag oder 
Übergangsgeld nach dem Landesbe-
amtenversorgungsgesetz und 

 
 
 
4.  frühere Beamtinnen und Beamte auf 

Zeit während des Anspruchs von Über-
gangsgeld nach dem Landesbeamten-
versorgungsgesetz. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Beihilfeberechtigte nach Absatz 1 erhal-
ten für sich und für ihre nicht selbst beihilfe-
berechtigten Ehegattinnen und Ehegatten 
oder für ihre nicht selbst beihilfeberechtigten 
eingetragenen Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner, wenn deren Einkünfte nach § 2 
Absatz 2 und 5a des Einkommensteuerge-
setzes vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 
3366, 3862) in der jeweils geltenden Fas-
sung im Jahr vor Entstehen der Aufwendun-
gen 20 000 Euro nicht übersteigen, sowie für 
ihre nicht selbst beihilfeberechtigten berück-
sichtigungsfähigen Kinder Beihilfen als Er-
gänzung zu der aus den laufenden Bezügen 
zu bestreitenden Eigenvorsorge. Den Ein-
künften nach Satz 1 werden hinzugerechnet: 
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aa)  Satz 2 Nummer 2 wird durch 
die folgende Nummer 2 er-
setzt:  

 
„2. ausländische Einkünfte im 

Sinne von § 34d des Ein-
kommensteuergesetzes, 
die nicht in Satz 1 enthal-
ten sind; Nummer 1 gilt 
entsprechend.“ 

 
 

bb)  In Satz 3 wird die Angabe 
„Rentenwert West“ durch die 
Angabe „aktuelle Rentenwert 
nach § 68 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Ge-
setzliche Rentenversicherung 
– in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 
2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 
3384), das zuletzt durch Artikel 
2 Absatz 10 des Gesetzes vom 
12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 
143) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt. 

 
cc)  In Satz 4 wird die Angabe 

„Rentenerhöhung West“ durch 
die Angabe „Erhöhung des ak-
tuellen Rentenwertes“ ersetzt. 

 
d)  Absatz 3 wird durch den folgenden 

Absatz 3 ersetzt: 
 
 „(3) Beihilfeberechtigte erhalten 

Beihilfen zu der Höhe nach ange-
messenen Aufwendungen für medi-
zinisch notwendige Maßnahmen, 
deren Wirksamkeit und therapeuti-
scher Nutzen nachgewiesen sind 

 
1.  zur Vorbeugung und Linderung 

von Erkrankungen oder Behin-
derungen, zur Erhaltung und 
Wiederherstellung der Ge-

1.  die Differenz zwischen dem Besteue-
rungs- oder Ertragsanteil nach § 22 
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a des Ein-
kommensteuergesetzes und dem Brut-
tobetrag bei erstmaligem Rentenbezug 
ab dem 1. Januar 2022 und 

 
 
 
 
2.  ausländische Einkünfte im Sinne von 

§ 34d des Einkommensteuergesetzes, 
die nicht in Satz 1 enthalten sind. Ziffer 
1 gilt entsprechend. 

 
 
 
 
Der Betrag nach Satz 1 wird regelmäßig im 
gleichen Verhältnis, wie sich der Rentenwert 
West erhöht, angepasst und auf volle Euro 
aufgerundet. Die Anpassung erfolgt erstmals 
ab einer Rentenerhöhung West im Kalender-
jahr 2022 mit Wirkung für das auf die Ren-
tenerhöhung folgende Kalenderjahr. Soweit 
die selbst beihilfeberechtigte Ehegattin, der 
selbst beihilfeberechtigte Ehegatte, die ein-
getragene Lebenspartnerin oder der einge-
tragene Lebenspartner der Beamtin oder des 
Beamten als Tarifbeschäftigte oder Tarifbe-
schäftigter mit weniger als der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt ist, er-
hält die Beihilfeberechtigte oder der Beihilfe-
berechtigte keinen Ausgleich für die auf 
Grund der Teilzeitbeschäftigung reduzierte 
Beihilfe der Ehegattin, des Ehegatten, der 
eingetragenen Lebenspartnerin oder des 
eingetragenen Lebenspartners. 
  
 
 
 
(3) Beihilfeberechtigte erhalten Beihilfen zu 
der Höhe nach angemessenen Aufwendun-
gen für medizinisch notwendige Maßnah-
men, deren Wirksamkeit und therapeutischer 
Nutzen nachgewiesen sind 
 
 
1.  zur Vorbeugung und Linderung von Er-

krankungen oder Behinderungen, zur 
Erhaltung und Wiederherstellung der 
Gesundheit und Besserung des Ge-
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sundheit und Besserung des 
Gesundheitszustandes ein-
schließlich Rehabilitation, 

 
2.  zur Früherkennung von Krank-

heiten, 
 
3.  in Geburtsfällen, 
 
4.  bei nicht rechtswidrigem 

Schwangerschaftsabbruch, bei 
nicht rechtswidriger Sterilisa-
tion sowie in Ausnahmefällen 
zur Empfängnisverhütung und 
bei künstlicher Befruchtung so-
wie 

 
5.  in Pflegefällen. 

 
Besteht die Möglichkeit der direkten 
Abrechnung von Aufwendungen 
zwischen Personen oder Einrich-
tungen, die für Maßnahmen nach 
Satz 1 Leistungen erbringen oder 
Rechnungen ausstellen, und der 
Beihilfestelle im Wege des elektro-
nischen Datenaustausches, so wird 
Beihilfe von Amts wegen gewährt. 
In diesem Fall bedarf es keiner vor-
herigen Anhörung der oder des Bei-
hilfeberechtigten nach § 28 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
10. Dezember 2024 (GV. NRW. 
S. 1184) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung. Erfor-
dert die Beihilfefähigkeit von Auf-
wendungen eine vorherige Aner-
kennung durch die Beihilfestelle, so 
ist diese auch für eine Gewährung 
von Beihilfen nach Satz 2 notwen-
dige Voraussetzung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 

sundheitszustandes (einschließlich Re-
habilitation), 

 
 
2.  zur Früherkennung von Krankheiten, 
 
 
3.  in Geburtsfällen, 
 
4.  bei nicht rechtswidrigem Schwanger-

schaftsabbruch, bei nicht rechtswidriger 
Sterilisation sowie in Ausnahmefällen 
zur Empfängnisverhütung und bei 
künstlicher Befruchtung sowie 

 
 
 
5.  in Pflegefällen. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Beihilfen dürfen nur insoweit geleistet 
werden, als sie zusammen mit von dritter 
Seite zustehenden Erstattungen die dem 
Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen 
nicht überschreiten. Dabei sind insbeson-
dere Ansprüche auf Heilfürsorge, auf Kran-
kenpflege und auf sonstige Sachleistungen 
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e)  Absatz 6 Satz 2 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 

sowie Ansprüche auf Kostenerstattung auf 
Grund von Rechtsvorschriften und auf Grund 
arbeitsvertraglicher Vereinbarungen in der 
Höhe zu berücksichtigen, in der sie ohne 
Verzicht auf Leistungen oder Nichtinan-
spruchnahme von Leistungen zustehen; 
Leistungen von Versicherungen können be-
rücksichtigt werden. 
  
(5) Aufwendungen für die Inanspruchnahme 
von gesondert berechneter Unterkunft und 
Verpflegung sowie gesondert berechneten 
ärztlichen oder zahnärztlichen Leistungen im 
Rahmen von stationären, teilstationären 
oder vor- und nachstationären Behandlun-
gen sind jeweils nach Abzug folgender Ei-
genbeteiligungen beihilfefähig: 
bei Inanspruchnahme 
 
1.  von gesondert berechneten ärztlichen 

oder zahnärztlichen Leistungen zehn 
Euro täglich für höchstens 20 Tage im 
Kalenderjahr, 

2.  von gesondert berechneter Unterkunft 
und Verpflegung 15 Euro täglich für 
höchstens 20 Tage im Kalenderjahr. 

  
Aufwendungen, die durch die Inanspruch-
nahme von Krankenhäusern ohne Zulas-
sung nach § 108 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch entstehen, sind nur in der 
Höhe beihilfefähig, wie sie in der dem Be-
handlungsort nächstgelegenen Klinik der 
Maximalversorgung entstehen würden. Hier-
von sind als Eigenbeteiligung für die Beihilfe-
berechtigte oder den Beihilfeberechtigten 
und ihre oder seine berücksichtigungsfähi-
gen Angehörigen jeweils 25 Euro täglich für 
höchstens 20 Tage im Kalenderjahr in Abzug 
zu bringen. Soweit eine Vorsorge- oder Re-
habilitationseinrichtung im Sinne von § 107 
Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch auch über Abteilungen verfügt, die die 
Voraussetzungen als Krankenhaus im Sinne 
von § 107 Absatz 1 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch erfüllen, setzt die Beihilfefä-
higkeit der geplanten Maßnahmen in diesen 
Abteilungen ebenfalls eine vorherige Aner-
kennung der Beihilfestelle voraus. 
  
(6) Beihilfeberechtigte können je Kalender-
jahr, in dem Aufwendungen in Rechnung ge-
stellt werden, zu einer vertretbaren – den Fa-
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 „Soweit eine Kostendämpfungs-

pauschale nach Satz 1 nicht erho-
ben wird, kann Beihilfeberechtigten 
mit Anspruch auf Dienst- oder Ver-
sorgungsbezüge, die sich auf 
Grundlage der Besoldungsgruppen 
A 5 oder A 6 errechnen, ein monat-
licher Zuschuss zu den Beiträgen 
für die Krankenversicherung oder 
die Mitgliedschaft in einer Solidar-
gemeinschaft im Sinne des § 176 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch gezahlt werden.“ 

 
f)  Absatz 7 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Der Bemessungssatz für Beihilfe-

berechtigte, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, beträgt 70 Pro-
zent. Sind zwei oder mehr Kinder 
berücksichtigungsfähig, beträgt der 
Bemessungssatz für die oder den 
Beihilfeberechtigten 70 Prozent. 
Bei mehreren Beihilfeberechtigten 
ist der erhöhte Bemessungssatz 
nach Satz 4 nur einer oder einem 
von ihnen zu gewähren. Satz 5 fin-
det nur dann Anwendung, wenn ei-
ner oder einem Beihilfeberechtigten 
nicht aus anderen Gründen bereits 
ein Bemessungssatz von 70 Pro-
zent zusteht.“ 

 
g)  Nach Absatz 8 Satz 2 werden die 

folgenden Sätze eingefügt: 
 
 
 
 
 

milienstand, die Anzahl der Kinder und die 
Besoldungsgruppe berücksichtigenden – 
pauschalen Selbstbeteiligung an den Auf-
wendungen (Kostendämpfungspauschale) 
herangezogen werden. Soweit eine Kosten-
dämpfungspauschale nach Satz 1 nicht er-
hoben wird, kann Beihilfeberechtigten der 
Besoldungsgruppen A 5 und A 6 ein monat-
licher Zuschuss zu den Beiträgen für die 
Krankenversicherung gezahlt werden. Das 
Nähere regelt das für Finanzen zuständige 
Ministerium durch Rechtsverordnung. 
  
 
 
 
 
(7) Beihilfen werden als Prozentsatz der bei-
hilfefähigen Aufwendungen (Bemessungs-
satz) oder als Pauschalen (Zuschuss) ge-
zahlt. Der Bemessungssatz beträgt für Bei-
hilfeberechtigte mindestens 50 Prozent, für 
Ehegattinnen und Ehegatten, eingetragene 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner so-
wie Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger höchstens 70 Prozent, 
für berücksichtigungsfähige Kinder und ei-
genständig beihilfeberechtigte Waisen 
höchstens 80 Prozent. Sind zwei oder mehr 
Kinder berücksichtigungsfähig, beträgt der 
Bemessungssatz für die oder den Beihilfebe-
rechtigten 70 Prozent, bei mehreren Beihilfe-
berechtigten jedoch nur bei einer oder einem 
von ihnen. In besonderen Härtefällen kann 
eine Erhöhung des Bemessungssatzes vor-
gesehen werden; dies gilt nicht, wenn die 
oder der Beihilfeberechtigte für sich und ihre 
oder seine berücksichtigungsfähigen Ange-
hörigen für ambulante und stationäre Krank-
heits- und Pflegefälle keinen ausreichenden 
Versicherungsschutz nachweisen kann. 
  
 
 
 
(8) Kostendämpfungspauschale und Eigen-
behalte nach Absatz 5 Satz 1 und 3 sowie 
Eigenbehalte, die durch die Begrenzung von 
zahntechnischen Leistungen entstehen, dür-
fen die Belastungsgrenze von 2 Prozent der 
Jahresdienstbezüge oder Jahresversor-
gungsbezüge nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften oder Grundsätzen nicht überstei-
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 „Bei beamtenrechtlichen Versor-

gungsbezügen bleiben Minderun-
gen aufgrund von Ruhens-, Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschrif-
ten unberücksichtigt. Versorgungs-
abschläge sind bei der Ermittlung 
der Belastungsgrenze den Jahres-
versorgungsbezügen hinzuzurech-
nen, bei Hinterbliebenen entspre-
chend den Anteilssätzen der beam-
tenrechtlichen Hinterbliebenenver-
sorgung.“ 

 
h)  Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „für 

das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12. November 1999 (GV. 
NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung“ durch die 
Angabe „NRW“ ersetzt. 

 
bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Mi-

nisterium der Finanzen“ durch 
die Angabe „für Finanzen zu-
ständige Ministerium“ ersetzt. 

 
i)  Nach Absatz 9 werden die folgen-

den Absätze 10 und 11 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gen. Bei der Ermittlung der Jahresbezüge ist 
der Bruttobetrag maßgebend. Variable Be-
zügebestandteile, kinderbezogene Anteile 
im Familienzuschlag sowie Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung und einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung der oder des Beihilfeberechtigten 
bleiben außer Ansatz. Andere nicht beihilfe-
fähige Aufwendungen werden bei der Be-
rechnung des den die Belastungsgrenze 
übersteigenden Betrages nicht berücksich-
tigt. 
  
 
 
(9) Beihilfen können nach Maßgabe des 
§ 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in 
der jeweils geltenden Fassung auch vollstän-
dig durch automatische Einrichtungen fest-
gesetzt werden. Zur Gewährleistung eines 
zeitnahen und gleichmäßigen Vollzugs der 
Beihilfebestimmungen kann das Ministerium 
der Finanzen für bestimmte oder bestimm-
bare Fallgruppen von krankheits- und pflege-
bedingten Aufwendungen Weisungen über 
Art und Umfang der Prüfungen und der Ver-
arbeitung von erhobenen oder erfassten Da-
ten erteilen, soweit nicht durch andere ge-
setzliche Regelungen etwas anderes be-
stimmt ist. Die Beihilfestellen können zur Er-
füllung ihrer Aufgaben automationsgestützte 
Systeme, sogenannte Risikomanagement-
systeme einsetzen. Dabei soll auch der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit der Verwaltung berücksichtigt 
werden. Das Risikomanagement muss min-
destens folgende Anforderungen erfüllen: 
  
1.  die Gewährleistung, dass durch Zufalls-

auswahl eine hinreichende Anzahl von 
Fällen zur umfassenden Prüfung durch 
Amtsträger ausgewählt wird, 

2.  die Prüfung der als prüfungsbedürftig 
ausgesteuerten Sachverhalte durch 
Amtsträger, 

3.  die Gewährleistung, dass Amtsträger 
Fälle für eine umfassende Prüfung aus-
wählen können und 

4.  die regelmäßige Überprüfung der Risi-
komanagementsysteme auf ihre Zieler-
füllung. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s602
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 „(10) Das für Finanzen zuständige 

Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Gewährung 
von Zuschüssen in besonderen 
Härtefällen zu den Beiträgen für die 
Krankenversicherung oder die Mit-
gliedschaft in einer Solidargemein-
schaft im Sinne des § 176 Absatz 1 
des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch, die einen Betrag von 
100 Euro monatlich nicht überstei-
gen dürfen, zu regeln. 

 
(11) Die Träger der Beihilfe sind 
über die Festsetzung der Beihilfen 
hinaus befugt, eine Stelle einzurich-
ten, die Beihilfeberechtigten im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Num-
mer 1 mit besonderem Hilfebedarf 
im Kostenerstattungsverfahren mit 
einem Fallmanagement aktivierend 
und koordinierend begleiten und 
unterstützen darf. Ziel dieses Fall-
managements ist es, die Beihilfebe-
rechtigten dahingehend zu befähi-
gen, ihre persönlichen Angelegen-
heiten dauerhaft selbstständig und 
eigenverantwortlich regeln zu kön-
nen. Leistungen des Fallmanage-
ments werden mit Einwilligung der 
Beihilfeberechtigten erbracht, die 
auch die erforderliche Datenverar-
beitung erfasst. Die Einwilligung ist 
zu dokumentieren. Satz 1 gilt ent-
sprechend für Beihilfeberechtigte 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 2 bis 4, wenn sie während 
des aktiven Dienstes bereits dauer-
haft durch das Fallmanagement be-
gleitet worden sind. Das Nähere 
über den Zugang und den Umfang 
des Fallmanagements regelt der je-
weilige Träger der Beihilfe für sei-
nen Zuständigkeitsbereich.“ 

 
j)  Der bisherige Absatz 10 wird zu Ab-

satz 12 und Satz 2 Nummer 3 und 

Einzelheiten der Risikomanagementsysteme 
sind vertraulich zu behandeln, um eine An-
passung von Rechnungsausstellern an die 
Prüfungsmodalitäten zu vermeiden. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(10) Das für Finanzen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, das Nähere durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Darin können 
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4 durch die folgenden Nummern 3 
bis 5 ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

unabhängig von der Notwendigkeit und An-
gemessenheit der Aufwendungen unter Be-
achtung der Grundsätze beamtenrechtlicher 
Fürsorge insbesondere Bestimmungen ge-
troffen werden 
 
1.  hinsichtlich der Berücksichtigungsfä-

higkeit von Angehörigen der oder des 
Beihilfeberechtigten im Sinne des Ab-
satzes 2, 

2.  hinsichtlich des Inhalts und des Um-
fangs der Beihilfeleistungen 

 
a)  durch die Einführung von Höchst-

grenzen, 
b)  durch die Beschränkung auf be-

stimmte Indikationen, 
c)  durch die Beschränkung oder den 

Ausschluss von Aufwendungen für 
Untersuchungen und Behandlun-
gen nach wissenschaftlich nicht all-
gemein anerkannten oder unwirt-
schaftlichen Methoden, 

d)  durch die Beschränkung oder den 
Ausschluss von Aufwendungen für 
Behandlungen außerhalb des Woh-
nortes, Beförderungen, ärztliche 
und zahnärztliche (einschließlich 
implantologische) und kieferortho-
pädische sowie funktionsanalyti-
sche und funktionstherapeutische 
Leistungen, psychotherapeutische 
Leistungen, Heilpraktikerleistun-
gen, die Beschäftigung von Pflege- 
und Hauspflegekräften, für statio-
näre Pflege, stationäre Rehabilitati-
onsmaßnahmen, stationäre Mütter-
genesungskuren oder Mutter-/Va-
ter-Kind–Kuren, ambulante Kur- 
und Rehabilitationsmaßnahmen, 
nicht verschreibungspflichtige oder 
verschreibungspflichtige Arzneimit-
tel, unwirtschaftliche oder unwirk-
same Arzneimittel, Medizinpro-
dukte sowie Heil- und Hilfsmittel, 

e)  durch Regelungen zur Feststellung 
der Einkünfte nach Absatz 2, 

f) durch die Beschränkung oder den 
Ausschluss von Beihilfen zu Auf-
wendungen, die in Ländern außer-
halb der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union entstanden sind, 

g)  in Todesfällen, 
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„3.  über die Höhe der Kosten-

dämpfungspauschale,  
 
4.  hinsichtlich des Verfahrens 

über die Verwendung einer 
elektronischen Gesundheits-
karte, wobei der Zugriff der Bei-
hilfestellen auf Daten über die 
in Anspruch genommenen 
Leistungen und deren Kosten 
zu beschränken ist, und 

 
5.  hinsichtlich des Verfahrens 

über die direkte Abrechnung 
nach Absatz 3 Satz 2 bis 4.“ 

 

 
3.  über die Höhe der Kostendämpfungs-

pauschale und 
 
4.  hinsichtlich des Verfahrens über die 

Verwendung einer elektronischen Ge-
sundheitskarte, wobei der Zugriff der 
Beihilfestellen auf Daten über die in An-
spruch genommenen Leistungen und 
deren Kosten zu beschränken ist.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 77 
Führung der Amtsbezeichnung 

 
(1) Die Landesregierung setzt die Amtsbe-
zeichnung der Beamtinnen oder der Beam-
ten fest, soweit sie diese Befugnis nicht 
durch andere Behörden ausüben lässt. Die 
Amtsbezeichnung der Beamtinnen und Be-
amten der Gemeinden, der Gemeindever-
bände und der Sparkassen wird von den 
obersten Dienstbehörden festgesetzt. An-
dere gesetzliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt. 
  
(2) Die Beamtin oder der Beamte führt im 
Dienst die Amtsbezeichnung des ihr oder 
ihm übertragenen Amtes. Sie oder er darf sie 
auch außerhalb des Dienstes führen. Sie 
oder er hat jedoch keinen Anspruch auf An-
rede mit der Amtsbezeichnung. Nach dem 
Übertritt in ein anderes Amt darf die Beamtin 
oder der Beamte die bisherige Amtsbezeich-
nung nicht mehr führen; in den Fällen der 
Versetzung in ein Amt mit geringerem End-
grundgehalt (§ 26) gelten Absatz 3 Satz 2 
und 3 entsprechend. 
  
(3) Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte dürfen die ihnen bei Eintritt 
oder Versetzung in den Ruhestand zu-
stehende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
,,außer Dienst (a. D.)“ und die ihnen im Zu-
sammenhang mit dem Amt verliehenen Titel 
weiterführen. Wird ihnen ein neues Amt 
übertragen, so erhalten sie die Amtsbezeich-
nung des neuen Amtes; gehört dieses Amt 
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24.  § 77 Absatz 5 wird durch den folgenden 

Absatz 5 ersetzt:  
 
 „(5) Die Amtsbezeichnungen werden in 

männlicher und weiblicher Form ge-
führt. Personen, für die im Personen-
standsregister weder die Geschlechts-
angabe „weiblich“ noch „männlich“ ein-
getragen ist, können wählen, ob sie eine 
Amtsbezeichnung in männlicher oder 
weiblicher Form oder als Doppelbe-
zeichnung führen. Jeder Amtsbezeich-
nung kann auf Wunsch der Klammerzu-
satz „(divers)“ oder „(ohne Geschlechts-
angabe)“ hinzugefügt werden.“ 

 

nicht einer Besoldungsgruppe mit mindes-
tens demselben Endgrundgehalt (§ 15 Ab-
satz 2 des Beamtenstatusgesetzes) an wie 
das bisherige Amt, so dürfen sie neben der 
neuen Amtsbezeichnung die des früheren 
Amtes mit dem Zusatz ,,außer Dienst (a. D.)“ 
führen. Ändert sich die Bezeichnung des 
früheren Amtes, so darf die geänderte Amts-
bezeichnung geführt werden. 
  
(4) Einer entlassenen Beamtin oder einem 
entlassenen Beamten kann die Erlaubnis er-
teilt werden, die Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz ,,außer Dienst (a. D.)“ sowie die im 
Zusammenhang mit dem Amt verliehenen 
Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zurückge-
nommen werden, wenn die frühere Beamtin 
oder der frühere Beamte sich ihrer als nicht 
würdig erweist. Entsprechendes gilt bei Ver-
lust der Beamtenrechte. 
  
 
 
 
(5) Die Amtsbezeichnungen werden in 
männlicher und weiblicher Form geführt. 
 

25.  § 79 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 79 

Leistungen des Dienstherrn; 
Verordnungsermächtigung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 79 
Leistungen des Dienstherrn 

 
(1) Die Beamtin oder der Beamte erhält Leis-
tungen des Dienstherrn (Besoldung, Versor-
gung und sonstige Leistungen) im Rahmen 
der darüber erlassenen besonderen Bestim-
mungen. Aus Anlass der Vollendung einer 
fünfundzwanzigjährigen, einer vierzigjähri-
gen und einer fünfzigjährigen Dienstzeit im 
öffentlichen Dienst kann der Beamtin oder 
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b)  In Absatz 3 wird die Angabe „vom 

14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in 
der jeweils geltenden Fassung“ ge-
strichen. 

 

dem Beamten eine Jubiläumszuwendung 
gewährt werden. Das Nähere regelt die Lan-
desregierung durch Rechtsverordnung. 
  
(2) Sonstige Leistungen sind Kostenerstat-
tungen und Fürsorgeleistungen, soweit sie 
nicht zur Besoldung und nicht zur Versor-
gung gehören. 
  
(3) § 15 Absatz 2 des Landesbesoldungsge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) 
in der jeweils geltenden Fassung gilt ent-
sprechend für sonstige Leistungen. 

26.  § 84 wird durch den folgenden § 84 er-
setzt: 

 
„§ 84 

Beihilfeakten, Daten zur Kranken- 
und Pflegeversicherung 

 
(1) Unterlagen über Beihilfen sind stets 
als Teilakte zu führen. Diese ist von der 
übrigen Personalakte getrennt aufzube-
wahren. Sie soll in einer von der übrigen 
Personalverwaltung getrennten Organi-
sationseinheit bearbeitet werden; Zu-
gang sollen nur Beschäftigte dieser Or-
ganisationseinheit haben. Beihilfedaten 
dürfen für andere als für Beihilfezwecke 
nur verwendet oder übermittelt werden, 
wenn die oder der Beihilfeberechtigte 
und die oder der bei der Beihilfegewäh-
rung berücksichtigte Angehörige im Ein-
zelfall einwilligen, die Einleitung oder 
Durchführung eines im Zusammenhang 
mit einem Beihilfeantrag stehenden be-
hördlichen oder gerichtlichen Verfah-
rens dies erfordert oder soweit es zur 
Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl, einer sonst unmittelbar 
drohenden Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit oder einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung der Rechte einer an-
deren Person erforderlich ist. Die Sätze 
1 bis 4 gelten entsprechend für Unterla-
gen über Heilfürsorge und Heilverfah-
ren. 
 
 
 
 

  
 
 

§ 84 
Beihilfeakten 

 
 

Unterlagen über Beihilfen sind stets als Teil-
akte zu führen. Diese ist von der übrigen Per-
sonalakte getrennt aufzubewahren. Sie soll 
in einer von der übrigen Personalverwaltung 
getrennten Organisationseinheit bearbeitet 
werden; Zugang sollen nur Beschäftigte die-
ser Organisationseinheit haben. Beihilfeda-
ten dürfen für andere als für Beihilfezwecke 
nur verwendet oder übermittelt werden, 
wenn die oder der Beihilfeberechtigte und 
die oder der bei der Beihilfegewährung be-
rücksichtigte Angehörige im Einzelfall einwil-
ligen, die Einleitung oder Durchführung eines 
im Zusammenhang mit einem Beihilfeantrag 
stehenden behördlichen oder gerichtlichen 
Verfahrens dies erfordert oder soweit es zur 
Abwehr erheblicher Nachteile für das Ge-
meinwohl, einer sonst unmittelbar drohen-
den Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung 
der Rechte einer anderen Person erforder-
lich ist. Die Sätze 1 bis 4 gelten entspre-
chend für Unterlagen über Heilfürsorge und 
Heilverfahren. 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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(2) Zur Evaluation der Versorgungssi-
cherheit haben 

 
1.  Beamtinnen und Beamte, deren 

Dienstverhältnis neu begründet 
wird oder die nach dem 31. Dezem-
ber 2026 zu einem Dienstherrn im 
Anwendungsbereich dieses Geset-
zes wechseln,  

 
sowie  
 
2.  Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamte, deren Versorgungs-
fall nach dem 31. Dezember 2026 
eintritt,  

 
mitzuteilen, wie und in welchem Umfang 
sie und ihre berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen in Erfüllung der Versiche-
rungspflicht gegen das Risiko Krankheit 
nach § 193 Absatz 3 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes vom 23. Novem-
ber 2007 (BGBl. I S. 2631), das zuletzt 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
26. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 156) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung abgesichert und in wel-
cher Höhe von ihnen für die Absiche-
rung Beiträge zu zahlen sind. Satz 1 gilt 
entsprechend für die Absicherung in Er-
füllung der Versicherungspflicht gegen 
das Risiko Pflegebedürftigkeit nach § 20 
Absatz 3, § 21, § 21a Absatz 1 und § 23 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
– Soziale Pflegeversicherung – (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 16. 
April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 107) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung. Für die Daten zur Erfüllung 
der Versicherungspflicht in einer Kran-
ken- und Pflegeversicherung gilt Absatz 
1 Satz 1 bis 3 entsprechend.“ 
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27.  § 92 wird durch den folgenden § 92 er-
setzt: 

 
„§ 92  

Dienstliche Beurteilung, fiktive Fort-
schreibung und fiktive Erprobung, 

Dienstzeugnis 
 
(1) Eignung, Befähigung und fachliche 
Leistung der Beamtin oder des Beam-
ten sind mindestens vor Ablauf der Pro-
bezeit dienstlich zu beurteilen. Sie sol-
len ferner in regelmäßigen Zeitabstän-
den und aus besonderem Anlass insbe-
sondere anlässlich einer Versetzung 
beurteilt werden; die obersten Dienstbe-
hörden bestimmen die Zeitabstände 
und können Ausnahmen für Gruppen 
von Beamtinnen und Beamten zulas-
sen. Die Beurteilungen sind mit einem 
Gesamturteil abzuschließen und sollen 
einen Vorschlag für die weitere dienstli-
che Verwendung enthalten. Sie sind zu 
den Personalakten der Beamtin oder 
des Beamten zu nehmen. Der Beamtin 
oder dem Beamten ist Gelegenheit zu 
geben, von ihrer oder seiner Beurteilung 
vor Aufnahme in die Personalakten 
Kenntnis zu nehmen und sie mit der 
oder dem Vorgesetzten zu besprechen. 
Eine Gegenäußerung der Beamtin oder 
des Beamten ist ebenfalls zu den Per-
sonalakten zu nehmen. Das Nähere re-
geln die Laufbahnverordnungen. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 entfällt 
eine dienstliche Beurteilung, wenn auf-
grund des zeitlichen Umfangs der wäh-
rend des Beurteilungszeitraums zu leis-
tenden dienstlichen Tätigkeit keine aus-
reichende tatsächliche Grundlage für 
eine dienstliche Beurteilung gegeben 
ist.  
 
(3) Entfällt eine dienstliche Beurteilung 
nach Absatz 2, ist in den folgenden Fäl-
len die letzte regelmäßige dienstliche 
Beurteilung unter Berücksichtigung der 
Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen 
und Beamter fiktiv fortzuschreiben: 

 
1.  bei Beurlaubungen zur Ausübung 

einer gleichwertigen hauptberufli-

  
 
 

§ 92 
Dienstliche Beurteilung, Dienstzeugnis 

 
 
 
(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leis-
tung der Beamtin oder des Beamten sind 
mindestens vor Ablauf der Probezeit dienst-
lich zu beurteilen. Sie sollen ferner in regel-
mäßigen Zeitabständen und aus besonde-
rem Anlass insbesondere anlässlich einer 
Versetzung beurteilt werden; die obersten 
Dienstbehörden bestimmen die Zeitab-
stände und können Ausnahmen für Gruppen 
von Beamtinnen und Beamten zulassen. Die 
Beurteilungen sind mit einem Gesamturteil 
abzuschließen und sollen einen Vorschlag 
für die weitere dienstliche Verwendung ent-
halten. Sie sind zu den Personalakten der 
Beamtin oder des Beamten zu nehmen. Der 
Beamtin oder dem Beamten ist Gelegenheit 
zu geben, von ihrer oder seiner Beurteilung 
vor Aufnahme in die Personalakten Kenntnis 
zu nehmen und sie mit der oder dem Vorge-
setzten zu besprechen. Eine Gegenäuße-
rung der Beamtin oder des Beamten ist 
ebenfalls zu den Personalakten zu nehmen. 
Das Nähere regeln die Laufbahnverordnun-
gen. 
 
 
 
(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
Vorschriften über eine fiktive Fortschreibung 
dienstlicher Beurteilungen sowie über eine 
fiktive Erprobung und Probezeit im Zusam-
menhang mit der Verleihung eines höher-
wertigen Amtes in den Laufbahnverordnun-
gen zu treffen. Sie kann auch Regelungen 
dazu treffen, dass eine Erprobung oder Pro-
bezeit für dieses Amt als erfolgreich abge-
leistet angesehen werden kann, wenn sich 
die Beamtin oder der Beamte in der tatsäch-
lich wahrgenommenen Funktion, die von ih-
ren Anforderungen dem Beförderungsamt 
vergleichbar ist, bewährt hat und dies festge-
stellt wurde. 
  
(3) Der Beamtin oder dem Beamten wird 
beim Nachweis eines berechtigten Interes-
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chen Tätigkeit bei Fraktionen des 
Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestages oder der 
Landtage, 

 
2.  bei Beurlaubungen zur Ausübung 

einer Tätigkeit in öffentlichen, zwi-
schenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtungen oder in einer öf-
fentlichen Einrichtung eines Mit-
gliedstaates der Europäischen 
Union, bei Beurlaubungen aus 
wichtigem Grund ohne Besoldung, 
zur Ableistung eines freiwilligen so-
zialen oder ökologischen Jahres, 
eines freiwilligen Dienstes für das 
Allgemeinwohl oder eines ver-
gleichbaren staatlich anerkannten 
Freiwilligendienstes für das Allge-
meinwohl, wenn spätestens zu Be-
ginn des Urlaubs schriftlich zuge-
standen worden ist, dass die Tätig-
keit öffentlichen Belangen oder 
dienstlichen Interessen dient, und 
die ausgeübte Tätigkeit gleichwer-
tig ist, jedoch keine Vergleichbar-
keit der Beurteilungen gegeben ist, 

 
3.  bei Elternzeit und Beurlaubung aus 

familiären Gründen oder 
 
4. bei Freistellungen von der dienstli-

chen Tätigkeit wegen einer Mit-
gliedschaft im Personalrat, als Ver-
trauensperson der schwerbehin-
derten Menschen. 

 
(4) Grundsätzlich ist die jeweils letzte 
Regelbeurteilung fiktiv fortzuschreiben. 
Ausnahmsweise kann eine jüngere An-
lassbeurteilung fiktiv fortgeschrieben 
werden, wenn diese am Maßstab eines 
zwischenzeitlich übertragenen anderen 
Statusamtes erstellt wurde. Dabei sind 
jeweils ausgehend von den in der fort-
zuschreibenden Beurteilung festgehal-
tenen Bewertungen alle noch verwert-
baren Erkenntnisse über die Beamtin 
oder den Beamten heranzuziehen, ein 
fortschreitender Erfahrungsgewinn an-
zunehmen und die tatsächliche durch-
schnittliche Leistungsentwicklung ver-
gleichbarer Beamtinnen und Beamter 

ses und nach Beendigung des Beamtenver-
hältnisses auf ihren oder seinen Antrag ein 
Dienstzeugnis über Art und Dauer der von ihr 
oder ihm bekleideten Ämter erteilt. Das 
Dienstzeugnis muss auf Verlangen der Be-
amtin oder des Beamten auch über die von 
ihr oder ihm ausgeübte Tätigkeit und ihre 
oder seine Leistungen Auskunft geben. 
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durch die Bildung einer Vergleichs-
gruppe wertend einzubeziehen.  

 
(5) Der Gesamtzeitraum der fiktiven 
Fortschreibung einer Beurteilung darf 
zwei aufeinander folgende Beurtei-
lungszeiträume nicht überschreiten. 
Nach Ablauf dieses Zeitraums ist eine 
Auswahlentscheidung unter Heranzie-
hung von weiteren Auswahlinstrumen-
ten nach § 92a Absatz 4 zu treffen. 
 
(6) Die Vergleichsgruppe soll in der Re-
gel aus neun weiteren, mindestens je-
doch aus vier weiteren Referenzperso-
nen bestehen. Die Referenzpersonen 
und die Person, deren dienstliche Beur-
teilung fiktiv fortgeschrieben werden 
soll, sollen 

 
1.  in der letzten regelmäßigen dienst-

lichen Beurteilung gemessen an 
dem Gesamturteil in derselben Be-
soldungsgruppe gleich beurteilt 
worden sein und 

 
2.  derselben Besoldungsgruppe und 

in der Regel derselben Laufbahn 
angehören. 

 
Ergänzend können insbesondere das 
binnendifferenzierte Gesamturteil der 
vorletzten dienstlichen Beurteilung in 
derselben bzw. in der niedrigeren Be-
soldungsgruppe, die Funktion, oder die 
Dauer der Zugehörigkeit zum aktuellen 
Statusamt herangezogen werden.  

 
(7) Liegen die Voraussetzungen für die 
Bildung einer Vergleichsgruppe für eine 
Auswahlentscheidung nicht vor, findet 
eine fiktive Fortschreibung nicht statt. In 
diesem Fall ist eine Auswahlentschei-
dung unter Heranziehung von weiteren 
Auswahlinstrumenten nach § 92a Ab-
satz 4 zu treffen.  

 
(8) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, die nähere inhaltliche Ausgestal-
tung und das Verfahren der fiktiven 
Nachzeichnung der beruflichen Ent-
wicklung sowie eine fiktive Erprobung 
und Probezeit im Zusammenhang mit 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

59 

der Verleihung eines höherwertigen 
Amtes in den Laufbahnverordnungen zu 
regeln. Dabei ist insbesondere festzule-
gen, zu welchem Zeitpunkt eine Refe-
renzgruppe zu bilden ist und zu wel-
chem Zeitpunkt sie endet. Sie kann 
auch Regelungen dazu treffen, dass 
eine Erprobung oder Probezeit für die-
ses Amt als erfolgreich abgeleistet an-
gesehen werden kann, wenn sich die 
Beamtin oder der Beamte in der tat-
sächlich wahrgenommenen Funktion, 
die von ihren Anforderungen dem Beför-
derungsamt vergleichbar ist, bewährt 
hat und dies festgestellt wurde. 
 
(9) Der Beamtin oder dem Beamten wird 
beim Nachweis eines berechtigten Inte-
resses und nach Beendigung des Be-
amtenverhältnisses auf ihren oder sei-
nen Antrag ein Dienstzeugnis über Art 
und Dauer der von ihr oder ihm beklei-
deten Ämter erteilt. Das Dienstzeugnis 
muss auf Verlangen der Beamtin oder 
des Beamten auch über die von ihr oder 
ihm ausgeübte Tätigkeit und ihre oder 
seine Leistungen Auskunft geben.“ 

 
28.  § 105 wird durch den folgenden § 105 

ersetzt: 
 

„§ 105 
Bekanntgabe von Entscheidungen, 
Dokumenten und Mitteilungen; Zu-

stellung 
 
(1) Die Bekanntgabe von elektronischen 
Entscheidungen über Leistungen nach 
besoldungs-, versorgungs-, beihilfe-, 
heilfürsorge-, reisekosten-, trennungs-
entschädigungs- und umzugskosten-
rechtlichen Vorschriften kann bei elekt-
ronischer Antragsstellung durch Bereit-
stellung zum Abruf erfolgen. Die zum 
Abruf bereitgestellte elektronische Ent-
scheidung gilt am vierten Tag nach Ab-
sendung der elektronischen Benach-
richtigung über die Bereitstellung der 
Entscheidung an die abrufberechtigte 
Person als bekannt gegeben. Im Zweifel 
hat die für die Entscheidung zuständige 
Stelle den Zugang der Benachrichti-
gung nachzuweisen. § 41 Absatz 2a 

  
 
 

§ 105 
Zustellung 

 
 
 
Verfügungen und Entscheidungen, die der 
Beamtin oder dem Beamten oder der oder 
dem Versorgungsberechtigten nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes mitzuteilen 
sind, sind zuzustellen, wenn durch sie eine 
Frist in Lauf gesetzt oder Rechte der Beam-
tin oder des Beamten oder der oder des Ver-
sorgungsberechtigten durch sie berührt wer-
den. 
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Satz 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes NRW gilt entsprechend. 
 
(2) Dokumente und Mitteilungen, die 
nicht in Form eines Verwaltungsakts er-
gehen, können im Rahmen elektroni-
scher Kommunikation durch Bereitstel-
lung zum Abruf bekannt gegeben wer-
den. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend. § 3 Absatz 8 des Landesbesol-
dungsgesetzes und § 57 Absatz 9a des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
bleiben unberührt. 
 
(3) Andere als die in Absatz 1 genann-
ten Verfügungen und Entscheidungen, 
die der Beamtin, dem Beamten oder der 
oder dem Versorgungsberechtigten 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
mitzuteilen sind, sind nach den Bestim-
mungen des Landeszustellungsgeset-
zes NRW vom 7. März 2006 (GV. NRW. 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 2024 (GV. 
NRW. S. 1184) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung zuzustel-
len, wenn durch sie eine Frist in Lauf ge-
setzt oder Rechte der Beamtin, des Be-
amten oder der oder des Versorgungs-
berechtigten durch sie berührt werden.“ 

 
 
29.  § 112 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 112 

Dienstkleidung, Freie  
Heilfürsorge; Verordnungser-

mächtigung“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
 

  
 
 
 
 

§ 112 
Dienstkleidung, Freie Heilfürsorge 

 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte haben Anspruch auf unent-
geltliche Ausstattung mit der Bekleidung und 
Ausrüstung, die die besondere Art des 
Dienstes erfordert. Das Nähere regelt das für 
Inneres zuständige Ministerium im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium. 
  
(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte haben Anspruch auf freie 
Heilfürsorge, solange ihnen Besoldung zu-
steht, Elternzeit oder Pflegezeit nach der auf 
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aa)  In Satz 1 wird die Angabe „auf 
Grund des“ durch die Angabe 
„jeweils aufgrund von § 67 
oder“ ersetzt. 

 
bb) Die Sätze 2 und 3 werden 

durch die folgenden Sätze er-
setzt: 

 
 „Dies gilt auch während eines 

Urlaubs ohne Besoldung nach 
§ 64 Absatz 1 Satz 1, wenn  

 
1.  die Beamtin oder der Be-

amte keinen Anspruch auf 
Familienversicherung 
nach § 10 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch 
hat oder 

 
2.  sie oder er nicht aufgrund 

einer im Rahmen einer 
nach § 50 als Nebentätig-
keit genehmigten Beschäf-
tigung außerhalb des Be-
amtenverhältnisses oder 
aus einem sonstigen 
Grund nach § 5 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetz-
buch versicherungspflich-
tig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist. 

 
Das Nähere, insbesondere 
über den Umfang der freien 
Heilfürsorge, regelt das für In-
neres zuständige Ministerium 
im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministe-
rium durch Rechtsverordnung.“ 

 

Grund des § 74 Absatz 2 zu erlassenden 
Rechtsverordnung oder Urlaub nach § 72 
Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 gewährt wird. 
Dies gilt auch während einer Beurlaubung 
nach § 64 Absatz 1 in Verbindung mit Ab-
satz 2, sofern die Beamtin oder der Beamte 
nicht Anspruch auf Familienversicherung 
nach § 10 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch hat. Das Nähere, insbesondere über 
den Umfang der freien Heilfürsorge, regelt 
das für Inneres zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium durch Rechtsverordnung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 115 
Dienstunfähigkeit 

 
(1) Die Polizeivollzugsbeamtin oder der Poli-
zeivollzugsbeamte ist dienstunfähig (§ 26 
Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes), 
wenn sie oder er den besonderen gesund-
heitlichen Anforderungen für den Polizeivoll-
zugsdienst nicht mehr genügt und nicht zu 
erwarten ist, dass sie oder er die volle Ver-
wendungsfähigkeit innerhalb von zwei Jah-
ren wiedererlangt (Polizeidienstunfähigkeit), 
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30.  § 115 Absatz 2 wird durch den folgen-

den Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Bestehen Zweifel über die Dienstfä-
higkeit der Polizeivollzugsbeamtin oder 
des Polizeivollzugsbeamten, so ist sie 
oder er verpflichtet, sich nach Weisung 
der dienstvorgesetzten Stelle durch 
eine Polizeiärztin oder einen Polizeiarzt 
oder eine Ärztin oder einen Arzt der un-
teren Gesundheitsbehörde untersuchen 
zu lassen. § 33a gilt entsprechend. Ent-
zieht sich die Beamtin oder der Beamte 
ohne hinreichenden Grund der Ver-
pflichtung, sich nach Weisung der 
dienstvorgesetzten Stelle untersuchen 
oder beobachten zu lassen, so kann sie 
oder er so behandelt werden, als ob 
Dienstunfähigkeit vorläge.“ 

 

es sei denn, die auszuübende Funktion er-
fordert bei Beamtinnen und Beamten auf Le-
benszeit diese besonderen gesundheitlichen 
Anforderungen auf Dauer nicht mehr unein-
geschränkt. 
  
 
 
 
(2) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähig-
keit der Polizeivollzugsbeamtin oder des Po-
lizeivollzugsbeamten, so ist sie oder er ver-
pflichtet, sich nach Weisung der dienstvorge-
setzten Stelle durch eine Polizeiärztin oder 
einen Polizeiarzt oder eine Ärztin oder einen 
Arzt der unteren Gesundheitsbehörde unter-
suchen zu lassen. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Wird die Polizeivollzugsbeamtin oder der 
Polizeivollzugsbeamte polizeidienstunfähig, 
so soll sie oder er, falls nicht zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen, in ein 
Amt einer anderen Laufbahn bei einem der 
in § 1 bezeichneten Dienstherren versetzt 
werden, wenn die sonstigen Voraussetzun-
gen des § 25 erfüllt sind. Soweit die Polizei-
vollzugsbeamtin oder der Polizeivollzugsbe-
amte für die neue Laufbahn die Befähigung 
nicht besitzt, hat sie oder er die ihr oder ihm 
gebotene Gelegenheit wahrzunehmen, die 
ergänzenden Kenntnisse und Fähigkeiten 
nach Maßgabe der Rechtsverordnungen zu 
den §§ 7 und 9 zu erwerben. § 26 Absatz 1 
Satz 3 und Absatz 2 des Beamtenstatusge-
setzes bleiben unberührt. 
 

31.  § 117 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 117 
Allgemeiner Vollzugsdienst und Werk-
dienst bei den Justizvollzugsanstalten, 

Vollzugsdienst in Abschiebungshaftvoll-
zugseinrichtungen und Technischer Auf-
sichtsdienst in untertägigen Bergwerks-

betrieben 
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a)  Vor Absatz 1 wird der folgender Ab-
satz 1 eingefügt: 

 
 „(1) Für die Beamtinnen und Beam-

ten des allgemeinen Vollzugsdiens-
tes und Werkdienstes bei den Jus-
tizvollzugsanstalten, des Vollzugs-
dienstes in Abschiebungshaftvoll-
zugseinrichtungen und des techni-
schen Aufsichtsdienstes in untertä-
gigen Bergwerksbetrieben gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes, 
soweit nachstehend nichts anderes 
bestimmt ist.“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 1 wird zu Ab-

satz 1a. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  In Absatz 3 Satz 1 wird nach der 

Angabe „erfolgen“ die Angabe 
„; § 33a gilt entsprechend“ einge-
fügt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1) Die Beamtinnen und Beamten des allge-
meinen Vollzugsdienstes und des Werk-
dienstes bei den Justizvollzugsanstalten und 
des Vollzugsdienstes in Abschiebungshaft-
vollzugseinrichtungen treten mit Ende des 
Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr voll-
enden, in den Ruhestand. 
  
(2) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 
können Beamtinnen und Beamte auf Le-
benszeit auf Antrag frühestens mit Vollen-
dung des 60. Lebensjahres in den Ruhe-
stand versetzt werden. 
  
(3) Vor der Zurruhesetzung von Beamtinnen 
und Beamten bei Justizvollzugsanstalten 
wegen Dienstunfähigkeit kann die ärztliche 
Untersuchung auch durch ein Gutachten ei-
ner oder eines vom Justizministerium be-
stellten beamteten Vollzugsärztin oder Voll-
zugsarztes erfolgen. Entsprechendes gilt bei 
Beamtinnen oder Beamten des allgemeinen 
Vollzugsdienstes, wenn eine Befreiung von 
bestimmten Diensten beantragt wird. Die 
Sätze 1 und 2 finden auf Beamtinnen und 
Beamte in Abschiebungshaftvollzugseinrich-
tungen keine Anwendung. 
  
(4) Für die technischen Aufsichtsbeamtinnen 
und Aufsichtsbeamten der gemäß § 69 Ab-
satz 1 des Bundesberggesetzes vom 13. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1310) in der jeweils gel-
tenden Fassung zuständigen Bergbehörde 
Nordrhein-Westfalen, die mindestens 
25 Jahre für die Sicherheit untertägiger 
Bergwerksbetriebe zuständig sind und die 
mittels regelmäßiger Grubenfahrten die Auf-
sicht sowie die Kontrolle bei Schadensereig-
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nissen durchführen, gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. Zeiten einer Beschäfti-
gung mit ständigen Arbeiten unter Tage kön-
nen auf die in Satz 1 geregelte Zeit ange-
rechnet werden. Das Nähere regelt das für 
Bergbau zuständige Ministerium im Einver-
nehmen mit dem für Inneres zuständigen Mi-
nisterium und dem Finanzministerium durch 
Rechtsverordnung. 
 

Artikel 2 
Änderung des  

Landesbesoldungsgesetzes 
 
Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel X des Gesetzes vom 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des letz-
ten Änderungsgesetzes (LT-Drs.: 18/19697)] 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Besoldungsgesetz für das  
Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesbesoldungsgesetz - 
LBesG NRW) 

 

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Die Angabe zu § 46 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 46  Amtszulage für Leitungs-
funktionen“. 

 
 
 
b)  Die Angabe zu § 63 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 63  (weggefallen)“. 
 

 Inhaltsübersicht 
 
 
 
 
 
 
§ 46  Amtszulage für die Leitung von be-

sonders großen und besonders be-
deutenden unteren Verwaltungsbe-
hörden sowie von Mittel- und Ober-
behörden 

 
 
 
§ 63  Zulage für Juniorprofessorinnen und 

Juniorprofessoren 
 

2.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Anspruch auf Besoldung 

 
(1) Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen 
und Richter haben Anspruch auf Besoldung. 
Der Anspruch entsteht mit dem Tag, an dem 
ihre Ernennung, Versetzung, Übernahme 
oder ihr Übertritt in den Dienst eines der in 
§ 1 Absatz 1 genannten Dienstherren wirk-
sam wird. Bedarf es zur Verleihung eines 
Amtes mit anderem Endgrundgehalt (Grund-
gehalt) keiner Ernennung oder wird die Be-
amtin, der Beamte, die Richterin oder der 
Richter rückwirkend in eine Planstelle einge-
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a)  In Absatz 1 Satz 4 wird nach der 
Angabe „23“ die Angabe „Absatz 1“ 
eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Nach Absatz 7 wird der folgende 

Absatz 8 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(8) Die Beamtinnen, Beamten, 

Richterinnen und Richter erhalten 
schriftliche Mitteilungen, mit denen 

wiesen, so entsteht der Anspruch mit dem 
Tag, der in der Einweisungsverfügung be-
stimmt ist. Wird ein Amt auf Grund einer Re-
gelung nach § 23 Satz 1 eingestuft, so ent-
steht der Anspruch mit der Maßnahme, die 
der Einweisungsverfügung entspricht. 
  
(2) Der Anspruch auf Besoldung endet mit 
Ablauf des Tages des Ausscheidens aus 
dem Dienstverhältnis, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. 
  
(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung 
nicht für einen vollen Kalendermonat, so wird 
nur der Teil der Bezüge gezahlt, der auf den 
Anspruchszeitraum entfällt, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist. 
  
(4) Die Dienstbezüge nach § 1 Absatz 4 
Nummer 1 bis 3 werden monatlich im Voraus 
gezahlt. Die anderen Bezüge werden monat-
lich im Voraus gezahlt, soweit nichts anderes 
bestimmt ist. 
  
(5) Werden Bezüge nach dem Tag der Fäl-
ligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf 
Verzugszinsen. 
  
(6) Bei der Berechnung von Bezügen nach § 
1 sind die sich ergebenden Bruchteile eines 
Cents unter 0,5 abzurunden und Bruchteile 
von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischen-
rechnungen werden jeweils auf zwei Dezi-
malstellen durchgeführt. Jeder Bezügebe-
standteil ist einzeln zu runden. 
 
(7) Die Beamtin, der Beamte, die Richterin 
oder der Richter verliert einen Anspruch auf 
Besoldung, der über die gesetzlich zu-
stehende Besoldung hinaus geht, soweit sie 
oder er den Anspruch nicht innerhalb des je-
weiligen Haushaltsjahres, für das die zusätz-
liche Besoldung verlangt wird, schriftlich ge-
genüber der obersten Dienstbehörde oder 
der nach § 85 Absatz 1 oder 2 bestimmten 
Stelle geltend macht. Eine Geltendmachung 
von Ansprüchen für vergangene und nach-
folgende Haushaltsjahre ist unwirksam. 
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sie über den Abrechnungszeitraum, 
die Höhe und die Zusammenset-
zung der Bezüge in Kenntnis ge-
setzt werden (Bezügemitteilungen). 
Es obliegt ihnen, die Richtigkeit der 
Bezügemitteilung zu prüfen. Die 
Bezügemitteilungen können den 
Empfangsberechtigten elektronisch 
übermittelt oder zum Datenabruf 
bereitgestellt werden. Wird die Be-
zügemitteilung zum Datenabruf be-
reitgestellt, erfolgt eine elektroni-
sche Benachrichtigung über deren 
Bereitstellung. Die Bezügemittei-
lung gilt am vierten Tag nach der 
Absendung der Benachrichtigung 
als bekanntgegeben. Im Zweifel hat 
die zuständige Stelle den Zugang 
der Benachrichtigung nachzuwei-
sen.“ 

 
3.  § 33 Absatz 1 wird durch den folgenden 

Absatz 1 ersetzt: 
 

„(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und 
W 3 werden nach Maßgabe der nachfol-
genden Vorschriften neben dem als 
Mindestbezug gewährten Grundgehalt 
variable Leistungsbezüge vergeben: 

 
1.  aus Anlass von Berufungs- und 

Bleibeverhandlungen (Berufungs- 
oder Bleibe-Leistungsbezüge), 

2.  für besondere Leistungen in For-
schung, Lehre, Kunst, Weiterbil-
dung und Nachwuchsförderung 
(besondere Leistungsbezüge) so-
wie 

3.  für die Wahrnehmung von Funktio-
nen oder besonderen Aufgaben im 
Rahmen der Hochschulselbstver-
waltung oder der Hochschulleitung 
(Funktions-Leistungsbezüge). 

 
In der Besoldungsgruppe W 1 können 
an eine Juniorprofessorin oder einen 
Juniorprofessor Leistungsbezüge nach 
Satz 1 Nummer 1 und 2 gewährt wer-
den.“ 

 

 § 33 
Leistungsbezüge 

 
(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 
werden nach Maßgabe der nachfolgenden 
Vorschriften neben dem als Mindestbezug 
gewährten Grundgehalt variable Leistungs-
bezüge vergeben: 
 
1.  aus Anlass von Berufungs- und Bleibe-

verhandlungen (Berufungs- oder 
Bleibe-Leistungsbezüge), 

2.  für besondere Leistungen in Forschung, 
Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-
wuchsförderung (besondere Leistungs-
bezüge) sowie 

 
3.  für die Wahrnehmung von Funktionen 

oder besonderen Aufgaben im Rahmen 
der Hochschulselbstverwaltung oder 
der Hochschulleitung (Funktions-Leis-
tungsbezüge). 

  
 
 
 
 
 
 
(2) Leistungsbezüge dürfen den Unter-
schiedsbetrag zwischen den Grundgehältern 
der Besoldungsgruppe W 3 und der Besol-
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dungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies 
erforderlich ist, um die Professorin oder den 
Professor aus dem Bereich außerhalb der 
deutschen Hochschulen zu gewinnen oder 
um die Abwanderung der Professorin oder 
des Professors in den Bereich außerhalb der 
deutschen Hochschulen abzuwenden. Leis-
tungsbezüge dürfen diesen Unterschiedsbe-
trag ferner übersteigen, wenn die Professo-
rin oder der Professor bereits an der bisheri-
gen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die 
diesen Unterschiedsbetrag erreichen oder 
übersteigen und dies erforderlich ist, um die 
Professorin oder den Professor für eine 
nordrhein-westfälische Hochschule zu ge-
winnen oder die Abwanderung an eine an-
dere deutsche Hochschule zu verhindern. 
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
hauptamtliche Leiterinnen und Leiter und 
Mitglieder von Leitungsgremien an Hoch-
schulen, die nicht Professorinnen oder Pro-
fessoren sind. 
  
(3) Die am 1. Januar 2017 zustehenden Leis-
tungsbezüge nach Absatz 1 erhöhen sich um 
2,5 Prozent, wenn diese sich nicht nach im 
Zusammenhang mit der Integration der Son-
derzahlung am 1. Januar 2017 erhöhten Be-
zügen bemessen. Satz 1 gilt nicht für Leis-
tungsbezüge, die als Einmalzahlung gewährt 
werden. 
 

4.  § 34 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  In den Sätzen 1 und 4 wird jeweils 
nach der Angabe „Absatz 1“ die An-
gabe „Satz 1“ eingefügt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 34 
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 

 
Bei der Entscheidung über Leistungsbezüge 
nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 sind insbe-
sondere die individuelle Qualifikation, vorlie-
gende Evaluationsergebnisse, die Bewer-
berlage und die Arbeitsmarktsituation in dem 
jeweiligen Fach zu berücksichtigen. Die Leis-
tungsbezüge werden in der Regel unbefristet 
und als laufender Bezug vergeben; sie kön-
nen auch als Einmalzahlung gewährt wer-
den. Es kann vereinbart werden, dass ge-
währte Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbe-
züge an den regelmäßigen Besoldungsan-
passungen teilnehmen. Neue oder höhere 
Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Num-
mer 1 sollen bei einem neuen Ruf frühestens 
nach Ablauf von drei Jahren seit der letzten 
Gewährung zugestanden werden. Die Ge-
währung von Bleibe-Leistungsbezügen setzt 
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b)  In Satz 5 wird nach der Angabe 
„Professor“ die Angabe „, die Juni-
orprofessorin oder der Juniorpro-
fessor“ eingefügt. 

 

voraus, dass die Professorin oder der Pro-
fessor den Ruf einer anderen Hochschule 
oder das Einstellungsangebot einer anderen 
Arbeitgeberin oder eines anderen Arbeitge-
bers vorlegt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
5.  In § 35 wird jeweils in den Sätzen 1 und 

2 nach der Angabe „Absatz 1“ die An-
gabe „Satz 1“ eingefügt.  

 

 § 35 
Besondere Leistungsbezüge 

 
Für besondere Leistungen, die in der Regel 
über mehrere Jahre in den Bereichen For-
schung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder 
Nachwuchsförderung erbracht werden, kön-
nen Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 2 gewährt werden. Diese Leis-
tungsbezüge können neben solchen nach 
§ 33 Absatz 1 Nummer 1 gewährt und als 
Einmalzahlung oder als monatliche Zahlun-
gen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren 
befristet vergeben werden. Im Falle einer 
wiederholten Vergabe können laufende be-
sondere Leistungsbezüge unbefristet verge-
ben werden. Unbefristete monatliche Be-
züge sind mit einem Widerrufsvorbehalt für 
den Fall des erheblichen Leistungsabfalls zu 
versehen. Es kann vereinbart werden, dass 
gewährte besondere Leistungsbezüge an 
den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
teilnehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
6.  In § 36 Satz 1 wird nach der Angabe 

„Absatz 1“ die Angabe „Satz 1“ einge-
fügt. 

 

 § 36 
Funktions-Leistungsbezüge 

 
Hauptamtlichen Mitgliedern von Hochschul-
leitungen sowie Mitgliedern von Leitungsgre-
mien an Hochschulen werden für die Dauer 
der Wahrnehmung dieser Aufgaben Leis-
tungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 
gewährt. Für die Wahrnehmung besonderer 
Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbst-
verwaltung oder -leitung können diese Leis-
tungsbezüge für die Dauer der Wahrneh-
mung ebenfalls gewährt werden. Die Bemes-
sung der Funktions-Leistungsbezüge richtet 
sich nach § 19, insbesondere sind die im Ein-
zelfall mit den Aufgaben verbundene Verant-
wortung und Belastung sowie die Größe und 
Bedeutung der Hochschule zu berücksichti-
gen. Funktions-Leistungsbezüge können 
teilweise erfolgsabhängig vereinbart werden, 
in diesem Fall können sie nach Eintritt des 
Erfolgs auch als Einmalzahlung gewährt 
werden. Funktions-Leistungsbezüge nach 
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Satz 1 nehmen an allgemeinen Besoldungs-
anpassungen teil. 
 

7.  § 37 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 „Soweit Leistungsbezüge in den 

Besoldungsgruppen W 2 und W 3 
nach § 33 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 und 2 unbefristet gewährt werden 
und jeweils mindestens zwei Jahre 
bezogen worden sind, sind sie vor-
behaltlich des Absatzes 2 bis zur 
Höhe von zusammen 21 Prozent in 
der Besoldungsgruppe W 2 und 
32,5 Prozent in der Besoldungs-
gruppe W 3 des jeweiligen Grund-
gehalts ruhegehaltfähig; dynami-
sierte Leistungsbezüge sind dabei 
vorrangig anzusetzen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  In Absatz 2 wird in der Angabe vor 
Nummer 1 nach der Angabe „Ab-
satz 1“ die Angabe „Satz 1“ einge-
fügt. 

 
 
 
 

 § 37 
Ruhegehaltfähigkeit von  

Leistungsbezügen 
 
 
 
 

(1) Soweit Leistungsbezüge nach § 33 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 2 unbefristet gewährt 
werden und jeweils mindestens zwei Jahre 
bezogen worden sind, sind sie vorbehaltlich 
des Absatzes 2 bis zur Höhe von zusammen 
21 Prozent in der Besoldungsgruppe W 2 
und 32,5 Prozent in der Besoldungsgruppe 
W 3 des jeweiligen Grundgehalts ruhegehalt-
fähig; dynamisierte Leistungsbezüge sind 
dabei vorrangig anzusetzen. In den Fällen 
des § 5 Absatz 6 Satz 2 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden 
Fassung gilt die Zweijahresfrist nicht. Soweit 
die Leistungsbezüge befristet gewährt wer-
den, können sie vorbehaltlich des Absatzes 
2 höchstens bis zur Höhe von 40 Prozent des 
jeweiligen Grundgehalts in der Höhe für ru-
hegehaltfähig erklärt werden, in der sie je-
weils mindestens für die Dauer von zehn 
Jahren bezogen wurden. Bei mehreren be-
fristeten Leistungsbezügen, die für ruhegeh-
altfähig erklärt worden sind, wird der höchste 
Betrag berücksichtigt. Wurden mehrere sol-
cher befristeten Leistungsbezüge mindes-
tens fünf Jahre nebeneinander gewährt, sind 
sie in der Summe ruhegehaltfähig. Treffen 
unbefristete mit befristeten, für ruhegehaltfä-
hig erklärten Leistungsbezügen zusammen, 
findet Satz 5 entsprechende Anwendung. Im 
Übrigen können befristete Leistungsbezüge 
nur insoweit für ruhegehaltfähig erklärt wer-
den, als sie die unbefristeten ruhegehaltfähi-
gen Leistungsbezüge übersteigen. 
  
(2) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 können zusammen höchs-
tens für 
 
1.  2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 

von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe 
von 42 vom Hundert des Grundgehalts, 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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c)  In Absatz 3 wird jeweils in den Sät-

zen 1, 2 und 4 nach der Angabe 
„Absatz 1“ die Angabe „Satz 1“ ein-
gefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d)  In Absatz 4 wird jeweils nach der 

Angabe „Absatz 1“ die Angabe 
„Satz 1“ eingefügt.  

 

2.  3 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 
von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe 
von 52 vom Hundert des Grundgehalts, 

3.  2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber 
von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe 
von 71 vom Hundert des Grundgehalts 

 
für ruhegehaltfähig erklärt werden. 
  
(3) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 3 an hauptamtliche Mitglieder von 
Hochschulleitungen sowie Mitglieder von 
Leitungsgremien an Hochschulen sind ruhe-
gehaltfähig, soweit das Amt mindestens fünf 
Jahre wahrgenommen wurde und sofern das 
Mitglied aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit 
oder aus einem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit nach § 19 Absatz 2 Satz 3 des 
Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S. 195) in der jeweils geltenden 
Fassung in den Ruhestand tritt oder versetzt 
wird. In anderen Fällen erhöhen Leistungs-
bezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. In den 
Fällen des Satzes 2 sind sie ruhegehaltfähig 
in Höhe eines Viertels, soweit das Amt fünf 
Jahre und in Höhe der Hälfte, soweit es fünf 
Jahre und zwei Amtszeiten wahrgenommen 
wurde. Sie sind in voller Höhe ruhegehaltfä-
hig, soweit das Amt mindestens fünf Jahre 
wahrgenommen wurde und das Mitglied 
während seiner Amtszeit wegen Dienstunfä-
higkeit oder auf Antrag wegen Schwerbehin-
derung nach Vollendung des 63. Lebensjah-
res in den Ruhestand versetzt wird oder die 
Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Num-
mer 3 bis zum Eintritt in den Ruhestand we-
gen Erreichens der gesetzlichen Alters-
grenze oder bei Eintritt oder Versetzung in 
den Ruhestand nach Erreichen der gesetzli-
chen Altersgrenze bezogen hat. § 5 Absatz 3 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
gilt entsprechend. 
  
(4) Treffen ruhegehaltfähige Leistungsbe-
züge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
mit solchen nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 
zusammen, wird nur der bei der Berechnung 
des Ruhegehalts für die Beamtin oder den 
Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfä-
higer Dienstbezug berücksichtigt. 
  

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2008-10
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(5) Einmalzahlungen sind nicht ruhegehaltfä-
hig. 
  
(6) Im Falle von gemeinsamen Berufungen 
mit einer außeruniversitären Forschungsein-
richtung werden von der Hochschule festge-
setzte Leistungsbezüge bei einer Beurlau-
bung ohne Dienstbezüge nach Maßgabe der 
vorstehenden Absätze ruhegehaltfähig, so-
weit dafür ein entsprechender Versorgungs-
zuschlag entrichtet worden ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 43 
Stufen des Familienzuschlags 

 
(1) Zur Stufe 1 gehören 
 
1.  Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und 

Richter in einer Ehe oder Lebenspart-
nerschaft, 

2.  verwitwete Beamtinnen, Beamte, Rich-
terinnen und Richter sowie hinterblie-
bene Beamtinnen, Beamte, Richterin-
nen und Richter einer Lebenspartner-
schaft, 

3.  geschiedene Beamtinnen, Beamte, 
Richterinnen und Richter sowie Beam-
tinnen, Beamte, Richterinnen und Rich-
ter, deren Ehe oder Lebenspartner-
schaft für aufgehoben oder nichtig er-
klärt ist, wenn sie gegenüber der frühe-
ren Ehegattin, dem früheren Ehegatten, 
der früheren Lebenspartnerin oder dem 
früheren Lebenspartner aus der letzten 
Ehe oder Lebenspartnerschaft zum Un-
terhalt verpflichtet sind und diese Unter-
haltsverpflichtung mindestens die Höhe 
des Betrags der Stufe 1 erreicht, 

4. andere Beamtinnen, Beamte, Richterin-
nen und Richter, die eine andere Person 
nicht nur vorübergehend in ihre Woh-
nung aufgenommen haben und ihr Un-
terhalt gewähren, weil sie gesetzlich 
oder sittlich dazu verpflichtet sind oder 
aus beruflichen oder gesundheitlichen 
Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt 
bei gesetzlicher oder sittlicher Verpflich-
tung zur Unterhaltsgewährung außer in 
den Fällen des Satzes 3 nicht, wenn für 
den Unterhalt der aufgenommenen Per-
son Mittel zur Verfügung stehen, die, bei 
einem Kind einschließlich des kinderbe-
zogenen Teils des Familienzuschlags, 
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das Sechsfache des Betrages der Stufe 
1 übersteigen. 

  
Zur Stufe 1 gehören ferner andere Beamtin-
nen, Beamte, Richterinnen und Richter, die 
ein Kind nicht nur vorübergehend in ihre 
Wohnung aufgenommen haben, für das 
ihnen Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz oder nach dem Bundeskinder-
geldgesetz zusteht oder ohne Berücksichti-
gung der §§ 64 und 65 des Einkommensteu-
ergesetzes oder der §§ 3 und 4 des Bundes-
kindergeldgesetzes zustehen würde. Als in 
die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind 
auch dann, wenn die Beamtin, der Beamte, 
die Richterin oder der Richter es auf ihre 
oder seine Kosten anderweitig untergebracht 
hat, ohne dass dadurch die häusliche Ver-
bindung aufgehoben werden soll. Beanspru-
chen mehrere nach Satz 1 Nummer 4 oder 
Satz 3 Anspruchsberechtigte, Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst oder auf Grund einer Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst Versorgungsberechtigte 
wegen der Aufnahme einer Person oder 
mehrerer Personen in die gemeinsam be-
wohnte Wohnung oder derselben Person in 
jeweils ihre Wohnungen einen Familienzu-
schlag der Stufe 1 oder eine entsprechende 
Leistung, wird der Betrag der Stufe 1 des für 
die Beamtin, den Beamten, die Richterin 
oder den Richter maßgebenden Familienzu-
schlags nach der Zahl der Berechtigten an-
teilig gewährt. 
  
(2) Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen ge-
hören die Beamtinnen, Beamten, Richterin-
nen und Richter der Stufe 1, denen Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz 
oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zu-
steht oder ohne Berücksichtigung des § 64 
oder § 65 des Einkommensteuergesetzes 
oder des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeld-
gesetzes zustehen würde. Zur Stufe 2 und 
den folgenden Stufen gehören auch die Be-
amtinnen, Beamten, Richterinnen und Rich-
ter der Stufe 1, die Kinder ihrer Lebenspart-
nerin oder ihres Lebenspartners in ihren 
Haushalt aufgenommen haben, wenn an-
dere Beamtinnen, Beamte, Richterinnen 
oder Richter der Stufe 1 bei sonst gleichem 
Sachverhalt zur Stufe 2 oder einer der fol-
genden Stufen gehörten. Die Stufe richtet 
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sich nach der Anzahl der berücksichtigungs-
fähigen Kinder. 
  
(3) Ledige und geschiedene Beamtinnen, 
Beamte, Richterinnen und Richter sowie Be-
amtinnen, Beamte, Richterinnen und Rich-
ter, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig 
erklärt ist, denen Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz oder dem Bundeskin-
dergeldgesetz zusteht oder ohne Berück-
sichtigung des § 64 oder § 65 des Einkom-
mensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 
des Bundeskindergeldgesetzes zustehen 
würde, erhalten zusätzlich zum Grundgehalt 
den Unterschiedsbetrag zwischen der 
Stufe 1 und der Stufe des Familienzu-
schlags, der der Anzahl der berücksichti-
gungsfähigen Kinder entspricht. Dies gilt 
auch für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen 
und Richter, deren Lebenspartnerschaft auf-
gehoben worden ist und die Kinder ihrer 
früheren Lebenspartnerin oder ihres frühe-
ren Lebenspartners in ihren Haushalt aufge-
nommen haben, wenn Beamtinnen, Beamte, 
Richterinnen oder Richter, die geschieden 
sind oder deren Ehe aufgehoben oder für 
nichtig erklärt ist, bei sonst gleichem Sach-
verhalt den Unterschiedsbetrag erhielten. 
Absatz 5 gilt entsprechend. 
  
(4) Steht die Ehegattin, der Ehegatte, die Le-
benspartnerin oder der Lebenspartner einer 
Beamtin, eines Beamten, einer Richterin 
oder eines Richters als Beamtin, Beamter, 
Richterin, Richter, Soldatin, Soldat, Arbeit-
nehmerin oder Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst oder ist sie oder er auf Grund einer 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beam-
tenrechtlichen Grundsätzen versorgungsbe-
rechtigt und stünde ihr oder ihm ebenfalls der 
Familienzuschlag der Stufe 1 oder einer der 
folgenden Stufen oder eine entsprechende 
Leistung in Höhe von mindestens der Hälfte 
des Betrags der Stufe 1 des Familienzu-
schlags zu, so erhält die Beamtin, der Be-
amte, die Richterin oder der Richter den Be-
trag der Stufe 1 des für sie oder ihn maßge-
benden Familienzuschlags zur Hälfte; dies 
gilt auch für die Zeit des Bezugs von Mutter-
schaftsgeld. Eine Kürzung nach Satz 1 auf 
die Hälfte des Betrags erfolgt nicht, wenn 
beide Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner in Teilzeit beschäftigt sind 
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8.  Nach § 43 Absatz 5 Satz 3 werden die 

folgenden Sätze eingefügt: 
 
 „Anspruchsberechtigte in Teilzeit, die 

zusammen nicht die regelmäßige Ar-
beitszeit einer Vollzeitbeschäftigung er-
reichen, erhalten den Familienzuschlag 
nach Stufe 2 oder einer der folgenden 

und zusammen nicht die regelmäßige Ar-
beitszeit einer Vollzeitbeschäftigung errei-
chen. Auf den halbierten Betrag nach Satz 1 
findet § 8 keine Anwendung, wenn eine oder 
einer der Ehegatten, Lebenspartnerinnen 
oder Lebenspartner im Sinne des Satzes 1 
vollzeitbeschäftigt oder nach beamtenrecht-
lichen Grundsätzen versorgungsberechtigt 
ist oder beide in Teilzeit beschäftigt sind und 
dabei zusammen mindestens die regelmä-
ßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung er-
reichen. 
  
(5) Stünde neben der Beamtin, dem Beam-
ten, der Richterin oder dem Richter einer an-
deren Person, die im öffentlichen Dienst 
steht oder auf Grund einer Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnord-
nung versorgungsberechtigt ist, der Famili-
enzuschlag nach Stufe 2 oder einer der fol-
genden Stufen zu, so wird der auf das Kind 
entfallende Betrag des Familienzuschlags 
der Beamtin, dem Beamten, der Richterin 
oder dem Richter gewährt, wenn und soweit 
ihr oder ihm das Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz oder nach dem Bun-
deskindergeldgesetz gewährt wird oder ohne 
Berücksichtigung des § 65 des Einkommen-
steuergesetzes oder des § 4 des Bundeskin-
dergeldgesetzes vorrangig zu gewähren 
wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 
oder einer der folgenden Stufen stehen eine 
sonstige entsprechende Leistung oder das 
Mutterschaftsgeld gleich. Auf das Kind ent-
fällt derjenige Betrag, der sich aus der für die 
Anwendung des Einkommensteuergesetzes 
oder des Bundeskindergeldgesetzes maß-
gebenden Reihenfolge der Kinder ergibt. § 8 
findet auf den Betrag keine Anwendung, 
wenn eine oder einer der Anspruchsberech-
tigten im Sinne des Satzes 1 vollzeitbeschäf-
tigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsät-
zen versorgungsberechtigt ist oder mehrere 
Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt 
sind und dabei zusammen mindestens die 
regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäf-
tigung erreichen. 
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Stufen anteilig entsprechend der 
Summe beider individuell vereinbarten 
Arbeitszeiten. Der Anspruch auf Nach-
zahlungen nach Satz 4 ist ausgeschlos-
sen, wenn der Anspruch nicht innerhalb 
des jeweiligen Haushaltsjahres, für das 
die Berücksichtigung beider Teilzeitan-
teile bei der Berechnung des kinderbe-
zogenen Familienzuschlags verlangt 
wird, schriftlich gegenüber der nach 
§ 85 Absatz 1 oder 2 bestimmten Stelle 
geltend gemacht wurde.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Öffentlicher Dienst im Sinne der Ab-
sätze 1, 4 und 5 ist die Tätigkeit im Dienst 
des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde 
oder anderer Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder der 
Verbände von solchen; ausgenommen ist 
die Tätigkeit bei öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaften oder ihren Verbänden, so-
fern nicht bei organisatorisch selbständigen 
Einrichtungen, insbesondere bei Schulen, 
Hochschulen, Krankenhäusern, Kindergär-
ten, Altersheimen die Voraussetzungen des 
Satzes 3 erfüllt sind. Dem öffentlichen Dienst 
steht die Tätigkeit im Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
gleich, an der der Bund oder eine der in 
Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder ei-
ner der dort bezeichneten Verbände durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen 
oder in anderer Weise beteiligt ist. Dem öf-
fentlichen Dienst steht ferner gleich die Tä-
tigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitge-
bers, der die für den öffentlichen Dienst gel-
tenden Tarifverträge oder Tarifverträge we-
sentlich gleichen Inhalts oder die darin oder 
in Besoldungsgesetzen über Familienzu-
schläge getroffenen Regelungen oder ver-
gleichbare Regelungen anwendet, wenn der 
Bund oder eine oder einer der in Satz 1 be-
zeichneten Körperschaften oder Verbände 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüs-
sen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die 
Entscheidung, ob die Voraussetzungen er-
füllt sind, trifft das für Finanzen zuständige 
Ministerium oder die von ihm bestimmte 
Stelle. 
  
(7) Die Bezügestellen des öffentlichen 
Dienstes (Absatz 6) dürfen die zur Durchfüh-
rung dieser Vorschrift erforderlichen perso-
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nenbezogenen Daten erheben und unterei-
nander austauschen. 
  
(8) Lebenspartnerschaft, Lebenspartnerin 
oder Lebenspartner im Sinne der vorstehen-
den Absätze definieren sich nach § 1 Absatz 
1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 
 

9.  § 46 wird durch den folgenden § 46 er-
setzt: 

 
„§ 46 

Amtszulage für Leitungsfunktionen 
 
 
 
 
(1) Für die Leitung von besonders gro-
ßen und besonders bedeutenden unte-
ren Verwaltungsbehörden sowie die 
Leitung von Mittel- oder Oberbehörden 
können nach Maßgabe des Haushalts 
Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 
mit einer Amtszulage ausgestattet wer-
den. Die Zahl der mit einer Amtszulage 
ausgestatteten Planstellen darf 30 Pro-
zent der Zahl der Planstellen der Besol-
dungsgruppe A 16 für die Leitung unte-
rer Verwaltungsbehörden, Mittelbehör-
den oder Oberbehörden nicht über-
schreiten. 
 
(2) Für Leitungen von Niederlassungen 
der Landesbetriebe und des landesei-
genen teilrechtsfähigen Sondervermö-
gens gilt Absatz 1 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Zahl der mit einer 
Amtszulage ausgestatteten Planstellen 
30 Prozent der Zahl der Planstellen der 
Besoldungsgruppe A 16 für die Nieder-
lassungsleitungen nicht überschreiten 
darf.“ 

 

  
 
 

§ 46 
Amtszulage für die Leitung von beson-
ders großen und besonders bedeuten-

den unteren Verwaltungsbehörden sowie 
von Mittel- und Oberbehörden 

 
Für die Leitung von besonders großen und 
besonders bedeutenden unteren Verwal-
tungsbehörden sowie die Leitung von Mittel- 
oder Oberbehörden können nach Maßgabe 
des Haushalts Planstellen der Besoldungs-
gruppe A 16 mit einer Amtszulage ausgestat-
tet werden. Die Zahl der mit einer Amtszu-
lage ausgestatteten Planstellen darf 30 Pro-
zent der Zahl der Planstellen der Besol-
dungsgruppe A 16 für die Leitung unterer 
Verwaltungsbehörden, Mittelbehörden oder 
Oberbehörden nicht überschreiten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 47 
Strukturzulage 

 
Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegeh-
altfähige Strukturzulage nach der Anlage 14 
erhalten 
 
a)  Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-

gruppe 1 mit dem Einstiegsamt der Be-
soldungsgruppe A 5, 
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10.  In § 47 Buchstabe b Doppelbuchstabe 

bb wird die Angabe „und A 10“ durch die 
Angabe „bis A 11“ ersetzt. 

 

b)  Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe 1 mit dem Einstiegsamt der Be-
soldungsgruppen A 6, A 7 oder A 8 

 
aa)  in den Besoldungsgruppen A 6 bis 

A 8, 
bb)  in den Besoldungsgruppen A 9 und 

A 10, 
 

c)  Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe 2 mit dem Einstiegsamt der Be-
soldungsgruppen A 9 oder A 10 und 
ihnen gleichgestellte Beamtinnen und 
Beamte sowie Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte, 

d)  Beamtinnen und Beamte des Verwal-
tungsdienstes der Laufbahngruppe 2 
mit dem Einstiegsamt A 13 einschließ-
lich der Beamtinnen und Beamten be-
sonderer Fachrichtungen, Studienrätin-
nen und Studienräte, Akademische Rä-
tinnen auf Zeit und Akademische Räte 
auf Zeit sowie Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamte in der 
Besoldungsgruppe A 13.  

 
11. § 50 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 „Beamtinnen und Beamte des feu-

erwehrtechnischen Dienstes erhal-
ten in Ämtern der Landesbesol-
dungsordnung A eine Stellenzu-
lage.“ 

 
 
 
 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 
 „(2) Durch die Stellenzulage wer-

den die Besonderheiten des jewei-
ligen Dienstes, insbesondere der 
mit dem Nachtdienst verbundene 
Aufwand sowie der Aufwand für 
Verzehr mit abgegolten.“ 

 

 § 50 
Zulage für Beamtinnen und Beamte  

der Feuerwehr 
 
 
 
 
(1) Beamtinnen und Beamte in Ämtern der 
Landesbesoldungsordnung A im Einsatz-
dienst der Feuerwehr sowie Beamtinnen und 
Beamte, die entsprechend verwendet wer-
den, erhalten eine Stellenzulage. Die Stel-
lenzulage erhalten unter den gleichen Vo-
raussetzungen auch Anwärterinnen und An-
wärter (§ 74 Absatz 1). 
  
 
 
 
(2) Durch die Stellenzulage werden die Be-
sonderheiten des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr, insbesondere der mit dem Nachtdienst 
verbundene Aufwand sowie der Aufwand für 
Verzehr mit abgegolten. 
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12.  § 55 Absatz 1 Nummer 1 wird durch die 

folgende Nummer 1 ersetzt: 
 

„1. Lehrerinnen und Lehrer in der 
Laufbahngruppe 2 mit dem ersten 
Einstiegsamt einschließlich 
Sonderpädagoginnen und 
Sonderpädagogen mit der 
Befähigung zu einem schulform- 
oder schulstufenbezogenem 
Lehramt, die neben der 
Unterrichtstätigkeit im Schuldienst 
Aufgaben als Fachleiterin oder 
Fachleiter an Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung 
wahrnehmen. Studienrätinnen und 
Studienräte sowie 
Oberstudienrätinnen und 
Oberstudienräte erhalten bei 
entsprechender Verwendung 
ebenfalls diese Stellenzulage unter 
der weiteren Voraussetzung, dass 
sie als Fachleiterinnen und 
Fachleiter allgemein auf Stellen der 
Besoldungsgruppe A 15 geführt 
werden. Die Gewährung der 
Stellenzulage wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass der Einsatz 
als Fachleiterin oder Fachleiter aus 
zwingenden organisatorischen 
Gründen eine Unterrichtstätigkeit 
im Schuldienst nicht oder nur in 
geringem Umfang zulässt.“ 

 

 § 55 
Stellenzulagen für Lehrkräfte 

 
(1) Eine Stellenzulage erhalten 
 
 
1.  Lehrerinnen und Lehrer in der Lauf-

bahngruppe 2 mit dem ersten Einstieg-
samt einschließlich Sonderpädagogin-
nen und Sonderpädagogen mit der Be-
fähigung zu einem schulform- oder 
schulstufenbezogenem Lehramt, die 
neben der Unterrichtstätigkeit im Schul-
dienst Aufgaben als Fachleiterin oder 
Fachleiter an Zentren für schulprakti-
sche Lehrerausbildung wahrnehmen. 
Studienrätinnen und Studienräte sowie 
Oberstudienrätinnen und Oberstudien-
räte erhalten bei entsprechender Ver-
wendung ebenfalls diese Stellenzulage 
unter der weiteren Voraussetzung, dass 
sie als Fachleiterinnen und Fachleiter 
allgemein auf Stellen der Besoldungs-
gruppe A 15 geführt werden. Beträgt die 
Inanspruchnahme als Fachleiterin oder 
Fachleiter mehr als ein Viertel der regel-
mäßigen Arbeitszeit, wird die Zulage in 
voller Höhe gewährt, ansonsten in Höhe 
von zwei Dritteln. Die Inanspruchnahme 
bemisst sich nach der Pflichtstundener-
mäßigung. Die Gewährung der Stellen-
zulage wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass der Einsatz als Fachleiterin 
oder Fachleiter aus zwingenden organi-
satorischen Gründen eine Unterrichtstä-
tigkeit im Schuldienst nicht oder nur in 
geringem Umfang zulässt. 

2.  Lehrerinnen und Lehrer in der Lauf-
bahngruppe 2 mit dem ersten Einstieg-
samt einschließlich Sonderpädagogin-
nen und Sonderpädagogen mit der Be-
fähigung zu einem schulform- oder 
schulstufenbezogenem Lehramt, die 
Aufgaben als Fachleiterin oder Fachlei-
ter in der Lehrerfortbildung auf Bezirks-
ebene wahrnehmen. Studienrätinnen 
und Studienräte sowie Oberstudienrä-
tinnen und Oberstudienräte erhalten bei 
entsprechender Verwendung ebenfalls 
diese Stellenzulage. 

3.  Studienrätinnen, Studienräte, Oberstu-
dienrätinnen und Oberstudienräte mit 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

79 

zusätzlicher Prüfung für ein sonderpä-
dagogisches Lehramt. 

4.  Lehrerinnen und Lehrer während der 
Dauer der Abordnung zu Kommunalen 
Integrationszentren 

 
a)  als Fachkraft 
b)  als Leiterin oder Leiter. 

  
(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewährung von 
Stellenzulagen zu regeln für 
 
1.  Beamtinnen und Beamte des Verwal-

tungs- und Vollzugsdienstes sowie für 
Richterinnen und Richter, Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte, die in ihrem 
Hauptamt mindestens zur Hälfte in der 
dienstlichen Aus- oder Fortbildung als 
Lehrkräfte tätig sind, 

2.  Lehrkräfte, deren Tätigkeit sich aus den 
ihrer Ausbildung entsprechenden Auf-
gaben durch eine der folgenden ständi-
gen Funktionen heraushebt: 

 
a)  ausschließlicher Unterricht an För-

derschulen sowie Schulen für 
Kranke, soweit es sich um Lehr-
kräfte der Besoldungsgruppe A 12 
oder niedriger handelt, 

b)  Leitung eines Schülerheimes, 
c)  fachliche Koordinierung bei Schul- 

oder Modellversuchen oder neuen 
Schulformen, 

d)  Unterricht im Strafvollzugsdienst, 
e)  Verwendung als Fachberaterin 

oder Fachberater für Hör- und 
Sprachgeschädigte bei Gesund-
heitsämtern, 

f) Verwendung an staatlichen Berufs-
förderungswerken. 

  
Eine Stellenzulage darf nur vorgesehen wer-
den, soweit die Wahrnehmung dieser Funk-
tion nicht durch die Einstufung berücksichtigt 
ist. Mit der Stellenzulage nach Nummer 1 
sind die mit der Tätigkeit verbundenen Er-
schwernisse und der Aufwand abgegolten. 
Die Stellenzulagen nach Nummer 2 Buch-
stabe a und d können für ruhegehaltfähig er-
klärt werden. 
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13.  § 63 wird gestrichen. 
 

 § 63 
Zulage für Juniorprofessorinnen und Ju-

niorprofessoren 
 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
erhalten, wenn sie sich als Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrer bewährt haben, 
ab dem Zeitpunkt der ersten Verlängerung 
des Beamtenverhältnisses eine nicht ruhe-
gehaltfähige Zulage nach Anlage 15. 
 

 
 
 
14.  § 66 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a) In Satz 2 wird die Angabe „nur“ ge-
strichen. 

 
b)  Nach Satz 2 wird der folgende Satz 

eingefügt: 
 
 „Für Bereiche, deren Tätigkeit nach 

Art der Dienstverrichtung nicht 
messbar ist, darf die Vergütung nur 
vorgesehen werden, wenn im lau-
fenden Dienstgeschäft aufgrund 
besonderer, unvorhersehbarer Um-
stände zusätzliche Dienstverrich-
tung erforderlich ist (vergütungsfä-
higer Sondereinsatz) und die Mehr-
arbeit 80 Stunden im Kalenderjahr 
nicht übersteigt.“ 

 

 § 66 
Mehrarbeitsvergütung 

 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewährung ei-
ner Mehrarbeitsvergütung (§ 61 des Landes-
beamtengesetzes) für Beamtinnen und Be-
amte zu regeln, soweit die Mehrarbeit nicht 
durch Dienstbefreiung ausgeglichen wird. 
Die Vergütung darf nur in Bereichen vorge-
sehen werden, in denen nach Art der 
Dienstverrichtung eine Mehrarbeit messbar 
ist. Die Höhe der Vergütung ist nach dem 
Umfang der tatsächlich geleisteten Mehrar-
beit festzusetzen und unter Zusammenfas-
sung von Besoldungsgruppen zu staffeln. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Be-
amte erhalten eine Mehrarbeitsvergütung in 
Höhe der anteiligen Besoldung, soweit die 
individuelle Arbeitszeit und die geleistete 
Mehrarbeit die regelmäßige Arbeitszeit der 
vollbeschäftigten Beamtinnen und Beamten 
nicht überschreiten. 
  
(3) Besoldung im Sinne des Absatzes 2 ist 
das Grundgehalt, der Familienzuschlag und 
die in festen Monatsbeträgen gezahlten Zu-
lagen. Bezüge, die nicht der anteiligen Kür-
zung nach § 8 Absatz 1 unterliegen, bleiben 
unberücksichtigt. 
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(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewährung ei-
ner Ausgleichszahlung in Höhe der zum Zeit-
punkt des Ausgleichsanspruchs geltenden 
Sätze der Mehrarbeitsvergütung für Beam-
tinnen und Beamte zu regeln, bei denen ein 
Arbeitszeitausgleich aus einer langfristigen 
ungleichmäßigen Verteilung der Arbeitszeit, 
während der eine von der für sie jeweils gel-
tenden regelmäßigen Arbeitszeit abwei-
chende Arbeitszeit festgelegt wurde, nicht 
oder nur teilweise möglich ist. 
 

 
 
 
15.  Nach § 68 Absatz 1 Satz 2 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 
 
 
 
 
 „Abweichend von Satz 2 kann eine pau-

schale Vergütung geregelt werden.“ 
 

 § 68 
Vergütung im Vollstreckungsdienst 

 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Gewährung ei-
ner Vergütung für Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher sowie andere im Voll-
streckungsdienst tätige Beamtinnen und Be-
amte zu regeln. Maßstab für die Festsetzung 
der Vergütung sind die vereinnahmten Ge-
bühren oder Beträge. 
  
 
(2) Für die Vergütung können Höchstsätze 
für die einzelnen Vollstreckungsaufträge so-
wie für das Kalenderjahr festgesetzt werden. 
Ein Teil der Vergütung kann für ruhegehalt-
fähig erklärt werden. Es kann bestimmt wer-
den, inwieweit mit der Vergütung ein beson-
derer Aufwand der Beamtin oder des Beam-
ten mit abgegolten ist. Ist ein Teil der Vergü-
tung für ruhegehaltfähig erklärt worden, so 
erhöht sich die Vergütung ab dem 1. Januar 
2017 monatlich in den Besoldungsgruppen 
A 5 und A 6 um einen Betrag von 4,76 Pro-
zent, in den Besoldungsgruppen A 7 und A 8 
um einen Betrag von 3,61 Prozent sowie in 
den übrigen Besoldungsgruppen um einen 
Betrag von 2,44 Prozent des für ruhegehalt-
fähig erklärten Teils der Vergütung. 
 

16.  § 69 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

 § 69 
Sonderzuschläge zur Sicherung der 

Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit 
 
(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wett-
bewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
können Beamtinnen und Beamten der Lan-
desbesoldungsordnung A und der Besol-
dungsgruppe W 1 nicht ruhegehaltfähige 
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a)  In Absatz 1 wird die Angabe „und 
der Besoldungsgruppe W 1“ gestri-
chen. 

 
 
 
 
 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 
 „(2) Der Sonderzuschlag darf mo-

natlich 10 Prozent des Anfangs-
grundgehalts der entsprechenden 
Besoldungsgruppe nicht überstei-
gen; Grundgehalt und Sonderzu-
schlag dürfen zusammen nicht hö-
her als das Endgrundgehalt sein. 
Der Sonderzuschlag wird in fünf 
Schritten um jeweils 20 Prozent sei-
nes Ausgangsbetrages jährlich ver-
ringert, erstmals ein Jahr nach dem 
Entstehen des Anspruchs. Abwei-
chend von Satz 2 kann der Sonder-
zuschlag auch befristet bis zu drei 
Jahren gewährt werden; ergänzend 
kann dann festgelegt werden, dass 
er auf Grund einer Beförderung 
auch vor Ablauf der Befristung weg-
fällt. Der Sonderzuschlag kann 
rückwirkend höchstens für drei Mo-
nate gewährt werden. Er kann nach 
vollständigem Wegfall erneut ge-
währt werden, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 wieder oder 
noch vorliegen. § 8 Absatz 1 gilt 
entsprechend.“ 

 

Sonderzuschläge gewährt werden, wenn ein 
bestimmter Dienstposten andernfalls insbe-
sondere im Hinblick auf die fachliche Qualifi-
kation sowie die Bedarfs- und Bewerberlage 
nicht anforderungsgerecht besetzt werden 
kann und die Deckung des Personalbedarfs 
dies im konkreten Fall erfordert. 
  
 
 
 
(2) In der Landesbesoldungsordnung A darf 
der Sonderzuschlag monatlich 10 Prozent 
des Anfangsgrundgehalts der entsprechen-
den Besoldungsgruppe nicht übersteigen; 
Grundgehalt und Sonderzuschlag dürfen zu-
sammen nicht höher als das Endgrundgehalt 
sein. Bei Beamtinnen und Beamten der Be-
soldungsgruppe W 1 darf der Sonderzu-
schlag monatlich 10 Prozent des Grundge-
halts der Besoldungsgruppe nicht überstei-
gen. Der Sonderzuschlag wird in fünf Schrit-
ten um jeweils 20 Prozent seines Ausgangs-
betrages jährlich verringert, erstmals ein 
Jahr nach dem Entstehen des Anspruchs. 
Abweichend von Satz 3 kann der Sonderzu-
schlag auch befristet bis zu drei Jahren ge-
währt werden; ergänzend kann dann festge-
legt werden, dass er auf Grund einer Beför-
derung auch vor Ablauf der Befristung weg-
fällt. Der Sonderzuschlag kann rückwirkend 
höchstens für drei Monate gewährt werden. 
Er kann nach vollständigem Wegfall erneut 
gewährt werden, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 wieder oder noch vorliegen. 
§ 8 Absatz 1 gilt entsprechend. 
  
(3) Die Ausgaben für die Sonderzuschläge 
eines Dienstherrn dürfen 0,1 Prozent der im 
jeweiligen Haushaltsplan des Dienstherrn 
veranschlagten jährlichen Besoldungsaus-
gaben, zuzüglich der im Rahmen einer flexi-
bilisierten Haushaltsführung für diesen 
Zweck erwirtschafteten Mittel, nicht über-
schreiten. 
  
(4) Die Entscheidung über die Gewährung 
von Sonderzuschlägen trifft die oberste 
Dienstbehörde, im Landesbereich im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium oder der von ihm bestimmten 
Stelle. 
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17.  § 71a wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 1 wird durch den folgen-
den Satz ersetzt: 

 
 „Bei einem Hinausschieben 

des Eintritts in den Ruhestand 
nach § 32 des Landesbeam-
tengesetzes wird ab Beginn 
des Kalendermonats, der auf 
den Zeitpunkt des Erreichens 
der gesetzlichen Altersgrenze 
folgt, ein Zuschlag gewährt.“ 

 
bb)  In Satz 3 wird die Angabe „10“ 

durch die Angabe „15“ ersetzt. 
 
cc)  Die Sätze 4 und 5 werden ge-

strichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  In Absatz 2 Satz 1 wird nach der 
Angabe „Landesbeamtengesetzes“ 
die Angabe „oder § 4 Absatz 3 des 
Landesrichter- und Staatsanwälte-
gesetzes vom 8. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 812), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung“ eingefügt. 

 

 § 71a 
Zuschlag bei Hinausschieben des  

Eintritts in den Ruhestand 
 
 
 
 
 
(1) Bei einem Hinausschieben des Eintritts in 
den Ruhestand nach § 32 des Landesbeam-
tengesetzes wird ein Zuschlag gewährt. Der 
Zuschlag wird nicht neben einem Zuschlag 
nach § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 70 
oder § 91 Absatz 4 gewährt. Der Zuschlag 
beträgt 10 Prozent des Grundgehalts und ist 
nicht ruhegehaltfähig. Er wird erst gewährt 
ab Beginn des Kalendermonats, der auf den 
Zeitpunkt des Erreichens der gesetzlichen 
Altersgrenze folgt und wenn der Höchstsatz 
des Ruhegehalts nach § 16 Absatz 1 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes er-
reicht ist. Wird der Höchstruhegehaltsatz im 
Zeitraum des Hinausschiebens erreicht, wird 
der Zuschlag ab dem Beginn des folgenden 
Kalendermonats gewährt. 
  
 
 
 
(2) Bei einer Teilzeitbeschäftigung im Zeit-
raum des Hinausschiebens des Eintritts in 
den Ruhestand nach § 32 des Landesbeam-
tengesetzes wird ein nicht ruhegehaltfähiger 
Zuschlag gewährt, dessen Bemessungs-
grundlage das Ruhegehalt ist, das bei Eintritt 
in den Ruhestand wegen Erreichens der ge-
setzlichen Altersgrenze zugestanden hätte. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Höhe 
des Zuschlags entspricht dem Teil des er-
dienten Ruhegehalts, der sich aus dem Ver-
hältnis der Freistellung zur regelmäßigen Ar-
beitszeit ergibt. Der Zuschlag nach Absatz 1 
bleibt hiervon unberührt. Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht bei einer Teilzeitbeschäftigung 
mit ungleichmäßig verteilter Arbeitszeit in ei-
ner Freistellungsphase. 
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 § 87 
Übergangsregelungen für Professorin-
nen und Professoren, Rektorinnen und 

Rektoren, Kanzlerinnen und Kanzler 
 
(1) Für die am 1. Januar 2005 im Amt befind-
lichen Professorinnen und Professoren der 
mit Artikel 1 Nummer 1 des Dienstrechtsan-
passungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 16. Mai 2013 in Landesrecht 
übergeleiteten Bundesbesoldungsordnung 
C, die noch in dieser Landesbesoldungsord-
nung vorhanden sind, finden § 1 Absatz 2 
Nummer 2, § 8 Absatz 3, § 13 Absatz 1 Satz 
5 und Absatz 4 Satz 1, der Abschnitt 2, Un-
terabschnitt 3, die §§ 43 und 50, die Anlagen 
I und II des Bundesbesoldungsgesetzes und 
die Hochschulleitungs-Stellenzulagenver-
ordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 
1527), jeweils in der bis zum 22. Februar 
2002 geltenden Fassung, sowie die Anlagen 
IV und IX des Bundesbesoldungsgesetzes 
nach Maßgabe des Bundesbesoldungs- und 
–versorgungsanpassungsgesetzes 2000 
vom 19. April 2001 (BGBl. I S. 618) sowie un-
ter Berücksichtigung der weiteren Anpassun-
gen der Besoldung nach § 14 des Bundes-
besoldungsgesetzes in der am 31. August 
2006 geltenden Fassung, nach § 14 des 
Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen und nach § 16 
Anwendung; eine Erhöhung von Dienstbezü-
gen durch die Gewährung von Zuschüssen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 
2002 geltenden Fassung ist ausgeschlos-
sen. Abweichend von Satz 1 wird im Fall ei-
ner Berufung auf eine höherwertige Profes-
sur an der gleichen Hochschule oder einer 
Berufung an eine andere nordrhein-westfäli-
sche Hochschule, bei erstmaliger Annahme 
eines Rufes in Nordrhein-Westfalen oder auf 
Antrag Professorinnen und Professoren der 
Besoldungsgruppe C 4 ein Amt der Besol-
dungsgruppe W 3 übertragen. Professorin-
nen und Professoren der Besoldungsgrup-
pen C 2 und C 3 wird im Falle des Wechsels 
auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe 
W 2, in den übrigen Fällen des Satzes 2 ein 
Amt der Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 
übertragen. Anträge auf Wechsel sind unwi-
derruflich. In den Fällen der Sätze 2 und 3 
finden § 21 Absatz 1, § 57 und § 61 keine 
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Anwendung. Beamtinnen und Beamte, die 
die Übertragung eines Amtes der Landesbe-
soldungsordnung W beantragt haben, kön-
nen abweichend von § 35 Satz 2 und Satz 3 
besondere Leistungsbezüge bereits bei erst-
maliger Vergabe unbefristet gewährt wer-
den. 
  
(2) Für die am 1. Januar 2005 im Amt befind-
lichen Hochschuldozentinnen, Hochschuldo-
zenten, Oberassistentinnen, Oberassisten-
ten, Oberingenieurinnen, Oberingenieure 
sowie wissenschaftlichen und künstlerischen 
Assistentinnen und Assistenten sind der Ab-
schnitt 2, Unterabschnitt 3 sowie die Anlage 
II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis 
zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung 
sowie die Anlagen IV und IX des Bundesbe-
soldungsgesetzes nach Maßgabe des Bun-
desbesoldungs- und -versorgungsanpas-
sungsgesetzes 2000 vom 19. April 2001 
(BGBl. I S. 618) sowie unter Berücksichti-
gung der weiteren Anpassungen der Besol-
dung nach § 14 des Bundesbesoldungsge-
setzes in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung, nach § 14 des Übergeleiteten Be-
soldungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen und nach § 16 anzuwenden. 
  
(3) Rektorinnen und Rektoren einer Hoch-
schule, deren Besoldung sich nach einem 
der in Anlage 5 zu diesem Gesetz unter 
„Künftig wegfallende Ämter“ aufgeführten 
Amt bestimmt und die bis zu ihrer Ernennung 
als Professorin oder Professor der Besol-
dungsgruppe C 4 ein höheres Grundgehalt 
zuzüglich der Zuschüsse nach den Num-
mern 1 und 2 der Vorbemerkungen zu der 
Bundesbesoldungsordnung C bezogen ha-
ben, erhalten eine Ausgleichszulage. Diese 
wird in Höhe des jeweiligen Unterschiedsbe-
trags zwischen dem Grundgehalt als Rekto-
rin oder Rektor und dem Gesamtbetrag des 
Grundgehalts und der Zuschüsse gewährt, 
der in dem Amt als Professorin oder Profes-
sor jeweils zugestanden hätte. Die Aus-
gleichszulage ist ruhegehaltfähig, soweit sie 
zum Ausgleich eines ruhegehaltfähigen Zu-
schusses dient. 
  
(4) Die Ämter für die in Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 genannten Amtsinhaberinnen und 
Amtsinhaber werden als künftig wegfallende 
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18.  Nach § 87 Absatz 6 wird der folgende 

Absatz 7 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(7) Die am 1. Januar 2027 zustehen-

den Stellenzulagen nach der Hoch-
schulleitungs-Stellenzulagenverord-
nung vom 3. August 1977 (BGBl. I 
S. 1527) in der bis zum 22. Februar 
2002 geltenden Fassung erhöhen sich 
um 32 Prozent, soweit sie nach Absatz 
1 fortgelten.“ 

 

Ämter in der Anlage 5 fortgeführt. Die sich 
aus Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ergeben-
den Grundgehaltssätze sind in der Anlage 10 
zu diesem Gesetz ausgewiesen. Die allge-
meine Stellenzulage nach Nummer 2b der 
Vorbemerkungen zu der Bundesbesol-
dungsordnung C für wissenschaftliche und 
künstlerische Assistentinnen und Assisten-
ten in der Besoldungsgruppe C 1 wird zur 
Strukturzulage. Ihre Höhe ergibt sich aus An-
lage 14. 
  
(5) Rektorinnen und Rektoren sowie Kanzle-
rinnen und Kanzler einer Hochschule in ei-
nem Amt der Landesbesoldungsordnungen 
A oder B wird auf Antrag ein Amt der Besol-
dungsgruppe W 3 übertragen. 
  
(6) Die am 1. Januar 2017 zustehenden Stel-
lenzulagen nach der Hochschulleitungs-Stel-
lenzulagenverordnung vom 3. August 1977 
(BGBl. I S. 1527) in der bis zum 22. Februar 
2002 geltenden Fassung sowie die Zu-
schüsse zum Grundgehalt für Professorin-
nen und Professoren an Hochschulen nach 
den Nummern 1 und 2 und die Zulage nach 
Nummer 5 der Vorbemerkungen zur Landes-
besoldungsordnung C, soweit sie nach Ab-
satz 1 fortgelten, erhöhen sich um 2,5 Pro-
zent. 
 

 
 
 
19.  § 92 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 92 
Fortgeltung von Rechtsverordnungen 

 
(1) Folgende durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 
des Landesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) 
in Landesrecht übergeleitete, auf Grund des 
Bundesbesoldungsgesetzes erlassene 
Rechtsverordnungen des Bundes jeweils in 
der am 31. August 2006 geltenden Fassung 
gelten bis zum Inkrafttreten jeweiliger neuer 
Rechtsverordnungen fort, soweit sich aus 
diesem Gesetz oder auf Grund sonstiger lan-

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2013-s234
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a)  Die Nummern 1 bis 4 sowie 6 bis 10 
werden gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

desrechtlicher Bestimmungen nichts ande-
res ergibt; unberührt bleiben landesrechtli-
che Bestimmungen, die seit dem 1. Septem-
ber 2006 erlassen wurden: 
 
1.  Zweite Besoldungs-Übergangsverord-

nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. November 1997 (BGBl. I 
S. 2764), die zuletzt durch Artikel 258 
der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden 
ist, 

2.  Erschwerniszulagenverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), die 
zuletzt durch Artikel 67 des Gesetzes 
vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818) ge-
ändert worden ist, 

3.  Verordnung über die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 
2774) geändert worden ist, 

4.  Vollstreckungsvergütungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Januar 2003 (BGBl. I S. 8), 

5.  Verordnung über die Gewährung einer 
Unterrichtsvergütung für Lehramtsan-
wärter vom 18. Juli 1976 (BGBl. I S. 
1828), die durch Artikel 6 der Verord-
nung vom 8. August 2002 (BGBl. I S. 
3177) geändert worden ist, 

6.  Übergangszahlungsverordnung vom 
23. Juli 1975 (BGBl. I S. 1982), die 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848) geän-
dert worden ist, 

7.  Kommunalbesoldungsverordnung des 
Bundes vom 7. April 1978 (BGBl. I S. 
468), die zuletzt durch Verordnung vom 
19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2697) ge-
ändert worden ist, 

8.  Sparkassenbesoldungsverordnung des 
Bundes vom 16. Juni 1976 (BGBl. I S. 
1588), die durch Verordnung vom 22. 
Juni 1983 (BGBl. I S. 732) geändert 
worden ist, 

9.  Werkleiterbesoldungsverordnung des 
Bundes vom 16. Juni 1976 (BGBl. I S. 
1585), die durch Verordnung vom 22. 
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b)  In Nummer 11 wird die Angabe 

„(BGBl. I S 1527) und die“ durch die 
Angabe „(BGBl. I S. 1527).“ersetzt. 

c)  Nummer 12 wird gestrichen. 
 

Juni 1983 (BGBl. I S. 731) geändert 
worden ist, 

10.  Verordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 4 des 
Bundesbesoldungsgesetzes vom 8. 
Juni 1976 (BGBl. I S. 1468), 

11. Hochschulleitungs-Stellenzulagenver-
ordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 
1527) und die 

12.  Verordnung zur Überleitung in die im 
Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungs-
rechts in Bund und Ländern geregelten 
Ämter und über die künftig wegfallenden 
Ämter vom 1. Oktober 1975 (BGBl. I S. 
2608), die zuletzt durch Gesetz vom 25. 
September 1990 (BGBl. I S. 2106) ge-
ändert worden ist. 

  
(2) Soweit nach diesem Gesetz die Landes-
regierung oder eine andere Stelle ermächtigt 
ist, durch Rechtsverordnung bestimmte Be-
reiche zu regeln, bleiben die bisherigen 
Rechtsverordnungen der Landesregierung 
oder einer anderen Stelle des Landes bis 
zum Inkrafttreten der jeweiligen neuen 
Rechtsverordnung in Kraft. 
 

20.  Anlage 1 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Gliederungseinheit „Besol-
dungsgruppe A 9“ wird in der Fuß-
note 1 nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 „Die Obergrenze gilt nicht für 

Hauptbrandmeisterinnen und 
Hauptbrandmeister im kommuna-
len feuerwehrtechnischen Dienst.“ 

 
b)  In der Gliederungseinheit „Besol-

dungsgruppe A 10“ wird die Fuß-
note 7 wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Jus-

tizvollzugsdienstes“ durch die 
Angabe „Vollzugsdienstes“ er-
setzt. 

 Anlage 1 
 

 
 
 
 
 
 
1)  Für Funktionen, die sich von denen der 

Besoldungsgruppe A 9 abheben, können 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung 
jeweils bis zu 35 Prozent der Stellen mit 
einer Amtszulage nach Anlage 14 
ausgestattet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
7)  Das Amt kann nur Beamtinnen und 

Beamten, denen die Leitung des allge-
meinen Justizvollzugsdienstes oder des 
Werkdienstes in einer Justizvollzugsan-
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bb)  Satz 2 wird gestrichen. 
 

c)  In der Gliederungseinheit „Besol-
dungsgruppe A 13“ wird die Fuß-
note 10 durch die folgende Fußnote 
ersetzt: 

 
„10)  Für Beamtinnen und Beamte 

der Laufbahngruppe 2, erstes 
Einstiegsamt des Justizdiens-
tes können für Funktionen, die 
sich von denen der Besol-
dungsgruppe A 13 abheben, 
nach Maßgabe sachgerechter 
Bewertung bis zu 35 Prozent 
der für diese Laufbahn ausge-
brachten Stellen der Besol-
dungsgruppe A 13 mit einer 
Amtszulage nach Anlage 14 
ausgestattet werden.“ 

 

stalt übertragen worden ist, verliehen 
werden. Nur in Stellen von besonderer 
Bedeutung. 

 
 
 
 
 
10) Für Beamtinnen und Beamte der Lauf-

bahngruppe 2, erstes Einstiegsamt der 
technischen Dienste können für Funktio-
nen, die sich von denen der Be-
soldungsgruppe A 13 abheben, nach 
Maßgabe sachgerechter Bewertung bis 
zu 25 Prozent der für technische Beam-
tinnen und Beamte ausgebrachten Stel-
len der Besoldungsgruppe A 13 mit einer 
Amtszulage nach Anlage 14 ausgestattet 
werden. 

 

21.  Anlage 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Gliederungseinheit „Besol-
dungsgruppe B 2“ wird die Angabe  

 
 
 „Abteilungsdirektorin, Abteilungsdi-

rektor oder Abteilungspräsidentin, 
Abteilungspräsident 

 − als Leitung einer großen und be-
deutenden Abteilung 

 bei einer Mittel- oder Oberbehörde 
des Landes − 

 bei einer sonstigen Dienststelle 
oder Einrichtung, wenn deren Lei-
tung mindestens in Besoldungs-
gruppe B 5 eingestuft ist −  

 − als Leitung einer großen und be-
deutsamen Gruppe bei der Oberfi-
nanzdirektion, sofern sie für ihre 
und mindestens eine weitere 
Gruppe die Vertretung der Finanz-
präsidentin oder des Finanzpräsi-
denten ist –“  

  
 durch die Angabe  
 
 „Abteilungsdirektorin, Abteilungsdi-

rektor oder Abteilungspräsidentin, 
Abteilungspräsident 

 − bei einer Bezirksregierung – 4) 

 Anlage 2 
 

Besoldungsgruppe B 2 
 

... 
 
Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor oder 
Abteilungspräsidentin, Abteilungspräsident 
 
− als Leitung einer großen und bedeutenden 
Abteilung 
bei einer Mittel- oder Oberbehörde des 
Landes − 
bei einer sonstigen Dienststelle oder Einrich-
tung, wenn deren Leitung mindestens in Be-
soldungsgruppe B 5 eingestuft ist − 
− als Leitung einer großen und bedeutsamen 
Gruppe bei der Oberfinanzdirektion, sofern 
sie für ihre und mindestens eine weitere 
Gruppe die Vertretung der Finanzpräsidentin 
oder des Finanzpräsidenten ist – 
 
… 
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 − als Leitung einer großen und be-
deutenden Abteilung 

 bei einer Mittel- oder Oberbehörde 
des Landes − 

 bei einer sonstigen Dienststelle 
oder Einrichtung, wenn deren Lei-
tung mindestens in  

 Besoldungsgruppe B 5 eingestuft 
ist −  

 − als Leitung einer großen und be-
deutsamen Gruppe bei der Oberfi-
nanzdirektion, sofern sie  

 für ihre und mindestens eine wei-
tere Gruppe die Vertretung der Fi-
nanzpräsidentin oder des  

 Finanzpräsidenten ist –“  
 
 ersetzt. 
 
 
 
 
b)  In der Gliederungseinheit „Besol-

dungsgruppe B 3“ wird die Angabe  
 
 „Abteilungsdirektorin, Abteilungsdi-

rektor  
 – als Leitung einer besonders gro-

ßen oder besonders bedeutenden 
Abteilung bei einer Bezirksregie-
rung –“  

 
 durch die Angabe 
 
 „Abteilungsdirektorin, Abteilungsdi-

rektor  
 – als Leitung einer großen und be-

deutenden Abteilung bei einer Be-
zirksregierung –“  

 
 ersetzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Besoldungsgruppe B 3 
 
 
Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor 
– als Leitung einer besonders großen oder 
besonders bedeutenden Abteilung bei einer 
Bezirksregierung – 

22. In der Anlage 3 wird in der Gliederungs-
einheit „Besoldungsgruppe R 2“ die 
Fußnote 1 durch die folgende Fußnote 
ersetzt: 

 
„1)  An einem Gericht mit 14 und mehr 

Richterplanstellen. Bei 20 Richter-
planstellen und auf je 6 weitere 
Richterplanstellen kann für weitere 
aufsichtführende Richterinnen oder 
Richter je eine Richterplanstelle der 

 Anlage 3 
 

Besoldungsgruppe R 2 
 
 
1)  An einem Gericht mit 15 und mehr Rich-

terplanstellen. Bei 22 Richterplanstellen 
und auf je 7 weitere Richterplanstellen 
kann für weitere aufsichtführende Rich-
terinnen oder Richter je eine Richter-
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Besoldungsgruppe R 2 ausge-
bracht werden.“ 

 

planstelle der Besoldungsgruppe R 2 
ausgebracht werden. 

23.  Anlage 15 wird durch die aus dem An-
hang 1 zu diesem Gesetz ersichtliche 
Anlage 15 ersetzt.  

 

  

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über die  

Anwendung beamten- und  
besoldungsrechtlicher Vorschriften auf 

nichtbeamtete Angehörige des  
öffentlichen Dienstes 

 
Das Gesetz über die Anwendung beamten- 
und besoldungsrechtlicher Vorschriften auf 
nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen 
Dienstes vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. 
S. 342), das zuletzt durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 414) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die Anwendung beamten- 
und besoldungsrechtlicher Vorschrif-
ten auf nichtbeamtete Angehörige des 

öffentlichen Dienstes (AbubesVG) 
  

1.  § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Fürsorge und Schutz 

 
(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Dienst des Landes, der Gemeinden, der Ge-
meindeverbände und der sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts, deren Beschäftigungsver-
hältnis vor dem 1. Januar 1999 begründet 
wurde, haben Anspruch auf Beihilfen in 
Krankheits- und Geburtsfällen nach den für 
Beamtinnen und Beamte geltenden Grunds-
ätzen unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten ihres Beschäftigungsverhältnisses. 
 
(2) In einer gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und ihre berücksichtigungsfähi-
gen Angehörigen sind ausschließlich auf die 
ihnen zustehenden Sach- oder Dienstleis-
tungen angewiesen. Aufwendungen die 
dadurch entstehen, dass diese Leistungen 
nicht in Anspruch genommen werden, Kos-
tenerstattungen gewählt werden oder die 
Krankenkasse die Kosten bis zur Höhe eines 
Festbetrages übernimmt, sind nicht beihilfe-
fähig. Dies gilt entsprechend für Geldleistun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherun-
gen, die an Stelle einer Sach- oder Dienst-
leistung gewährt werden. Soweit Ansprüche 
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a) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 
„Finanzministerium“ durch die An-
gabe „für Finanzen zuständiges Mi-
nisterium“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
b)  Absatz 5 wird gestrichen. 

 

auf Zuschüsse seitens der gesetzlichen 
Krankenversicherungen bestehen, sind die 
beihilfefähigen Aufwendungen um diese zu 
kürzen. 
 
(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die mit weniger als der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit beschäftigt sind, er-
halten Beihilfen anteilig entsprechend ihrer 
arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnitt-
lichen wöchentlichen Arbeitszeit. 
 
(4) Die näheren Bestimmungen trifft das Fi-
nanzministerium durch Rechtsverordnung; 
sie gelten vorbehaltlich einer tarifvertragli-
chen Regelung. An Krankenversicherungen, 
deren Mitglieder beihilfeberechtigt sind, dür-
fen Zuschüsse von öffentlich-rechtlichen Ar-
beitgebern nicht gewährt werden. 
 
 
(5) § 82 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der je-
weils geltenden Fassung und Abschnitt 4 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der 
jeweils geltenden Fassung gelten sinnge-
mäß für die in einem öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis stehenden Verwal-
tungslehrlinge, Verwaltungspraktikantinnen 
und -praktikanten sowie Schulpraktikantin-
nen und -praktikanten einer der in Absatz 1 
genannten juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. In § 3 Absatz 1 wird nach der Angabe 

„des Landesbeamtengesetzes“ die An-
gabe „vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 
310, ber. S. 642), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung “und 
nach der Angabe „(GV. NRW. S. 252)“ 

 § 3 
Wahl in die gesetzgebende Körperschaft 

eines anderen Landes 
 
(1) Werden Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer der in § 2 Absatz 1 genannten juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts in 
die gesetzgebende Körperschaft eines ande-
ren Landes gewählt, gelten § 73 Absatz 2 
und 3 des Landesbeamtengesetzes sowie 
die §§ 2, 3 und 26 Absatz 2 des Abgeordne-
tengesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 5. April 2005 (GV. NRW S. 252) in 
der jeweils geltenden Fassung sinngemäß. 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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die Angabe „, das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 
(GV. NRW. S. 1178) geändert worden 
ist,“ eingefügt. 

 

 
 
 
 
 
(2) Werden in einem öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis stehende Bedienstete 
einer der in § 2 Absatz 1 genannten juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts in 
die gesetzgebende Körperschaft eines ande-
ren Landes gewählt, gelten § 73 Absatz 2 
und 3 des Landesbeamtengesetzes sowie 
die §§ 2 und 3 des Abgeordnetengesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen sinnge-
mäß. 
 

Artikel 4 
Änderung des Landesbeamtenversor-

gungsgesetzes 
 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Artikel X des Ge-
setzes vom [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des letzten Änderungsgesetzes (LT-
Drs.: 18/19697)] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:  
 

  
Beamtenversorgungsgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesbeam-
tenversorgungsgesetz – LBeamtVG 

NRW) 
 

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 13 die folgende Angabe 
eingefügt: 

 
„§ 13a  Trennung der Alterssiche-

rungssysteme“. 
 

  

2.  Nach § 13 wird der folgende § 13a ein-
gefügt: 

 
„§ 13a 

Trennung der Alterssicherungssys-
teme  
 

(1) Für Beamtinnen und Beamte, die ab 
dem 1. Januar 2027 erstmals in ein Be-
amtenverhältnis berufen wurden, kön-
nen die in den §§ 9 bis 11 aufgeführten 
Zeiten bis zu einer Gesamtzeit von 
höchstens fünf Jahren als ruhegehaltfä-
hig berücksichtigt werden. Soweit für 
Zeiten einer Tätigkeit nach den §§ 9 bis 
11 bereits in einem anderen Alterssi-
cherungssystem Anwartschaften oder 
Ansprüche erworben wurden, sind 
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diese Zeiten bei der Berechnung der ru-
hegehaltfähigen Dienstzeit nicht be-
rücksichtigungsfähig. Als Anwartschaf-
ten oder Ansprüche im Sinne des Sat-
zes 2 gelten insbesondere  
 
1.  Renten aus den gesetzlichen Ren-

tenversicherungen,  
2.  Renten nach dem Gesetz über die 

Alterssicherung der Landwirte vom 
29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 
1891), das zuletzt durch Artikel 11 
Absatz 11 des Gesetzes vom 16. 
April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 107) 
geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,  

3.  Leistungen aus einer berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung 
oder aus einer befreienden Lebens-
versicherung, sofern sie nicht aus-
schließlich auf freiwilligen Beiträ-
gen beruhen sowie  

4.  Leistungen ausländischer Alterssi-
cherungssysteme.  

 
 Soweit eine Versorgung nach beamten-

rechtlichen Grundsätzen gewährleistet 
war und die Beamtin oder der Beamte 
daraus einen unverfallbaren Anspruch 
auf eine Betriebsrente erworben hat, gilt 
Satz 2 entsprechend. 

 
 (2) Sofern Zeiten aus einem früheren 

Beamtenverhältnis oder aus einem vor-
geschriebenen Vorbereitungsdienst im 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis, für das eine Nachversicherung 
durchgeführt wurde, als ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit berücksichtigt werden 
und die Wartezeit für eine Leistung aus 
dem entsprechenden Alterssicherungs-
system erfüllt ist, werden die Versor-
gungsbezüge um den auf die Nachver-
sicherung entfallenden Anteil der Alters-
sicherungsleistung gekürzt. § 68 Absatz 
4 gilt entsprechend.“ 
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3.  Nach § 44 Absatz 1 Satz 1 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 „Der Anspruch erlischt ab der Gewäh-

rung von Altersgeld.“ 
 

 § 44 
Unterhaltsbeitrag für frühere Beamtinnen 
und Beamte, frühere Ruhestandsbeam-

tinnen und Ruhestandsbeamte 
 
(1) Eine frühere Beamtin oder ein früherer 
Beamter, die oder der durch einen Dienstun-
fall verletzt wurde und deren oder dessen 
Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt oder 
Versetzung in den Ruhestand geendet hat, 
erhält neben dem Heilverfahren (§§ 39 und 
40) für die Dauer eines durch den Dienstun-
fall verursachten Grades der Schädigungs-
folgen einen Unterhaltsbeitrag. 
  
(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt 
 
1.  66 2/3 Prozent der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge nach Absatz 4 bei einem 
Grad der Schädigungsfolgen von 100, 

2.  bei einem Grad der Schädigungsfolgen 
von mindestens 20 den diesem Grad 
entsprechenden Teil des Unterhaltsbei-
trages nach Nummer 1. 

  
(3) Im Fall des Absatzes 2 Nummer 2 kann 
der Unterhaltsbeitrag bis auf den Betrag 
nach Absatz 2 Nummer 1 erhöht werden, so-
lange die oder der Verletzte aus Anlass des 
Unfalls unverschuldet arbeitslos ist. 
  
(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
stimmen sich nach § 5 Absatz 1. Bei einer 
früheren Beamtin oder einem früheren Be-
amten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
sind die Dienstbezüge zugrunde zu legen, 
die sie oder er bei der Ernennung zur Beam-
tin oder zum Beamten auf Probe zuerst er-
halten hätte. Ist die Beamtin oder der Be-
amte wegen Dienstunfähigkeit infolge des 
Dienstunfalls entlassen worden, gilt § 5 Ab-
satz 2 entsprechend. Der Unterhaltsbeitrag 
für eine frühere Beamtin oder einen früheren 
Beamten auf Widerruf in einem Amt, das die 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchte, ist 
nach billigem Ermessen festzusetzen. 
  
(5) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen 
Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalls 
entlassen worden, darf der Unterhaltsbeitrag 
nach Absatz 2 Nummer 1 nicht hinter dem 
Mindestunfallruhegehalt (§ 42 Absatz 3 
Satz 3) zurückbleiben. Ist die Beamtin oder 
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der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge 
eines Dienstunfalls der in § 43 bezeichneten 
Art entlassen worden und beträgt der Grad 
der Schädigungsfolgen der Beamtin oder 
des Beamten infolge des Dienstunfalls im 
Zeitpunkt der Entlassung mindestens 50, tre-
ten an die Stelle des Mindestunfallruhege-
haltes 80 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, die sich bei sinngemäßer An-
wendung des § 43 ergibt. Absatz 4 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
  
(6) § 41 Absatz 2 gilt entsprechend. 
  
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend 
für eine frühere Ruhestandsbeamtin oder ei-
nen früheren Ruhestandsbeamten, die oder 
der durch einen Dienstunfall verletzt wurde 
und ihre oder seine Rechte als Ruhestands-
beamtin oder Ruhestandsbeamter verloren 
hat oder der oder dem das Ruhegehalt aber-
kannt worden ist. 
 

4.  § 57 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 1 wird die Angabe „ruh-
gehaltfähige“ durch die Angabe „ru-
hegehaltfähige“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 57 
Festsetzung und Zahlung der  

Versorgungsbezüge,  
Versorgungsauskunft 

 
(1) Die Festsetzung, Berechnung und Ab-
rechnung der Versorgungsbezüge, die Be-
stimmung der Person der Zahlungsempfän-
gerin oder des Zahlungsempfängers und die 
Entscheidung über die Berücksichtigung von 
Zeiten als ruhgehaltfähige Dienstzeiten so-
wie über die Bewilligung von Versorgungs-
bezügen auf Grund von Kannvorschriften ob-
liegt der obersten Dienstbehörde. 
  
(2) Die in diesem Gesetz genannten Befug-
nisse der obersten Dienstbehörden können 
für die Versorgungsberechtigten des Landes 
durch Rechtsverordnung der Landesregie-
rung auf andere Stellen übertragen werden. 
  
(3) Für die Versorgungsberechtigten der Ge-
meinden, der Gemeindeverbände und der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts können die in 
diesem Gesetz genannten Befugnisse der 
obersten Dienstbehörden durch diese über-
tragen werden, soweit gesetzlich nichts an-
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deres bestimmt ist. Hinsichtlich der für die 
Versorgungsberechtigten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände zuständigen obers-
ten Dienstbehörden gilt Satz 1 mit der Maß-
gabe, dass die Befugnisse nach Absatz 1 nur 
auf andere juristische Personen des öffentli-
chen Rechts übertragen werden dürfen. Im 
Fall des § 78 Absatz 1 tritt an die Stelle der 
obersten Dienstbehörde die oberste Auf-
sichtsbehörde. 
  
(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 werden 
die Versorgungsbezüge der Versorgungsbe-
rechtigten der Hochschulen im Sinne des § 1 
Absatz 2 des Hochschulgesetzes vom 16. 
September 2014 (GV. NRW. S. 547) in der 
jeweils geltenden Fassung sowie der Emeriti 
von der Stelle festgesetzt, die die Versor-
gungsbezüge der Versorgungsberechtigten 
des Landes festsetzt. Sie nimmt für die 
Hochschulen auch die sonstigen Befugnisse 
auf dem Gebiet des Versorgungsrechts 
wahr, die ihr durch die Verordnung nach Ab-
satz 2 übertragen werden. Die Stelle nimmt 
hierbei die Funktion der dienstvorgesetzten 
Stelle wahr und ist Pensionsfestsetzungsbe-
hörde; sie erlässt auch den Widerspruchsbe-
scheid. Für die Amtshandlung nach Satz 1 
gelten für die handelnde Stelle die §§ 83 bis 
90 des Landesbeamtengesetzes; dabei ist 
es abweichend von § 87 Absatz 1 des Lan-
desbeamtengesetzes ohne Einwilligung des 
Beamten zulässig, dass die Hochschule der 
handelnden Stelle zum Zwecke der Durch-
führung der Amtshandlung die Personalakte 
vorlegt. Die Hochschule und die Stelle nach 
Satz 1 dürfen einander personenbezogene 
Daten der Versorgungsberechtigten sowie 
der Emeriti nach Satz 1 übermitteln und der-
artige Daten verarbeiten, wenn dies zur 
rechtmäßigen Erfüllung der der übermitteln-
den Stelle oder dem Empfänger obliegenden 
Aufgaben erforderlich ist; § 89 Absatz 1 Satz 
2 und 3 des Landesbeamtengesetzes gilt in-
sofern nicht. Das Nähere über Art, Umfang 
und Behandlung der zu übermittelnden und 
zu verarbeitenden personenbezogenen Da-
ten regelt die Hochschule in einer Ordnung. 
  
(5) Entscheidungen über die Bewilligung von 
Versorgungsbezügen auf Grund von Kann-
Vorschriften dürfen erst beim Eintritt des Ver-
sorgungsfalls getroffen werden; vorherige 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s547
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b)  In Absatz 6 wird die Angabe „Fi-

nanzministerium“ durch die Angabe 
„für Finanzen zuständigen Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zusicherungen sind unwirksam. Ob Zeiten 
auf Grund der §§ 9 bis 11 und § 82 Absatz 2 
als ruhegehaltfähige Dienstzeiten zu berück-
sichtigen sind, soll in der Regel bei der Beru-
fung in das Beamtenverhältnis entschieden 
werden; diese Entscheidungen stehen unter 
dem Vorbehalt des Gleichbleibens der ihnen 
zugrunde liegenden Rechtslage. 
  
(6) Entscheidungen in versorgungsrechtli-
chen Angelegenheiten, die eine grundsätzli-
che, über den Einzelfall hinausgehende Be-
deutung haben, sind vom Finanzministerium 
zu treffen. 
  
(7) Hat eine Versorgungsempfängerin oder 
ein Versorgungsempfänger ihren oder sei-
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
kann die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle die Zahlung der Versor-
gungsbezüge von der Bestellung einer oder 
eines Empfangsbevollmächtigten in der Bun-
desrepublik Deutschland abhängig machen. 
  
(8) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge 
hat die Empfängerin oder der Empfänger auf 
Verlangen der zuständigen Stelle ein Konto 
anzugeben oder einzurichten, auf das die 
Überweisung erfolgen kann. Die Übermitt-
lungskosten mit Ausnahme der Kosten für 
die Konto-Gutschrift trägt die auszahlende 
Stelle; bei einer Überweisung der Versor-
gungsbezüge auf ein außerhalb des einheit-
lichen Euro-Zahlungsverkehrsraums Single 
Euro Payment Area (SEPA) geführtes Konto 
trägt die Versorgungsempfängerin oder der 
Versorgungsempfänger die Kosten und die 
Gefahr der Übermittlung der Versorgungsbe-
züge sowie die Kosten einer Meldung nach 
§ 11 Absatz 2 des Außenwirtschaftsgeset-
zes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) in der 
jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit 
einer auf Grund dieser Vorschrift erlassenen 
Rechtsverordnung. Kontoeinrichtungs-, Kon-
toführungs- oder Buchungsgebühren trägt 
die Empfängerin oder der Empfänger. Eine 
Auszahlung auf andere Weise kann nur zu-
gestanden werden, wenn der Empfängerin 
oder dem Empfänger die Einrichtung oder 
Benutzung eines Kontos aus wichtigem 
Grund nicht zugemutet werden kann. 
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c)  Nach Absatz 9 wird der folgende 

Absatz 9a eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(9a) Die Versorgungsempfängerin-

nen und Versorgungsempfänger 
erhalten schriftliche Mitteilungen, 
mit denen sie über den Abrech-
nungszeitraum, die Höhe und die 
Zusammensetzung der Versor-
gungsbezüge in Kenntnis gesetzt 
werden (Bezügemitteilungen). Es 
obliegt ihnen, die Richtigkeit der 
Bezügemitteilung zu prüfen. Die 
Bezügemitteilungen können den 
Empfangsberechtigten mit deren 
Einwilligung elektronisch übermit-
telt oder zum Datenabruf bereitge-
stellt werden. Wird die Bezügemit-
teilung zum Datenabruf bereitge-
stellt, erfolgt eine elektronische Be-
nachrichtigung über deren Bereit-
stellung. Die Bezügemitteilung gilt 
am vierten Tag nach der Absen-
dung der Benachrichtigung als be-
kanntgegeben. Im Zweifel hat die 
nach den Absätzen 1 bis 4 zustän-
dige Stelle den Zugang der Be-
nachrichtigung nachzuweisen.“ 

 

(9) Die Versorgungsbezüge sind, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, für die gleichen 
Zeiträume und im gleichen Zeitpunkt zu zah-
len wie die Besoldung der Beamtinnen und 
Beamten. Werden sie nach dem Tag der Fäl-
ligkeit gezahlt, besteht kein Anspruch auf 
Verzugszinsen. Bei der Berechnung von 
Versorgungsbezügen sind die sich ergeben-
den Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzu-
runden und ab 0,5 aufzurunden. Zwischen-
rechnungen werden jeweils auf zwei Dezi-
malstellen durchgeführt. Jeder Versorgungs-
bestandteil ist einzeln zu runden. Beträge 
von weniger als fünf Euro sind nur auf Ver-
langen der oder des Empfangsberechtigten 
auszuzahlen. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(10) Die für die Festsetzung der Versor-
gungsbezüge zuständige Behörde hat ab 
dem 1. Januar 2021 Beamtinnen und Beam-
ten, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, 
auf Antrag eine Auskunft zum Anspruch auf 
Versorgungsbezüge nach der Sach- und 
Rechtslage zum Zeitpunkt der Antragsstel-
lung zu erteilen. Ein wiederholter Antrag ist 
frühestens nach drei Jahren möglich. In be-
sonders begründeten Fällen ist eine solche 
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Auskunft auch vor Vollendung des 55. Le-
bensjahres und in kürzerem Zeitabstand zu 
erteilen. Die Auskunft steht unter dem Vor-
behalt künftiger Sach- und Rechtsänderun-
gen sowie der Richtigkeit und Vollständigkeit 
der zugrunde liegenden Daten. Die Beamtin 
oder der Beamte ist verpflichtet, bei Erstel-
lung der Versorgungsauskunft mitzuwirken. 
Die personalverwaltenden Dienststellen der 
Beamtinnen und Beamten des Landes sowie 
der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 
des Hochschulgesetzes stellen die geprüf-
ten, erforderlichen Daten elektronisch zur 
Verfügung. Über die Erfahrungen mit der 
Vorschrift ist der Landesregierung bis zum 
31. Dezember 2023 zu berichten, soweit die 
Beamtinnen und Beamte des Landes sowie 
der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 
des Hochschulgesetzes davon betroffen 
sind. 
 

5.  § 66 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 

a)  Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
 „(1) Bezieht eine Versorgungsemp-

fängerin oder ein Versorgungsemp-
fänger Erwerbs- oder Erwerbser-
satzeinkommen (Absatz 5), erhält 
sie oder er daneben ihre oder seine 
Versorgungsbezüge nur bis zum 
Erreichen der in Absatz 2 bezeich-
neten Höchstgrenze. Die Anrech-
nung entfällt nach Ablauf des Mo-
nats, in dem Ruhestandsbeamtin-
nen und Ruhestandsbeamte die für 
sie jeweils geltende gesetzliche Al-
tersgrenze für den Eintritt in den 
Ruhestand erreichen. Für Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte, für die keine gesetz-
liche Altersgrenze gilt, sowie für 
Empfängerinnen und Empfänger 
von Hinterbliebenenversorgung 
entfällt die Anrechnung nach Ablauf 
des Monats, in dem sie die Regel-
altersgrenze nach § 31 Absatz 1 
oder 2 des Landesbeamtengeset-
zes erreichen. Bezieht eine versor-

 § 66 
Zusammentreffen von Versorgungsbezü-
gen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzein-

kommen 
 
 
 
 
(1) Bezieht eine Versorgungsempfängerin 
oder ein Versorgungsempfänger Erwerbs- 
oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 5), 
erhält sie oder er daneben ihre oder seine 
Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 
der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze. 
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gungsberechtigte Person mehrere 
Versorgungsansprüche und gelten 
unterschiedliche Altersgrenzen, ist 
für die Anrechnungsfreiheit der 
Zeitpunkt maßgeblich, zu dem die 
frühere gesetzliche Altersgrenze für 
den Eintritt in den Ruhestand er-
reicht wird.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  In Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird 

die Angabe „bis zum Ablauf des 
Monats, in dem sie die Regelalters-
grenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 
des Landesbeamtengesetzes errei-
chen,“ gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Als Höchstgrenze gelten 
 
1.  für Ruhestandsbeamtinnen, Ruhe-

standsbeamte, Witwen und Witwer die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt berechnet, 
mindestens ein Betrag in Höhe des 
1,39-fachen der jeweils ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 5, 

2.  für Waisen 40 Prozent des Betrages, 
der sich nach Nummer 1 ergibt, 

3.  für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte, die wegen Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall 
beruht, oder nach § 33 Absatz 3 Num-
mer 2 des Landesbeamtengesetzes in 
den Ruhestand versetzt worden sind, 
bis zum Ablauf des Monats, in dem sie 
die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 
1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes 
erreichen, 71,75 Prozent der ruhegeh-
altfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe, aus der 
sich das Ruhegehalt berechnet, min-
destens ein Betrag in Höhe von 71,75 
Prozent des 1,39-fachen der jeweils ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 5, 
zuzüglich 648,67 Euro. 

 
Bei der Berechnung der Höchstgrenze nach 
den Nummern 1 und 2 findet § 5 Absatz 1 
Satz 3 und 4 keine Anwendung. Die Höchst-
grenze erhöht sich um den jeweils zustehen-
den Unterschiedsbetrag nach § 58 Absatz 1. 
  
(3) Der Versorgungsempfängerin oder dem 
Versorgungsempfänger ist mindestens ein 
Betrag in Höhe von 20 Prozent des Versor-
gungsbezuges zu belassen. Dies gilt nicht 
bei Bezug von Verwendungseinkommen aus 
einer den ruhegehaltfähigen Bezügen min-
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destens vergleichbaren Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe oder sonstigem, in der Höhe 
vergleichbarem Verwendungseinkommen. 
  
(4) Bei der Ruhensberechnung für eine 
frühere Beamtin, einen früheren Beamten, 
eine frühere Ruhestandsbeamtin oder einen 
früheren Ruhestandsbeamten mit Anspruch 
auf Versorgung nach § 44, ist mindestens ein 
Betrag als Versorgung zu belassen, der un-
ter Berücksichtigung des Grades der Schä-
digungsfolgen infolge des Dienstunfalls dem 
Unfallausgleich entspricht. Dies gilt nicht, 
wenn wegen desselben Unfalls eine monat-
liche Entschädigungszahlung nach dem So-
zialgesetzbuch Vierzehntes Buch zusteht. 
  
(5) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit einschließlich Ab-
findungen, aus selbständiger Arbeit, aus ge-
werblicher sowie aus land- und forstwirt-
schaftlicher Betätigung, abzüglich der Wer-
bungskosten und Betriebsausgaben. Als Er-
werbseinkommen gelten auch Gewinne aus 
Kapitalgesellschaften, in denen die Versor-
gungsempfängerin oder der Versorgungs-
empfänger ohne angemessene Vergütung 
tätig ist, soweit die Gewinne auf diese Tätig-
keit entfallen. Im Übrigen bleiben Einkünfte 
aus Kapitalvermögen unberücksichtigt. Ein 
Verlustausgleich zwischen einzelnen Ein-
kunftsarten ist nicht vorzunehmen. Nicht als 
Erwerbseinkommen gelten 
 
1.  Aufwandsentschädigungen, soweit sie 

keine Vergütungseigenschaft haben, 
2.  Jubiläumszuwendungen, 
3.  ein Unfallausgleich (§ 41), 
4.  steuerfreie Einnahmen für Leistungen 

zur Grundpflege oder hauswirtschaftli-
chen Versorgung sowie 

5.  Einkünfte aus Nebentätigkeiten im 
Sinne von § 51 Absatz 1 Nummer 2 des 
Landesbeamtengesetzes. 

  
Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, 
die auf Grund oder in entsprechender An-
wendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
kurzfristig erbracht werden, um Erwerbsein-
kommen zu ersetzen. Die Berücksichtigung 
des Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom-
mens erfolgt monatsbezogen. Wird Einkom-
men nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist es je 
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c)  Absatz 6 Satz 1 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 „Verwendungseinkommen ist das 

Erwerbseinkommen aus einer Ver-
wendung im öffentlichen Dienst.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kalendermonat mit einem Zwölftel des Jah-
reseinkommens anzusetzen. Wurde die Er-
werbstätigkeit keine zwölf Monate ausgeübt, 
ist das Gesamteinkommen zu gleichen Tei-
len auf die Monate der Erwerbstätigkeit um-
zulegen. 
  
 
 
 
(6) Nach Ablauf des Monats, in dem die Ver-
sorgungsempfängerin oder der Versor-
gungsempfänger die Regelaltersgrenze 
nach § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeam-
tengesetzes erreicht, gelten die Absätze 1 
bis 5 nur für Erwerbseinkommen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst (Verwen-
dungseinkommen). Dies ist jede Beschäfti-
gung im Dienst von Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des deutschen öffentli-
chen Rechts oder ihrer Verbände; ausge-
nommen ist die Beschäftigung bei öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften oder ih-
ren Verbänden. Der Verwendung im öffentli-
chen Dienst stehen gleich 
 
1.  die Verwendung im öffentlichen Dienst 

einer zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung, an der eine Kör-
perschaft oder ein Verband im Sinne 
des Satzes 2 durch Zahlung von Beiträ-
gen oder Zuschüssen oder in anderer 
Weise beteiligt ist, sowie 

2.  die Beschäftigung im inländischen nicht-
öffentlichen Schuldienst. 

  
Ob die Voraussetzungen des Satzes 3 Num-
mer 1 zutreffen, entscheidet auf Antrag der 
zuständigen Stelle oder der Versorgungsbe-
rechtigten das Finanzministerium. 
  
(7) Erhält die Beamtin oder der Beamte Be-
züge nach § 4 des Landesbesoldungsgeset-
zes und bezieht sie oder er zugleich Verwen-
dungseinkommen (Absatz 6), werden die 
Bezüge um das Verwendungseinkommen 
verringert. 
  
(8) Bezieht eine Beamtin oder ein Beamter 
im einstweiligen Ruhestand Erwerbs- oder 
Erwerbsersatzeinkommen nach Absatz 5, 
das nicht Verwendungseinkommen im Sinne 
des Absatzes 6 ist, so ruhen die Versor-
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d)  Absatz 13 wird gestrichen. 

 

gungsbezüge um 50 Prozent des Betrages, 
um den sie und das Einkommen die Höchst-
grenze übersteigen. Satz 1 gilt für Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamte auf Zeit im Ruhe-
stand entsprechend. 
  
(9) Beziehen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amte auf Zeit im Ruhestand neben ihren Ver-
sorgungsbezügen Verwendungseinkommen 
nach Absatz 6, ist Absatz 3 nicht anzuwen-
den. Für Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte 
auf Zeit im Ruhestand, die wegen Dienstun-
fähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall be-
ruht, oder nach § 33 Absatz 3 Nummer 2 des 
Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand 
versetzt worden sind und Verwendungsein-
kommen beziehen, bestimmt sich die 
Höchstgrenze nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1. 
  
(10) Werden Versorgungsberechtigte im 
Rahmen der Mithilfe bei der Betreuung von 
Flüchtlingen im öffentlichen Dienst verwen-
det (Absatz 6 Satz 2 und 3), so gelten die 
hieraus bis zum Ablauf des Jahres 2018 er-
zielten Einkünfte nicht als Erwerbseinkom-
men. 
  
(11) Der Zuschlag nach § 71a des Landes-
besoldungsgesetzes gilt nicht als Erwerbs-
einkommen im Sinne des Absatzes 5. 
  
(12) Werden Versorgungsberechtigte bei Be-
hörden im Sinne des § 2 des Polizeiorgani-
sationsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Juli 2002 (GV. NRW. 
S. 308; ber. S. 629) in der jeweils geltenden 
Fassung im öffentlichen Dienst verwendet 
(Absatz 6 Satz 2 und 3), so gelten die hieraus 
erzielten Einkünfte bis zum Ablauf des Jah-
res 2019 nicht als Erwerbseinkommen. 
  
(13) Werden Versorgungsberechtigte im öf-
fentlichen Dienst verwendet (Absatz 6 Satz 2 
und 3), gelten die hieraus erzielten Einkünfte 
nach Ablauf des Monats, in dem 
 
1.  Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamte die für sie geltende ge-
setzliche Altersgrenze für den Eintritt in 
den Ruhestand 
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2.  Hinterbliebene die Regelaltersgrenze 
nach § 31 Absatz 1 und 2 des Landes-
beamtengesetzes 

 
erreichen, bis zum Ablauf des Jahres 2029 
nicht als Erwerbseinkommen. Ist die Hinter-
bliebene oder der Hinterbliebene zugleich 
Ruhestandsbeamtin oder Ruhestandsbeam-
ter gilt abweichend von Satz 1 Nummer 2 der 
in Satz 1 Nummer 1 bezeichnete Zeitpunkt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 68 
Zusammentreffen von Versorgungsbezü-

gen mit Renten 
 
(1) Versorgungsbezüge werden neben Ren-
ten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 be-
zeichneten Höchstgrenze gezahlt. Als Ren-
ten gelten 
 
1.  Renten aus den gesetzlichen Renten-

versicherungen, 
2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- 

oder Hinterbliebenenversorgung für An-
gehörige des öffentlichen Dienstes, 

3.  Renten nach dem Gesetz über die Al-
terssicherung der Landwirte vom 29. 
Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) in der 
jeweils geltenden Fassung, 

4. Renten aus der gesetzlichen Unfallver-
sicherung, wobei für Empfängerinnen 
und Empfänger von Ruhegehalt ein 
dem Unfallausgleich (§ 41) entspre-
chender Betrag unberücksichtigt bleibt; 
ab einem Grad der Schädigungsfolgen 
von 20 bleiben zwei Drittel des Unfal-
lausgleichs und ab einem Grad der 
Schädigungsfolgen von 10 ein Drittel 
des Unfallausgleichs, der nach § 41 Ab-
satz 1 bei einem Schädigungsgrad von 
25 gewährt wird, unberücksichtigt, 

5.  Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer 
befreienden Lebensversicherung, zu 
denen der Arbeitgeber auf Grund eines 
Beschäftigungsverhältnisses im öffentli-
chen Dienst mindestens die Hälfte der 
Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe 
geleistet hat. 

  
Zu den Renten und Leistungen nach Satz 2 
rechnen nicht der Kinderzuschuss und der 
Zuschlag zur Waisenrente. Renten, Renten-
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erhöhungen und Rentenminderungen, die 
auf § 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuches 
in der jeweils bis zum 31. August 2009 gel-
tenden Fassung, § 1 des Versorgungsaus-
gleichs-Härteregelungsgesetzes vom 
21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105) in der je-
weils bis zum 31. August 2009 geltenden 
Fassung oder § 1 des Versorgungsaus-
gleichsgesetzes vom 3. April 2009 (BGBl. I 
S. 700) in der jeweils geltenden Fassung be-
ruhen, sowie Zuschläge oder Abschläge 
beim Rentensplitting nach § 76c des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unbe-
rücksichtigt. 
  
(2) Als Höchstgrenze gelten 
 
1.  für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamte der Betrag, der sich als 
Ruhegehalt ergeben würde, wenn der 
Berechnung zugrunde gelegt werden 
a)  bei den ruhegehaltfähigen Dienst-

bezügen die Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ru-
hegehalt berechnet, 

b)  als ruhegehaltfähige Dienstzeit die 
Zeit vom vollendeten 17. Lebens-
jahr bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalls abzüglich von Zeiten 
nach § 14, zuzüglich ruhegehaltfä-
higer Dienstzeiten vor Vollendung 
des 17. Lebensjahres sowie der 
Zeiten, um die sich die ruhegehalt-
fähige Dienstzeit erhöht, und der 
bei der Rente berücksichtigten Zei-
ten einer rentenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung oder Tä-
tigkeit nach Eintritt des Versor-
gungsfalls und 

 
2.  für Witwen, Witwer und Waisen der Be-

trag, der sich als Witwen-, Witwer- oder 
Waisengeld aus dem Ruhegehalt nach 
Nummer 1 ergeben würde. 

  
Die Höchstgrenze erhöht sich um den jeweils 
zustehenden Unterschiedsbetrag nach § 58 
Absatz 1. Ist bei einem an der Ruhensrege-
lung beteiligten Versorgungsbezug das Ru-
hegehalt um einen Versorgungsabschlag ge-
mindert, ist das für die Höchstgrenze maß-
gebende Ruhegehalt entsprechend festzu-
setzen. 
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(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel-
ten nicht 
 
1.  bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamten Hinterbliebenenrenten 
aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit 
der Ehegattin oder des Ehegatten, 

2.  bei Witwen, Witwern und Waisen Ren-
ten auf Grund einer eigenen Beschäfti-
gung oder Tätigkeit. 

  
(4) Wird eine Rente im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 nicht beantragt oder auf sie verzichtet 
oder wird an deren Stelle eine Kapitalleis-
tung, Beitragserstattung oder Abfindung ge-
zahlt, so tritt an die Stelle der Rente der Be-
trag, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre. Bei Zahlung einer Abfindung, 
Beitragserstattung oder eines sonstigen Ka-
pitalbetrages ist der sich bei einer Verren-
tung ergebende Betrag zugrunde zu legen. 
Dies gilt nicht, wenn die Ruhestandsbeamtin 
oder der Ruhestandsbeamte innerhalb von 
drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbetrag 
zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an 
den Dienstherrn abführt. Die Kapitalbeträge 
nach Satz 2 sind um die Prozentsätze der all-
gemeinen Anpassungen nach § 84 zu erhö-
hen oder zu vermindern, die sich nach dem 
Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs auf 
die Kapitalbeträge bis zur Gewährung von 
Versorgungsbezügen ergeben. Der Verren-
tungsbetrag nach Satz 2 errechnet sich be-
zogen auf den Monat aus dem Verhältnis 
zwischen dem nach Satz 4 dynamisierten 
Kapitalbetrag und dem Verrentungsfaktor, 
der sich aus dem zwölffachen Betrag des Ka-
pitalwertes nach der vom Bundesministerium 
der Finanzen zu § 14 Absatz 1 des Bewer-
tungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 230) in der jeweils geltenden Fassung im 
Bundessteuerblatt Teil I veröffentlichten Ta-
belle ergibt. 
  
(5) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt der Teil der Rente außer Ansatz, der 
 
1.  dem Verhältnis der Versicherungsjahre 

auf Grund freiwilliger Weiterversiche-
rung oder Selbstversicherung zu den 
gesamten Versicherungsjahren oder, 
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6.  Nach § 68 Absatz 7 wird der folgende 

Absatz 8 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(8) Für Beamtinnen und Beamten, die 

ab dem 1. Januar 2027 erstmals in ein 
Beamtenverhältnis berufen wurden, fin-
den die Absätze 1 bis 7 keine Anwen-
dung. Dies gilt nicht, wenn ruhegehalt-
fähige Dienstzeiten nach § 82 Absatz 2 
bei der Festsetzung der Versorgungs-
bezüge berücksichtigt wurden. § 16 Ab-
satz 4 bleibt unberührt.“  

 
 
 

wenn sich die Rente nach Werteinheiten 
berechnet, dem Verhältnis der Wertein-
heiten für freiwillige Beiträge zu der 
Summe der Werteinheiten für freiwillige 
Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten 
und Ausfallzeiten oder, wenn sich die 
Rente nach Entgeltpunkten berechnet, 
dem Verhältnis der Entgeltpunkte für 
freiwillige Beiträge zu der Summe der 
Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, 
Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zurech-
nungszeiten und Anrechnungszeiten 
entspricht oder 

2.  auf einer Höherversicherung beruht. 
  
Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber min-
destens die Hälfte der Beiträge oder Zu-
schüsse in dieser Höhe geleistet hat. 
  
(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende 
Geldleistungen gleich, die auf Grund der Zu-
gehörigkeit zu Zusatz- oder Sonderversor-
gungssystemen der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik geleistet werden 
oder die von einem ausländischen Versiche-
rungsträger nach einem für die Bundesre-
publik Deutschland wirksamen zwischen- 
oder überstaatlichen Abkommen gewährt 
werden. 
  
(7) § 66 Absatz 4 gilt entsprechend. Für die 
Umrechnung von Renten ausländischer Ver-
sorgungsträger gilt § 17a Absatz 1 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch – Gemein-
same Vorschriften für die Sozialversicherung 
– in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363) in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend. 
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Artikel 5 
Gesetz über die Gewährung eines Alters-
geldes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesaltersgeldgesetz – LAltGG NRW) 
 

  

Inhaltsübersicht 
 

§ 1  Geltungsbereich 
§ 2  Allgemeines 
§ 3  Anspruch auf Altersgeld 
§ 4  Verlust des Anspruchs auf Altersgeld 
§ 5  Altersgeldfähige Dienstbezüge 
§ 6  Altersgeldfähige Dienstzeit 
§ 7 Höhe des Altersgeldes 
§ 8  Zuschläge für Kindererziehung und 

Pflege 
§ 9  Hinterbliebenenaltersgeld 
§ 10 Festsetzung und Zahlung des Alters-

geldes und des Hinterbliebenenalters-
gelds, Rückforderung und Durchfüh-
rung, Altersgeldauskunft 

§ 11  Zusammentreffen von Altersgeld, Wit-
wenaltersgeld und Witweraltersgeld 
mit Erwerbseinkommen 

§ 12  Zusammentreffen von Altersgeld mit 
Mindestruhegehalt  

§ 13  Zusammentreffen von Altersgeld und 
Hinterbliebenenaltersgeld mit Versor-
gung aus zwischenstaatlicher oder 
überstaatlicher Verwendung 

§ 14  Kürzung des Altersgeldes nach Ehe-
scheidung 

§ 15  Verteilung der Altersgeldlasten 
§ 16  Ergänzendes Altersgeld bei Wechsel 

in einen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union 

§ 17  Inkrafttreten 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Altersgeld wird Beamtinnen und Beamten 
auf Lebenszeit des Landes, der Gemeinden, 
der Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die nach § 23 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 des Beamtenstatus-
gesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 389) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung entlassen worden sind 
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und Richterinnen und Richtern auf Lebens-
zeit des Landes, die nach § 21 Absatz 2 
Nummer 4 des Deutschen Richtergesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 1972 (BGBl. I S. 713), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Okto-
ber 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 320) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
entlassen worden sind, gewährt, wenn zum 
Zeitpunkt der Entlassung dringende dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen, nach § 8 
Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch – Gesetzliche Rentenversicherung 
– in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 
3384), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 10 
des Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 143) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung eine Nachversicherung 
vorzunehmen wäre und sie vor Beendigung 
des Dienstverhältnisses eine Erklärung ge-
genüber dem Dienstherrn abgegeben ha-
ben, anstelle der Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung das Alters-
geld in Anspruch nehmen zu wollen. Ab dem 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhält-
nisses ist diese Erklärung unwiderruflich. 
 
(2) Hinterbliebene der in Absatz 1 genannten 
Altersgeldberechtigten haben Anspruch auf 
Hinterbliebenenaltersgeld. 
 
(3) Altersgeld- und Hinterbliebenenalters-
geldberechtigte sind keine Versorgungs-
empfängerinnen oder Versorgungsempfän-
ger im Sinne des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung.  
 

§ 2 
Allgemeines 

 
(1) Das Altersgeld und das Hinterbliebenen-
altersgeld werden durch Gesetz geregelt. 
 
(2) Das Altersgeld wird auf der Grundlage 
der altersgeldfähigen Dienstbezüge und der 
altersgeldfähigen Dienstzeit berechnet. 
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(3) § 3 Absatz 2 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes gilt entsprechend.  
 
(4) Rechtsvorschriften, nach denen in den 
Fällen einer Entlassung auf Verlangen die 
Kosten eines Studiums oder einer sonstigen 
Ausbildung ganz oder teilweise zu erstatten 
sind, bleiben unberührt. 
 

§ 3 
Anspruch auf Altersgeld 

 
(1) Ein Anspruch auf Altersgeld und Hinter-
bliebenenaltersgeld besteht nur, wenn eine 
altersgeldfähige Dienstzeit nach § 6 Absatz 
1 bis 4 von mindestens fünf Jahren abgeleis-
tet worden ist (Wartezeit). Bei der Ermittlung 
der altersgeldfähigen Dienstzeit nach Satz 1 
findet § 6 Absatz 1 Satz 3 insoweit keine An-
wendung. Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung 
werden bei der Erfüllung der Wartezeit im 
vollen Umfang berücksichtigt. Nicht zu be-
rücksichtigen sind für die Erfüllung der nach 
Satz 1 erforderlichen fünf Jahre Dienstzeit  
 
1.  Zeiten einer Ausbildung oder eines Stu-

diums oder 
2.  Zeiten in einem Beamtenverhältnis auf 

Widerruf. 
 
(2) Der Anspruch auf Altersgeld entsteht mit 
Ablauf des Tages, an dem das Dienstverhält-
nis endet.  
 
(3) Der Anspruch auf Altersgeld ruht bis zum 
Ablauf des Monats, in dem die oder der Al-
tersgeldberechtigte die Regelaltersgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nach 
§ 35 Satz 2 oder § 235 Absatz 2 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch erreicht. Ab-
weichend hiervon endet das Ruhen des An-
spruchs mit dem Ablauf des Monats, der dem 
Monat vorausgeht, in dem die oder der Al-
tersgeldberechtigte  
 
1.  schwerbehindert im Sinne des § 2 Ab-

satz 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch vom 23. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Ar-
tikel 13 des Gesetzes vom 16. Januar 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 14) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
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sung ist und das 62. Lebensjahr vollen-
det hat, 

2.  voll erwerbsgemindert nach § 43 Absatz 
2 Satz 2 und 3 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch ist oder 

3.  teilweise erwerbsgemindert nach § 43 
Absatz 1 Satz 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch ist. 

 
Die §§ 103 und 104 Absatz 1 Satz 1 und 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gel-
ten entsprechend. 
 
(4) Wenn die Feststellung, ob eine vermin-
derte Erwerbsfähigkeit nach Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 oder 3 vorliegt, nicht durch den 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
getroffen wird, entscheidet hierüber ein 
Amtsarzt. § 102 Absatz 2 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.  
 
(5) Wird 
 
1.  die Beamtin oder der Beamte nach § 29 

Absatz 2 und 3, § 30 Absatz 3 und § 31 
Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes 
erneut in ein Beamtenverhältnis oder 

2.  die Richterin oder der Richter nach § 2 
Absatz 2 des Landesrichter- und Staats-
anwältegesetzes vom 8. Dezember 
2015 (GV. NRW. S. 812), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. 
Februar 2026 (GV. NRW. S. 141) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung in Verbindung mit den in Num-
mer 1 aufgeführten Vorschriften erneut 
in ein Dienstverhältnis als Richterin oder 
Richter berufen,  

 
entsteht ein Anspruch auf Altersgeld frühes-
tens bei Entlassung nach Ablauf von fünf 
Jahren ab der erneuten Berufung. 
 
(6) Der Anspruch auf Altersgeld entfällt, so-
bald eine Nachversicherung durchgeführt 
worden ist.  
 

§ 4 
Verlust des Anspruchs auf Altersgeld 

 
(1) Unter den Voraussetzungen des § 74 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes er-
lischt der Anspruch auf Altersgeld. 
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(2) Der Anspruch auf Altersgeld ist abzuer-
kennen, wenn ehemalige Beamtinnen oder 
Beamte, Richterinnen oder Richter vor der 
Beendigung des Beamten- oder Richterver-
hältnisses ein Dienstvergehen begangen ha-
ben, das nach Disziplinarrecht die Entfer-
nung aus dem Beamten- oder Richterver-
hältnis zur Folge hätte. Ist vor der Beendi-
gung des Beamten- oder Richterverhältnis-
ses bereits ein Disziplinarverfahren anhän-
gig, geht dieses in ein Verfahren auf Aber-
kennung von Altersgeld im Sinne des Satzes 
1 über.  
 
(3) Hat die Zahlung des Altersgeldes zum 
Zeitpunkt der Aberkennung bereits begon-
nen, können beginnend mit dem auf die Be-
kanntgabe der Aberkennung folgenden Mo-
nat bis zum Ablauf des Monats, in dem die 
Aberkennung rechtskräftig wird, bis zu 
30 Prozent des monatlichen Altersgeldes 
einbehalten werden. 
 
(4) Zuständig für die Entscheidungen nach 
den Absätzen 2 und 3 ist die Stelle, die zum 
Zeitpunkt der Beendigung des Beamten- 
oder Richterverhältnisses zuständige Diszip-
linarbehörde war. Die Regelungen des Dis-
ziplinarrechts gelten für das Aberkennungs-
verfahren mit den sich aus der Natur des Al-
tersgeldes ergebenen Maßgaben entspre-
chend. 
 

§ 5 
Altersgeldfähige Dienstbezüge 

 
(1) Altersgeldfähige Dienstbezüge sind  
 
1.  das Grundgehalt, 
2.  sonstige Dienstbezüge, deren Ruhege-

haltfähigkeit gesetzlich bestimmt ist und 
3.  Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 

des Landesbesoldungsgesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, soweit sie 
nach dem Landesbeamtenversor-
gungsgesetz ruhegehaltfähig sind. 
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Bei den Dienstbezügen nach Satz 1 Num-
mer 1 und 2 sind die Dienstbezüge maßge-
bend, die der oder dem Altersgeldberechtig-
ten zuletzt zugestanden haben. Sie sind mit 
den in § 5 Absatz 1 Satz 3 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes genannten Fakto-
ren zu multiplizieren. Der Unterschiedsbe-
trag nach § 58 Absatz 1 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes kommt nicht zur 
Anwendung. 
 
(2) Bei Teilzeitbeschäftigung oder bei Beur-
laubung ohne Dienstbezüge gelten als al-
tersgeldfähige Dienstbezüge die dem letzten 
Amt entsprechenden vollen altersgeldfähi-
gen Dienstbezüge; dies gilt auch bei einge-
schränkter Verwendung wegen begrenzter 
Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtensta-
tusgesetzes.  
 
(3) § 5 Absatz 3 bis 6 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes gilt entsprechend. 
 

§ 6 
Altersgeldfähige Dienstzeit 

 
(1) Altersgeldfähig ist die Dienstzeit, welche 
die Beamtin oder der Beamte ab dem Tag ih-
rer oder seiner ersten Berufung in das Beam-
tenverhältnis im Dienst eines inländischen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Beam-
tenverhältnis zurückgelegt hat. § 6 Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 2 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes gilt entsprechend. Zeiten 
einer Teilzeitbeschäftigung sind nur zu dem 
Teil altersgeldfähig, der dem Verhältnis der 
ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit 
entspricht. Zeiten einer eingeschränkten 
Verwendung wegen begrenzter Dienstfähig-
keit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes 
sind mindestens im Umfang der Zurech-
nungszeit nach § 15 Absatz 1 Satz 1 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes ruhe-
gehaltfähig. 
 
(2) Der im Beamtenverhältnis zurückgeleg-
ten Dienstzeit stehen gleich 
 
1.  die im Richterverhältnis zurückgelegte 

Dienstzeit und 
2.  die im öffentlichen Dienst einer zwi-

schenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung zurückgelegte Dienstzeit. 
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(3) Als altersgeldfähig gelten auch die im be-
rufsmäßigen oder nichtberufsmäßigen 
Wehrdienst zurückgelegten Zeiten oder ver-
gleichbare Zeiten in entsprechender Anwen-
dung des § 8 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Zei-
ten, für die bereits Ansprüche auf Altersgeld 
oder altersgeldähnliche Ansprüche erwor-
ben wurden oder für die eine Nachversiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, sofern auch die allgemeine Wartezeit 
für eine Rente der gesetzlichen Rentenversi-
cherung erfüllt ist, oder in einer berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung durchgeführt 
worden ist. 
 
(5) Die §§ 12, 14 und 15 Absatz 2 Satz 3 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes gelten 
entsprechend. 
 

§ 7 
Höhe des Altersgeldes 

 
(1) Die Höhe des Altersgeldes beträgt für je-
des Jahr altersgeldfähiger Dienstzeit 
1,79375 Prozent der altersgeldfähigen 
Dienstbezüge, insgesamt jedoch höchstens 
71,75 Prozent, multipliziert mit 0,85, sofern 
bei der Ermittlung des Altersgeldes eine al-
tersgeldfähige Dienstzeit von weniger als 
zwölf Jahren berücksichtigt wird, ansonsten 
mit 0,95. § 16 Absatz 1 Satz 2 bis 4 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes gilt ent-
sprechend.  
 
(2) In den Fällen des § 3 Absatz 3 Satz 2 wird 
die Höhe des Altersgeldes nach Absatz 1 um 
3,6 Prozent für jedes Jahr vermindert, für das 
Altersgeld vor Ablauf des Monats gezahlt 
wird, in dem die oder der Altersgeldberech-
tigte die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 
oder § 235 Absatz 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch erreicht. Die Minderung 
darf 10,8 Prozent nicht übersteigen. § 16 Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes gilt entsprechend.  
 
(3) Endet das Ruhen des Anspruchs auf Al-
tersgeld nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3, 
wird die Höhe des Altersgeldes bis zum Er-
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reichen der maßgeblichen Regelalters-
grenze mit 0,5 multipliziert. 
 
(4) Werden die Versorgungsbezüge nach 
§ 84 des Landesbeamtenversorgungsgeset-
zes allgemein erhöht oder vermindert, erhö-
hen oder vermindern sich die der Berech-
nung des Altersgeldes zugrunde liegenden 
altersgeldfähigen Dienstbezüge nach § 5 Ab-
satz 1 entsprechend. Einmalzahlungen blei-
ben unberücksichtigt. 
 
(5) Die Höhe des Altersgeldes und des Hin-
terbliebenenaltersgeldes darf nicht geringer 
sein als die Höhe des Rentenanspruchs, der 
sich ergeben hätte, wenn der Altersgeldbe-
rechtigte für die Zeit der versicherungsfreien 
Beschäftigung in der gesetzlichen Renten-
versicherung nachversichert worden wäre. 
Die Vergleichsberechnung hat die Stelle vor-
zunehmen, die das Altersgeld oder Hinter-
bliebenenaltersgeld auszahlt. Die erforderli-
che Auskunft holt sie sich beim zuständigen 
Rentenversicherungsträger der gesetzlichen 
Rentenversicherung ein.  
 

§ 8 
Zuschläge für Kindererziehung und 

Pflege 
 
Die §§ 59, 60 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und Ab-
satz 2 bis 3 sowie § 61 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes gelten entsprechend. 
An die Stelle des Ruhegehalts tritt das Alters-
geld, an die Stelle der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge treten die altersgeldfähigen 
Dienstbezüge, an die Stelle der ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit tritt die altersgeldfähige 
Dienstzeit und an die Stelle des Witwengel-
des oder Witwergeldes nach § 24 Absatz 1 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
tritt das Witwenaltersgeld oder Witweralters-
geld nach § 9 Absatz 3.  
 

§ 9 
Hinterbliebenenaltersgeld 

 
(1) Die Hinterbliebenen eines Altersgeldbe-
rechtigten im Sinne des § 3 haben Anspruch 
auf Hinterbliebenenaltersgeld. Das Hinter-
bliebenenaltersgeld umfasst: 
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1.  Altersgeld für den Sterbemonat (Ab-
satz 2), 

2. Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld 
(Absatz 3), 

3.  Witwenaltersgeldabfindung oder Wit-
weraltersgeldabfindung (Absatz 4) und 

4. Waisenaltersgeld (Absatz 5). 
 
(2) Verstirbt der Altersgeldberechtigte, ver-
bleibt das im Sterbemonat zu zahlende Al-
tersgeld in voller Höhe seinen Erben. § 21 
Absatz 2 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes gilt entsprechend.  
 
(3) Die Witwe oder der Witwer einer oder ei-
nes Altersgeldberechtigten erhält Witwenal-
tersgeld oder Witweraltersgeld. Das Witwen-
altersgeld oder Witweraltersgeld beträgt 55 
Prozent des Altersgeldes. § 23 Absatz 1 Satz 
3 und § 24 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Ab-
satz 3 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes gelten entsprechend mit der Maß-
gabe, dass in § 23 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
an die Stelle des Eintritts der Beamtin oder 
des Beamten in den Ruhestand der Zeit-
punkt der erstmaligen Zahlung von Alters-
geld nach diesem Gesetz tritt.  
 
(4) Eine Witwe oder ein Witwer mit Anspruch 
auf Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld, 
die oder der wieder heiratet, erhält eine Ab-
findung in Höhe des Vierundzwanzigfachen 
des ihr oder ihm im Monat der Wiederverhei-
ratung nach Anwendung der §§ 13 bis 15 zu 
zahlenden Witwenaltersgeldes oder Witwer-
altersgeldes. 
 
(5) Die Kinder einer oder eines verstorbenen 
Altersgeldberechtigten erhalten Waisenal-
tersgeld. Das Waisenaltersgeld beträgt für 
Halbwaisen 12 Prozent und für Vollwaisen 
20 Prozent des Altersgeldes. § 28 Absatz 2 
Satz 1 und § 29 Absatz 2 und 3 des Landes-
beamtenversorgungsgesetzes gelten ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass Kindern 
kein Waisenaltersgeld gewährt wird, deren 
Kindschaftsverhältnis zur oder zum verstor-
benen Altersgeldberechtigten durch An-
nahme als Kind nach erstmaliger Zahlung 
von Altersgeld nach diesem Gesetz begrün-
det worden ist. 
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(6) Der Anspruch auf Witwenaltersgeld, Wit-
weraltersgeld und Waisenaltersgeld entsteht 
frühestens mit Ablauf des Sterbemonats der 
oder des Altersgeldberechtigten. 
 
(7) § 1 Absatz 4, die §§ 30 und 33 Absatz 1 
bis 4 sowie § 78 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes gelten entsprechend. 
 

§ 10 
Festsetzung und Zahlung des Altersgel-
des und des Hinterbliebenenaltersgel-

des, Rückforderung und Durchführung, 
Altersgeldauskunft 

 
(1) Die altersgeldfähigen Dienstbezüge und 
die altersgeldfähige Dienstzeit sind innerhalb 
von sechs Monaten nach der Entlassung 
festzusetzen. Die Festsetzung erfolgt unter 
dem Vorbehalt künftiger Rechtsänderungen. 
 
(2) Die Leistungsgewährung, mit Ausnahme 
der Leistung nach § 9 Absatz 2, erfolgt auf 
einen Antrag in schriftlicher Form oder als 
elektronisches Dokument. Der Antrag kann 
frühestens ein Jahr vor dem Ende des Ru-
hens des Anspruchs auf Altersgeld nach § 3 
Absatz 3 gestellt werden. Auf das Erfordernis 
der Antragstellung nach Satz 1 sind die Al-
tersgeldberechtigten im Rahmen der Fest-
setzung nach Absatz 1 hinzuweisen. Hinter-
bliebene können einen Antrag frühestens 
nach Entstehen des Anspruchs nach § 9 Ab-
satz 6 stellen.  
 
(3) Alters- und Hinterbliebenenaltersgeld 
wird ab dem Monat gewährt, in dem der An-
trag nach Absatz 2 Satz1 bei der zuständi-
gen Behörde eingegangen ist, frühestens je-
doch ab dem Zeitpunkt, in dem das Ruhen 
des Anspruchs auf Altersgeld nach § 3 Ab-
satz 3 endet oder der Anspruch auf Hinter-
bliebenenaltersgeld nach § 9 Absatz 6 ent-
steht. Anträge, die innerhalb von drei Mona-
ten nach Eintritt der Voraussetzungen nach 
§ 3 Absatz 3 Satz 1 oder 2 oder § 9 Absatz 6 
gestellt werden, gelten als am Ersten des 
Monats gestellt, in dem diese Voraussetzun-
gen vorlagen. Im Falle des § 3 Absatz 4 Satz 
2 ist die Zahlung des Altersgeldes nach Ab-
lauf der jeweiligen Frist erneut zu beantra-
gen. 
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(4) Das Altersgeld und das Hinterbliebenen-
altersgeld sind für die gleichen Zeiträume zu 
zahlen wie die Dienstbezüge der Beamtin-
nen und Beamten. Sie sind am Ende des Mo-
nats fällig, in dem die Anspruchsvorausset-
zungen erfüllt sind, und werden am letzten 
Bankarbeitstag dieses Monats gezahlt. Al-
tersgeld, Witwenaltersgeld, Witweraltersgeld 
und Waisenaltersgeld werden längstens bis 
zum Ende des Monats gezahlt, in dem die 
oder der Berechtigte verstirbt. 
 
(5) Für die Durchführung dieses Gesetzes 
gelten § 57 Absatz 1 bis 4 und 6 bis 8, Absatz 
9 Satz 2 bis 6 und Absatz 9a sowie die §§ 64 
und 76 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes entsprechend.  
 
 
(6) § 57 Absatz 10 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes gilt entsprechend. Der 
Auskunftsanspruch umfasst auch die zur Er-
mittlung der Nachversicherung nach § 181 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
maßgeblichen Bezüge. Die Auskunft soll in-
nerhalb von drei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der zuständigen Behörde erteilt 
werden.  
 

§ 11 
Zusammentreffen von Altersgeld, Wit-

wenaltersgeld, und Witweraltersgeld mit 
Erwerbseinkommen 

 
(1) Beziehen Altersgeldberechtigte oder Be-
rechtigte nach § 9 Absatz 3 Erwerbs- oder 
Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 66 
Absatz 5 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes, erhalten sie daneben Altersgeld 
oder Hinterbliebenenaltersgeld nur bis zum 
Erreichen der Höchstgrenze nach Absatz 2. 
Dies gilt nur bis zum Ablauf des Monats, in 
dem die oder der Altersgeldberechtigte die 
Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 oder 
§ 235 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch erreicht. 
 
(2) Die Höchstgrenze beträgt 
 
1.  für Witwen oder Witwer die der Berech-

nung des Witwenaltersgeldes oder Wit-
weraltersgeldes zugrunde liegenden al-
tersgeldfähigen Dienstbezüge und 
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2.  für Altersgeldberechtigte nach § 3 Ab-
satz 3 Satz 2 71,75 Prozent der alters-
geldfähigen Dienstbezüge zuzüglich ei-
nes Betrages in Höhe von vierzehn 
Zwölfteln der Geringfügigkeitsgrenze im 
Sinne des § 8 Absatz 1a des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung 
– in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 
3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. 
April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 119) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung.  

 
§ 12 

Zusammentreffen von Altersgeld mit 
Mindestruhegehalt 

 
Besteht neben einem Anspruch auf Alters-
geld ein Anspruch auf Mindestruhegehalt ge-
genüber dem Land oder einem der Aufsicht 
einer Landesbehörde unterliegenden Dienst-
herrn, ruht der Anspruch auf Altersgeld. Dies 
gilt entsprechend, wenn neben Mindestwit-
wengeld oder Mindestwitwergeld ein An-
spruch auf Witwenaltersgeld oder Witweral-
tersgeld besteht. 
 

§ 13 
Zusammentreffen von Altersgeld und 
Hinterbliebenenaltersgeld mit Versor-

gung aus zwischenstaatlicher oder über-
staatlicher Verwendung 

 
(1) Erhalten Altersgeld-, Witwenaltersgeld- 
oder Waisenaltersgeldberechtigte aus einer 
Verwendung der oder des Altersgeldberech-
tigten im öffentlichen Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
eine laufende Versorgung und ist die Zeit der 
Verwendung altersgeldfähig, ruht das Alters-
geld und Hinterbliebenenaltersgeld in ent-
sprechender Anwendung des § 69 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes mit der 
Maßgabe, dass die aus der Verwendung er-
worbene Versorgung in dem Umfang unbe-
rücksichtigt bleibt, in dem sie nach Entstehen 
des Anspruchs auf Altersgeld nach diesem 
Gesetz erworben wurde. Satz 1 gilt nicht, 
wenn die oder der Altersgeldberechtigte er-
neut in ein Beamten- oder Richterverhältnis 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

121 

berufen wurde und einen Anspruch auf Ver-
sorgung nach dem Landesbeamtenversor-
gungsgesetz hat.  
 
(2) Der sich nach Absatz 1 ergebende Ru-
hensbetrag ist von dem nach Anwendung 
der §§ 11 und 12 verbleibenden Altersgeld 
abzuziehen. 
 

§ 14 
Kürzung des Altersgeldes nach Ehe-

scheidung 
 

(1) Sind durch Entscheidung des Familien-
gerichts  
 
1.  Anwartschaften in einer gesetzlichen 

Rentenversicherung nach § 1587b Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 
2003 I S. 738) in der bis einschließlich 
31. August 2009 geltenden Fassung 
oder 

2.  Anrechte nach dem Versorgungsaus-
gleichsgesetz vom 3. April 2009 (BGBl. 
I S. 700), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBl. I S. 
1085) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung 

 
übertragen oder begründet worden, werden 
nach Wirksamkeit dieser Entscheidung das 
Altersgeld der ausgleichpflichtigen Person 
und das Witwen-, Witwer- und Waisenalters-
geld ihrer Hinterbliebenen nach Anwendung 
von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungs-
vorschriften um den nach den Absätzen 2 
oder 3 berechneten Betrag gekürzt. § 72 Ab-
satz 1 Satz 5 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes gilt entsprechend. 
 
(2) Der Kürzungsbetrag für das Altersgeld 
und für das Hinterbliebenenaltersgeld be-
rechnet sich in sinngemäßer Anwendung 
des § 72 Absatz 2 und 3 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes. An die Stelle des 
Eintritts in den Ruhestand tritt dabei der Zeit-
punkt nach § 3 Absatz 3 Satz 1 oder 2. 
 
(3) § 72 Absatz 5 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes gilt entsprechend. 
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(4) Die Kürzung des Altersgeldes oder des 
Hinterbliebenenaltersgeldes kann von den 
Berechtigten ganz oder teilweise durch Zah-
lung eines Kapitalbetrags an den Dienst-
herrn abgewendet werden. § 73 Absatz 2 bis 
4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
gilt entsprechend. 
 

§ 15 
Verteilung der Altersgeldlasten 

 
Ist dem Entstehen des Anspruchs auf Alters-
geld ein Dienstherrenwechsel vorangegan-
gen, der unter § 101 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes fällt, gilt dieser ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass 
 
1.  das Altersgeld als regelmäßig wieder-

kehrende Leistung gilt, 
2.  an die Stelle des Eintritts des Versor-

gungsfalls der Zeitpunkt der Gewährung 
von Altersgeld oder Hinterbliebenenal-
tersgeld tritt und 

3.  an die Stelle der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeiten die als altersgeldfähig zu 
berücksichtigenden Dienstzeiten treten. 

 
§ 16 

Ergänzendes Altersgeld bei Wechsel in 
einen Mitgliedstaat  

der Europäischen Union 
 

(1) Abweichend von § 1 Absatz 1 und § 6 Ab-
satz 4 erhalten auch ehemalige Beamtinnen 
und Beamte auf Lebenszeit des Landes, der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie 
der sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
ehemalige Richterinnen und Richter auf Le-
benszeit des Landes ein Altersgeld nach die-
sem Gesetz, wenn sie 
 
1.  vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

auf Antrag aus dem Beamten- oder 
Richterverhältnis entlassen worden 
sind, 

2.  um im unmittelbaren Anschluss eine be-
rufliche Tätigkeit in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem Land aufzunehmen, in dem 
nach einem Assoziierungsabkommen 
mit der Europäischen Union der Arti-
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kel 45 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union zur An-
wendung gelangt,  

3.  nach § 8 Absatz 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch nachversichert wor-
den sind sowie 

4.  die Voraussetzungen für einen An-
spruch auf Altersgeld nach § 3 Absatz 1 
erfüllen.  

 
Die Hinterbliebenen der oder des nach Satz 
1 Anspruchsberechtigten erhalten ein Hinter-
bliebenenaltersgeld nach diesem Gesetz. 
Für die in den Sätzen 1 und 2 genannten Al-
tersgeldberechtigten gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes, soweit in den nachfolgen-
den Absätzen nichts Abweichendes geregelt 
ist. 
 
(2) Für Altersgeldberechtigte nach Absatz 1 
Satz 1 entsteht der Anspruch abweichend 
von § 3 Absatz 2 mit Ablauf des Monats des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes. Für Alters-
geldberechtigte, die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes bereits eine 
Leistung als Ergänzung der Nachversiche-
rung unmittelbar aufgrund Artikel 45 des Ver-
trages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union erhalten haben, gilt der Antrag 
im Sinne des § 10 Absatz 2 als gestellt. 
 
(3) Die sich aus der Nachversicherung der 
altersgeldfähigen Dienstzeit ergebende 
Rente wird in vollem Umfang auf Altersgeld, 
Witwen- und Witweraltersgeld und Waisen-
altersgeld angerechnet. § 68 Absatz 4 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes gilt 
entsprechend. 
 
(4) Altersgeldberechtigten, die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits 
eine Leistung als Ergänzung der Nachversi-
cherung unmittelbar aufgrund Artikel 45 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union erhalten haben, an deren Stelle 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes das ergän-
zende Altersgeld tritt, wird eine Ausgleichs-
zulage für den Fall gewährt, dass sich der 
Betrag aufgrund der Anwendung dieses Ge-
setzes verringert. Die Ausgleichszulage be-
misst sich jeweils nach dem Unterschiedsbe-
trag, der sich aus der Differenz zwischen der 
Höhe als Ergänzung der Nachversicherung 
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gewährten Leistung und des nach diesem 
Gesetz zustehenden Altersgeldes ergibt. 
Diese Ausgleichszulage vermindert sich bei 
jeder gesetzlichen Erhöhung der Versor-
gungsbezüge um den Erhöhungsbetrag, bis 
das Niveau des nach diesem Gesetz zu-
stehenden Altersgeldes erreicht ist. 
 
(5) Die Altersgeldberechtigten haben den er-
forderlichen Nachweis für das Vorliegen der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 zu 
erbringen.  

 
§ 17  

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in 
Kraft.  
 

Artikel 6 
Änderung des Landesrichter- und 

Staatsanwältegesetzes 
 

Das Landesrichter- und Staatsanwältege-
setz vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 812), das zuletzt durch Artikel X des Ge-
setzes vom [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des letzten Änderungsgesetzes (LT-
Drs. 18/19693)] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 

  
Richter- und Staatsanwältegesetz  
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesrichter- und  
Staatsanwältegesetz - LRiStaG) 

 

§ 7 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
1.  In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe 

„Dienstbezüge“ durch die Angabe „Be-
soldung“ ersetzt. 

 

 § 7 
Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung 

aus familiären Gründen 
 

(1) Richterinnen und Richtern ist auf Antrag 
 
1.  Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte des 

regelmäßigen Dienstes oder 
2.  ein Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur 

Dauer von drei Jahren mit der Möglich-
keit der Verlängerung 

 
zu bewilligen, wenn sie mindestens ein Kind 
unter achtzehn Jahren oder eine oder einen 
nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige 
sonstige Angehörige oder pflegebedürftigen 
sonstigen Angehörigen tatsächlich betreuen 
oder pflegen. 
 
(2) Die Dauer des Urlaubs im Sinne des Ab-
satzes 1 darf auch in Verbindung mit Urlaub 
nach § 8 Absatz 1 15 Jahre nicht überschrei-
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ten. Elternzeit und Teilzeitbeschäftigung 
während Elternzeit nach § 2 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 74 Absatz 2 des Landesbeam-
tengesetzes sowie Freistellungen zur Pflege 
und Betreuung von Angehörigen nach § 2 
Absatz 2 in Verbindung mit § 67 des Landes-
beamtengesetzes sind kein Urlaub im Sinne 
des Absatzes 1. Der Antrag auf Verlänge-
rung einer Teilzeitbeschäftigung oder eines 
Urlaubs ist spätestens sechs Monate vor Ab-
lauf der genehmigten Freistellung zu stellen. 
 
(3) Während einer Freistellung vom Dienst 
nach Absatz 1 dürfen nur solche Nebentätig-
keiten genehmigt werden, die dem Zweck 
der Freistellung nicht zuwiderlaufen. 
 
(4) Über eine Änderung des Umfangs der 
Teilzeitbeschäftigung oder den Übergang 
zur Vollzeitbeschäftigung während der 
Dauer des Bewilligungszeitraumes entschei-
det auf Antrag die dienstvorgesetzte Stelle. 
Ein Übergang zur Vollzeitbeschäftigung oder 
eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbe-
schäftigung ist auf Antrag zuzulassen, wenn 
der Richterin oder dem Richter die Fortset-
zung der bewilligten Teilzeitbeschäftigung 
nicht mehr zugemutet werden kann und 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
Dies gilt entsprechend für eine Verlängerung 
eines Urlaubs oder eine Rückkehr aus dem 
Urlaub mit dem Ziel, eine Vollzeit- oder Teil-
zeitbeschäftigung aufzunehmen. 
 

2.  Absatz 5 wird durch den folgenden Ab-
satz 5 ersetzt: 

 
 „(5) Während der Zeit des Urlaubs ohne 

Besoldung nach Absatz 1 Nummer 2 
besteht ein Anspruch auf Fürsorgeleis-
tungen in entsprechender Anwendung 
der Beihilferegelungen für Richterinnen 
und Richter mit Besoldung. Dies gilt 
nicht, wenn die Richterin oder der Rich-
ter während des Urlaubs ohne Besol-
dung 

 
1.  berücksichtigungsfähige Angehö-

rige oder berücksichtigungsfähiger 
Angehöriger einer oder eines Bei-
hilfeberechtigten wird, 

 

  
 
 
(5) Während der Dauer des Urlaubs nach 
Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Ab-
satz 2 Satz 1 besteht Anspruch auf Leistun-
gen der Krankheitsfürsorge in entsprechen-
der Anwendung der Beihilferegelungen für 
Richterinnen und Richter mit Dienstbezügen. 
Dies gilt nicht, wenn die Richterin oder der 
Richter berücksichtigungsfähiger Angehöri-
ger eines Beihilfeberechtigten wird oder An-
spruch auf Familienversicherung nach § 10 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Ge-
setzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482) in der jeweils gelten-
den Fassung hat. 
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2.  Anspruch auf Familienversicherung 
in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nach § 10 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Gesetzli-
che Krankenversicherung – (Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des 
Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 143) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung 
hat, 

 
3.  eine Beschäftigung im Rahmen ei-

ner nach § 2 Absatz 2 in Verbin-
dung mit § 50 des Landesbeamten-
gesetzes genehmigten Nebentätig-
keit außerhalb des Richterverhält-
nisses ausübt und dadurch entwe-
der beihilfeberechtigt oder versi-
cherungspflichtig in der gesetzli-
chen Krankenversicherung nach 
§ 5 Absatz 1 Nummer 1 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch ist 
oder 

 
4.  aus einem sonstigen Grund die 

Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Krankenversicherung nach § 
5 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch eintritt.“ 

 
Artikel 7 

Änderung der Laufbahnverordnung 
 

Die Laufbahnverordnung vom 27. Mai 2025 
(GV. NRW. S. 464), die zuletzt durch Artikel 
1 der Verordnung vom 12. Mai 2026 (GV. 
NRW. S. 312) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 

  
Verordnung über die Laufbahnen der  

Beamtinnen und Beamten im  
Land Nordrhein-Westfalen 

(Laufbahnverordnung - LVO) 
 

1.  § 9 wird durch den folgenden § 9 er-
setzt: 

 
„§ 9 

Fiktive Fortschreibung dienstlicher 
Beurteilungen und fiktive Erprobung 

 
(1) Für die in § 92 Absatz 3 des Landes-
beamtengesetzes genannten Beamtin-
nen und Beamten hat die Dienststelle 
aus Anlass der fiktiven Fortschreibung 
Vergleichsgruppen zu bilden. Als 

  
 
 

§ 9 
Nachzeichnung dienstlicher  

Beurteilungen 
 
(1) Liegt keine aktuelle dienstliche Beurtei-
lung vor, ist ausgehend von der letzten 
dienstlichen Beurteilung einer Beamtin oder 
eines Beamten unter Berücksichtigung des 
seinerzeit angelegten Maßstabs und der 
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Grundlage für die Bildung der Ver-
gleichsgruppe dient die letzte regelmä-
ßige dienstliche Beurteilung. Die Ver-
gleichsgruppen sind abstellend auf den 
Zeitpunkt des Beginns der Beurlau-
bung, Elternzeit oder Freistellung ge-
mäß § 92 Absatz 3 des Landesbeam-
tengesetzes erstmals zu bilden. Die 
Vergleichsgruppe ist zu begründen und 
zu dokumentieren. Der Beamtin oder 
dem Beamten, deren oder dessen 
dienstliche Beurteilung fiktiv fortge-
schrieben wird, ist die Vergleichsgruppe 
bekannt zu geben. Die Anonymität der 
Referenzpersonen ist dabei sicherzu-
stellen. Die Beamtin oder der Beamte 
kann innerhalb einer Frist von einem 
Monat ab Zugang der Mitteilung über 
die Vergleichsgruppe gegen die Bildung 
der Vergleichsgruppe begründet Ein-
wände erheben. Einwendungen sind im 
weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 
Erhebt die Beamtin oder der Beamte in-
nerhalb der Frist keine Einwände, so gilt 
die Vergleichsgruppe gegenüber ihr 
oder ihm als ordnungsgemäß gebildet.  

 
(2) Sofern die Übertragung eines höher-
wertigen Amtes in der nächsthöheren 
oder innerhalb derselben Laufbahn-
gruppe von einer Erprobung oder Pro-
bezeit abhängig ist, soll den beurlaub-
ten oder freigestellten Beamtinnen und 
Beamten, sofern die erfolgreiche Erpro-
bung oder eine erfolgreiche Probezeit 
nicht nachgezeichnet werden kann, die 
Möglichkeit einer Erprobung oder Ab-
leistung der Probezeit eröffnet werden. 
Auf die Erprobung oder Ableistung der 
Probezeit kann im Einzelfall verzichtet 
werden, wenn die Anforderungen der in 
der Beurlaubung oder Freistellung aus-
geübten Tätigkeit mit denen des Beför-
derungsamtes vergleichbar sind und die 
Zeitdauer der Ausübung mit der Erpro-
bungszeit oder Probezeit überein-
stimmt. Der Dienstherr hat in diesem 
Fall, in der Regel auf der Grundlage ei-
nes qualifizierten Zeugnisses, festzu-
stellen, dass diese Voraussetzungen er-
füllt sind und die Beamtin oder der Be-
amte sich auch unter Zugrundelegung 
der während der Beurlaubung oder Frei-

durchschnittlichen Entwicklung vergleichba-
rer Beamtinnen und Beamter diese in den 
nachfolgenden Fällen fiktiv fortzuschreiben 
(Nachzeichnung): 
 
1.  bei Beurlaubungen zur Ausübung einer 

gleichwertigen hauptberuflichen Tätig-
keit bei Fraktionen des Europäischen 
Parlaments, des Deutschen Bundesta-
ges oder der Landtage, 

2.  bei Beurlaubungen nach § 31 und § 34 
der Freistellungs- und Urlaubsverord-
nung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. 
NRW. S. 2, ber. S. 92) in der jeweils gel-
tenden Fassung zur Ausübung einer 
gleichwertigen hauptberuflichen Tätig-
keit insbesondere bei einer Behörde, öf-
fentlichen Einrichtung oder bei einer eu-
ropäischen oder internationalen Institu-
tion, wenn spätestens zu Beginn des Ur-
laubs schriftlich zugestanden worden 
ist, dass diese Tätigkeit öffentlichen Be-
langen oder dienstlichen Interessen 
dient, 

3.  bei Elternzeit und Beurlaubung aus fa-
miliären Gründen und 

4.  bei Freistellung von der dienstlichen Tä-
tigkeit wegen einer Mitgliedschaft im 
Personalrat oder als Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Menschen. 

 
(2) Bei teilweise freigestellten oder teilweise 
beurlaubten oder in Elternzeit teilzeitbe-
schäftigten Beamtinnen und Beamten nach 
Absatz 1 ist die letzte dienstliche Beurteilung 
gemäß Absatz 1 nur dann fortzuschreiben, 
wenn die dienstliche Tätigkeit im Durch-
schnitt des gesamten Beurteilungszeitrau-
mes weniger als 20 Prozent der regelmäßi-
gen Arbeitszeit beträgt. Bei der Fortschrei-
bung ist die tatsächlich geleistete Tätigkeit 
zu berücksichtigen. 
 
(3) Die fiktive Fortschreibung ist in der Regel 
auf zwei Beurteilungszeiträume nach § 92 
Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengeset-
zes zu beschränken und erfolgt unter Be-
trachtung des letzten Beurteilungszeitrau-
mes. Bei der fiktiven Fortschreibung können 
außerdienstliche Arbeitsleistungen, insbe-
sondere, wenn diese beurteilt wurden, her-
angezogen werden. 
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stellung ausgeübten Tätigkeiten mit 
Blick auf das zu übertragende Beförde-
rungsamt bewährt hat. Darüber hinaus 
ist die Prognose hinsichtlich der Eig-
nung der Beamtin oder des Beamten für 
das Beförderungsamt auf sämtliche Er-
kenntnisse zu stützen, die auch für 
dienstliche Beurteilungen verwertet 
werden, insbesondere sind auch die 
dienstlichen Anforderungen und Leis-
tungen bis zum Beginn der Beurlaubung 
oder Freistellung einzubeziehen. Die 
besonderen Regelungen des Landes-
richter- und Staatsanwältegesetzes 
vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 
812), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Februar 2026 (GV. NRW. 
S. 141) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung bleiben unbe-
rührt.“ 

 

(4) Sofern die Übertragung eines höherwer-
tigen Amtes in der nächsthöheren oder in-
nerhalb derselben Laufbahngruppe von ei-
ner Erprobung oder Probezeit abhängig ist, 
soll den beurlaubten oder freigestellten Be-
amtinnen und Beamten, sofern die erfolgrei-
che Erprobung oder eine erfolgreiche Probe-
zeit nicht nachgezeichnet werden kann, die 
Möglichkeit einer Erprobung oder Ableistung 
der Probezeit eröffnet werden. Auf die Erpro-
bung oder Ableistung der Probezeit kann im 
Einzelfall verzichtet werden, wenn die Anfor-
derungen der in der Beurlaubung oder Frei-
stellung ausgeübten Tätigkeit mit denen des 
Beförderungsamtes vergleichbar sind und 
die Zeitdauer der Ausübung mit der Erpro-
bungszeit oder Probezeit übereinstimmt. Der 
Dienstherr hat in diesem Fall, in der Regel 
auf der Grundlage eines qualifizierten Zeug-
nisses, festzustellen, dass diese Vorausset-
zungen erfüllt sind und die Beamtin oder der 
Beamte sich auch unter Zugrundelegung der 
während der Beurlaubung oder Freistellung 
ausgeübten Tätigkeiten mit Blick auf das zu 
übertragende Beförderungsamt bewährt hat. 
Darüber hinaus ist die Prognose hinsichtlich 
der Eignung der Beamtin oder des Beamten 
für das Beförderungsamt auf sämtliche Er-
kenntnisse zu stützen, die auch für dienstli-
che Beurteilungen verwertet werden, insbe-
sondere sind auch die dienstlichen Anforde-
rungen und Leistungen bis zum Beginn der 
Beurlaubung oder Freistellung einzubezie-
hen. 
 

 
 
 
2.  § 20 Absatz 1 wird durch den folgenden 

Absatz 1 ersetzt: 
 
 „(1) Der Aufstieg setzt voraus, dass die 

Beamtin oder der Beamte auf Lebens-
zeit 

 
1.  nach Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung hierfür in beson-
derer Weise in Betracht kommt, 

2.  mindestens ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 6 aus der Ämter-
gruppe des zweiten Einstiegsamtes 
innehat, 

 § 20 
Ausbildungsaufstieg 

 
 
 
 

(1) Der Aufstieg setzt voraus, dass die Be-
amtin oder der Beamte 
 
 
1.  nach Eignung, Befähigung und fachli-

cher Leistung hierfür in besonderer 
Weise in Betracht kommt, 

2.  mindestens ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 6 aus der Ämtergruppe des 
zweiten Einstiegsamtes innehat, 
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3.  in einem Auswahlverfahren zu der 
Aufstiegsqualifizierung zugelassen 
worden ist und 

4.  die für den Zugang zu der Laufbahn 
erforderlichen Voraussetzungen 
nach § 6 Absatz 2 des Landesbe-
amtengesetzes erworben hat. 

 
§ 19 Absatz 3 des Landesbeamtenge-
setzes findet keine Anwendung.“ 

 

3.  in einem Auswahlverfahren zu der Auf-
stiegsqualifizierung zugelassen worden 
ist und 

4.  die für den Zugang zu der Laufbahn er-
forderlichen Voraussetzungen nach § 6 
Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
erworben hat. 

 
§ 19 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes 
findet keine Anwendung. 
 
(2) Die Dauer des Ausbildungsaufstiegs be-
trägt 
 
1.  drei Jahre oder 
2.  in Bereichen technischer Laufbahnen 
 

a)  ein Jahr, falls die Beamtin oder der 
Beamte ein erforderliches Ab-
schlusszeugnis gemäß § 15 Absatz 
2 besitzt oder 

b) mindestens zwei Jahre in allen üb-
rigen Fällen. 

 
(3) Der Ausbildungsaufstieg umfasst für Be-
reiche 
 
1.  nichttechnischer Laufbahnen fachprak-

tische Studienzeiten sowie fachwissen-
schaftliche Studienzeiten an Fachhoch-
schulen im Sinne des § 1 des Fach-
hochschulgesetzes öffentlicher Dienst 
vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303) in 
der jeweils geltenden Fassung, 

2.  technischer Laufbahnen unter der Vo-
raussetzung des Absatzes 2 Nummer 2 
Buchstabe a eine fachpraktische Ergän-
zung in fachbezogenen Schwerpunkt-
bereichen oder 

3.  technischer Laufbahnen in den Fällen 
des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe b 
einen durch Rechtsverordnung gemäß 
§ 7 des Landesbeamtengesetzes zu be-
stimmenden Ausbildungsgang. 

 
(4) Die für die Ordnung der Laufbahn zustän-
dige oberste Dienstbehörde erlässt die 
Rechtsverordnung nach § 7 des Landesbe-
amtengesetzes. In der Rechtsverordnung 
kann bestimmt werden, dass statt der Teil-
nahme an einem Aufstiegslehrgang auch an-
dere Formen einer prüfungsgebundenen 
Qualifizierung als gleichwertig anerkannt 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1984-24
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werden können. Sofern Regelungen nach 
den Sätzen 1 und 2 nicht getroffen wurden 
sowie für Laufbahnen besonderer Fachrich-
tung kann eine im Umfang und von den Prü-
fungsanforderungen vergleichbare Qualifi-
zierung durchgeführt werden. 
 
(5) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die 
Möglichkeit eines Ausbildungsaufstiegs an-
bietet und führt auf der Grundlage aktueller 
dienstlicher Beurteilungen ein Auswahlver-
fahren zur Auswahl der am besten geeigne-
ten Beamtinnen oder Beamten durch. Die 
Eignung und Befähigung bemessen sich 
nach dem Anforderungsprofil, das mit der 
Wahrnehmung der zu übertragenden Aufga-
ben verbunden ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23 
Aufstieg durch Bachelor- oder Diplom-

studium mit dem Ziel der Spezialisierung 
 
(1) Abweichend von den §§ 20 und 21 ist ein 
Aufstieg durch Laufbahnwechsel in eine 
Laufbahn besonderer Fachrichtung zulässig, 
sofern 
 
1.  die Beamtin oder der Beamte nach ihrer 

oder seiner Eignung, Befähigung und 
fachlichen Leistung hierfür in besonde-
rer Weise in Betracht kommt, 

2.  hierfür ein besonderes dienstliches Inte-
resse von der obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle fest-
gestellt wird, 

3.  die Beamtin oder der Beamte in einem 
Auswahlverfahren zu diesem Laufbahn-
wechsel zugelassen worden ist, 

4.  ein Diplom einer Fachhochschule oder 
der in einem akkreditierten Studiengang 
an einer Fachhochschule oder Berufs-
akademie erworbene Bachelorgrad vor-
liegt, 

5.  die Beamtin oder der Beamte nach dem 
Erwerb der erforderlichen Bildungsvo-
raussetzungen eine zwölfmonatige 
hauptberufliche Tätigkeit in den Aufga-
benbereichen der neuen Laufbahn ab-
solviert hat und 

6.  sich anschließend in einer mindestens 
sechsmonatigen Erprobung in den 
neuen Aufgabenbereichen bewährt hat. 
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3.  In § 23 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 

„Absatz 4“ durch die Angabe „Absatz 5“ 
ersetzt. 

 

 
Die Erprobungszeit wird durch die Zeit einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge unterbro-
chen und nach Beendigung des Urlaubs fort-
gesetzt. Die Regelung des § 9 Absatz 4 
bleibt unberührt. Die Neufestsetzung des En-
des der Erprobungszeit ist der Beamtin oder 
dem Beamten bekannt zu geben. Die Erpro-
bungszeit kann in entsprechender Anwen-
dung des § 5 Absatz 7 bis zur doppelten 
Dauer der festgelegten Erprobungszeit ver-
längert werden. Bei der Berechnung der Er-
probungszeit zählen die Zeiten einer Teilzeit-
beschäftigung in vollem Umfang, es sei 
denn, zwingende sachliche Gründe stehen 
dem entgegen. 
 
(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die 
Möglichkeit eines qualifizierungsgebunde-
nen Aufstiegs nach Absatz 1 anbietet und 
führt auf der Grundlage aktueller dienstlicher 
Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur 
Auswahl der am besten geeigneten Beamtin-
nen oder Beamten durch. Die Eignung und 
Befähigung bemessen sich nach dem Anfor-
derungsprofil, das mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben der Ämtergruppe des ersten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 verbun-
den ist. 
 
(3) § 26 Absatz 3 und 5 sowie § 27 Absatz 5 
finden entsprechende Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 25 
Modulare Qualifizierung 

 
(1) Beamtinnen oder Beamte dürfen in ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämter-
gruppe des zweiten Einstiegsamtes oder A 
14 für den Fall, dass sie bereits ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 13 innehaben, beför-
dert werden, wenn 
 
1.  sie nach Eignung, Befähigung und fach-

licher Leistung hierfür in besonderer 
Weise in Betracht kommen, 

2.  ihnen mindestens ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 12 übertragen worden 
ist, 

3.  sie dann in einem Auswahlverfahren zu 
einer modularen Qualifizierung zugelas-
sen worden sind, 
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4. In § 25 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe 

„Absatz 4“ durch die Angabe „Absatz 5“ 
ersetzt. 

 

4.  diese Qualifizierung erfolgreich absol-
viert haben und 

5.  sich anschließend in einer mindestens 
zehnmonatigen Erprobung in den 
neuen Aufgabenbereichen bewährt ha-
ben. 

 
Zeiten der Bewährung in den neuen Aufga-
benbereichen, die nach Zulassung, aber vor 
Abschluss der modularen Qualifizierung ab-
geleistet wurden, können auf die Erpro-
bungszeit angerechnet werden. Die Erpro-
bungszeit wird durch die Zeit einer Beurlau-
bung ohne Dienstbezüge unterbrochen und 
nach Beendigung des Urlaubs fortgesetzt. 
Die Regelung des § 9 Absatz 4 bleibt unbe-
rührt. Die Neufestsetzung des Endes der Er-
probungszeit ist der Beamtin oder dem Be-
amten bekannt zu geben. Die Erprobungs-
zeit kann in entsprechender Anwendung des 
§ 5 Absatz 7 bis zur doppelten Dauer der 
festgelegten Erprobungszeit verlängert wer-
den. Bei der Berechnung der Erprobungszeit 
zählen die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung 
in vollem Umfang, es sei denn, zwingende 
sachliche Gründe stehen dem entgegen. 
 
(2) Die Qualifizierung muss geeignet sein, in 
Verbindung mit den bisher erworbenen Qua-
lifikationen und den bisherigen beruflichen 
Tätigkeiten zu einer erfolgreichen Wahrneh-
mung der Aufgaben der höheren Ämter-
gruppe zu befähigen. Für Laufbahnen mit 
Vorbereitungsdienst kann die für die Ord-
nung der Laufbahn zuständige oberste Lan-
desbehörde in einer Rechtsverordnung nach 
§ 7 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes 
Anforderungen an die Qualifizierungsinhalte 
und die Feststellung des Erfolgs regeln. 
Diese soll Regelungen für Ausnahmen von 
der Teilnahme an Modulen enthalten, sofern 
an gleichwertigen Fortbildungen oder Quali-
fizierungsmaßnahmen bereits vor der Zulas-
sung zur modularen Qualifizierung teilge-
nommen wurde oder der Inhalt der dort ver-
mittelten Module bereits im Rahmen der 
dienstlichen Tätigkeit erlernt wurde. 
 
(3) Sofern Regelungen nach § 7 Absatz 3 
des Landesbeamtengesetzes nicht erlassen 
worden sind sowie für Laufbahnen besonde-
rer Fachrichtung entscheidet die oberste 
Dienstbehörde über die Anforderungen an 
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die Qualifizierungsinhalte und die Feststel-
lung des Erfolgs sowie über Ausnahmen von 
der Teilnahme an einzelnen Modulen. Bei 
Laufbahnen besonderer Fachrichtung sollen 
sich innerhalb der Landesverwaltung die 
obersten Dienstbehörden hierfür auf gemein-
same Rahmenbedingungen für die modulare 
Qualifizierung und deren Erfolgsfeststellung 
verständigen. 
 
(4) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die 
Möglichkeit einer modularen Qualifizierung 
anbietet und führt auf der Grundlage aktuel-
ler dienstlicher Beurteilungen ein Auswahl-
verfahren zur Auswahl der am besten geeig-
neten Beamtinnen oder Beamten durch. Das 
Auswahlverfahren dient der Feststellung, in-
wieweit und in welcher Rangfolge die Beam-
tinnen und Beamten für den Erwerb der Be-
förderungsvoraussetzungen auf Grundlage 
einer modularen Qualifizierung geeignet 
sind. In dem Auswahlverfahren wird, gemes-
sen an dem Anforderungsprofil, das mit der 
Wahrnehmung eines Amtes der Laufbahn-
gruppe 2, zweites Einstiegsamt, verbunden 
ist, die Eignung und Befähigung der Beam-
tinnen und Beamten überprüft. 
 

5.  § 26 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Die Absätze 1 und 2 werden durch 
die folgenden Absätze 1 und 2 er-
setzt: 

 
 „(1) Beamtinnen oder Beamte dür-

fen innerhalb ihrer Laufbahn in ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 13 
der Ämtergruppe des zweiten Ein-
stiegsamtes oder A 14 für den Fall, 
dass sie bereits ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 13 innehaben, auch 
ohne dass die darunterliegenden 
Ämter zu durchlaufen sind, beför-
dert werden, wenn sie 

 
1.  nach Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung hierfür in 
besonderer Weise in Betracht 
kommen, 

 

 § 26 
Masterstudium 

 
 
 
 
 

(1) Beamtinnen oder Beamte dürfen in ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämter-
gruppe des zweiten Einstiegsamtes oder A 
14 für den Fall, dass sie bereits ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 13 innehaben, auch 
ohne dass die darunterliegenden Ämter zu 
durchlaufen sind, befördert werden, wenn sie 
 
 
 
 
1.  nach Eignung, Befähigung und fachli-

cher Leistung hierfür in besonderer 
Weise in Betracht kommen, 
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2.  eine dreijährige Dienstzeit 
nach § 10 Absatz 2 Satz 1 vor-
weisen können, 

 
3.  in einem Auswahlverfahren zu 

einem Masterstudium zugelas-
sen worden sind, 

 
4.  dieses Masterstudium an-

schließend erfolgreich absol-
viert haben und 

 
5.  sich anschließend in einer min-

destens zehnmonatigen Erpro-
bung in den neuen Aufgaben-
bereichen bewährt haben. 

 
Die Erprobungszeit wird durch die 
Zeit einer Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge unterbrochen und 
nach Beendigung des Urlaubs fort-
gesetzt. Die Regelung des § 9 Ab-
satz 5 bleibt unberührt. Die Neu-
festsetzung des Endes der Erpro-
bungszeit ist der Beamtin oder dem 
Beamten bekannt zu geben. Die Er-
probungszeit kann in entsprechen-
der Anwendung des § 5 Absatz 7 
bis zur doppelten Dauer der festge-
legten Erprobungszeit verlängert 
werden. Bei der Berechnung der 
Probezeit zählen die Zeiten einer 
Teilzeitbeschäftigung in vollem Um-
fang, es sei denn, zwingende sach-
liche Gründe stehen dem entge-
gen. 

 
(2) Das Masterstudium muss geeig-
net sein, in Verbindung mit den bis-
her erworbenen Qualifikationen 
und den bisherigen beruflichen Tä-
tigkeiten zu einer erfolgreichen 
Wahrnehmung der Aufgaben des 
höheren Amtes in derselben Lauf-
bahn zu befähigen. Es kann berufs-
begleitend ausgestaltet sein. Für 
Laufbahnen mit Vorbereitungs-
dienst kann die für die Ordnung der 
Laufbahn zuständige oberste 
Dienstbehörde in einer Rechtsver-
ordnung nach § 7 Absatz 2 des 
Landesbeamtengesetzes Anforde-
rungen an die Studieninhalte stel-

2.  eine dreijährige Dienstzeit nach § 10 
Absatz 2 Satz 1 vorweisen können, 

 
 
3.  in einem Auswahlverfahren zu einem 

Masterstudium zugelassen worden 
sind, 

 
4.  dieses Masterstudium anschließend er-

folgreich absolviert haben und 
 
 
5.  sich anschließend in einer mindestens 

zehnmonatigen Erprobung in den 
neuen Aufgabenbereichen bewährt ha-
ben. 

 
Die Erprobungszeit wird durch die Zeit einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge unterbro-
chen und nach Beendigung des Urlaubs fort-
gesetzt. Die Regelung des § 9 Absatz 4 
bleibt unberührt. Die Neufestsetzung des En-
des der Erprobungszeit ist der Beamtin oder 
dem Beamten bekannt zu geben. Die Erpro-
bungszeit kann in entsprechender Anwen-
dung des § 5 Absatz 7 bis zur doppelten 
Dauer der festgelegten Erprobungszeit ver-
längert werden. Bei der Berechnung der Pro-
bezeit zählen die Zeiten einer Teilzeitbe-
schäftigung in vollem Umfang, es sei denn, 
zwingende sachliche Gründe stehen dem 
entgegen. 
 
 
 
 
 
(2) Das Masterstudium muss geeignet sein, 
in Verbindung mit den bisher erworbenen 
Qualifikationen und den bisherigen berufli-
chen Tätigkeiten zu einer erfolgreichen 
Wahrnehmung der Aufgaben des höheren 
Amtes zu befähigen. Es kann berufsbeglei-
tend ausgestaltet sein. Für Laufbahnen mit 
Vorbereitungsdienst kann die für die Ord-
nung der Laufbahn zuständige oberste 
Dienstbehörde in einer Rechtsverordnung 
nach § 7 Absatz 2 des Landesbeamtenge-
setzes Anforderungen an die Studieninhalte 
stellen. Sofern Regelungen nach § 7 Absatz 
2 des Landesbeamtengesetzes nicht erlas-
sen worden sind sowie für Laufbahnen be-
sonderer Fachrichtung entscheidet die 
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len. Sofern Regelungen nach § 7 
Absatz 2 des Landesbeamtenge-
setzes nicht erlassen worden sind 
sowie für Laufbahnen besonderer 
Fachrichtung entscheidet die 
oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle über die 
Anforderungen an die Studienin-
halte.“ 

 
 
 
 
 
 

b)  Nach Absatz 4 wird der folgende 
Absatz 5 eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(5) Im Fall eines unabweisbaren 

dringenden Personalbedarfs ist es 
bei Laufbahnen besonderer Fach-
richtung im Einzelfall zulässig, das 
durchzuführende Auswahlverfah-
ren auf einen Personenkreis zu be-
schränken, der bereits über den für 
die zu besetzende Funktion benö-
tigten Masterabschluss verfügt. Es 
bedarf dazu der vorherigen Zustim-
mung der jeweiligen obersten 
Dienstbehörde oder der von ihr be-
stimmten Stelle. Der Einzelfall ist zu 
begründen. Die Begründung ist in 
geeigneter Weise im Zusammen-
hang mit dem durchzuführenden 
Auswahlverfahren zu dokumentie-
ren.“ 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle über die Anforderungen an 
die Studieninhalte. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann Ausnahmen von 
der zeitlichen Abfolge nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 und 4 zulassen. 
 
(4) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die 
Möglichkeit einer Qualifizierung durch ein 
Masterstudium anbietet und führt auf der 
Grundlage aktueller dienstlicher Beurteilun-
gen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der 
am besten geeigneten Beamtinnen oder Be-
amten durch. Das Auswahlverfahren dient 
der Feststellung, inwieweit und in welcher 
Rangfolge die Beamtinnen und Beamten für 
den Erwerb der Beförderungsvoraussetzun-
gen auf Grundlage einer Qualifizierung durch 
ein Masterstudium geeignet sind. In dem 
Auswahlverfahren wird, gemessen an dem 
Anforderungsprofil, das mit der Wahrneh-
mung eines Amtes der Laufbahngruppe 2, 
zweites Einstiegsamt, verbunden ist, die Eig-
nung und Befähigung der Beamtinnen und 
Beamten überprüft. 
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c)  Der bisherige Absatz 5 wird zu Ab-

satz 6. 
 

 
(5) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann die zugelassenen 
Beamtinnen und Beamten für die erforderli-
chen Präsenzzeiten während des Studiums 
von den dienstlichen Aufgaben freistellen. 
Eine Entscheidung über eine mögliche Über-
nahme von Studiengebühren trifft die 
oberste Dienstbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle vor Aufnahme des Studiums 
im Einzelfall. Sie hat eine Entscheidung für 
die Übernahme der Studiengebühren mit der 
Auflage zu verbinden, dass diese von der 
Beamtin oder dem Beamten zu erstatten 
sind, 
 
1.  wenn sie oder er das Studium aus ei-

nem von ihr oder ihm zu vertretenden 
Grund vorzeitig abbricht oder 

2. wenn sie oder er nach Beendigung des 
Studiums vor Ablauf einer Dienstzeit 
von fünf Jahren aus einem von ihr oder 
ihm zu vertretenden Grund aus dem öf-
fentlichen Dienst ausscheidet. 

 
Der zu erstattende Betrag ermäßigt sich pro 
Jahr geleisteter Dienstzeit um ein Fünftel. 
Auf die Erstattung kann ganz oder teilweise 
verzichtet werden, wenn sie für die Beamtin 
oder den Beamten eine besondere Härte be-
deuten würde. 
 

 
 
 
 
6.  § 27 Absatz 1 wird durch den folgenden 

Absatz 1 ersetzt: 
 
 „(1) Beamtinnen oder Beamte dürfen in 

ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 der 
Ämtergruppe des zweiten Einstiegsam-
tes oder A 14 für den Fall, dass sie be-
reits ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 13 innehaben, auch ohne dass die 
darunterliegenden Ämter zu durchlau-
fen sind, befördert werden, wenn sie 

 
1.  nach Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung hierfür in beson-
derer Weise in Betracht kommen, 

 

 § 27 
Masterstudium mit dem Ziel der  

Spezialisierung 
 
 
 
 
(1) Beamtinnen oder Beamte dürfen in ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämter-
gruppe des zweiten Einstiegsamtes oder A 
14 für den Fall, dass sie bereits ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 13 innehaben, auch 
ohne dass die darunterliegenden Ämter zu 
durchlaufen sind, befördert werden, wenn sie 
 
 
1.  nach Eignung, Befähigung und fachli-

cher Leistung hierfür in besonderer 
Weise in Betracht kommen, 
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2.  in einem Auswahlverfahren zu ei-
nem Masterstudium zugelassen 
worden sind, 

 
3.  dieses Masterstudium anschlie-

ßend erfolgreich absolviert haben, 
 
4.  nach dem Erwerb der erforderli-

chen Bildungsvoraussetzungen 
eine zwölfmonatige hauptberufliche 
Tätigkeit in den Aufgabenbereichen 
der neuen Laufbahn besonderer 
Fachrichtung absolviert haben und 

 
5.  sich anschließend in einer mindes-

tens sechsmonatigen Erprobung in 
den Aufgabenbereichen der neuen 
Laufbahn besonderer Fachrichtung 
bewährt haben. 

 
Die Erprobungszeit wird durch die Zeit 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
unterbrochen und nach Beendigung des 
Urlaubs fortgesetzt. Die Regelung des § 
9 Absatz 5 bleibt unberührt. Die Neu-
festsetzung des Endes der Erprobungs-
zeit ist der Beamtin oder dem Beamten 
bekannt zu geben. Die Erprobungszeit 
kann in entsprechender Anwendung 
des § 5 Absatz 7 bis zur doppelten 
Dauer der Erprobungszeit verlängert 
werden. Bei der Berechnung der Probe-
zeit zählen die Zeiten einer Teilzeitbe-
schäftigung in vollem Umfang, es sei 
denn, zwingende sachliche Gründe ste-
hen dem entgegen.“ 

 

2.  in einem Auswahlverfahren zu einem 
Masterstudium zugelassen worden 
sind, 

 
3.  dieses Masterstudium anschließend er-

folgreich absolviert haben, 
 
4.  nach dem Erwerb der erforderlichen Bil-

dungsvoraussetzungen eine zwölfmo-
natige hauptberufliche Tätigkeit in den 
Aufgabenbereichen der neuen Lauf-
bahn absolviert haben und 

 
 
5.  sich anschließend in einer mindestens 

sechsmonatigen Erprobung in den 
neuen Aufgabenbereichen bewährt ha-
ben. 

 
 
Die Erprobungszeit wird durch die Zeit einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge unterbro-
chen und nach Beendigung des Urlaubs fort-
gesetzt. Die Regelung des § 9 Absatz 4 
bleibt unberührt. Die Neufestsetzung des En-
des der Erprobungszeit ist der Beamtin oder 
dem Beamten bekannt zu geben. Die Erpro-
bungszeit kann in entsprechender Anwen-
dung des § 5 Absatz 7 bis zur doppelten 
Dauer der Erprobungszeit verlängert wer-
den. Bei der Berechnung der Probezeit zäh-
len die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung in 
vollem Umfang, es sei denn, zwingende 
sachliche Gründe stehen dem entgegen. 
 
 
 
(2) Das Masterstudium muss geeignet sein, 
in Verbindung mit den bisher erworbenen 
Qualifikationen und den bisherigen berufli-
chen Tätigkeiten zu einer erfolgreichen 
Wahrnehmung der Aufgaben des höheren 
Amtes zu befähigen. Es kann berufsbeglei-
tend ausgestaltet sein. Die oberste Dienstbe-
hörde kann Ausnahmen von der zeitlichen 
Abfolge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 
3 zulassen. 
 
(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die 
Möglichkeit einer Qualifizierung durch ein 
Masterstudium anbietet und führt auf der 
Grundlage aktueller dienstlicher Beurteilun-
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gen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der 
am besten geeigneten Beamtinnen oder Be-
amten durch. Das Auswahlverfahren dient 
der Feststellung, inwieweit und in welcher 
Rangfolge die Beamtinnen und Beamten für 
den Erwerb der Beförderungsvoraussetzun-
gen auf Grundlage einer Qualifizierung durch 
ein Masterstudium geeignet sind. In dem 
Auswahlverfahren wird, gemessen an dem 
Anforderungsprofil, das mit der Wahrneh-
mung eines Amtes der Laufbahngruppe 2, 
zweites Einstiegsamt, verbunden ist, die Eig-
nung und Befähigung der Beamtinnen und 
Beamten überprüft. 
 
(4) § 26 Absatz 5 findet Anwendung. 
 
(5) Im Fall eines unabweisbaren dringenden 
Personalbedarfs ist es im Einzelfall zulässig, 
das durchzuführende Auswahlverfahren auf 
einen Personenkreis zu beschränken, der 
bereits über den für die zu besetzende Funk-
tion benötigten Bildungsabschluss verfügt. 
Es bedarf dazu der vorherigen Zustimmung 
der jeweiligen obersten Dienstbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle. Der Einzelfall 
ist zu begründen. Die Begründung ist in ge-
eigneter Weise im Zusammenhang mit dem 
durchzuführenden Auswahlverfahren zu do-
kumentieren. 
 

 
 
 
7.  § 47 Absatz 1 Satz 2 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 „§ 8 findet keine Anwendung.“ 
 

 § 47 
Richterinnen und Richter 

 
(1) Diese Verordnung gilt für Richterinnen 
und Richter entsprechend, soweit durch be-
sondere Rechtsvorschrift nichts anderes be-
stimmt ist. Die §§ 8 und 9 finden keine An-
wendung. 
 
(2) Für die Einstellung einer früheren Richte-
rin oder eines früheren Richters oder einer 
Richterin oder eines Richters eines anderen 
Dienstherrn in ein Richterverhältnis gilt § 12 
Absatz 1 mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die Richterin oder der Richter das hö-
here Beförderungsamt bereits inne hatte 
oder inne hat oder die Ernennungsvoraus-
setzungen für das Amt erfüllt; auf die Einstel-
lung in ein Richterverhältnis findet § 12 Ab-
satz 2 keine Anwendung. 
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(3) Wechselt eine Richterin oder ein Richter 
der Besoldungsgruppe R 1 in die Laufbahn 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes, so 
kann ihr oder ihm ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 14, nach einer Dienstzeit von drei 
Jahren im Richterverhältnis ein Amt der Be-
soldungsgruppe nach A 15 und nach einer 
Dienstzeit von sechs Jahren im Richterver-
hältnis ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 
verliehen werden. Einer Richterin oder ei-
nem Richter der Besoldungsgruppe R 2 kann 
nach einer Dienstzeit von sechs Jahren im 
Richterverhältnis ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 16 und nach einem weiteren Jahr 
im Richterverhältnis auch ein höheres Amt 
verliehen werden. Einer Richterin oder ei-
nem Richter der Besoldungsgruppe R 3 und 
höher wird bei einem Laufbahnwechsel das 
nummerisch entsprechende Besoldungsamt 
der Besoldungsordnung B oder ein höheres 
Amt verliehen. Soweit nach § 12 Absatz 2 
eine Einstellung in ein höheres Amt zulässig 
wäre, kann im Einzelfall der Wechsel in ein 
höheres Amt auch vor Ablauf der in Satz 1 
und 2 genannten Dienstzeiten erfolgen. 
 

 
 
 
 
 
8.  In § 48 Absatz 1 wird die Angabe „Ab-

satz 1 Satz 2,“ gestrichen. 
 

 § 48 
Beamtinnen und Beamte im Geschäfts-

bereich des für Justiz zuständigen  
Ministeriums 

 
(1) § 47 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3 fin-
det auf Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte entsprechende Anwendung. 
 
(2) § 8 findet mit Ausnahme des Absatzes 4 
keine Anwendung. 
 
(3) Die Regelbeurteilungen erfolgen für die 
Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit 
nach Beendigung der Probezeit mit Aus-
nahme der Regelbeurteilungen für die 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte alle 
drei Jahre. Den Stichtag legt das für Justiz 
zuständige Ministerium fest. 
 

9.  Anlage 1 wird durch die aus dem An-
hang 2 zu diesem Gesetz ersichtliche 
Anlage 1 ersetzt. 

 

  

10.  In Anlage 3 wird in der Spalte Berufs-
ausbildung/Zusatzqualifikation die An-
gabe „Gesellen und Facharbeiter in ih-
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rem jeweiligen Beruf“ durch die Angabe 
„Gesellenprüfung im Handwerk (§ 31 
der Handwerksordnung) oder eine ent-
sprechende Abschlussprüfung im Sinne 
des § 37 des Berufsbildungsgesetzes“ 
und die Angabe „Prüfung nach § 13 des 
Krankenpflegegesetzes“ durch die An-
gabe „Erlaubnis zum Führen der Berufs-
bezeichnung gemäß § 2 oder § 64 des 
Pflegeberufegesetzes“ ersetzt. 

 
Artikel 8 

Änderung der  
Nebentätigkeitsverordnung 

 
Die Nebentätigkeitsverordnung vom 
21. September 1982 (GV. NRW. S. 605, ber. 
S. 689), die zuletzt durch Verordnung vom 
19. November 2024 (GV. NRW. S. 902) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
§ 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
a)  Satz 3 wird gestrichen. 
 
b) Im neuen Satz 3 wird die Angabe „Er“ 

durch die Angabe „Der Antrag auf Ertei-
lung einer Nebentätigkeitsgenehmi-
gung“ ersetzt. 

 

  
 
 
Verordnung über die Nebentätigkeit der 

Beamten und Richter im Lande  
Nordrhein-Westfalen  

(Nebentätigkeitsverordnung - NtV) 
 

 
§ 6 

Genehmigung im Einzelfall 
 
(1) Die Genehmigung ist für jede einzelne 
Nebentätigkeit zu erteilen. Jede Genehmi-
gung ist zu befristen; die Frist darf längstens 
fünf Jahre betragen. Der Antrag auf Erteilung 
einer Nebentätigkeitsgenehmigung ist 
schriftlich vorzulegen. Er muß Angaben ent-
halten über 
 
1.  Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2.  den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3.  den Auftraggeber und 
4.  die Höhe der zu erwartenden Vergütung 

(§ 11). 
 
Der Beamte hat nachträgliche Änderungen 
der im Genehmigungsantrag enthaltenen 
Angaben unverzüglich schriftlich oder elekt-
ronisch anzuzeigen. 
 
(2) Die Genehmigung ist stets zu versagen, 
wenn die begründete Besorgnis besteht, daß 
durch die Nebentätigkeit dienstliche Interes-
sen beeinträchtigt werden können. 
 
(3) Will ein Beamter eine Preisrichter-, 
Schiedsrichter-, Schlichter- oder Gutachter-
tätigkeit in einer Sache ausüben, mit der die 
Behörde, der er angehört, amtlich befaßt ist 
oder werden kann, so liegt grundsätzlich ein 
Tatbestand im Sinne des § 49 Abs. 2 Satz 2 
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Nr. 2, 3 oder 4 LBG NRW vor. Fordert ein 
Gericht oder eine Behörde das Gutachten 
oder bestellt eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts den Beamten zum Preis-
richter, Schiedsrichter oder Schlichter, so 
liegt ein solcher Tatbestand nur vor, wenn 
Tatsachen bekannt sind, die den Verdacht 
eines Interessenwiderstreits mit der Be-
hörde, der der Beamte angehört, begründen. 
 
(4) Eine Genehmigung ist zu widerrufen, 
wenn 
 
a)  sich nach ihrer Erteilung eine Beein-

trächtigung dienstlicher Interessen 
ergibt (§ 49 Absatz 4 LBG NRW) oder 

b)  der Beamte zu einem anderen Dienst-
herrn übertritt, übernommen oder ver-
setzt wird und die Nebentätigkeit ihm im 
Zusammenhang mit seinem Hauptamt 
oder auf Vorschlag oder Veranlassung 
seines Dienstvorgesetzten übertragen 
war. 

 
Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes bleiben unberührt. Bei Aufhe-
bung der Genehmigung soll dem Beamten 
eine angemessene Frist zur Abwicklung sei-
ner Nebentätigkeit bewilligt werden, soweit 
die dienstlichen Interessen dies zulassen. 
 
(5) Die Genehmigung erlischt bei Versetzung 
zu einer anderen Dienststelle ohne Rück-
sicht auf die in ihr gesetzte Frist. 
 

Artikel 9 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

 
Die Arbeitszeitverordnung vom 4. Juli 2006 
(GV. NRW. S. 335), die zuletzt durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. 
NRW. S. 524) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:  

 

  
Verordnung über die Arbeitszeit der  
Beamtinnen und Beamten im Lande 

Nordrhein-Westfalen  
(Arbeitszeitverordnung - AZVO) 

 
 

1.  Nach § 2 wird der folgende § 2a einge-
fügt: 
 

„§ 2a 
Lebensarbeitszeitkonto 

 
(1) Beamtinnen und Beamten mit 
Dienstbezügen, deren regelmäßige Ar-
beitszeit gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 
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durchschnittlich 41 Stunden pro Woche 
beträgt, wird eine Arbeitsstunde pro Ka-
lenderwoche auf einem Lebensarbeits-
zeitkonto gutgeschrieben. Satz 1 gilt 
nicht für Beamtinnen und Beamte auf 
Zeit sowie Beamtinnen und Beamte, die 
jederzeit in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden können. Bei Teil-
zeitbeschäftigung erfolgt die Gutschrift 
anteilig entsprechend der bewilligten Ar-
beitszeit. 
 
(2) Für Zeiten einer vorläufigen Diens-
tenthebung gemäß § 38 des Landesdis-
ziplinargesetzes vom 16. November 
2004 (GV. NRW. S. 624), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. 
November 2018 (GV. NRW. S. 592) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung sowie eines Verbots der 
Führung der Dienstgeschäfte gemäß § 
39 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. 
Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 389) 
geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, erfolgt keine Zeitgut-
schrift.  
 
(3) Im Umfang des Zeitguthabens des 
Lebensarbeitszeitkontos erfolgt eine 
vollständige Freistellung vom Dienst un-
ter Fortzahlung der Besoldung unmittel-
bar vor dem Ruhestand oder dem Be-
ginn der Freistellung gemäß § 66 Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes. In 
den Fällen des § 65 Absatz 1 des Lan-
desbeamtengesetzes mit unmittelbar an 
die Freistellung anschließendem Ruhe-
stand erfolgt eine vollständige Freistel-
lung vom Dienst nach Satz 1 unmittel-
bar vor dem Beginn der Freistellung ge-
mäß § 65 Absatz 1 des Landesbeam-
tengesetzes. Abweichend von Satz 1 
kann auf Antrag die Freistellung ganz 
oder teilweise zu einem früheren Zeit-
punkt gewährt werden, soweit dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen. Eine 
gleichzeitige Inanspruchnahme von 
Zeitguthaben aus dem Lebensarbeits-
zeitkonto und Zeitguthaben gemäß den 
§§ 14 oder 14a ist nicht zulässig.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

143 

(4) Ist eine Freistellung vom Dienst we-
gen Dienstunfähigkeit mit der Folge der 
Versetzung in den Ruhestand oder als 
Folge einer durch ärztliches Attest 
nachgewiesenen Krankheit im Freistel-
lungszeitraum unmittelbar vor dem Ru-
hestand, wegen eines Wechsels des 
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbe-
reichs des § 1 oder wegen Beendigung 
des Beamtenverhältnisses durch Tod, 
Entlassung auf eigenen Antrag oder 
kraft Gesetzes gemäß § 22 Absatz 3 
des Beamtenstatusgesetzes nicht mög-
lich, wird das Zeitguthaben finanziell ab-
gegolten. Der Abgeltungsbetrag pro an-
gesparter Stunde bemisst sich nach 
dem auf eine Stunde entfallenden Anteil 
der individuellen Besoldung. Der An-
spruch entsteht mit dem letzten Tag vor 
Beginn des Ruhestands. Maßgebend ist 
die Höhe der Besoldung zum Zeitpunkt 
der Entstehung des Abgeltungsan-
spruchs.  

 
(5) Nähere Bestimmungen über das Le-
bensarbeitszeitkonto trifft für die Lan-
desverwaltung das für das Innere zu-
ständige Ministerium, im Übrigen die 
oberste Dienstbehörde.“ 

 
2.  § 9 Absatz 1 wird durch den folgenden 

Absatz 1 ersetzt: 
 

„(1) Beamtinnen und Beamte, die 
Wechselschichtdienst oder Schicht-
dienst leisten, erhalten einen Arbeitstag 
Dienstbefreiung, 

 
1.  bei Wechselschichtdienst, wenn sie 

dabei in je fünf Wochen durch-
schnittlich mindestens 40 Dienst-
stunden in der dienstplanmäßigen 
oder betriebsüblichen Nachtschicht 
geleistet haben, für je zwei zusam-
menhängende Monate oder  

 
2.  bei Schichtdienst für je vier zusam-

menhängende Monate.  
 

Schichtdienst ist Dienst nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit vor-
sieht.“ 

 § 9 
Dienstbefreiung bei Wechselschicht-

dienst und Schichtdienst 
 

(1) Beamtinnen und Beamte, die ständig 
Wechselschichtdienst oder ständig Schicht-
dienst leisten und denen die Zulage nach § 
20 Absätze 1 oder 2 Erschwerniszulagenver-
ordnung (EZulV) zusteht, erhalten 
 
a)  bei Wechselschichtdienst für je zwei 

zusammenhängende Monate und 
b)  bei Schichtdienst für je vier zusam-

menhängende Monate 
 
einen Arbeitstag Dienstbefreiung. 
 
(2) Im Falle nicht ständigen Wechselschicht- 
oder Schichtdienstes (z.B. ständige Vertrete-
rinnen und Vertreter) erhalten Beamtinnen 
und Beamte einen Arbeitstag Dienstbefrei-
ung für 
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 a)  je drei Monate im Jahr, in denen sie 
überwiegend Wechselschichtdienst ge-
leistet haben, und 

b)  je fünf Monate im Jahr, in denen sie 
überwiegend Schichtdienst geleistet 

 
haben. 
 
(3) Die Voraussetzungen der Absätze 1 und 
2 hinsichtlich des Schichtdienstes sind nur 
erfüllt, wenn ein regelmäßiger Wechsel des 
Beginns der täglichen Arbeitszeit um min-
destens zwei Stunden stattfindet und der 
Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne 
von mindestens 13 Stunden geleistet wird. 
(4) Es gelten die Bestimmungen zum Erho-
lungsurlaub nach der Freistellungs- und Ur-
laubsverordnung NRW (FrUrlV NRW) mit 
Ausnahme von § 18 Absatz 3 FrUrlV NRW 
entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 14 Absatz 2 wird die Angabe 

„06.30 Uhr bis 20.00“ durch „6.00 bis 
20.00“ ersetzt. 

 

 § 14 
Flexible Arbeitszeit 

 
(1) Durch Dienstvereinbarung kann die tägli-
che Arbeitszeit nach Maßgabe der nachfol-
genden Absätze in der Weise geregelt wer-
den, dass die Beamtinnen und Beamten in-
nerhalb eines vorgegebenen Arbeitszeitrah-
mens über Lage und Dauer der individuellen 
täglichen Arbeitszeit selbst entscheiden. Bei 
dieser selbstbestimmten Arbeitszeitgestal-
tung ist den dienstlichen Interessen Vorrang 
einzuräumen. 
 
(2) Der Arbeitszeitrahmen kann innerhalb ei-
nes Zeitrahmens von 06.30 Uhr bis 20.00 
Uhr festgelegt werden. 
 
(3) Aus dienstlichen Gründen können für 
 
a)  einzelne Beamtinnen und Beamte oder 
b)  Gruppen von Beamtinnen und Beamten 

oder 
c)  alle Beamtinnen oder Beamten einer 

Dienststelle 
Zeiten vereinbart werden, 
-  in denen eine bestimmte Mindestanzahl 

von Beamtinnen und Beamten anwe-
send sein müssen (Servicezeit) oder 

-  in denen alle betroffenen Beamtinnen 
und Beamten anwesend sein müssen 
(Kernzeit). 
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Service- und Kernzeiten sollen ausschließ-
lich der Pausen mindestens fünf Stunden pro 
Arbeitstag umfassen. Sie haben die Zeit des 
stärksten Arbeitsanfalls einzuschließen, sol-
len nicht nach 09.00 Uhr beginnen und mon-
tags bis donnerstags nicht vor 15.00 Uhr und 
freitags nicht vor 14.00 Uhr enden. Auch au-
ßerhalb dieser Zeiten muss die dienstlich 
notwendige Funktionsfähigkeit der Behörde 
gewährleistet sein. 
 
(4) Aus dienstlichen Gründen kann angeord-
net werden, dass einzelne Beamtinnen und 
Beamte oder Gruppen von Beamtinnen und 
Beamten 
 
a)  allgemein oder im Einzelfall dauernd 

oder vorübergehend von der Inan-
spruchnahme der flexiblen Arbeitszeit 
ausgenommen werden, 

b)  vorübergehend innerhalb der flexiblen 
Arbeitszeit Dienst zu leisten haben oder 

c)  in von Absatz 3 abweichenden Kern- 
oder Servicezeiten Dienst zu leisten ha-
ben, um die dienstlich notwendige Funk-
tionsfähigkeit der Behörde zu gewähr-
leisten. 

 
(4a) Aus zwingenden dienstlichen Gründen 
kann für einzelne Beamtinnen und Beamte 
oder Gruppen von Beamtinnen und Beam-
ten, deren Eigenart des Dienstes regelmä-
ßige Rufbereitschaft und Dienststunden in-
nerhalb der Nachtdienstzeit vorsieht, an Ta-
gen, an denen aufgrund der Eigenart des 
Dienstes Dienststunden innerhalb der Nacht-
dienstzeit anfallen, ein von Absatz 2 abwei-
chender Arbeitszeitrahmen angeordnet wer-
den. 
 
(5) Unterschreitungen der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (Minderzeiten) sind 
maximal bis zu 40 Stunden zulässig. Über-
schreitungen der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit (Zeitguthaben) dürfen an 
mindestens einem und bis zu zwölf Stichta-
gen im Jahr ein festgelegtes Stundenkonto, 
das sich in einem Rahmen von nicht mehr als 
120 Stunden Zeitguthaben bewegen kann, 
nicht übersteigen. Darüber hinausgehende 
Zeitguthaben verfallen. 
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(6) Zur Abgeltung von Zeitguthaben können 
Vereinbarungen hinsichtlich eines halbtägi-
gen (Vormittag oder Nachmittag), ganztägi-
gen, mehrtägigen oder unbegrenzten Frei-
zeitausgleichs getroffen werden. Der Um-
fang des Zeitausgleichs ist rechtzeitig mit der 
oder dem Vorgesetzten abzustimmen und 
eine Vertretungsregelung sicherzustellen. 
Dabei ist den dienstlichen Interessen Vor-
rang einzuräumen. 
 
(7) Das Ministerium der Justiz kann für 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger ab-
weichende Regelungen von den Absätzen 5 
und 6 sowie § 16 Absatz 2 zulassen. 
 

4.  § 14a wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14a 
Langzeitarbeitskonten 

 
(1) Nach Maßgabe der nachfolgenden Ab-
sätze kann Beamtinnen und Beamten die 
Führung von Langzeitarbeitskonten gestattet 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen. Langzeitarbeitskonten sind 
personenbezogene Arbeitszeitkonten. Sie 
dienen dem langfristigen Ansparen von Zeit-
guthaben (Ansparphase), die für zusammen-
gefasste Freistellungszeiten verwendet wer-
den können (Entnahmephase). Langzeitar-
beitskonten werden unabhängig von einer 
Erfassung der dienstlichen Anwesenheit 
nach § 16 Absatz 2 Satz 1 geführt. Die Ent-
scheidung der Beamtin oder des Beamten 
zur Führung eines Langzeitarbeitskontos er-
folgt auf freiwilliger Basis. Nähere Bestim-
mungen werden durch Dienstvereinbarun-
gen und sodann über Einzelvereinbarungen 
mit teilnehmenden Beamtinnen und Beam-
ten festgelegt. Die Führung eines Langzeit-
arbeitskontos ist nicht zulässig für 
 
1.  Beamtinnen und Beamte auf Widerruf 

sowie 
2.  Beamtinnen und Beamte, die jederzeit 

in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
werden können. 

 
(2) Für Beamtinnen und Beamte, denen die 
Führung eines Langzeitarbeitskontos gestat-
tet worden ist, wird über die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit nach § 2 Absatz 1 oder 
3 hinaus die Wochenarbeitszeit auf ihren An-
trag um maximal drei Stunden erhöht, soweit 
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dies für die Erfüllung ihrer dienstlichen Auf-
gaben angemessen und zweckmäßig ist. Die 
Differenz zwischen der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit und der tatsächlich 
geleisteten Arbeitszeit wird dem Langzeitar-
beitskonto als Zeitguthaben bis zur Höhe der 
nach Satz 1 vereinbarten Erhöhung jeweils 
am Ende des Monats der Ansparung gutge-
schrieben (Ansparphase). Darüber hinaus 
geleistete Arbeitszeit ist dem Gleitzeitkonto 
oder anderen Konten zur Arbeitszeiterfas-
sung gutzuschreiben. § 2 Absatz 5 und § 4 
bleiben unberührt. Soweit tatsächlicher Be-
darf für die beantragte Mehrleistung nicht 
mehr besteht, kann die dienstvorgesetzte 
Stelle die erhöhte wöchentliche Arbeitszeit 
nach Satz 1 entsprechend verringert festset-
zen. 
 
(3) Dem Langzeitarbeitskonto können dar-
über hinaus jährlich maximal 122 Stunden 
gutgeschrieben werden, die sich flexibel zu-
sammensetzen können aus: 
 
1.  Ansprüchen auf Dienstbefreiung für 

dienstlich angeordnete oder geneh-
migte Mehrarbeit im Sinne des § 10 un-
abhängig vom Jahr der Entstehung so-
wie 

2.  Erholungsurlaub nach § 18 Absatz 2 der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung 
NRW, der den jährlichen Mindesturlaub 
nach § 19a Absatz 1 der Freistellungs- 
und Urlaubsverordnung NRW über-
steigt und nach § 19 Absatz 2 der Frei-
stellungs- und Urlaubsverordnung NRW 
nicht verfallen ist. 

 
Der Urlaub wird in Stunden auf der Basis des 
zum Zeitpunkt der Gutschreibung durch-
schnittlich auf einen Arbeitstag entfallenden 
Teils der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit berechnet. 
 
(4) Dem Langzeitarbeitskonto können ein-
malig gutgeschrieben werden: 
 
1.  bei Einrichtung des Langzeitarbeitskon-

tos maximal 156 Stunden Zeitguthaben 
nach § 14 Absatz 5 und maximal 122 
Stunden nach § 14a Absatz 3 sowie 

2.  befristet bis zum 31. Dezember 2024 
maximal 278 Stunden, die wegen Mehr-
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a)  Absatz 7 Satz 3 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 „Wurde eine vollständige Freistel-

lung oder teilweise Freistellung mit 
unterhälftiger Arbeitszeit für die 
Dauer von mindestes vier Wochen 
in Anspruch genommen, ist eine 
weitere vollständige Freistellung 
oder teilweise Freistellung mit un-
terhälftiger Arbeitszeit erst nach ei-
ner Karenzzeit von zwölf Monaten 
zulässig.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bedarfs aufgrund der Coronapandemie 
angefallen sind. 

 
(5) Dem Langzeitarbeitskonto kann ein Zeit-
guthaben bis zur Höhe von insgesamt 2 132 
Stunden gutgeschrieben werden. Es erfolgt 
eine jährliche Unterrichtung über den Konto-
stand. Der Wert des angesparten Zeitgutha-
bens bleibt auch in Fällen einer Verminde-
rung der Besoldung wegen disziplinarrechtli-
cher Maßnahmen oder nicht bestandener 
Probezeit nach § 21 des Landesbeamtenge-
setzes erhalten. Der Wertausgleich erfolgt 
durch zusätzliche Zeitgutschrift. 
 
(6) Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, 
ununterbrochene Freistellungszeiten nach § 
65 des Landesbeamtengesetzes und Eltern- 
und Pflegezeit ohne Teilzeitbeschäftigung 
werden dem Langzeitarbeitskonto nicht gut-
geschrieben. Gleiches gilt für Krankheitszei-
ten, die insgesamt sechs Wochen pro Jahr in 
der Ansparphase überschreiten. 
 
(7) Im Umfang des Zeitguthabens des Lang-
zeitarbeitskontos wird der Beamtin oder dem 
Beamten auf Antrag Zeitausgleich durch voll-
ständige oder teilweise Freistellung vom 
Dienst unter Fortzahlung der Besoldung ge-
währt (Entnahmephase). Die Dauer einer 
vollständigen Freistellung oder teilweisen 
Freistellung mit unterhälftiger Arbeitszeit darf 
in der Entnahmephase ununterbrochen ma-
ximal sechs Monate betragen. Eine weitere 
vollständige Freistellung oder teilweise Frei-
stellung mit unterhälftiger Arbeitszeit ist erst 
nach einer Karenzzeit von zwölf Monaten zu-
lässig. Ab fünf Jahren vor Erreichen der Re-
gelaltersgrenze ist der Zeitausgleich nur in 
Form einer teilweisen Freistellung mit einer 
Reduzierung der Arbeitszeit bis zur Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit möglich. Wäh-
rend der Entnahmephase bleiben mit Aus-
nahme der Pflicht zur Dienstleistung alle 
Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhält-
nis unberührt. Während der Entnahmephase 
ruht die Ansparphase. Die Entnahmephase 
wird unterbrochen zur Inanspruchnahme der 
Schutzfristen des § 3 des Mutterschutzge-
setzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I. S. 1228) 
in der jeweils geltenden Fassung, zur Inan-
spruchnahme einer Elternzeit, einer Fami-
lienpflege- oder Pflegezeit sowie für die 
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b)  In Absatz 9 Satz 3 wird die Angabe 

„vom 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010) in der jeweils geltenden 
Fassung“ gestrichen.  

 

Dauer eines bewilligten Urlaubs oder einer 
Freistellung ohne Besoldung und für die 
Dauer einer Dienstunfähigkeit. 
 
(8) Der Zeitausgleich ist rechtzeitig zu bean-
tragen. Ab einer Entnahmephase von vier 
Wochen soll der Antrag mindestens vier Mo-
nate vor Beginn der Freistellung erfolgen. 
Die Freistellung bedarf der Zustimmung der 
dienstvorgesetzten Stelle. Der Freistellungs-
antrag kann aus dienstlichen Gründen abge-
lehnt werden. In diesem Fall ist mit der Be-
amtin oder dem Beamten ein Ersatzzeitraum 
zu vereinbaren. 
 
(9) Das Langzeitarbeitskonto ist vor seiner 
Beendigung vorab durch Freizeit auszuglei-
chen, sofern dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen. Nicht ausgeglichenes Zeitgutha-
ben ist nach Beendigung dem Gleitzeitkonto 
oder anderen Konten zur Arbeitszeiterfas-
sung gutzuschreiben. In den Fällen der Be-
endigung des Beamtenverhältnisses im 
Sinne des § 21 des Beamtenstatusgesetzes 
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der 
jeweils geltenden Fassung, bei Dienstherrn-
wechsel oder in besonderen Härtefällen, 
wenn der Beamtin oder dem Beamten die 
Fortsetzung des Langzeitarbeitskontos nicht 
mehr zuzumuten ist, kann die rechtzeitige 
Entnahme zum Zwecke des Ausgleichs 
durch die dienstvorgesetzte Stelle angeord-
net werden. 
 
(10) Im Fall einer Versetzung kann im Ein-
vernehmen mit der Dienststelle, zu der die 
Beamtin oder der Beamte versetzt wird, ein 
Zeitguthaben übertragen werden, sofern 
diese Dienststelle ebenfalls Langzeitkonten 
führt. Ein Anspruch auf Übertragung des 
Zeitguthabens besteht nicht. 
 
(11) Von Amts wegen finanziell abzugelten 
ist Zeitguthaben, das 
 
1.  zum Zeitpunkt der Beendigung des Be-

amtenverhältnisses krankheitsbedingt 
2.  wegen eines unvorhersehbaren kurz-

fristigen Wechsels der Dienstbehörde, 
in der das Langzeitarbeitskonto nicht 
fortgeführt werden kann oder 

3. in Fällen der Beendigung des Beamten-
verhältnisses durch Tod 
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nicht durch Freizeit ausgeglichen werden 
konnte. Für die Berechnung des Abgeltungs-
betrages pro Ausgleichstag ist § 19a Absatz 
2 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung 
NRW entsprechend anzuwenden. 
 

Artikel 10 
Änderung der Arbeitszeitverordnung  

Polizei 
 

Die Arbeitszeitverordnung Polizei vom 5. Mai 
2017 (GV. NRW. S. 576), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 524) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 

  
Verordnung über die Arbeitszeit der  

Polizeivollzugsbeamtinnen und  
Polizeivollzugsbeamten im Land  

Nordrhein-Westfalen  
(Arbeitszeitverordnung Polizei - AZVO-

Pol) 
 

 
 
 
1.  § 21 Absatz 1 Satz 1 wird durch den fol-

genden Satz ersetzt: 
 
 „Polizeivollzugbeamtinnen und Polizei-

vollzugsbeamte, die Wechselschicht-
dienst oder Schichtdienst leisten, erhal-
ten einen Arbeitstag Dienstbefreiung 

 
1.  bei Wechselschichtdienst, wenn sie 

dabei in je fünf Wochen durch-
schnittlich mindestens 40 Dienst-
stunden in der dienstplanmäßigen 
oder betriebsüblichen Nachtschicht 
geleistet haben, für je zwei zusam-
menhängende Monate oder 

 
2.  bei Schichtdienst für je vier zusam-

menhängende Monate.“ 
 

 § 21 
Dienstbefreiung bei Schichtdienst 

 
 
 
 
(1) Polizeivollzugbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte, die ständig Schichtdienst leis-
ten und denen die Zulage nach § 20 Absatz 1 
oder 2 der Erschwerniszulagenverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), die zu-
letzt durch Artikel 67 des Gesetzes vom 
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818) und durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 7. April 2017 
(GV. NRW. S. 452) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 2 des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
7.April 2017 (GV. NRW. S. 414) geändert 
worden ist zusteht, erhalten 
 
1.  bei Wechselschichtdienst für je zwei zu-

sammenhängende Monate oder 
2.  bei Schichtdienst für je vier zusammen-

hängende Monate 
 
einen Arbeitstag Dienstbefreiung. Im Fall des 
Satz 1 Nummer 2 erhalten Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamte einen 
zusätzlichen Arbeitstag Dienstbefreiung, so-
fern sie innerhalb eines Jahres mindestens 
450 Stunden in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr 
geleistet haben. 
  

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2017-s452
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2017-s414
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(2) Im Falle nicht ständigen Schichtdienstes 
(zum Beispiel ständige Vertreterinnen und 
Vertreter) erhalten Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamte einen Ar-
beitstag Dienstbefreiung für 
 
1.  je drei Monate im Jahr, in denen sie 

überwiegend Wechselschichtdienst ge-
leistet haben, oder 

2.  je fünf Monate im Jahr, in denen sie 
überwiegend Schichtdienst geleistet ha-
ben. 

  
(3) Es gelten die entsprechenden Bestim-
mungen zum Erholungsurlaub nach der Frei-
stellungs- und Urlaubsverordnung NRW vom 
10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, ber. S. 92) 
in der jeweils geltenden Fassung mit Aus-
nahme von § 18 Absatz 3 der Freistellungs- 
und Urlaubsverordnung NRW. 
 

2.  Nach § 27a wird der folgende § 27b ein-
gefügt: 

 
„§ 27b 

Lebensarbeitszeitkonto 
 
Die Regelungen zum Lebensarbeits-
zeitkonto der Arbeitszeitverordnung gel-
ten entsprechend.“ 

 

  

Artikel 11 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

Feuerwehr 
 

Die Arbeitszeitverordnung Feuerwehr vom 
1. September 2006 (GV. NRW. S. 442), die 
zuletzt durch Artikel 41 des Gesetzes vom 1. 
Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Verordnung über die Arbeitszeit der  

Beamtinnen und Beamten des  
feuerwehrtechnischen Dienstes im 

Lande Nordrhein-Westfalen (Arbeitszeit-
verordnung Feuerwehr - AZVOFeu) 

 

§ 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
1.  In Absatz 2 wird die Angabe „Verord-

nung über die Arbeitszeit der Beamtin-
nen und Beamten im Land Nordrhein-
Westfalen (Arbeitszeitverordnung - 

 § 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen 
und Beamten des feuerwehrtechnischen 
Dienstes, die in Schichten unter Einschluss 
von Bereitschaftszeiten Dienst leisten. 
 
(2) Abweichend von § 1 Absatz 2 Nummer 5 
der Verordnung über die Arbeitszeit der Be-
amtinnen und Beamten im Land Nordrhein-
Westfalen (Arbeitszeitverordnung - AZVO) 
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AZVO)“ durch die Angabe „Arbeitszeit-
verordnung vom 4. Juli 2006 (GV. NRW. 
S. 335), die zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung“ ersetzt.  

 
2.  Nach Absatz 2 wird der folgende Ab-

satz 3 eingefügt: 
 
 „(3) Die Regelungen zum Lebensar-

beitszeitkonto gemäß § 2a der Arbeits-
zeitverordnung gelten für die Beamtin-
nen und Beamten nach Absatz 1 unter 
Beachtung des § 2 entsprechend.“ 

 

gilt für alle anderen Beamtinnen und Beam-
ten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
die Arbeitszeitverordnung. 
 

Artikel 12 
Änderung der Verordnung zur  

Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz 
 
Die Verordnung zur Ausführung des § 93 
Abs. 2 Schulgesetz vom 18. März 2005 (GV. 
NRW. S. 218), die zuletzt durch [einsetzen: 
Artikel 1 der Verordnung vom 12. Mai 2026 
(GV. NRW. S. 316) oder Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle der Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung zur Ausführung des 
§ 93 Abs. 2 Schulgesetz für das Schuljahr 
2027/2028] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
Nach § 2 wird der folgende § 2a eingefügt:  
 

„§ 2a 
Lebensarbeitszeitkonto 

 
(1) Hauptamtlich tätigen Lehrkräften mit 
Dienstbezügen, deren wöchentliche Pflicht-
stundenzahl gemäß § 2 Absatz 1 bestimmt 
wird, werden bis zum Ende des Schuljahres, 
in dem sie das 55. Lebensjahr vollenden, 0,5 
Pflichtstunden pro Kalenderwoche auf einem 
Lebensarbeitszeitkonto gutgeschrieben. Bei 
Teilzeitbeschäftigung erfolgt die Gutschrift 
anteilig entsprechend dem Verhältnis der be-
willigten Pflichtstundenzahl zur wöchentli-
chen Pflichtstundenzahl gemäß § 2 Ab-
satz 1.  
 
(2) Für Zeiten einer vorläufigen Dienstenthe-
bung gemäß § 38 des Landesdisziplinarge-
setzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. 

  
Verordnung zur Ausführung des 

§ 93 Abs. 2 Schulgesetz  
(VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) 
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S. 624), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 20. November 2018 (GV. NRW. 
S. 592) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung sowie eines Verbots der 
Führung der Dienstgeschäfte gemäß § 39 
des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 
2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 389) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung er-
folgt keine Zeitgutschrift.  
 
(3) Die Rückgewährung des Zeitguthabens 
erfolgt durch Anrechnung auf die individuelle 
wöchentliche Pflichtstundenzahl im letzten 
Schuljahr, das sich unmittelbar vor dem Ru-
hestand oder vor Beginn der Freistellung 
nach § 65 Absatz 1 und § 66 Absatz 2 des 
Landesbeamtengesetzes anschließt. Abwei-
chend von Satz 1 kann auf Antrag bewilligt 
werden 
 
1.  eine Ermäßigung durch Anrechnung auf 

die wöchentliche Pflichtstundenzahl im 
letzten Schulhalbjahr oder 

 
2.  eine Freistellung vom Dienst unter Wei-

tergewährung der Besoldung für die 
Dauer des letzten Schulhalbjahrs unmit-
telbar vor dem Ruhestand oder vor Be-
ginn der Freistellung nach § 65 Absatz 1 
oder § 66 Absatz 2 des Landesbeam-
tengesetzes, sofern das angesparte 
Zeitguthaben mindestens der individuel-
len bewilligten Pflichtstundenzahl eines 
Schulhalbjahres entspricht. 

 
Das Zeitguthaben von Tarifbeschäftigten ist 
spätestens bis zum Ablauf des Kalendermo-
nats des Erreichens der gesetzlichen Regel-
altersgrenze auszugleichen. 
 
(4) Sofern eine Rückgewährung des Zeitgut-
habens nach Absatz 3 
 
1.  wegen Dienstunfähigkeit mit der Folge 

der Versetzung in den Ruhestand, 
 
2.  wegen Beendigung des Beamtenver-

hältnisses oder des Arbeitsverhältnis-
ses aus anderen Gründen, 
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3.  wegen eines Wechsels des Dienstherrn 
oder 

 
4.  als Folge einer durch ärztliches Attest 

nachgewiesenen Krankheit im Ermäßi-
gungs- oder Freistellungszeitraum 

 
nicht oder nicht vollständig möglich ist, wird 
das Zeitguthaben finanziell abgegolten. Der 
Abgeltungsbetrag je angesparter und nicht 
gemäß Absatz 3 rückgewährter Pflichtstunde 
bemisst sich nach dem auf eine Pflichtstunde 
entfallenden Anteil der individuellen Besol-
dung zum Zeitpunkt der Abgeltung. Der An-
spruch auf finanzielle Abgeltung entsteht am 
Tag vor Beginn des Ruhestandes, der Been-
digung des Beamtenverhältnisses oder des 
Dienstherrenwechsels und wird mit Beginn 
des Ruhestands fällig. 
 
(5) Die Ansprüche verbeamteter Lehrkräfte 
auf eine finanzielle Abgeltung entfallen bei 
 
1.  Verlust der Beamtenrechte nach § 24 

des Beamtenstatusgesetzes, 
 
2.  Entfernung aus dem Dienst nach den 

Vorschriften des Disziplinarrechts oder 
 
3.  Entlassung nach § 23 Absatz 3 Nummer 

1 des Beamtenstatusgesetzes. 
 
(6) Nähere Bestimmungen über das Lebens-
arbeitszeitkonto für Lehrkräfte regelt das für 
Schule zuständige Ministerium.“ 
 

Artikel 13 
Änderung der Freistellungs- und  

Urlaubsverordnung 
 

Die Freistellungs- und Urlaubsverordnung 
NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, 
ber. S. 92), die zuletzt durch Artikel X des 
Gesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des letzten Änderungs-
gesetzes (LT. Drs. 18/16798)] geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

 

  
Verordnung über die Freistellung wegen 

Mutterschutz für Beamtinnen und  
Richterinnen, Eltern - und Pflegezeit,  

Erholungs- und Sonderurlaub der  
Beamtinnen und Beamten und Richterin-

nen und Richter im Land Nordrhein-
Westfalen(Freistellungs- und Urlaubsver-

ordnung NRW - FrUrlV NRW) 
 

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 13 durch die folgende Angabe er-
setzt: 

 

 Inhaltsübersicht 
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„§ 13  Erstattung von Beiträgen für die 
Kranken- und Pflegeversiche-
rung oder für die Mitgliedschaft 
in einer Solidargemeinschaft“ 

 
2.  § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 13 

Erstattung von Beiträgen für die 
Kranken- und Pflegeversiche-

rung oder für die Mitgliedschaft 
in einer Solidargemeinschaft“ 

 
b)  In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 

„werden die Beiträge für die Kran-
kenversicherung“ durch die Angabe 
„, die gegen das Risiko Krankheit 
bei einem privaten Versicherungs-
unternehmen im Rahmen von Ver-
sicherungsverträgen, die der Versi-
cherungspflicht nach § 193 Absatz 
3 des Versicherungsvertragsgeset-
zes vom 23. November 2007 
(BGBl. I S. 2631), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 26. 
Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 156) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung genügen, versi-
chert sind, werden die Beiträge für 
eine private Krankenversicherung“ 
ersetzt. 

 
c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „die 
Kranken- und Pflegeversiche-
rung“ durch die Angabe „eine 
private Krankenversicherung“ 
ersetzt. 

 
bb)  Nach Satz 1 wird der folgende 

Satz eingefügt: 
 

§ 13  Krankenversicherung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 13 
Krankenversicherung 

 
 
 
 

(1) Den Beamtinnen und Beamten werden 
die Beiträge für die Krankenversicherung 
während der Elternzeit in Höhe von monat-
lich 31 Euro erstattet, wenn ihre Besoldung 
(ohne die mit Rücksicht auf den Familien-
stand gewährten Zuschläge und ohne Auf-
wandsentschädigung sowie ohne Auslands-
dienstbezüge nach Maßgabe der besol-
dungsrechtlichen Bestimmungen) im Monat 
vor Beginn der Elternzeit ein Zwölftel der all-
gemeinen Versicherungspflichtgrenze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
überschritten haben oder überschritten hät-
ten. Nehmen die Eltern gemeinsam Eltern-
zeit, steht die Beitragserstattung nur dem El-
ternteil zu, bei dem das Kind im Familienzu-
schlag berücksichtigt wird oder berücksich-
tigt werden soll. 
 
(2) Für die Dauer einer Elternzeit, für welche 
nach den §§ 4 und 4c des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes Anspruch auf die 
Zahlung von Basiselterngeld besteht und 
Zahlungen nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz bezogen werden, werden 
Beamtinnen und Beamten bis einschließlich 
der Besoldungsgruppe A 8 sowie Beamtin-
nen und Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst auf Antrag die Beiträge für die 
Kranken- und Pflegeversicherung über die 
Erstattung nach Absatz 1 hinaus in voller 
Höhe erstattet, soweit sie auf einen die jewei-
lige Beihilfe ergänzenden Tarif einschließlich 
etwaiger darin enthaltener Altersrückstellun-
gen entfallen. Für andere Monate einer El-
ternzeit wird die Beitragserstattung nach 
Satz 1 weitergezahlt, solange keine Beschäf-
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 „Satz 1 gilt entsprechend für 
die Erstattung von Beiträgen 
für eine Pflegeversicherung, 
die an ein privates Versiche-
rungsunternehmen in Erfüllung 
der Versicherungspflicht nach 
§ 23 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch – Soziale Pflege-
versicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zu-
letzt durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 16. April 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 107) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden 
Fassung gegen das Risiko 
Pflegebedürftigkeit zu zahlen 
sind.“ 

 
cc) Im neuen Satz 3 wird die An-

gabe „wird die Beitragserstat-
tung nach Satz 1“ durch die An-
gabe „werden die Beitragser-
stattungen nach den Sätzen 1 
und 2“ ersetzt. 

 
d)  Nach Absatz 2 werden die folgen-

den Absätze 3 und 4 eingefügt: 
 
 „(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend für die auf die Beamtin-
nen und Beamten entfallenden Bei-
träge zu einer freiwilligen gesetzli-
chen Krankenversicherung nach 
§ 9 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch – Gesetzliche Kranken-
versicherung – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 9 des Geset-
zes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 143) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung und 
zur sozialen Pflegeversicherung 
nach § 20 Absatz 3 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch.  

 
 (4) Die Absätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend für die auf die Beamtin-
nen und Beamte entfallenden Bei-
träge für eine Mitgliedschaft in einer 
Solidargemeinschaft nach § 176 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-

tigung mit mindestens der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit ausgeübt wird. Zu den 
Beiträgen zählen auch die auf die Kinder ent-
fallenden Anteile, soweit die Kinder im Fami-
lienzuschlag berücksichtigt sind. 
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algesetzbuch und § 21a Absatz 1 
des Elften Buches Sozialgesetz-
buch.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 20a Absatz 1 Satz 2 wird die An-

gabe „- Soziale Pflegeversicherung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 
1994, BGBl. I S. 1014) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen. 

 

 § 20a 
Urlaubsansparung zur Kinderbetreuung 

 
(1) Beamtinnen und Beamte können auf An-
trag den Erholungsurlaub nach § 18 Ab-
satz 2, der den Mindesturlaub nach § 19a 
Absatz 1 Satz 1 übersteigt, ansparen, so-
lange ihnen für mindestens ein Kind unter 
zwölf Jahren die Personensorge zusteht. 
Satz 1 gilt auch für Beamtinnen und Beamte, 
deren Kinder, für die ihnen die Personen-
sorge obliegt, wegen Pflegebedürftigkeit 
(nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch - 
Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I 
S. 1014) in der jeweils geltenden Fassung) 
oder Schwerbehinderung (nach dem Neun-
ten Buch Sozialgesetzbuch) auch nach Voll-
endung des 12. bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres auf deren persönliche Betreu-
ung im häuslichen Umfeld angewiesen sind. 
Die Angewiesenheit auf Betreuung im häus-
lichen Umfeld liegt in der Regel vor, wenn 
und solange für das zu betreuende Kind ein 
Grad der Behinderung von mindestens 70 
nach § 152 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch oder das Merkzeichen H nach § 3 
Absatz 1 Nummer 2 der Schwerbehinderten-
ausweisverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 
1739) in der jeweils geltenden Fassung oder 
mindestens der Pflegegrad 3 nach § 15 des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch festgestellt 
ist. Dem Mindesturlaub von 20 Arbeitstagen 
liegt eine Fünf-Tage-Woche bei ganzjähriger 
Beschäftigung zugrunde. Die §§ 23 und 18 
Absatz 4 finden entsprechende Anwendung. 
 
(2) Angesparter, nicht in Anspruch genom-
mener Erholungsurlaub verfällt bei Wegfall 
der Personensorge zum Ende des folgenden 
Urlaubsjahres, in den Fällen des § 20a Ab-
satz 1 Satz 1 jedoch spätestens mit Ablauf 
des zwölften Urlaubsjahres nach der Geburt 
des letzten Kindes, für das die Personen-
sorge zusteht, und in den Fällen des § 20a 
Absatz 1 Sätze 2 und 3 jedoch spätestens 
mit Ablauf des achtzehnten Urlaubsjahres 
nach der Geburt des schwerbehinderten 
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oder pflegebedürftigen Kindes, für das die 
Personensorge zusteht. Eine zusammen-
hängende Inanspruchnahme des angespar-
ten Erholungsurlaubs von mehr als 30 Ar-
beitstagen soll mindestens vier Monate vor-
her beantragt werden. Bei der Urlaubsge-
währung sind dienstliche Belange zu berück-
sichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 33 
Urlaub aus persönlichen Anlässen 

 
(1) Aus wichtigen persönlichen Gründen 
kann, soweit dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen, Urlaub unter Fortzahlung der Be-
soldung im notwendigen Umfang gewährt 
werden. In den nachstehenden Fällen wird 
Urlaub in dem angegebenen Umfang ge-
währt: 
 
1.  Niederkunft der Ehefrau, eingetragenen 

Lebenspartnerin im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes 
vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) 
in der jeweils geltenden Fassung oder 
der mit der Beamtin 
oder dem Beamten in ehe- oder lebens-
partnerschaftsähnlicher 
Gemeinschaft lebenden Lebensgefähr-
tin 1 Arbeitstag 

2.  Tod der Ehefrau oder des Ehemanns, 
der eingetragenen Lebenspartnerin 
oder des eingetragenen Lebenspart-
ners im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes, eines Kindes oder ei-
nes Elternteils 2 Arbeitstage 

3.  Umzug aus dienstlichem Grund an ei-
nen anderen Ort 1 Arbeitstag 

4.  25-, 40- und 50jähriges Dienstjubiläum 
1 Arbeitstag 

5.  Erkrankung einer oder eines im Haus-
halt der Beamtin oder des Beamten le-
benden Angehörigen, 1 Arbeitstag im 
Kalenderjahr 

6.  Erkrankung eines Kindes unter zwölf 
Jahren oder 
eines behinderten und auf Hilfe ange-
wiesenen Kindes bis zu 4 Arbeitstage im 
Kalenderjahr pro Kind, maximal 12 Ar-
beitstage im Kalenderjahr 

7.  Schwere Erkrankung der Betreuungs-
person eines Kindes der Beamtin oder 
des Beamten, das das achte Lebensjahr 
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4.  In § 33 Absatz 1 Satz 7 wird die Angabe 

„- Gesetzliche Krankenversicherung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1988, BGBl. I S. 2477, 2482) in der 
jeweils geltenden Fassung“ gestrichen. 

 

noch nicht vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger oder seelischer 
Behinderung dauernd pflegebedürftig 
ist bis zu 4 Arbeitstage im Kalenderjahr 

8. in sonstigen dringenden Fällen bis zu 
3 Arbeitstage. 

 
Zu den Kindern nach den Nummern 2, 6, 7 
und Absatz 2 zählen leibliche (eheliche und 
nichteheliche) und angenommene Kinder, 
Stiefkinder sowie Kinder in Vollzeit- und 
Adoptionspflege. In den Fällen der Nummern 
5 bis 7 wird Urlaub nur gewährt, soweit keine 
andere Person zur Betreuung zur Verfügung 
steht. In diesen Fällen können auch halbe 
Urlaubstage gewährt werden, deren Länge 
sich nach der Hälfte der für den jeweiligen 
Arbeitstag festgesetzten regelmäßigen Ar-
beitszeit richtet. In den Fällen der Nummern 
5 und 6 muss die Notwendigkeit zur Beauf-
sichtigung oder Betreuung der erkrankten 
Person ärztlich bescheinigt werden. 
In den Fällen der Nummer 6 kann Beamtin-
nen und Beamten, deren Besoldung (ohne 
Familienzuschlag und ohne Aufwandsent-
schädigung) die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
nach § 6 Absatz 6 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch - Gesetzliche Krankenversi-
cherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482) in 
der jeweils geltenden Fassung nicht über-
schreitet, Urlaub bis zum Umfang der in § 45 
Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch für eine Freistellung von der Arbeits-
leistung jeweils vorgesehenen Arbeitstage 
gewährt werden, soweit dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen. Bereits in Anspruch 
genommener Urlaub nach Nummer 6 wird 
angerechnet. Als Einkommensnachweis 
dient eine formlose Erklärung der Beamtin 
oder des Beamten. Abweichend von Satz 7 
kann Beamtinnen und Beamten im Jahr 
2026 ohne Berücksichtigung der Jahresar-
beitsentgeltgrenze zur Betreuung eines Kin-
des in Fällen nach Satz 2 Nummer 6 Urlaub 
im Umfang von bis zu 13 Arbeitstagen, für 
Alleinerziehende bis zu 26 Arbeitstagen, im 
Kalenderjahr bewilligt werden. Der Urlaub 
nach Satz 10 besteht für nicht mehr als 30 
Arbeitstage, für Alleinerziehende nicht mehr 
als 60 Arbeitstage, im Kalenderjahr. 
(2) Urlaub unter Weitergewährung der Besol-
dung soll zur Beaufsichtigung oder Betreu-
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ung eines Kindes gewährt werden, wenn das 
Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat oder behindert und auf Hilfe ange-
wiesen ist und nach ärztlichem Zeugnis an 
einer Erkrankung leidet, 
 
1.  die bereits ein weit fortgeschrittenes 

Stadium erreicht hat und weiter fort-
schreitet, 

2.  bei der eine Heilung ausgeschlossen 
und eine palliativ-medizinische Behand-
lung notwendig oder von einem Eltern-
teil erwünscht ist und 

3.  die eine begrenzte Lebensdauer von 
wenigen Monaten erwarten lässt. 

 
Der Anspruch besteht nur für einen Elternteil. 
 
(3) Für die Dauer der notwendigen Abwesen-
heit vom Dienst bei einer amts-, vertrauens- 
oder versorgungsärztlich angeordneten Un-
tersuchung oder kurzfristigen Behandlung 
einschließlich der Anpassung, Wiederher-
stellung oder Erneuerung von Körperersatz-
stücken ist Urlaub zu gewähren, wenn zwin-
gende dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen. In dem nach ärztlicher Bescheinigung 
nachgewiesenen Umfang ist der erforderli-
che Urlaub für die Dauer der notwendigen 
Abwesenheit vom Dienst für alle medizinisch 
notwendigen Maßnahmen zu gewähren im 
Zusammenhang mit 
 
1.  der Spende von Organen oder Gewe-

ben nach den §§ 8 und 8a des Trans-
plantationsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. September 
2007 (BGBl. I S. 2206) in der jeweils gel-
tenden Fassung und 

2. der Blutspende zur Separation von Blut-
stammzellen oder anderer Blutbestand-
teile im Sinne von § 9 des Transfusions-
gesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. August 2007 (BGBl. I 
S. 2169) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

 
(4) Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung 
wird gewährt für 
 
1. eine Kurmaßnahme, deren Notwendig-

keit nach den Voraussetzungen der Bei-
hilferegelungen oder den Vorschriften 
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über die freie Heilfürsorge der Polizei 
nachgewiesen wird, 

2.  die Durchführung einer auf Grund des § 
11 Absatz 2 des Bundesversorgungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 
21) in der jeweils geltenden Fassung 
versorgungsärztlich verordneten Bade-
kur sowie für dienstunfallbedingte Kur-
maßnahmen auf Grund der versor-
gungsrechtlichen Bestimmungen oder 

3.  die Teilnahme an einer Kur eines Kin-
des als aus zwingenden medizinischen 
Gründen notwendige Begleitperson, so-
fern keine Erstattung der Bezüge durch 
Dritte erfolgt und keine andere Person 
zur Verfügung steht. 

 
Soweit für eine Kurmaßnahme Urlaub nach 
Satz 1 nicht im beantragten Umfang gewährt 
werden kann, ist auf Antrag Erholungsurlaub 
oder Sonderurlaub nach § 34 unter Wegfall 
der Besoldung zu bewilligen. Lehrerinnen 
und Lehrer an öffentlichen Schulen erhalten 
den Urlaub während der Schulferien. 
 
(5) Besteht nach § 3 der Trennungsentschä-
digungsverordnung vom 29. April 1988 GV. 
NRW. S. 226) in der jeweils geltenden Fas-
sung Anspruch auf Trennungsentschädi-
gung und werden die Voraussetzungen des 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
oder b TEVO erfüllt, kann für jeden vollen 
Monat der getrennten Haushaltsführung ein 
Arbeitstag Urlaub für eine Familienheimfahrt 
bewilligt werden; dies gilt nicht, wenn eine er-
mäßigte Trennungsentschädigung nach § 4 
Absatz 7 TEVO gewährt wird. Urlaub steht 
nicht zu für einen Monatszeitraum, in dem 
die Beamtin oder der Beamte an insgesamt 
mindestens zehn Arbeitstagen Urlaub erhal-
ten hat, vom Dienst freigestellt oder wegen 
Erkrankung vom Dienstort abwesend gewe-
sen ist. Der Anspruch verfällt, wenn der Ur-
laub nicht innerhalb eines Vierteljahres nach 
Ablauf des Monats, für den er gewährt wer-
den kann, angetreten wird. Aus Anlass des 
Oster-, Pfingst- oder Weihnachtsfestes kann 
der Urlaub vor Ablauf eines Monats gewährt 
werden. 
(6) Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung 
wird für bis zu fünf Arbeitstage pro Kalender-
jahr gewährt, wenn es aus medizinischen 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

162 

Gründen notwendig ist, dass die Beamtin 
oder der Beamte in den nachfolgenden Fäl-
len bei einer stationären Krankenhausbe-
handlung zur Begleitung mit aufgenommen 
wird: 
 
1.  Begleitung eines Kindes, welches das 

zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder behindert und auf Hilfe ange-
wiesen ist oder 

2.  Begleitung eines Angehörigen im Sinne 
des § 20 Absatz 5 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes NRW vom 12. Novem-
ber 1999 (GV. NRW. S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung, bei dem die 
Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch vor-
liegen. 

 
Die Notwendigkeit der Begleitung muss 
durch die stationäre Einrichtung bescheinigt 
werden. Bei der stationären Behandlung ei-
nes Kindes, das das neunte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, wird die Notwendigkeit 
der Mitaufnahme einer Begleitperson aus 
medizinischen Gründen unwiderlegbar ver-
mutet. Der Mitaufnahme steht die ganztägige 
Begleitung gleich. 
 

Artikel 14 
Verordnung über die Gewährung von  

Erschwerniszulagen  
(Erschwerniszulagenverordnung  

– EZulVO) 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 

Diese Verordnung regelt die Gewährung von 
Zulagen zur Abgeltung besonderer, bei der 
Bewertung des Amtes oder bei der Regelung 
der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter 
Erschwernisse (Erschwerniszulagen) für 
Empfängerinnen und Empfänger von Dienst-
bezügen und Anwärterbezügen. Durch eine 
Erschwerniszulage wird ein mit der Er-
schwernis verbundener Aufwand mit abge-
golten. 

 

  

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s602
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§ 2 
Ausschluss einer Erschwerniszulage  

neben einer Ausgleichszulage 
 

Ist die Gewährung einer Erschwerniszulage 
neben einer anderen Zulage ganz oder teil-
weise ausgeschlossen, gilt dies auch für eine 
nach Wegfall der anderen Zulage gewährte 
Ausgleichszulage, solange diese noch nicht 
bis zur Hälfte aufgezehrt ist. 

 
Teil 2 

Einzeln abzugeltende Erschwernisse 
 

Abschnitt 1 
Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten 

 
§ 3 

Allgemeine Voraussetzungen 
 

(1) Empfängerinnen und Empfänger von 
Dienstbezügen der Landesbesoldungsord-
nung A und Empfängerinnen und Empfänger 
von Anwärterbezügen erhalten eine Zulage 
für Dienst zu ungünstigen Zeiten, wenn sie 
mit mehr als fünf Stunden im Kalendermonat 
zum Dienst zu ungünstigen Zeiten herange-
zogen werden.  
 
(2) Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der 
Dienst 
 
1.  an Sonntagen und gesetzlichen Wo-

chenfeiertagen, 
 
2.  an Samstagen nach 13 Uhr, 
 
3.  an den Samstagen vor Ostern und 

Pfingsten zwischen 12 und 20 Uhr; dies 
gilt auch für den 24. und 31. Dezember 
jeden Jahres, wenn diese Tage nicht 
auf einen Sonntag fallen und 

 
4.  an den übrigen Tagen in der Zeit zwi-

schen 20 und 6 Uhr und in den sich an-
schließenden 2 Stunden, sofern sich ein 
Einsatz aus zwingenden dienstlichen 
Gründen entsprechend verlängert. 

 
(3) Zulagefähig sind nur Zeiten einer tatsäch-
lichen Dienstausübung; Bereitschaftsdienst, 
der zu ungünstigen Zeiten geleistet wird, ist 
voll zu berücksichtigen. Wachdienst ist nur 
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zulagefähig, wenn er mit mehr als 24 Stun-
den im Kalendermonat zu ungünstigen Zei-
ten geleistet wird. 
 
(4) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten gehö-
ren nicht der Dienst während Übungen, Rei-
sezeiten bei Dienstreisen und die Rufbereit-
schaft. 
 
(5) Rufbereitschaft im Sinne von Absatz 4 ist 
das Bereithalten der oder des hierzu Ver-
pflichteten in ihrer oder seiner Häuslichkeit 
(Hausrufbereitschaft) oder das Bereithalten 
an einem von ihr oder ihm anzuzeigenden 
und dienstlich genehmigten Ort ihrer oder 
seiner Wahl (Wahlrufbereitschaft), um bei 
Bedarf zu Dienstleistungen sofort abgerufen 
werden zu können.  
 

§ 4 
Höhe und Berechnung der Zulage 

 
(1) Die Zulage beträgt für Dienst 
 
1.  an Sonntagen und gesetzlichen Wo-

chenfeiertagen, an den Samstagen vor 
Ostern und Pfingsten sowie am 24. und 
31. Dezember jeden Jahres jeweils zwi-
schen 12 und 20 Uhr, wenn diese Tage 
nicht auf einen Sonntag fallen, 
4,25 Euro je Stunde und 

 
2.  an den übrigen Samstagen in der Zeit 

zwischen 13 und 20 Uhr 1 Euro je 
Stunde sowie 

 
3.  im Übrigen in der Zeit zwischen 20 und 

6 Uhr und in den sich anschließenden 2 
Stunden, sofern sich ein Einsatz aus 
zwingenden dienstlichen Gründen ent-
sprechend verlängert 5 Euro je Stunde. 

 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 
beträgt die Zulage für Beamtinnen und Be-
amte, die dem Geltungsbereich der Arbeits-
zeitverordnung Feuerwehr vom 1. Septem-
ber 2006 (GV. NRW. S. 442), die zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, unterfal-
len, 1,70 Euro je Stunde.  
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(3) Für Dienst über volle Stunden hinaus wird 
die Zulage anteilig gewährt. 

 
§ 5 

Fortzahlung bei vorübergehender Dienst-
unfähigkeit 

 
Bei einer vorübergehenden Dienstunfähig-
keit infolge eines Unfalls im Sinne des § 43 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
642), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
wird Beamtinnen und Beamten des Vollzugs-
dienstes und Beamtinnen und Beamten des 
feuerwehrtechnischen Dienstes die Zulage 
für Dienst zu ungünstigen Zeiten weiterge-
währt. Ferner wird die Zulage weitergewährt, 
wenn Beamtinnen und Beamte bei einem be-
sonderen Einsatz im Ausland oder im dienst-
lichen Zusammenhang damit einen Unfall er-
leiden, der auf vom Inland wesentlich abwei-
chende Verhältnisse mit gesteigerter Gefähr-
dungslage zurückzuführen ist, ohne dass die 
sonstigen Voraussetzungen des § 37 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes vorlie-
gen. Bemessungsgrundlage für die Zahlung 
der Erschwerniszulage ist der Durchschnitt 
der Zulage der letzten drei Monate vor Be-
ginn des Monats, in dem die vorüberge-
hende Dienstunfähigkeit eingetreten ist. 
 

§ 6 
Ausschluss der Zulage durch andere  

Zulagen 
 

Die Zulage wird nicht gewährt neben 
 
1.  einer Vergütung für Beamtinnen und 

Beamte im Vollstreckungsdienst (§ 68 
des Landesbesoldungsgesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
642), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes] 
geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung), 

 
2.  Auslandsdienstbezügen (§ 73 des Lan-

desbesoldungsgesetzes in Verbindung 
mit den jeweils geltenden Vorschriften 
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des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Juni 2009 (BGBl. I S. 1434), das zu-
letzt durch Artikel 62 Absatz 2 des Ge-
setzes vom 4. Februar 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 33) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung zum 
Auslandszuschlag und Auslandsver-
wendungszuschlag), 

 
3.  einer Zulage nach § 54 des Landesbe-

soldungsgesetzes; ausgenommen sind 
die Beamtinnen und Beamten der Be-
soldungsgruppen A 5 bis A 9, in den La-
gezentren oder Leitstellen oberster Lan-
desbehörden sowie beim Landtag des 
Landes Nordrhein-Westfalen auch Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte der Besoldungsgruppen 
A 10 bis A 13 und 

 
4.  einer Zulage nach § 56 Nummer 1 des 

Landesbesoldungsgesetzes. 
 

§ 7 
Sonstiger Ausschluss der Zulage 

 
Die Zulage entfällt oder sie verringert sich, 
soweit der Dienst zu ungünstigen Zeiten auf 
andere Weise als mit abgegolten oder aus-
geglichen gilt. 

 
Abschnitt 2 

Zulage für Tauchertätigkeiten 
 

§ 8 
Allgemeine Voraussetzungen 

 
(1) Beamtinnen und Beamte erhalten eine 
Zulage für Tauchertätigkeiten. 
 
(2) Tauchertätigkeiten sind Übungen oder 
Arbeiten im Wasser  
 
1.  im Taucheranzug ohne Helm oder ohne 

Tauchergerät oder 
 
2.  mit Helm oder Tauchergerät. 
 
Zu den Tauchertätigkeiten gehören auch 
Übungen oder Arbeiten in Pressluft (Druck-
kammern). 
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§ 9 
Höhe der Zulage 

 
Die Zulage für Tauchertätigkeiten im Sinne 
des § 8 Absatz 2 beträgt 50 Euro pro Tag. 

 
Teil 3 

Zulagen in festen Monatsbeträgen 
 

§ 10 
Entstehung des Anspruchs 

 
(1) Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit 
der tatsächlichen Aufnahme der zulagebe-
rechtigenden Tätigkeit und erlischt mit deren 
Beendigung, soweit in den §§ 11 bis 15 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Besteht der Anspruch auf die Zulage nicht 
für einen vollen Kalendermonat und sieht die 
Zulageregelung eine tageweise Abgeltung 
nicht vor, wird nur der Teil der Zulage ge-
zahlt, der auf den Anspruchszeitraum ent-
fällt. 
 

§ 11 
Unterbrechung der zulageberechtigen-

den Tätigkeit 
 

(1) Soweit in den §§ 12 bis 15 nichts anderes 
bestimmt ist, wird die Zulage bei einer Unter-
brechung der zulageberechtigenden Tätig-
keit nur weitergewährt im Falle 
 
1.  eines Erholungsurlaubs, 
 
2.  eines Sonderurlaubs unter Fortzahlung 

der Dienstbezüge, 
 
3.  einer Erkrankung einschließlich Heilkur, 
 
4.  einer Dienstbefreiung, 
 
5.  einer Teilnahme an Fortbildungsveran-

staltungen oder 
 
6.  einer Dienstreise. 
 
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 bis 6 
wird die Zulage nur weitergewährt bis zum 
Ende des Monats, der auf den Eintritt der Un-
terbrechung folgt. Bei einer Unterbrechung 
der zulageberechtigenden Verwendung 
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durch Erkrankung einschließlich Heilkur, die 
auf einem Dienstunfall beruht, wird die Zu-
lage weitergewährt bis zum Ende des sechs-
ten Monats, der auf den Eintritt der Unterbre-
chung folgt. 
 
(2) Die Befristungen nach Absatz 1 Satz 2 
und 3 gelten nicht, wenn bei Beamtinnen und 
Beamten die Voraussetzungen des § 43 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes erfüllt 
sind. Es ist nicht erforderlich, dass sich die 
Beamtin oder der Beamte des Lebenseinsat-
zes bei Ausübung der Diensthandlung be-
wusst war. 
 

§ 12 
Zulage für Tätigkeiten in der Spreng-

stoffentschärfung und Sprengstoffermitt-
lung 

 
(1) Beamtinnen und Beamte mit gültigem 
Nachweis über eine erfolgreich abgeschlos-
sene Ausbildung zur Sprengstoffentschärfe-
rin oder zum Sprengstoffentschärfer, deren 
ständige Aufgabe das Prüfen, Entschärfen 
und Beseitigen unkonventioneller Spreng- 
und Brandvorrichtungen ist, erhalten eine 
Zulage in Höhe von 500 Euro monatlich. 
 
(2) Beamtinnen und Beamte mit gültigem 
Nachweis über eine erfolgreich abgeschlos-
sene Ausbildung zur Sprengstoffermittlerin 
oder zum Sprengstoffermittler, die im Rah-
men ihrer Tätigkeit als Sprengstoffermittlerin 
oder Sprengstoffermittler mit explosionsge-
fährlichen Stoffen umgehen, erhalten eben-
falls die Zulage nach Absatz 1. Der Umgang 
umfasst insbesondere Sicherstellung, Asser-
vierung und Transport.  
 
(3) Die Zulage wird jeweils nur einmal ge-
währt. 

 
§ 13 

Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamte für besondere Einsätze  

 
(1) Eine Zulage in Höhe von 330 Euro mo-
natlich erhält, wer als Polizeivollzugsbeamtin 
oder als Polizeivollzugsbeamter 
 
1.  in einem Mobilen Einsatzkommando, 
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2.  in einem Spezialeinsatzkommando des 
Landes für besondere polizeiliche Eins-
ätze, 

 
3.  bei den Spezialeinheiten der Polizei in 

einer technischen Einsatzgruppe, einer 
Verhandlungsgruppe oder einer Füh-
rungsstelle, 

 
4.  in der Fahndungsgruppe Staatsschutz 

beim Landeskriminalamt oder als Be-
amtin oder Beamter unter einer verlie-
henen, auf Dauer angelegten veränder-
ten Identität (Legende) als Verdeckte 
Ermittlerin oder Verdeckte Mitarbeiterin 
oder als Verdeckter Ermittler oder Ver-
deckter Mitarbeiter, 

 
5.  in einem Personenschutzkommando 

oder 
 
6.  in der Observationsgruppe des Verfas-

sungsschutzes verwendet wird. 
 
(2) Eine Verwendung im Sinne des Absatzes 
1 liegt auch vor, wenn die Polizeivollzugsbe-
amtin oder der Polizeivollzugsbeamte nicht 
mehr unmittelbar Angehörige oder Angehöri-
ger der Spezialeinheiten ist, jedoch Tätigkei-
ten mit Bezug zu den Spezialeinheiten aus-
übt, den Nachweis der Leistungsfähigkeit re-
gelmäßig erbringt und im Alarmierungsfall 
bei den Spezialeinheiten eingesetzt werden 
kann. 
 
(3) Die Zulage nach Absatz 1 wird nicht ne-
ben einer Stellenzulage nach § 53 des Lan-
desbesoldungsgesetzes und einer Zulage 
nach § 14 gewährt. Neben einer Stellenzu-
lage nach § 54 des Landesbesoldungsgeset-
zes werden die Zulagen nach Absatz 1 nur 
gewährt, soweit sie unter Hinzurechnung der 
Stellenzulage nach § 49 des Landesbesol-
dungsgesetzes den Betrag der Stellenzulage 
nach § 54 des Landesbesoldungsgesetzes 
übersteigen. 

 
§ 14 

Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamte als fliegendes Personal 

 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte, die als Luftfahrzeugführerin 
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oder Luftfahrzeugführer, als Luftfahrzeug-
führerin oder Luftfahrzeugführer in Ausbil-
dung oder sonstige ständige Luftfahrzeugbe-
satzungsangehörige in der Polizeifliegerstaf-
fel des Landes Nordrhein-Westfalen verwen-
det werden, erhalten eine Zulage.  
 
(2) Die Zulage erhalten auch Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die 
 
1.  auf Grund von Dienstvorschriften oder 

Dienstanweisungen als nichtständige 
Luftfahrzeugbesatzungsangehörige 
zum Mitfliegen in Luftfahrzeugen dienst-
lich verpflichtet sind und mindestens 
zehn Flüge im laufenden Kalendermo-
nat nachweisen oder 

 
2.  in Erfüllung ihrer Aufgaben als Prüferin 

oder Prüfer von Luftfahrtgerät zum Mit-
fliegen verpflichtet sind (Sondergruppe); 
eine Anrechnung von Flügen aus ande-
ren Kalendermonaten und von Reiseflü-
gen ist nicht zulässig. 

 
(3) Die Zulage beträgt monatlich für Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte in der Verwendung 
 
1.  als Luftfahrzeugführerin oder Luftfahr-

zeugführer 330 Euro, 
2.  als sonstige ständige Luftfahrzeugbe-

satzungsangehörige 264 Euro und 
3.  als Angehörige der Sondergruppe (Ab-

satz 2 Nummer 2) bei zehn oder mehr 
Flügen im laufenden Kalendermonat 
198 Euro. 

 
Werden im laufenden Kalendermonat weni-
ger als zehn, jedoch mindestens fünf Flüge 
nachgewiesen, vermindert sich die Zulage 
für jeden fehlenden Flug um 19,80 Euro. § 11 
findet keine Anwendung. 

§ 15 
Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamte in der Sachbearbeitung 

von sexuellem Missbrauch von Kindern 
oder Kinderpornografie 

 
Eine Zulage in Höhe von 300 Euro monatlich 
erhält, wer als Polizeivollzugsbeamtin oder 
als Polizeivollzugsbeamter im Bereich der 
Sachbearbeitung von sexuellem Missbrauch 
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von Kindern oder Kinderpornografie in der 
Bewertung oder Auswertung visueller, audi-
tiver oder audiovisueller Daten verwendet 
wird. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2027 in 
Kraft. 
 

Artikel 15 
Änderung der  

Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
 

Die Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 790), 
die zuletzt durch Artikel X des Gesetzes vom 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des letz-
ten Änderungsgesetzes (LT-Drs: 18/16798] 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
In § 3 Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„Professor“ die Angabe „oder eine Juniorpro-
fessorin oder einen Juniorprofessor“ einge-
fügt. 
 

  
Verordnung über die Gewährung und  
Bemessung von Leistungsbezügen  

sowie über die Gewährung von  
Forschungs- und Lehrzulagen für  

Hochschulbedienstete  
(Hochschul-Leistungsbezügeverord-

nung - HLeistBVO) 
 

§ 3 
Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge 

 
(1) Aus Anlass von Berufungs- oder Bleibe-
verhandlungen können Berufungs- oder 
Bleibe-Leistungsbezüge gewährt werden, 
soweit dies erforderlich ist, um eine Profes-
sorin oder einen Professor für die Hoch-
schule zu gewinnen oder die Abwanderung 
außerhalb der Hochschule zu verhindern. 
Neben den nach § 34 des Landesbesol-
dungsgesetzes zu berücksichtigenden Krite-
rien können insbesondere im Hinblick auf die 
Bedeutung der Professur durch Hochschul-
ordnung weitere Kriterien aufgestellt werden. 
Bei der Bemessung der Berufungs-Leis-
tungsbezüge kann die Ausgestaltung des 
bisherigen Beschäftigungsverhältnisses an-
gemessen berücksichtigt werden. 
 
(2) Über die Gewährung, die Höhe sowie die 
Teilnahme der Berufungs- oder Bleibe-Leis-
tungsbezüge an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen entscheidet die Rektorin 
oder der Rektor oder die Präsidentin oder der 
Präsident auf Vorschlag oder nach Anhörung 
der Dekanin oder des Dekans. 
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Artikel 16 
Änderung der Landeszulagenverordnung 

 
Die Landeszulagenverordnung vom 7. März 
1978 (GV. NRW. S. 142), die zuletzt durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 2. Dezember 
2014 (GV. NRW. S. 870) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Verordnung über die Gewährung von  

Zulagen für Lehrkräfte mit besonderen 
Funktionen des Landes  

Nordrhein-Westfalen  
(Landeszulagenverordnung - LZulVO -) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
1.  In § 2 wird die Angabe „63,91 Euro“ 

durch die Angabe „84,36 Euro“ ersetzt. 
 

 § 2 
 
Lehrer - an allgemeinbildenden Schulen - in 
der Besoldungsgruppe A 12, Lehrer für die 
Primarstufe und Lehrer für die Sekundar-
stufe I erhalten für die Dauer der ausschließ-
lichen Verwendung an Förderschulen sowie 
Schulen für Kranke eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 63,91 Euro. 
 

 
 
 
 
 
 
2.  In § 3 Satz 1 wird die Angabe „von76,69 

Euro“ durch die Angabe „von 101,23 
Euro“ ersetzt. 

 

 § 3 
 
Sonderschullehrer und Lehrer für Sonderpä-
dagogik erhalten für die Dauer der aus-
schließlichen Verwendung im Strafvollzugs-
dienst eine ruhegehaltfähige Stellenzulage 
von76,69 Euro. Die Stellenzulage wird auf 
eine Stellenzulage nach Nummer 2.5 der 
Vorbemerkungen zu den Landesbesol-
dungsordnungen angerechnet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 4 wird die Angabe „von71,58 Euro“ 

durch die Angabe „von 94,49 Euro“ er-
setzt. 

 
 
 
 

 § 4 
 
Lehrer - an allgemeinbildenden Schulen - in 
der Besoldungsgruppe A 12, Lehrer für die 
Primarstufe, Lehrer für die Sekundarstufe I, 
Realschullehrer, Studienräte und Oberstudi-
enräte, denen vom Kultusminister oder vom 
Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 
die Aufgaben des Leiters von Projekten zur 
fachlichen Koordinierung bei Schul- oder 
Modellversuchen oder bei neuen Schulfor-
men übertragen worden sind, erhalten für die 
Dauer der Wahrnehmung dieser Funktionen 
eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage 
von71,58 Euro. 
 

https://recht.nrw.de/gvnrw/2014-s870
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Artikel 17 
Änderung der Besoldungszuständig-

keitsverordnung NRW 
 

Die Besoldungszuständigkeitsverordnung 
NRW vom 6. Dezember 2024 (GV. NRW. 
S. 1123) wird wie folgt geändert: 
 

  
Verordnung zur Bestimmung der  

Besoldungsfestsetzungsbehörden des 
Landes Nordrhein-Westfalen  

(Besoldungszuständigkeitsverord-
nung NRW – BesZVO NRW) 

 

1.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Nach Absatz 2 Satz 2 wird der fol-
gende Satz eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 1 
Landesamt für Besoldung und  

Versorgung Nordrhein-Westfalen 
  
(1) Das Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung Nordrhein-Westfalen ist, soweit § 5 
nicht Abweichendes bestimmt, zuständig für 
die 
 
1.  Festsetzung und Auszahlung der Besol-

dung, 
2.  Rückforderung überzahlter Besoldung 

und 
3.  Nachversicherung von Beamtinnen und 

Beamten sowie Richterinnen und Rich-
tern in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. 

 
Besoldung im Sinne des Satzes 1 sind alle 
Leistungen, die nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften geregelt sind. Für die Festset-
zung und Auszahlung legt das Landesamt 
für Besoldung und Versorgung Nordrhein-
Westfalen die in den §§ 2 bis 4 aufgeführten 
Festsetzungen, Feststellungen, Entschei-
dungen und Gewährungen der dort bezeich-
neten Stellen zugrunde. 
  
(2) Die Entscheidung über ein Absehen von 
der Rückforderung überzahlter Bezüge aus 
Billigkeitsgründen nach § 15 Absatz 2 Satz 3 
des Landesbesoldungsgesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. 310, ber. S. 642) 
in der jeweils geltenden Fassung trifft das 
Landesamt für Besoldung und Versorgung 
Nordrhein-Westfalen, sofern nicht aufgrund 
eines Gesetzes oder einer Verordnung eine 
andere Stelle zuständig ist. Sofern das Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung Nord-
rhein-Westfalen beabsichtigt, aus Billigkeits-
gründen in Höhe von mehr als 5 000 Euro 
von einer Rückforderung abzusehen, ist vor 
einer Entscheidung im Außenverhältnis die 
Zustimmung des für Finanzen zuständigen 
Ministeriums einzuholen. 
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 „Sofern das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung Nordrhein-
Westfalen beabsichtigt, für Beam-
tinnen und Beamte des Landtags 
überzahlte Bezüge in Höhe von 
mehr als 5.000 Euro zurückzufor-
dern oder von dieser Rückforde-
rung aus Billigkeitsgründen abzu-
sehen, ist vor einer Entscheidung 
im Außenverhältnis die Zustim-
mung der Präsidentin oder des Prä-
sidenten des Landtags einzuholen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Nach Absatz 4 wird der folgende 

Absatz 5 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 „(5) Dem Landesamt für Besoldung 

und Versorgung Nordrhein-Westfa-
len obliegt ferner die Auszahlung 
von Erstattungen und Zuschüssen 
sowie die Rückforderung überzahl-
ter Erstattungen und Zuschüsse für 
Beiträge für die Kranken- und Pfle-
geversicherung oder für die Mit-
gliedschaft in einer Solidargemein-
schaft im Sinne des § 176 Absatz 1 
des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch – Gesetzliche Krankenversi-
cherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 
2477, 2482), das zuletzt durch Arti-
kel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 
12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 143) 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Entscheidung darüber, ob und in wel-
chem Umfang wegen der Nichterfüllung von 
Auflagen im Sinne des § 74 Absatz 4 des 
Landesbesoldungsgesetzes die Anwärterbe-
züge zurückzufordern sind, trifft das Landes-
amt für Besoldung und Versorgung Nord-
rhein-Westfalen. Es berücksichtigt dabei die 
Feststellungen der Behörde oder Einrich-
tung, die für die Entlassung der Anwärterin 
oder des Anwärters zuständig ist oder wäh-
rend der Dauer des Vorbereitungsdienstes 
zuständig gewesen wäre. Die Zuständigkeit 
gilt auch hinsichtlich der Rückforderung von 
Anwärtersonderzuschlägen gemäß § 76 Ab-
satz 3 des Landesbesoldungsgesetzes. 
  
(4) Die in § 12 Absatz 2 Satz 2, § 48 Absatz 2 
Satz 4 und § 79 Absatz 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes sowie aufgrund von § 13 Ab-
satz 2 des Landesbesoldungsgesetzes gere-
gelten Zuständigkeiten bleiben unberührt. 
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geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, die aufgrund 
von § 74 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
5 und § 75 Absatz 6 Satz 2 und 3 
oder Absatz 10 des Landesbeam-
tengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S 642), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung durch 
Rechtsverordnung nach besonde-
ren Vorschriften neben der Besol-
dung gewährt werden. Absatz 2 gilt 
entsprechend.“ 

 
2.  § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 2 

Die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Landtags, die Präsi-
dentin oder der Präsident des 

Verfassungsgerichtshofes, 
oberste Landesbehörden, Lan-

desoberbehörden,  
Landesmittelbehörden und 

Schulen sowie  
die oder der Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informati-

onsfreiheit“. 
 
b)  In Absatz 1 Satz 1 wird in der An-

gabe vor Nummer 1 die Angabe 
„Die obersten Landesbehörden“ 
durch die Angabe „Die Präsidentin 
oder der Präsident des Landtags, 
die Präsidentin oder der Präsident 
des Verfassungsgerichtshofes, die 
obersten Landesbehörden“ ersetzt. 

 

  
 
 
 
 

§ 2 
Oberste Landesbehörden,  

Landesoberbehörden,  
Landesmittelbehörden und Schulen  

sowie die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit 

  
 
 
 
 
 
 
(1) Die obersten Landesbehörden, die Lan-
desoberbehörden und die Landesmittelbe-
hörden sowie die oder der Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit sind jeweils zuständig für 
 
1.  die Festsetzung der Erfahrungsstufe, 
2.  die Feststellung der vergütungsfähigen 

Stunden und des Stundensatzes für die 
Mehrarbeitsvergütung, 

3.  die Feststellung der Anspruchsvoraus-
setzungen und der Merkmale für die Ge-
währung von funktionsgebundenen 
Stellenzulagen, Erschwerniszulagen, 
sonstigen Zulagen und sonstigen Ver-
gütungen, 

4.  die Festsetzung von Überleitungszula-
gen und Ausgleichszulagen sowie die 
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erforderliche Feststellung für die Ge-
währung eines Sonderzuschlags nach 
§ 69 Absatz 4 des Landesbesoldungs-
gesetzes, soweit die Anspruchsvoraus-
setzungen auf Merkmalen beruhen, die 
nur der personalaktenführenden Dienst-
stelle bekannt sind, und 

5.  die Feststellung der auf Anwärterbe-
züge anzurechnenden anderen Ein-
künfte 

der bei ihnen beschäftigten Beamtinnen, Be-
amten, Richterinnen und Richter. 
  
Die Zuständigkeit der Landesmittelbehörden 
nach Satz 1 gilt grundsätzlich auch für die 
Beamtinnen und Beamten der ihnen nachge-
ordneten unteren Landesbehörden, sofern 
nicht aufgrund eines Gesetzes oder einer 
Verordnung eine andere Stelle zuständig ist. 
Für die Beamtinnen und Beamten der Poli-
zeibehörden werden die in Satz 1 Nummer 1 
bis 5 genannten Aufgaben durch die Be-
schäftigungsbehörden wahrgenommen. 
  
(2) Die Leiterinnen und Leiter der Schulen 
sind hinsichtlich der Mehrarbeitsvergütung 
und der Unterrichtsvergütung für Studienre-
ferendarinnen und Studienreferendare sowie 
Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter zuständig für die Feststellung der an 
ihren Schulen erteilten vergütungsfähigen 
Stunden. 
 

3.  § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
b)  Die bisherigen Absätze 2 bis 4 wer-

den zu den Absätzen 1 bis 3. 
 

 § 5 
Besondere Zuständigkeiten 

  
(1) Die Festsetzung und Auszahlung der Be-
soldung einschließlich der Rückforderung et-
waiger überzahlter Bezüge obliegt für die Be-
amtinnen und Beamten des Landtags der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Land-
tags. 
  
(2) Für die Berechnung und Festsetzung der 
Vergütung für die Beamtinnen und Beamten 
im Vollstreckungsdienst gemäß § 68 des 
Landesbesoldungsgesetzes sind die Be-
schäftigungsdienststellen zuständig. 
  
(3) Für die Übermittlung der für die Berech-
nung der anteiligen Besoldung erforderlichen 
Daten in Fällen des § 8 Absatz 1 Satz 2 des 
Landesbesoldungsgesetzes in Verbindung 
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mit § 23 Absatz 4 der Freistellungs- und Ur-
laubsverordnung NRW vom 10. Januar 2012 
(GV. NRW. S. 2, ber. S. 92) in der jeweils 
geltenden Fassung sind die personalakten-
führenden Dienststellen zuständig. Die per-
sonalaktenführenden Dienststellen können 
diese Zuständigkeit auf die Beschäftigungs-
dienststellen übertragen. 
  
(4) Zuständigkeitsbestimmungen für die 
Vergabe von Leistungsbezügen und für die 
Gewährung von Forschungs- und Lehrzula-
gen nach Maßgabe der §§ 33 bis 38 und des 
§ 62 des Landesbesoldungsgesetzes, die 
aufgrund von § 39 des Landesbesoldungs-
gesetzes durch Rechtsverordnung festge-
legt worden sind, bleiben von dieser Verord-
nung unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 6 Nummer 1 wird die Angabe „vom 

14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ gestrichen. 

 

 § 6 
Widerspruchsverfahren, Vertretung des 

Landes bei Klagen 
  
Soweit nach dieser Verordnung Zuständig-
keiten auf das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung Nordrhein-Westfalen übertragen 
sind, ist dieses auch zuständig: 
  
1.  für die Entscheidung über den Wider-

spruch, sofern ein Vorverfahren nach 
§ 54 Absatz 2 des Beamtenstatusgeset-
zes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) 
in der jeweils geltenden Fassung und 
§ 103 Absatz 1 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642) in der jeweils gel-
tenden Fassung durchzuführen ist, so-
wie 

  
2.  für die Vertretung des Landes in allen 

sich aus den übertragenen Zuständig-
keiten ergebenden Rechtsstreitigkeiten. 

 
Artikel 18 

Änderung der Versorgungszustän-
digkeitsverordnung 

 
Die Versorgungszuständigkeitsverordnung 
vom 6. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1123) 
wird wie folgt geändert: 
 
 

  
Verordnung zur Bestimmung der  
Versorgungsfestsetzungs- und  

-regelungsbehörden und zur  
Übertragung von Befugnissen auf dem 

Gebiet des Versorgungsrechts  
(Versorgungszuständigkeitsverordnung - 

VersZVO) 
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1.  Nach § 1 wird der folgende § 1a einge-
fügt: 

 
„§1a 

Altersgeld 
 

Das Altersgeld für die aus dem Landes-
dienst ausgeschiedenen Altersgeldbe-
rechtigten wird vom Landesamt für Be-
soldung und Versorgung festgesetzt, 
berechnet und abgerechnet.“ 

 
 
 
 
 
 
 
2.  In § 7 Absatz 1 wird die Angabe „Gesetz 

vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 447) ge-
ändert worden ist,“ durch die Angabe 
„Artikel 1 des Gesetzes vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

 

 § 7 
Sachschadensersatz 

  
(1) Für Entscheidungen über den Ersatz von 
Sachschäden nach § 82 des Landesbeam-
tengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Ge-
setz vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 447) ge-
ändert worden ist, werden als Dienstvorge-
setzte die Leiterinnen oder Leiter der in § 5 
Absatz 1 Nummer 1 genannten Behörden 
bestimmt. § 5 Absatz 2 gilt entsprechend. 
  
(2) Im Geschäftsbereich des für Justiz zu-
ständigen Ministeriums werden abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 für Entscheidungen über 
den Ersatz von Sachschäden nach § 82 des 
Landesbeamtengesetzes bis zur Höhe von 3 
000 Euro die Präsidentinnen oder Präsiden-
ten der Verwaltungsgerichte und der Land-
gerichte, die Direktorinnen oder Direktoren 
der Amtsgerichte und die Leitenden Ober-
staatsanwältinnen und -staatsanwälte als 
Dienstvorgesetzte bestimmt. 
 

3.  Nach § 7 wird der folgende § 8 einge-
fügt: 

 
„§ 8 

Zuschüsse zu Beiträgen für die 
Krankenversicherung oder die Mit-

gliedschaft  
in einer Solidargemeinschaft 

 
 Dem Landesamt für Besoldung und 

Versorgung obliegt die Auszahlung von 
Zuschüssen sowie die Rückforderung 
überzahlter Zuschüsse zu den Beiträ-
gen für die Krankenversicherung oder 
für die Mitgliedschaft in einer Solidarge-
meinschaft im Sinne des § 176 Absatz 1 

  

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2024-21
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des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
– Gesetzliche Krankenversicherung – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Ge-
setzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 143) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, die aufgrund 
von § 75 Absatz 6 Satz 2 und 3 oder Ab-
satz 10 des Landesbeamtengesetzes 
durch Rechtsverordnung nach beson-
deren Vorschriften neben den Versor-
gungsbezügen gewährt werden. § 6 gilt 
entsprechend.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  Der bisherige § 8 wird zu § 9 und in 

Nummer 1 wird die Angabe „vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ gestrichen. 

 

 § 8 
Widerspruchsverfahren, Vertretung des 

Landes bei Klagen 
  
Soweit nach dieser Verordnung Zuständig-
keiten auf das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung Nordrhein-Westfalen übertragen 
sind, ist dieses auch zuständig: 
  
1.  für die Entscheidung über den Wider-

spruch, sofern ein Vorverfahren nach 
§ 54 Absatz 2 des Beamtenstatusgeset-
zes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) 
in der jeweils geltenden Fassung und 
§ 103 Absatz 1 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642) in der jeweils gel-
tenden Fassung durchzuführen ist, so-
wie 

  
2.  für die Vertretung des Landes in allen 

sich aus den übertragenen Zuständig-
keiten ergebenden Rechtsstreitigkeiten. 

 
5.  Der bisherige § 9 wird zu § 10. 
 

 § 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Versor-
gungszuständigkeitsverordnung vom 
22. März 1978 (GV. NRW. S. 150), die zu-
letzt durch Verordnung vom 3. September 
2012 (GV. NRW. S. 395) geändert worden 
ist, außer Kraft. 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1978-18
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2012-s395
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Artikel 19 
Änderung der Beihilfenverordnung NRW 

 
Die Beihilfenverordnung NRW vom 5. No-
vember 2009 (GV. NRW. S. 602), die zuletzt 
durch Artikel X des Gesetzes vom [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
letzten Änderungsgesetzes (LT-Drs: 
18/16798)] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

  
Verordnung über Beihilfen in Geburts-, 

Krankheits-, Pflege- und Todesfällen 
(Beihilfenverordnung NRW - BVO NRW) 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In der Angabe vor Nummer 1 
wird die Angabe „Krankheits-, 
Geburts-,“ wird durch die An-
gabe „Geburts-, Krankheits-,“ 
ersetzt. 

 
bb)  Die Nummern 1 bis 3 werden 

durch die folgenden Nummern 
1 bis 3 ersetzt: 

 
„1.  Beamtinnen und Beamte 

des Landes, der Gemein-
den, der Gemeindever-
bände und der sonstigen 
der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen 
Rechts mit Ausnahme der 
Ehrenbeamtinnen und Eh-
renbeamten sowie Richte-
rinnen und Richter des 
Landes mit Ausnahme der 
ehrenamtlichen Richterin-
nen und ehrenamtlichen 
Richter, 

 
2.  Ruhestandsbeamtinnen, 

Ruhestandsbeamte, 
frühere Beamtinnen, 
frühere Beamte, Richterin-
nen im Ruhestand, Richter 
im Ruhestand, frühere 
Richterinnen und frühere 
Richter der in Nummer 1 
genannten Dienstherren, 

 

 § 1 
Beihilfeberechtigte Personen 

 
(1) In Krankheits-, Geburts-, Pflege- und To-
desfällen sowie in Fällen eines nicht rechts-
widrigen Schwangerschaftsabbruchs und ei-
ner durch Krankheit erforderlichen Sterilisa-
tion sind beihilfeberechtigt: 
 
 
 
 
 
 
 
1.  Beamte und Richter mit Ausnahme der 

Ehrenbeamten, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.  Ruhestandsbeamte und Richter im Ru-

hestand sowie frühere Beamte und 
Richter, 
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3.  Hinterbliebene der in den 
Nummern 1 und 2 be-
zeichneten Personen 
und“. 

 
 
 
 
 

cc)  In der Angabe nach Nummer 4 
wird die Angabe „Dienstbe-
züge, Anwärterbezüge, Ruhe-
gehalt, Witwengeld, Witwer-
geld, Waisengeld, Unterhalts-
beihilfe, Unterhaltsbeiträge 
nach den Abschnitten 2, 3 oder 
4 oder Übergangsgeld nach 
Abschnitt 5 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes“ 
durch die Angabe „Dienstbe-
züge oder Anwärterbezüge 
nach dem Landesbesoldungs-
gesetz vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung oder Ruhe-
gehalt, Witwengeld, Witwer-
geld, Waisengeld, Unterhalts-
beiträge oder Übergangsgeld 
nach dem Landesbeamtenver-
sorgungsgesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Geset-
zes] geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung 
oder Unterhaltsbeihilfe“ er-
setzt. 

 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 
 
 
 
 

3.  Witwer, hinterbliebene eingetragene Le-
benspartner, sowie Kinder (§ 28 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S. 642)) der unter Nummer 1 und 2 
bezeichneten Personen, 

4.  Verwaltungslehrlinge, Verwaltungsprak-
tikanten und Schulpraktikanten, 

 
solange sie Dienstbezüge, Anwärterbezüge, 
Ruhegehalt, Witwengeld, Witwergeld, Wai-
sengeld, Unterhaltsbeihilfe, Unterhaltsbei-
träge nach den Abschnitten 2, 3 oder 4 oder 
Übergangsgeld nach Abschnitt 5 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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 „(2) Beihilfen werden abweichend 
von Absatz 1 auch dann gewährt, 
wenn  

 
1.  Elternzeit als Beurlaubung 

ohne Bezüge in Anspruch ge-
nommen wird oder  

 
2.  Bezüge aufgrund von besol-

dungsrechtlichen Anrech-
nungs- und Konkurrenzvor-
schriften oder Versorgungsbe-
züge aufgrund von versor-
gungsrechtlichen Anrech-
nungs- und Ruhensvorschrif-
ten nicht gezahlt werden und 
keine Beihilfeberechtigung in 
anderer Eigenschaft erworben 
worden ist.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Nummer 1 wird durch die fol-

gende Nummer 1 ersetzt: 
 

„1.  an Beamtinnen, Beamte, 
Richterinnen und Richter, 
wenn sie für weniger als 
ein Jahr beschäftigt wer-
den, es sei denn, dass sie 
insgesamt mindestens ein 
Jahr ununterbrochen im 
öffentlichen Dienst im 
Sinne des § 43 Absatz 6 
des Landesbesoldungsge-
setzes tätig sind,“. 

 
 
 
 
 
 
 
 

bb)  In Nummer 2 wird die Angabe 
„Versorgungsempfänger (Ab-
satz 1 Nummer 2 und 3)“ durch 
die Angabe „Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungs-
empfänger nach Absatz 1 
Nummer 2 und 3“ ersetzt. 

 

(2) Beihilfen werden abweichend von Ab-
satz 1 auch dann gewährt, wenn die Versor-
gungsbezüge auf Grund der §§ 66 bis 69 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes voll 
ruhen oder auf Grund von § 26 Absatz 1 Satz 
2 oder § 33 Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 5 
Satz 2 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes nicht gezahlt werden und der Versor-
gungsberechtigte keine Beihilfeberechtigung 
in anderer Eigenschaft erworben hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Beihilfen werden nicht gezahlt 
 
 
 
 
1.  an Beamte und Richter, 
 

a)  wenn sie für weniger als ein Jahr 
beschäftigt werden, es sei denn, 
dass sie insgesamt mindestens ein 
Jahr ununterbrochen im öffentli-
chen Dienst (§ 43 Absatz 6 des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S. 642), das durch Artikel 29 
des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) geändert wor-
den ist,) tätig sind, oder 

b)  wenn ihre regelmäßige wöchentli-
che Arbeitszeit durchschnittlich we-
niger als die Hälfte der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit ei-
nes Vollbeschäftigten beträgt, 

 
2.  an Versorgungsempfänger (Absatz 1 

Nummer 2 und 3) für die Dauer einer 
Beschäftigung, die zum Bezug von Bei-
hilfen berechtigt, 

 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2016-s310
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cc)  In Nummer 3 wird die Angabe 
„Gesetzes über die Rechtsver-
hältnisse der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages (Ab-
geordnetengesetz-AbgG) vom 
21. Februar 1996 (BGBl. I S. 
326)“ durch die Angabe „Abge-
ordnetengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung 
vom 21. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 326), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 28. 
Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
258) geändert worden ist,“ er-
setzt. 

 
d)  Die Absätze 4 bis 7 werden durch 

den folgenden Absatz 4 ersetzt: 
 
 „(4) Versorgungsempfängerinnen 

und Versorgungsempfänger mit 
mehreren Ansprüchen auf Versor-
gungsbezüge erhalten Beihilfen 
von der Stelle, die für die Festset-
zung der neuen Versorgungsbe-
züge im Sinne des § 67 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes 
zuständig ist. Dies gilt nicht, soweit 
es sich bei dem neuen Versor-
gungsbezug um eine Hinterbliebe-
nenversorgung handelt; in diesem 
Fall bleibt die bisherige Beihilfe-
stelle zuständig.“ 

 

3.  sofern Ansprüche nach § 27 des Geset-
zes über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder des Deutschen Bundestages 
(Abgeordnetengesetz-AbgG) vom 21. 
Februar 1996 (BGBl. I S. 326) in der je-
weils geltenden Fassung oder nach ent-
sprechenden Regelungen dem Grunde 
nach bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Wird ein Beamter zu einem Dienstherrn 
abgeordnet, in dessen Dienstbereich diese 
Verordnung gilt, zahlt der jeweilige Dienst-
herr Beihilfen zu den Aufwendungen, die 
während des Zeitraums der Dienstleistung 
bei ihm entstehen. Bei Abordnungen von 
oder zu Dienstherren außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieser Verordnung ist § 14 
Absatz 4 Satz 2 und 3 des Beamtenstatus-
gesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010), das durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geän-
dert worden ist in Verbindung mit § 24 Absatz 
6 des Landesbeamtengesetzes zu beachten. 
(5) Beihilfeberechtigt sind auch Beamte, die 
ihren dienstlichen Wohnsitz im Ausland ha-
ben oder in das Ausland abgeordnet sind. 
Das Ministerium der Finanzen kann im Rah-
men der Verwaltungsvorschriften zu dieser 
Verordnung ergänzende Regelungen tref-
fen, die die besonderen Verhältnisse und Er-
schwernisse im Ausland berücksichtigen. 
 
(6) Wird ein Beamter zu einem Dienstherrn 
versetzt, in dessen Dienstbereich diese Ver-
ordnung gilt, werden von dem aufnehmen-
den Dienstherrn Beihilfen zu Aufwendungen 
gezahlt, die nach dem Zeitpunkt der Verset-
zung entstanden sind. Bei einer Versetzung 
zu einem Dienstherrn, in dessen Dienstbe-
reich diese Verordnung nicht gilt, werden zu 
den bis zum Zeitpunkt der Versetzung ent-
standenen Aufwendungen Beihilfen nach 
dieser Verordnung gezahlt. 
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(7) Versorgungsempfänger mit mehreren 
Ansprüchen auf Versorgungsbezüge erhal-
ten Beihilfen von der Stelle, die für die Fest-
setzung der neuen Versorgungsbezüge 
(§ 67 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes) zuständig ist. Dies gilt nicht, soweit 
es sich bei dem neuen Versorgungsbezug 
um eine Hinterbliebenenversorgung handelt; 
in diesem Fall bleibt die bisherige Beihilfe-
stelle zuständig. 
 

 
 
 
2.  § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-

stabe b wird durch den folgenden Buch-
staben b ersetzt: 

 
 
 

„b) für nicht selbst beihilfeberechtigte 
Ehegattinnen und Ehegatten oder 
für nicht selbst beihilfeberechtigte 
eingetragene Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner, wenn deren 
Einkünfte die nach § 75 Absatz 2 
Satz 1 bis 4 des Landesbeamten-
gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle dieses Geset-
zes] geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung jeweils 
maßgebliche Einkommensgrenze 
nicht übersteigen; bei Überschrei-
tung der Einkommensgrenze sind 
aus Fürsorgegründen Aufwendun-
gen beihilfefähig, wenn die nicht 
selbst beihilfeberechtigten Ehegat-
tinnen, Ehegatten, eingetragenen 
Lebenspartnerinnen und Lebens-
partner trotz einer ausreichenden 
Krankenversicherung für be-
stimmte Erkrankungen von Leistun-
gen ausgeschlossen sind oder die 
Leistungen auf Dauer eingestellt 
worden sind; beihilfefähig ist der 
1 000 Euro im Kalenderjahr über-
steigende Betrag; für getrennt le-
bende Ehegattinnen, Ehegatten, 
eingetragene Lebenspartnerinnen 

 § 2 
Beihilfefälle 

 
(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die er-
wachsen 
 
1.  in Krankheits- und Pflegefällen 
 

a)  für den Beihilfeberechtigten selbst, 
b)  für nicht selbst beihilfeberechtigte 

Ehegattinnen und Ehegatten oder 
für nicht selbst beihilfeberechtigte 
eingetragene Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner, wenn deren 
Einkünfte nach § 2 Absatz 2 und 5a 
des Einkommensteuergesetzes 
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I 
S. 3366, 3862) in der jeweils gelten-
den Fassung im Kalenderjahr vor 
Entstehen der Aufwendungen 
20 000 Euro nicht übersteigen. Den 
Einkünften werden hinzugerechnet: 

 
aa)  die Differenz zwischen dem 

Besteuerungs- oder Ertragsan-
teil nach § 22 Nummer 1 Satz 3 
Buchstabe a des Einkommen-
steuergesetzes und dem Brut-
tobetrag bei erstmaligem Ren-
tenbezug ab dem 1. Januar 
2022 und 

bb)  ausländische Einkünfte im 
Sinne von § 34d des Einkom-
mensteuergesetzes, die nicht 
in Satz 1 enthalten sind. Dop-
pelbuchstabe aa gilt entspre-
chend. 

 
Der Betrag nach Satz 1 wird regel-
mäßig im gleichen Verhältnis, wie 
sich der Rentenwert West erhöht, 
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und eingetragene Lebenspartner 
werden Beihilfen nur gewährt, so-
weit ein Unterhaltsanspruch gegen 
die beihilfeberechtigte Person be-
steht,“. 

 

angepasst und auf volle Euro auf-
gerundet. Die Anpassung erfolgt 
erstmals ab einer Rentenerhöhung 
West im Kalenderjahr 2022 mit Wir-
kung für das auf die Rentenerhö-
hung folgende Kalenderjahr. Bei 
Überschreitung dieser Einkom-
mensgrenze sind aus Fürsorge-
gründen Aufwendungen beihilfefä-
hig, wenn der Ehegatte oder der 
eingetragene Lebenspartner trotz 
einer ausreichenden Krankenversi-
cherung für bestimmte Erkrankun-
gen von Leistungen ausgeschlos-
sen ist oder die Leistungen auf 
Dauer eingestellt worden sind; bei-
hilfefähig ist der 1.000 Euro im Ka-
lenderjahr übersteigende Betrag. 
Für einen getrennt lebenden Ehe-
gatten oder eingetragenen Lebens-
partner werden Beihilfen nur ge-
währt, soweit dieser einen Unter-
haltsanspruch gegen den Beihilfe-
berechtigten hat, 

c)  für die in Absatz 2 bezeichneten 
Kinder; 

 
Aufwendungen für Schutzimpfungen, 
Aufwendungen zur Früherkennung be-
stimmter Krankheiten (§ 3 Absatz 1 
Nummer 2) sowie Aufwendungen für 
prophylaktische zahnärztliche Leistun-
gen (§ 3 Absatz 1 Nummer 3) werden 
den Aufwendungen in Krankheitsfällen 
zur Wiedererlangung der Gesundheit 
gleichgestellt; 
 

2.  in Geburtsfällen 
 

a)  einer Beihilfeberechtigten, 
b)  der nicht selbst beihilfeberechtigten 

Ehefrau oder eingetragenen Leben-
spartnerin oder der Beihilfeberech-
tigten, 

c)  der nicht selbst beihilfeberechtigten 
Mutter eines nicht ehelichen Kindes 
des Beihilfeberechtigten, 

d)  einer nach Absatz 2 zu berücksich-
tigenden Tochter des Beihilfebe-
rechtigten; 

 
3.  im Todesfall 
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a)  eines Beihilfeberechtigten, 
b)  seines nicht selbst beihilfeberech-

tigt gewesenen Ehegatten oder ein-
getragenen Lebenspartners, 

c)  eines im Absatz 2 bezeichneten 
Kindes, bei Totgeburten, wenn der 
Beihilfeberechtigte im Falle der Le-
bendgeburt zu Krankheitsaufwen-
dungen des Kindes Anspruch auf 
Beihilfen hätte; 

 
4.  in Fällen eines nicht rechtswidrigen 

Schwangerschaftsabbruchs 
 

a)  einer Beihilfeberechtigten, 
b)  der nicht selbst beihilfeberechtigten 

Ehefrau oder eingetragenen Leben-
spartnerin des oder der Beihilfebe-
rechtigten, 

c)  einer nach Absatz 2 zu berücksich-
tigenden Tochter des Beihilfebe-
rechtigten; 

 
5.  in Fällen einer durch Krankheit erforder-

lichen Sterilisation 
 

a)  eines Beihilfeberechtigten, 
b)  des nicht selbst beihilfeberechtigten 

Ehegatten oder eingetragenen Le-
benspartners des Beihilfeberechtig-
ten, 

c)  eines im Absatz 2 bezeichneten 
Kindes. 

 
(2) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 
1 werden nur für nicht selbst beihilfeberech-
tigte, im Familienzuschlag nach § 43 des 
Landesbesoldungsgesetzes berücksichtigte 
oder berücksichtigungsfähige Kinder des 
Beihilfeberechtigten gezahlt. Ist ein Kind bei 
mehreren Beihilfeberechtigten im Familien-
zuschlag berücksichtigungsfähig oder ist bei 
verheirateten oder in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kindern ne-
ben dem beihilfeberechtigten Elternteil der 
Ehegatte oder der eingetragene Lebens-
partner des Kindes beihilfeberechtigt, wird 
eine Beihilfe zu den Aufwendungen des Kin-
des nur dem Beihilfeberechtigten gezahlt, 
der den entsprechenden Anteil des Familien-
zuschlags erhält. 
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(3) Aufwendungen für Ehegatten, eingetra-
gene Lebenspartner und Kinder beihilfebe-
rechtigter Waisen sind nicht beihilfefähig. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 3 
Begriff der beihilfefähigen 

Aufwendungen 
 

(1) Beihilfefähig sind die notwendigen Auf-
wendungen in angemessenem Umfange 
 
1. in Krankheitsfällen zur Wiedererlangung 

der Gesundheit, zur Besserung oder 
Linderung von Leiden, zur Beseitigung 
oder zum Ausgleich angeborener oder 
erworbener Körperschäden sowie bei 
dauernder Pflegebedürftigkeit und er-
heblichem allgemeinen Betreuungsbe-
darf, 

2.  zur Früherkennung und Vorsorge von 
Krankheiten nach Maßgabe der Richtli-
nien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses [§§ 91, 92 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482) in der jeweils gel-
tenden Fassung] zu den §§ 20i, 25, 25a 
und 26 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch, 

3.  für prophylaktische Leistungen nach Ab-
schnitt B und der Nummer 2000 des Ge-
bührenverzeichnisses der Gebühren-
ordnung für Zahnärzte vom 22. Oktober 
1987 (BGBl. I. S. 2316), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 5. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I. S. 2661) sowie Früh-
erkennungsuntersuchungen auf Zahn-, 
Mund- und Kieferkrankheiten bei Kin-
dern, die das sechste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, 

4.  in Geburtsfällen für die Entbindung, das 
Wochenbett und die Säuglingsausstat-
tung, 

5.  für Schutzimpfungen, soweit sie nach 
den jeweils gültigen Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission am Robert 
Koch-Institut (STIKO) öffentlich empfoh-
len werden, für Impfungen, die in Zu-
sammenhang mit einer privaten Aus-
landsreise stehen sowie für FSME- 
(Frühsommer-Meningoenzephalitis) 
und Grippeschutzimpfungen, 
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6.  in Fällen eines nicht rechtswidrigen 
Schwangerschaftsabbruchs, 

7.  in Fällen einer durch Krankheit erforder-
lichen Sterilisation und 

8.  in Fällen einer Präexpositionsprophy-
laxe entsprechend § 20j des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch. 

 
(2) Über die beihilferechtliche Notwendigkeit 
und den wirtschaftlich angemessenen Um-
fang von Aufwendungen entscheidet die Bei-
hilfestelle. Sie kann bei Zweifeln über die 
Notwendigkeit und den wirtschaftlich ange-
messenen Umfang ein Gutachten eines 
Amts- oder Vertrauensarztes – beziehungs-
weise Zahnarztes, einer Fachklinik oder des 
Medizinischen Dienstes der Gesetzlichen 
Krankenversicherungen einholen. Die Kos-
ten des Gutachtens trägt die Beihilfestelle; 
dies gilt auch für Gutachten in Zusammen-
hang mit beihilferechtlichen Voranerken-
nungsverfahren, soweit die nachfolgenden 
Vorschriften nicht etwas anderes bestim-
men. 
 
(3)  a)  Erhalten in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung freiwillig oder 
pflichtversicherte Beihilfeberech-
tigte oder gesetzlich versicherte be-
rücksichtigungsfähige Personen 
Sach- oder Dienstleistungen (ärztli-
che und zahnärztliche Versorgung, 
ambulante und stationäre Kranken-
hausbehandlung, Heilmittel und so 
weiter), werden hierzu keine Beihil-
fen gezahlt. Als Sach- oder Dienst-
leistungen gelten auch Geldleistun-
gen bei künstlicher Befruchtung, bei 
kieferorthopädischer Behandlung, 
bei Arznei- und Verbandmitteln, bei 
Heilmitteln, bei häuslicher Kranken-
pflege, bei Haushaltshilfe (§§ 27a, 
29, 31 Absatz 1 und 2, §§ 32, 37 
Absatz 4, § 38 Absatz 4 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch in der je-
weils geltenden Fassung) und bei 
Hilfsmitteln (§ 33 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch und § 40 
Absatz 2 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 
1015) in der jeweils geltenden Fas-
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sung, mit Ausnahme der Personen 
nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 4). 

b)  Nicht beihilfefähig sind Aufwendun-
gen, die dadurch entstehen, dass 
Pflichtversicherte an Stelle von 
Sach- oder Dienstleistungen Kos-
tenerstattung nach § 13 Absatz 2 
oder 4 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch wählen oder erhalten, 
sowie Aufwendungen, bei denen 
die Krankenkasse die Kosten bis 
zur Höhe des Festbetrags nach 
dem Fünften Buch Sozialgesetz-
buch übernimmt. 

c)  Aufwendungen, die gesetzlich ver-
sicherten Personen bei Inanspruch-
nahme von freiwilligen Leistungen 
ihrer Krankenkasse außerhalb des 
Leistungskatalogs des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch im Rahmen 
der jeweiligen Satzung, eines Bo-
nusprogramms oder eines Gesund-
heitskontos entstehen, sind nicht 
beihilfefähig. Aufwendungen, die in 
Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme von individuellen Ge-
sundheitsleistungen (IGeL) entste-
hen, sind bei pflichtversicherten 
Personen nicht und bei freiwillig 
versicherten Personen nur insoweit 
beihilfefähig, als sie den Aufwen-
dungen nach Absatz 1 und § 4 ent-
sprechen. 

d)  Zuzahlungen, die gesetzlich Versi-
cherte nach § 23 Absatz 6, § 24 Ab-
satz 3, § 31 Absatz 3, § 32 Absatz 
2, § 33 Absatz 8, § 37 Absatz 5, § 
37a Absatz 3, § 38 Absatz 5, § 39 
Absatz 4, § 40 Absatz 5 und 6, § 41 
Absatz 3 und § 60 Absatz 1 und 2 
des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch sowie § 32 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und § 40 
Absatz 3 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch in der jeweils geltenden 
Fassung erbringen müssen, sind 
nicht beihilfefähig. 

 
(4) Besteht ein Anspruch auf Heilfürsorge, 
Krankenhilfe oder Kostenerstattung auf 
Grund von Rechtsvorschriften oder arbeits-
vertraglichen Vereinbarungen, sind die auf 
Grund dieser Vorschriften zustehenden Leis-
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3.  In § 3 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 

„vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S. 642)“ gestrichen. 

 

tungen in voller Höhe von den beihilfefähigen 
Aufwendungen abzuziehen. Dies gilt nicht 
hinsichtlich der Schadensersatzansprüche, 
die nach § 81 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642) auf den Dienstherrn oder eine Ver-
sorgungskasse übergehen, sowie nicht hin-
sichtlich der Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung, der sozialen Pflege-
versicherung bzw. der gesetzlichen Renten-
versicherung 
 
1.  für Personen, die freiwillig in einer ge-

setzlichen Krankenkasse versichert 
sind und denen dem Grunde nach kein 
Beitragszuschuss nach § 257 SGB V 
zusteht, sofern nicht nach § 224 SGB V 
Beitragsfreiheit besteht, 

2.  für Beihilfeberechtigte und berücksichti-
gungsfähige Kinder, die von der gesetz-
lichen Krankenversicherung oder der 
sozialen Pflegeversicherung einer an-
deren Person erfasst werden, an deren 
Beiträgen kein Arbeitgeber beteiligt ist, 
oder - bei Beteiligung eines Arbeitge-
bers - wenn Leistungen aus dieser Ver-
sicherung nicht in Anspruch genommen 
werden, 

3.  für in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung Versicherte, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Aufwendungen nicht 
pflichtversichert waren und vom Arbeit-
geber keinen Zuschuss zu den Prämien 
einer Lebensversicherung erhalten ha-
ben, wenn Leistungen aus dieser Versi-
cherung nicht in Anspruch genommen 
werden, 

4.  für Personen, die nach § 28 Absatz 2 
SGB XI Leistungen der sozialen Pflege-
versicherung zur Hälfte erhalten, 

5.  für Personen, die ihre Beiträge zur Pfle-
geversicherung (SGB XI) allein zu tra-
gen haben, 

6.  für Personen, die am 31. Dezember 
1993 als Rentner in einer gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert 
waren. 

 
Satz 1 und Satz 2 Nummer 2 gelten entspre-
chend für Personen, die bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen kran-
ken- und pflegeversichert sind, sofern zu die-
ser Versicherung ein Zuschuss nach §§ 26 
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Absatz 2 SGB II, 257 SGB V oder 61 SGB XI 
gewährt oder der Beitrag auf Grund des 
§ 174 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
– Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595) in 
der jeweils geltenden Fassung übernommen 
wird; übersteigt die Hälfte des Beitrages für 
eine Versicherung gegen Krankheit oder 
Pflegebedürftigkeit den Beitragszuschuss 
nach §§ 26 Absatz 2 SGB II, 257 SGB V oder 
61 SGB XI bzw. den nach § 174 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch übernommenen 
Beitrag, so gelten die Leistungen der Kran-
ken- oder Pflegeversicherung nur im Verhält-
nis des Beitragszuschusses bzw. des über-
nommenen Beitrages zur Hälfte des Kran-
ken- oder Pflegeversicherungsbeitrages als 
zustehende Leistungen im Sinne des Sat-
zes 1. Maßgebend sind die Beiträge, der 
Beitragszuschuss und der übernommene 
Beitrag im Zeitpunkt der Antragstellung. Satz 
2 Nummer 1 und Satz 3 gelten entsprechend 
für Personen, die einen Zuschuss nach 
§ 44a Absatz 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch erhalten. Personen, denen Sach-
leistungen auf Grund des Vierzehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch vom 12. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2652) in der jeweils gelten-
den Fassung, des Häftlingshilfegesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Juni 1993 (BGBl. I S. 838) in der jeweils 
geltenden Fassung oder des Soldatenent-
schädigungsgesetzes vom 20. August 2021 
(BGBl. I S. 3932, 3933) in der jeweils gelten-
den Fassung zustehen, sind nicht verpflich-
tet, diese in Anspruch zu nehmen; Satz 1 ist 
insoweit nicht anzuwenden. Satz 1 findet 
keine Anwendung, soweit durch die Heilfür-
sorge eine stationäre Rehabilitationsmaß-
nahme erstattet wird; dies gilt als Sachleis-
tung nach Absatz 3 Buchstabe a. In diesen 
Fällen sind Aufwendungen für zusätzlich in 
Anspruch genommene Wahlleistungen so-
wie für seitens der Rehabilitationseinrichtung 
verordnete oder verabreichte Arzneimittel 
nicht beihilfefähig. 
 
(5) Voraussetzung für eine Beihilfefähigkeit 
der Aufwendungen ist, dass im Zeitpunkt ih-
res Entstehens eine Beihilfeberechtigung 
nach § 1 oder bei Angehörigen von Beihilfe-
berechtigten eine Berücksichtigungsfähig-
keit nach § 2 besteht. Die Aufwendungen 
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gelten in dem Zeitpunkt als entstanden, in 
dem die sie begründende Leistung erbracht 
wird. Innerhalb der Frist nach § 13 Absatz 3 
kann eine Beihilfe auch dann beantragt wer-
den, wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung 
kein Anspruch nach Satz 1 mehr besteht. 
 
(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für 
die persönliche Tätigkeit von Ehegatten, ein-
getragenen Lebenspartnern, Kindern und El-
tern des Behandelten; Kosten, die dem be-
handelnden Angehörigen im Einzelfall - z.B. 
für Materialien, Verbandmittel und Arzneimit-
tel - entstehen und deren Geldwert nachge-
wiesen ist, sind im Rahmen der Verordnung 
beihilfefähig. § 5 a Absatz 3 bleibt unberührt. 
 

4.  § 12 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe 
„Vomhundertsatz“ durch die 
Angabe „Prozentsatz“ ersetzt. 

 
 
 
 
bb)  In Satz 3 Buchstabe a, b, c und 

d wird jeweils die Angabe „vom 
Hundert“ durch die Angabe 
„Prozent“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
cc)  Die Sätze 4 und 5 werden 

durch die folgenden Sätze er-
setzt: 

 
 „Der Bemessungssatz für bei-

hilfeberechtigte Personen, die 
Elternzeit in Anspruch neh-
men, beträgt 70 Prozent. Sind 

 § 12 
Bemessung der Beihilfen 

 
(1) Die Beihilfe bemisst sich nach einem 
Vomhundertsatz der beihilfefähigen Aufwen-
dungen (Bemessungssatz). Maßgebend für 
die Höhe des Bemessungssatzes sind die 
Verhältnisse im Zeitpunkt des Entstehens 
der Aufwendungen nach § 3 Absatz 5 Satz 2. 
Der Bemessungssatz beträgt für Aufwen-
dungen, die entstanden sind für 
 
a)  beihilfeberechtigte Personen nach § 1 

Absatz 1 Nummer 1 und 4 sowie für ent-
pflichtete Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer 50 vom Hundert, 

b)  beihilfeberechtigte Personen nach § 1 
Absatz 1 Nummer 2 und 3 mit Aus-
nahme der Waisen 70 vom Hundert, 

c)  berücksichtigungsfähige Personen in 
der Ehe oder Lebenspartnerschaft nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 70 
vom Hundert, 

d) berücksichtigungsfähige Kinder nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c so-
wie Waisen nach § 1 Absatz 1 Nummer 
3, die als solche beihilfeberechtigt sind, 
80 vom Hundert. 

 
 
 
 
Sind zwei oder mehr Kinder berücksichti-
gungsfähig oder nur deshalb nicht berück-
sichtigungsfähig, weil sie selbst beihilfebe-
rechtigt sind, beträgt der Bemessungssatz 
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zwei oder mehr Kinder berück-
sichtigungsfähig oder nur des-
halb nicht berücksichtigungsfä-
hig, weil sie selbst beihilfebe-
rechtigt sind, beträgt der Be-
messungssatz bei der beihilfe-
berechtigten Person nach Satz 
3 Buchstabe a 70 Prozent. Den 
nach Satz 5 erhöhten Bemes-
sungssatz erhält, wer die ent-
sprechenden Kinderanteile im 
Familienzuschlag bezieht. Bei 
mehreren Beihilfeberechtigten 
ist der erhöhte Bemessungs-
satz nach Satz 5 nur einer oder 
einem von ihnen zu gewähren. 
Satz 7 findet nur dann Anwen-
dung, wenn einer oder einem 
Beihilfeberechtigten nicht aus 
anderen Gründen bereits ein 
Bemessungssatz von 70 Pro-
zent zusteht.“ 

 
b)  In Absatz 2 wird in der Angabe vor 

Buchstabe a die Angabe „Satz 3 
und 4“ durch die Angabe „Satz 3 bis 
8“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) In Absatz 3 wird jeweils die Angabe 

„vom Hundert“ durch die Angabe 
„Prozent“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

bei der beihilfeberechtigten Person nach 
Satz 3 Buchstabe a 70 vom Hundert, bei 
mehreren beihilfeberechtigten Personen, un-
abhängig davon, nach welchen Beihilfevor-
schriften – Bundes- oder Landesrecht – ein 
Beihilfeanspruch besteht, jedoch nur bei ei-
ner von ihnen. Den erhöhten Bemessungs-
satz erhält, wer die entsprechenden Kinder-
anteile im Familienzuschlag bezieht. Bestim-
mungen zum Erhalt des erhöhten Bemes-
sungssatzes nach dem bis zum 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Recht gelten bis auf Wi-
derruf einer der betroffenen beihilfeberech-
tigten Personen fort. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Für die Anwendung von Absatz 1 Satz 3 
und 4 gelten die Aufwendungen 
 
a)  nach § 4 Absatz 1 Nummer 6 als Auf-

wendungen der stationär untergebrach-
ten Person, 

b)  einer Begleitperson als Aufwendungen 
des Begleiteten, 

c)  nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 
6 und 8 als Aufwendungen der Mutter, 

d)  nach § 11 Absatz 2 als Aufwendungen 
eines Kindes. 

 
(3) Sind Versicherte trotz ausreichender und 
rechtzeitiger Versicherung für bestimmte 
Krankheiten von den Leistungen ausge-
schlossen oder sind die Leistungen auf 
Dauer eingestellt worden, so erhöht sich der 
Bemessungssatz für Aufwendungen in die-
sen Fällen um 20 vom Hundert, höchstens 
auf 90 vom Hundert. 
 
(4) Die Bemessungssätze der Absätze 1 und 
3 können von der Beihilfestelle im Einzelfall 
für im Grundsatz beihilfefähige Aufwendun-
gen erhöht werden, 
 
a)  wenn die Aufwendungen infolge einer 

Dienstbeschädigung entstanden sind 
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d)  In Absatz 5 wird die Angabe „Ehe-

gatten und eingetragene Lebens-
partner“ durch die Angabe „Ehegat-
tinnen, Ehegatten, eingetragene 
Lebenspartnerinnen und eingetra-
gene Lebenspartner“ ersetzt. 

 

und keine Leistungen einer Krankenver-
sicherung erbracht werden, 

b)  im Falle einer Leichenüberführung, 
wenn der Tod während einer Dienst-
reise oder einer Abordnung oder vor der 
Ausführung eines dienstlich angeordne-
ten Umzuges eingetreten ist und die Lei-
che an den Familienwohnsitz überführt 
wird, 

c)  in besonderen Ausnahmefällen, die nur 
bei Anlegung des strengsten Maßsta-
bes anzunehmen sind. 

 
Satz 1 gilt nicht für Aufwendungen nach § 5 d 
oder wenn der Beihilfeberechtigte für sich 
und seine berücksichtigungsfähigen Ange-
hörigen für ambulante- und stationäre Krank-
heits- und Pflegefälle keinen ausreichenden 
Versicherungsschutz nachweisen kann. 
 
(5) Die Beihilfestelle kann unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 4 Satz 1 Buchstabe 
c für Ehegatten und eingetragene Lebens-
partner, deren Aufwendungen nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe b nicht beihilfe-
fähig sind, die Gewährung von Beihilfen zu-
lassen. 
 
(6) Die Beihilfe darf zusammen mit den er-
brachten Leistungen einer Versicherung, 
Leistungen auf Grund von Rechtsvorschrif-
ten oder arbeitsvertraglichen Vereinbarun-
gen die dem Grunde nach beihilfefähigen 
Aufwendungen nicht übersteigen. Unberück-
sichtigt bleiben Leistungen aus Krankenta-
gegeld-, Krankenhaustagegeld-, Pflegetage-
geld-, Pflegezusatz-, Pflegerentenzusatzver-
sicherungen und sonstigen Summenversi-
cherungen, soweit sie für den Beihilfebe-
rechtigten und seine berücksichtigungsfähi-
gen Personen jeweils 100 Euro täglich nicht 
überschreiten. Der Summe der mit einem 
Antrag geltend gemachten Aufwendungen 
ist die Summe der hierauf entfallenden Ver-
sicherungsleistungen gegenüberzustellen. 
Abweichend von Satz 3 kann bei Aufwen-
dungen nach § 4 Absatz 1 Nummer 2, zu de-
nen Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung erbracht wurden, auf Antrag 
der beihilfeberechtigten Person die Summe 
der Aufwendungen und der hierauf entfallen-
den Versicherungsleistungen auf den einzel-
nen Krankheitsfall bezogen werden, sofern 
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dies für die beihilfeberechtigte Person güns-
tiger ist. Aufwendungen nach den §§ 5, 5a 
bis 5g sind getrennt abzurechnen. Dabei 
sind die beihilfefähigen Pauschalen nach § 
5e Satz 1 Nummer 2, § 5f Absatz 1 und 2 
Satz 1 und der beihilfefähige Betrag nach § 
5a Absatz 3 als dem Grunde nach beihilfefä-
hige Aufwendungen zu berücksichtigen. Auf-
wendungen nach § 4 Absatz 1a und § 9 Ab-
satz 1 Satz 2 bleiben bei Anwendung der 
Sätze 1 bis 3 unberücksichtigt. Das gleiche 
gilt in den Fällen, in denen nach § 3 Absatz 
3 eine Beihilfengewährung ausgeschlossen 
ist. 
 

5.  § 12a Satz 2 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

 
 
 
 
 „Die von der Kostendämpfungspau-

schale nach dem bis zum 31. Dezember 
2021 geltenden Recht ausgenomme-
nen Beihilfeberechtigten mit Anspruch 
auf Dienst- oder Versorgungsbezüge, 
die sich auf Grundlage der Besoldungs-
gruppen A 5 oder A 6 errechnen, erhal-
ten nach § 75 Absatz 6 Satz 2 des Lan-
desbeamtengesetzes einen Zuschuss 
zu den Beiträgen für die Krankenversi-
cherung oder die Mitgliedschaft in einer 
Solidargemeinschaft im Sinne des § 
176 Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch in Höhe von monatlich 
12,50 Euro.“ 

 

 § 12a 
Kostendämpfungspauschale 

 
Eine Kostendämpfungspauschale nach § 75 
Absatz 6 Satz 1 des Landesbeamtengeset-
zes wird ab dem Kalenderjahr 2022 nicht 
mehr erhoben. Die von der Kostendämp-
fungspauschale in der bis zum 31. Dezem-
ber 2021 geltenden Fassung ausgenomme-
nen Beihilfeberechtigten der Besoldungs-
gruppen A 5 und A 6 erhalten einen Zu-
schuss zu den Beiträgen für die Krankenver-
sicherung nach § 75 Absatz 6 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes in Höhe von mo-
natlich 12,50 Euro. 
 

6.  § 13 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Verfahren 

 
(1) Die Beihilfen werden nur auf Antrag ge-
zahlt. Eine Antragstellung durch E-Mail oder 
Telefax ist nicht zulässig; § 3a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung bleibt unberührt. Als Bei-
hilfestellen entscheiden 
 
1.  das Landesamt für Besoldung und Ver-

sorgung über Anträge der Beihilfebe-
rechtigten der obersten Dienstbehörden 
des Landes mit Ausnahme der Präsi-

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s602
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dentin oder des Präsidenten des Land-
tags und der dem Ministerium der Fi-
nanzen nachgeordneten Behörden und 
Einrichtungen, 

2.  die Bezirksregierungen über die An-
träge der Beihilfeberechtigten ihres Ge-
schäftsbereichs, der Beihilfeberechtig-
ten der Staatlichen Rechnungsprü-
fungsämter und der Beihilfeberechtigten 
der übrigen Behörden und Einrichtun-
gen des Landes einschließlich der Lan-
desbetriebe innerhalb ihres Bezirks, so-
weit nicht in den Nummern 3 bis 7 eine 
abweichende Regelung getroffen ist, 

3.  die Oberlandesgerichte über die An-
träge der Beihilfeberechtigten ihres Ge-
schäftsbereichs und nach näherer Be-
stimmung des Justizministeriums über 
die Anträge der Beihilfeberechtigten der 
anderen Gerichte sowie der dem Minis-
terium der Justiz nachgeordneten Be-
hörden und Einrichtungen, 

4.  die Landräte über die Anträge der Bei-
hilfeberechtigten der von ihnen geleite-
ten Kreispolizeibehörden mit Ausnahme 
der Anträge der Landräte als Leiter der 
Kreispolizeibehörden, 

5.  die Schulämter über die Anträge der 
Lehrer an den öffentlichen Grundschu-
len und Hauptschulen und an den ihrer 
Schulaufsicht unterstehenden öffentli-
chen Förderschulen, 

6.  die Kunsthochschulen und Einrichtun-
gen im Hochschulbereich über die An-
träge ihrer Beihilfeberechtigten, soweit 
in einer Vereinbarung nach § 71 Absatz 
4 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. 
März 2008 (GV. NRW. S. 195) in der je-
weils geltenden Fassung oder nach § 77 
Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 3 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils 
geltenden Fassung nicht etwas anderes 
geregelt ist, 

7.  die Pensionsregelungsbehörden über 
die Anträge der Versorgungsempfän-
ger; die Pensionsregelungsbehörden 
des Landes entscheiden auch über die 
Anträge der Versorgungsempfänger 
des Landes, wenn diese im Landes-
dienst wieder beschäftigt werden. 

 
 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2008-10
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2014-s547
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aa)  Satz 4 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

 
 „Für die Durchführung des Fall-

managements nach § 75 Ab-
satz 11 des Landesbeamten-
gesetzes ist bei Beihilfeberech-
tigten des Landes das Landes-
amt für Besoldung und Versor-
gung zentral zuständig. Unter 
Beachtung der Besonderheiten 
des Einzelfalls kann das Fall-
management insbesondere 
Folgendes umfassen: 

 
1.  die Erkennung, Ermittlung 

und Feststellung des indi-
viduellen besonderen Un-
terstützungsbedarfs, 

 
2.  die Unterstützung der Bei-

hilfeberechtigten bei der 
Beantragung von in Be-
tracht kommenden Leis-
tungen, die in Krankheits- 
und Pflegefällen durch die 
Beihilfe, durch die Kran-
ken- und Pflegeversiche-
rung oder eine Solidarge-
meinschaft im Sinne des § 
176 Absatz 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch 
erbracht werden,  

 
3.  die Begleitung und Unter-

stützung der Beihilfebe-
rechtigten mit dem Ziel des 
Erhalts zügiger und aufei-
nander abgestimmter 
Leistungen und Hilfen, so-
weit die Beihilfeberechtig-
ten weitere Ansprüche ge-
gen Träger von Sozialleis-
tungen im Sinne des § 12 
des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch – Allgemeiner 
Teil – (Artikel I des Geset-
zes vom 11. Dezember 
1975, BGBl. I S. 3015), 
das zuletzt durch Artikel 62 
Absatz 3 des Gesetzes 
vom 4. Februar 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 33) ge-

 
 
 
Wird eine Beamtin oder ein Beamter zu ei-
nem Dienstherrn abgeordnet, in dessen 
Dienstbereich diese Verordnung gilt, ver-
bleibt die Zuständigkeit bei der bisherigen 
Beihilfestelle. Das Ministerium der Finanzen 
kann im Einvernehmen mit der jeweiligen 
obersten Dienstbehörde in begründeten 
Ausnahmefällen eine von Satz 3 abwei-
chende Zuständigkeitsregelung treffen. In 
den Fällen des Satzes 3 Nummer 4 und 5 
können kommunale Versorgungskassen, 
Kreise oder kreisfreie Städte mit der Festset-
zung der Beihilfen beauftragt werden. 
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ändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung 
haben oder haben könn-
ten, 

 
4.  die Befähigung und Stär-

kung der Beihilfeberech-
tigten, ohne Unterstützung 
eigenständig Leistungen 
der Beihilfe, der Kranken- 
oder Pflegeversicherung 
oder der Träger von Sozi-
alleistungen zu beantra-
gen oder in Anspruch zu 
nehmen, oder 

 
5.  Hinweise und Informatio-

nen über die mögliche Be-
ratung und Unterstützung 
durch Träger von Sozial-
leistungen, Integrations-
fachdienste, Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege, 
Selbsthilfeverbände, be-
sondere Stellen der priva-
ten Kranken- und Pflege-
versicherungsunterneh-
men oder sonstige Stel-
len.“ 

 
bb)  In dem neuen Satz 6 wird die 

Angabe „Ministerium der Fi-
nanzen“ durch die Angabe „für 
Finanzen zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1a) Die oberste Fachaufsicht über die Fest-
setzung der Beihilfen obliegt dem Ministe-
rium der Finanzen. Über Widersprüche ge-
gen Beihilfefestsetzungen entscheiden die 
nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3, 6 und 
7 zuständigen Stellen; über Widersprüche 
gegen Beihilfefestsetzungen der nach Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 4 und 5 zuständigen 
Stellen entscheidet die jeweils zuständige 
Bezirksregierung. Satz 2 gilt entsprechend 
für die Vertretung des Landes vor den Ge-
richten der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
 
(2) Die Anträge sind der zuständigen Beihil-
festelle unter Beifügung der dem Antrag zu-
grunde liegenden Belege vorzulegen. Für 
den Antrag sind die von der zuständigen Bei-
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hilfestelle herausgegebenen Formulare zu 
verwenden. Für die Beihilfestellen, die das 
automatisierte Verfahren des Landes zur 
Festsetzung von Beihilfen in Anspruch neh-
men, macht das Landesamt für Besoldung 
und Versorgung die für die Antragstellung zu 
verwendenden Formulare auf seiner Inter-
netseite öffentlich bekannt und stellt sie in di-
gitaler Form bereit. Die Nutzung einer ange-
botenen elektronischen Antragsmöglichkeit 
bleibt unberührt. Die in den Anträgen enthal-
tenen Beihilfedaten unterliegen einer beson-
deren Geheimhaltung. Aufwendungen für 
Halbwaisen können zusammen mit den Auf-
wendungen des Elternteils in einem Antrag 
geltend gemacht werden. 
 
(3) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn sie 
innerhalb von 24 Monaten nach Entstehen 
der Aufwendungen (§ 3 Absatz 5 Satz 2), 
spätestens jedoch 24 Monate nach der ers-
ten Ausstellung der Rechnung beantragt 
wird; die Antragsfrist beginnt für den Fall 
 
1.  der Zuschussgewährung nach § 6 Ab-

satz 3, § 6a Absatz 2 Satz 2 sowie § 7 
Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit dem Tag der 
Beendigung der Maßnahme, 

2.  der Beihilfe für die häusliche Pflege 
nach § 5a Absatz 3, in ambulant betreu-
ten Wohngruppen nach § 5f Absatz 1 
Satz 1 sowie für Leistungen in gemein-
schaftlichen Wohnformen mit Verträgen 
zur pflegerischen Versorgung nach § 5f 
Absatz 2 Satz 1 mit dem ersten Tag 
nach Ablauf des Monats, in dem die 
Leistung erbracht wurde, 

3.  der Zuschussgewährung für die Säug-
lings- und Kleinkinderausstattung mit 
dem Tage der Geburt, der Annahme als 
Kind oder der Aufnahme in den Haus-
halt. 

 
Zu verspätet geltend gemachten Aufwen-
dungen darf eine Beihilfe nur gewährt wer-
den, wenn das Versäumnis entschuldbar ist. 
Arztrechnungen und Zahnarztrechnungen 
sollen die Diagnose enthalten. 
 
(4) Auf eine zu erwartende Beihilfe können 
angemessene Abschlagszahlungen geleis-
tet werden. 
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(5) Bei Beihilfen von mehr als 500 Euro, bei 
stationären Behandlungen oder ambulanten 
Kur- und Rehabilitationsmaßnahmen von 
mehr als 1.000 Euro, hat der Beihilfeberech-
tigte die ihm von der Beihilfestelle zurückge-
gebenen Belege für die beihilfefähigen Auf-
wendungen noch drei Jahre nach dem Emp-
fang der Beihilfe aufzubewahren und auf An-
fordern vorzulegen, soweit sie nicht bei einer 
Versicherung verbleiben. Die Beihilfestelle 
hat ihn bei der Rückgabe der Belege hierauf 
hinzuweisen. 
 
(6) Ist eine nach dieser Verordnung erforder-
liche vorherige Anerkennung der Beihilfefä-
higkeit ohne Verschulden des Antragstellers 
unterblieben, wird die Beihilfe dennoch ge-
währt. Dies gilt nicht für Aufwendungen nach 
den §§ 6, 6a und 7, soweit dort nicht etwas 
anderes bestimmt ist. 
 
(7) Bei Vorliegen einer wirtschaftlichen Not-
lage bleibt die Gewährung einer Unterstüt-
zung auf Grund der Unterstützungsgrund-
sätze zu nicht beihilfefähigen Aufwendungen 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen un-
berührt. 
 
(8) Zum Zwecke der Beihilfenfestsetzung 
dürfen durch die Beihilfestelle Belege und 
Schriftstücke in elektronischer Form abgebil-
det und gespeichert, die in ihnen enthaltenen 
Daten elektronisch ausgelesen und weiter-
verarbeitet werden. In diesem Fall werden 
die vorgelegten Belege digitalisiert und an-
schließend vernichtet. Absatz 5 findet keine 
Anwendung. Erfolgt die Antragstellung unter 
Verwendung einer Beihilfe App, verbleiben 
die Belege beim Beihilfeberechtigten. 
 
(9) Soweit Maßnahmen nach Absatz 8 in 
zentralen Einrichtungen vorgenommen wer-
den, sind diese Teil der jeweiligen Beihilfe-
stelle. 
 
(10) Zur Ermittlung der Belastungsgrenze 
(§ 15) werden die Bruttobezüge des Beihilfe-
berechtigten aus dem vorangegangenen Ka-
lenderjahr bei der die Bezüge zahlenden 
Stelle erhoben und im Weiteren von der nach 
Absatz 1 zuständigen Stelle gespeichert und 
genutzt. 
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b)  Absatz 11 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt:  

 
 
 
 
 
 
 „Eine Direktabrechnung durch die 

Beihilfestelle im Wege des elektro-
nischen Datenaustausches ist nur 
zulässig, wenn 

 
1.  die beihilfeberechtigte Person 

dies gegenüber den Personen 
und Einrichtungen, die Leistun-
gen erbringen oder Rechnun-
gen ausstellen, beantragt und 
sich damit einverstanden er-
klärt, und  

 
2.  die beihilfeberechtigte oder die 

berücksichtigungsfähige Per-
son ihre Einwilligung in die Da-
tenverarbeitung erteilt oder die 
Personen und Einrichtungen, 
die Leistungen erbringen oder 
Rechnungen ausstellen, ge-
genüber der Beihilfestelle von 
der Schweigepflicht entbunden 
hat. 

 
Sind die Voraussetzungen des Sat-
zes 2 erfüllt, wird Beihilfe von Amts 
wegen gewährt. Einer vorherigen 
Anhörung der beihilfeberechtigten 
Person nach § 28 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes NRW bedarf 
es nicht. Absatz 6 ist zu beachten.“ 

 
c)  Absatz 12 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „2b 

des Gesetzes vom 19. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 197) 
geändert worden ist“ durch die 
Angabe „5 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 324) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt.  

 
 

(11) Hat der Dienstherr oder die juristische 
Person des öffentlichen Rechts, die mit der 
Bearbeitung von Beihilfeangelegenheiten 
betraut ist, mit Personen oder Einrichtungen, 
die Leistungen erbringen oder Rechnungen 
ausstellen, die direkte Abrechnung von Leis-
tungen vereinbart, kann die Beihilfestelle an 
diese Zahlungen in Höhe des Beihilfean-
spruchs leisten (Direktabrechnung). Die Di-
rektabrechnung ist nur zulässig, wenn der 
oder die Beihilfeberechtigte dies beantragt 
und sich mit der direkten Klärung von Fragen 
zwischen der Beihilfestelle und den Perso-
nen und Einrichtungen, die Leistungen er-
bringen oder Rechnungen ausstellen, ein-
verstanden erklärt und die behandelte beihil-
feberechtigte oder berücksichtigungsfähige 
Person die Person oder Einrichtung, die 
Leistungen erbringt oder Rechnungen aus-
stellt, im Einzelfall von der ärztlichen Schwei-
gepflicht gegenüber der Beihilfestelle entbin-
det. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(12) Für die Aufgaben zur Umsetzung des 
Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel vom 
22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2262, 2275), 
das zuletzt durch Artikel 2b des Gesetzes 
vom 19. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 197) ge-
ändert worden ist, insbesondere für die Zu-
sammenarbeit mit der ZESAR – Zentrale 
Stelle zur Abrechnung von Arzneimittelrabat-
ten GmbH, ist das Landesamt für Besoldung 
und Versorgung in den Fällen zuständig, in 
denen Ansprüche auf Rabatte gegen phar-
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bb)  In Satz 2 wird nach der Angabe 

„geändert worden ist“ die An-
gabe „,in der jeweils geltenden 
Fassung“ eingefügt. 

 

mazeutische Hersteller entstehen, nachdem 
Beihilfen für Arzneimittelaufwendungen un-
ter dem Institutskennzeichen des Landes 
festgesetzt worden sind. Das Landesamt für 
Besoldung und Versorgung ist zuständig für 
die Annahme der Arzneimittelrabatte nach 
§ 9 Absatz 5 der Hochschulwirtschaftsfüh-
rungsverordnung vom 11. Juni 2007 (GV. 
NRW S. 246), die zuletzt durch Verordnung 
vom 30. Juni 2018 (GV. NRW S. 392) geän-
dert worden ist. 
 

Artikel 20 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 
übergeleiteten Zweiten Besoldungs-

Übergangsverordnung 
 

Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß § 
92 Absatz 1 Nummer 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Zweiten Besoldungs-Über-
gangsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. November 1997 
(BGBl. I S. 2764), die zuletzt durch Artikel 
258 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer 
Kraft.  
 

  

Artikel 21 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 

übergeleiteten Übergangszahlungsver-
ordnung 

 
Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß § 
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92 Absatz 1 Nummer 6 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Übergangszahlungsverordnung 
vom 23. Juli 1975 (BGBl. I S. 1982), die 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2003 (BGBl. I S. 2848) geändert wor-
den ist, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2026 außer Kraft.  
 

Artikel 22 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 

übergeleiteten Kommunalbesoldungs-
verordnung 

 
Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß 
§ 92 Absatz 1 Nummer 7 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Kommunalbesoldungsverord-
nung des Bundes vom 7. April 1978 (BGBl. I 
S. 468), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 20. Oktober 2015 (GV.NRW S. 
729) geändert worden ist, tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2026 außer Kraft.  
 

  

Artikel 23 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 

übergeleiteten Sparkassenbesoldungs-
verordnung 

 
Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß 
§ 92 Absatz 1 Nummer 8 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
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Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Sparkassenbesoldungsverord-
nung des Bundes vom 16. Juni 1976 (BGBl. 
I S. 1588), die durch Verordnung vom 22. 
Juni 1983 (BGBl. I S. 732) geändert worden 
ist, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2026 
außer Kraft. 
 

Artikel 24 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 

übergeleiteten Verordnung zu § 26 Abs. 
4 Nr. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes 

 
Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß 
§ 92 Absatz 1 Nummer 10 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Verordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 4 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 8. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1468), tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2026 außer Kraft.  
 

  

Artikel 25 
Außerkrafttreten der in Landesrecht 

übergeleiteten Verordnung zur Überlei-
tung in die im Zweiten Gesetz zur Verein-
heitlichung und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Ländern gere-
gelten Ämter und über die künftig weg-

fallenden Ämter 
 

Die durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S. 234) geändert worden ist, in Lan-
desrecht bewirkte Überleitung und gemäß 
§ 92 Absatz 1 Nummer 12 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Aus-
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fertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] geändert worden ist, bewirkte Fort-
geltung der Verordnung zur Überleitung in 
die im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern geregelten Ämter und 
über die künftig wegfallenden Ämter vom 1. 
Oktober 1975 (BGBl. I S. 2608), die zuletzt 
durch Gesetz vom 25. September 1990 
(BGBl. I S. 2106) geändert worden ist, tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

 
 

Artikel 26 
Außerkrafttreten der Verordnung zur 

Überleitung vorhandener kommunaler 
Wahlbeamtinnen und kommunaler Wahl-

beamten auf Zeit 
 

Die Verordnung zur Überleitung vorhande-
ner kommunaler Wahlbeamtinnen und kom-
munaler Wahlbeamten auf Zeit vom 15. April 
2020 (GV. NRW. S. 340, ber. S. 351b) tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer 
Kraft. 
 

  

Artikel 27 
Außerkrafttreten der Erschwerniszula-

genverordnung 
 

Die Erschwerniszulagenverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3498), die zuletzt 
durch [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
letzten Änderungsgesetzes] geändert wor-
den ist, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2026 außer Kraft. 
 

  

Artikel 28 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Ab-
sätze 2 bis 4 am 1. Januar 2027 in Kraft.  
 
(2) Artikel 2 Nummer 8 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2024 in Kraft.  
 
(3) Artikel 17 Nummer 1 Buchstabe a, Num-
mer 2 und Nummer 3 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2026 in Kraft. 
 
(4) Artikel 12 tritt am 1. August 2027 in Kraft. 
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Anlage 1 
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Anlage 2 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Aufgrund der stetigen Veränderungen des Arbeitsmarktes sowie den Herausforderungen des 
demografischen Wandels ist eine kontinuierliche und vorausschauende Weiterentwicklung der 
Arbeitsbedingungen erforderlich, um die Attraktivität des öffentlichen Dienstes zu erhalten und 
im Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte dauerhaft konkurrenzfähig zu bleiben. 
 
Zu diesem Zweck wurden geeignete Maßnahmen des materiellen und finanziellen Dienst-
rechts identifiziert, die dazu beitragen, den öffentlichen Dienst nachhaltig zu modernisieren 
und seine Leistungs- und Zukunftsfähigkeit langfristig zu sichern. Im Wesentlichen: 
 
Allgemeines Dienstrecht 
Die Arbeitszeit wird reduziert durch Gutschrift der 41. Wochenstunde auf ein Lebensarbeits-
zeitkonto. Für Lehrkräfte erfolgt eine Gutschrift von wöchentlich 0,5 Pflichtstunden. Das auf-
gebaute Stundenguthaben wird durch spätere Freistellung wieder abgebaut. Die Freistellung 
erfolgt in der Regel unmittelbar vor dem Ruhestand, kann auf Antrag aber auch früher erfolgen, 
wenn sie zum individuellen Lebensplan passt und dienstliche Belange zu diesem Zeitpunkt 
nicht entgegenstehen. 
 
Das bereits bestehende Langzeitarbeitskonto zur Sicherung von Mehrarbeitsstunden und Ur-
laubstagen bleibt neben dem Lebensarbeitszeitkonto bestehen (Zwei-Konten-Modell).  
 
Weitere Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung wird den Beamtinnen und Beamten einge-
räumt durch Ausweitung des in der Arbeitszeitverordnung vorgegebenen Arbeitszeitrahmens 
in den Morgenstunden von 6:30 Uhr auf 6:00 Uhr. Die Dienststellen können damit den durch 
Dienstvereinbarung vorgegebenen Arbeitszeitrahmen innerhalb eines Zeitraums von 06:00 
Uhr bis 20:00 Uhr festlegen, wodurch den Beschäftigten mehr Freiheit mit Blick auf unter-
schiedliche Lebenssituationen gewährt wird. 
 
Darüber hinaus erfordert der Fachkräftemangel neue Wege, um auf Seiten der Dienstherren 
organisatorisch flexibel auf etwaige personelle Engpässe und Veränderungen reagieren zu 
können. Auf der anderen Seite steht der Wunsch der Beschäftigten nach mehr Flexibilität, um 
sich auf veränderte Lebenssituationen auch beruflich einstellen zu können. Durch die Auf-
nahme einer einvernehmlichen Beendigungsoption bei den Regelungen der Teilzeitbeschäfti-
gung im Blockmodell wird diesen Erfordernissen Rechnung getragen. 
 
Zudem wird der Rechtsgrundsatz der §§ 427, 444 und 446 Zivilprozessordnung, wonach auf 
die generelle Dienstunfähigkeit einer Beamtin oder eines Beamten geschlossen werden kann, 
wenn dieser durch sein Verhalten die Feststellung seines Gesundheitszustandes bewusst ver-
hindert, ausdrücklich auch gesetzlich klargestellt.  
 
Daneben wird eine klarstellende gesetzliche Offenbarungsbefugnis zur Weiterleitung des Er-
gebnisses der amtsärztlichen Untersuchung sowie der das Ergebnis tragenden Feststellungen 
und Gründe aufgenommen. 
 
Zudem werden klarstellende und aufgrund von Rechtsprechung oder EU-Vorgaben erforderli-
che Anpassungen vorgenommen. Hierzu zählen unter anderem: 

• Einführung einer gesetzlichen Grundlage für Einstellungsuntersuchungen, 

• Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in 
der Europäischen Union (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 105), 
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• Einführung einer Verordnungsermächtigung betreffend das Erscheinungsbild von Be-
amtinnen und Beamten, 

• Einführung eines abgestuften Anzeige- und Genehmigungsverfahrens für Tätigkeiten 
von Beamtinnen und Beamten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

• Einführung einer Wahlmöglichkeit hinsichtlich der Amtsbezeichnung für Personen, für 
die im Personenstandsregister weder die Geschlechtsangabe „weiblich“ noch „männ-
lich“ eingetragen ist, 

• Einführung einer gesetzlichen Grundlage für die fiktive Fortschreibung von dienstlichen 
Beurteilungen. 

 
Besoldungsrecht 
Die Struktur des Zulagen- und Vergütungswesens wird vereinfacht und transparenter gestal-
tet. 

Komplex und verwaltungsaufwendig gestaltete Regelungen, die an im Einzelfall aufwendig zu 
ermittelnde Tatbestände geknüpft sind, werden durch Pauschalen ersetzt. Die Erschwerniszu-
lagenverordnung wird entsprechend grundlegend novelliert. Darüber hinaus erfolgen struktu-
relle Vereinfachungen und Anpassungen durch 

- eine Überarbeitung der Struktur der zentralen im Landesbesoldungsgesetz geregelten 
Stellenzulagen durch Abschaffung der Staffelung nach Besoldungsgruppen und 
Dienstzeiten, 

- die laufbahnbezogene Gewährung der Zulage für Beamtinnen und Beamte der Feuer-
wehr durch Aufgabe der Voraussetzung einer Tätigkeit „im Einsatzdienst“, 

- die Überarbeitung der an Lehrkräfte gewährten Fachleitungszulage durch Abschaffung 
der Staffelung der Zulagenhöhe zugunsten des höheren Betrages und 

- die Überarbeitung der Strukturzulage nach § 47 des Landesbesoldungsgesetzes für 
die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt durch Harmonisierung des berechtigten 
Personenkreises. 

Damit wird einerseits ein Beitrag zur Entbürokratisierung und Verwaltungsvereinfachung ge-
leistet. Andererseits trägt die Überarbeitung zu einer erhöhten Transparenz und Anwender-
freundlichkeit bei. 
 
Gleichzeitig werden insbesondere seit längerer Zeit nicht mehr angehobene Stellenzulagen 
betragsmäßig auf das durchschnittliche Niveau in Bund und Ländern angehoben, um den ge-
stiegenen Anforderungen in den jeweiligen Tätigkeitsbereichen der anspruchsberechtigten 
Personen Rechnung zu tragen. Die sogenannte „Meisterzulage“ (§ 56 Nummer 2 des Landes-
besoldungsgesetzes) wird um 100 Prozent, mithin auf 80 Euro erhöht. Diese signifikante Er-
höhung dient der Personalgewinnung und -bindung von fachlich besonders qualifiziertem Per-
sonal sowie der Kompensation zunehmender Anforderungen in Arbeitsbereichen, in denen 
eine Meisterprüfung vorausgesetzt wird. 
 
Darüber hinaus wird der Zuschlag nach § 71a des Landesbesoldungsgesetzes insgesamt at-
traktiver ausgestaltet. Neben einer Erhöhung des Zuschlags für Beamtinnen und Beamte von 
zehn auf 15 Prozent des Grundgehalts wird dieser künftig unabhängig vom Erreichen des Ru-
hegehaltshöchstsatzes ab Beginn des Kalendermonats gewährt, der auf den Zeitpunkt des 
Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze folgt. Der Anwendungsbereich wird insgesamt auf 
die künftig mögliche unterhälftige Teilzeitbeschäftigung im Hinausschiebenszeitraum er-
streckt. Zudem wird der Anwendungsbereich des § 71a Absatz 2 des Landesbesoldungsge-
setzes auf Richterinnen und Richter ausgedehnt. Die attraktivere Ausgestaltung des finanziel-
len Anreizes für ein freiwilliges Hinausschieben des Ruhestandes ermöglicht es, vorhandenes 
Fachwissen und langjährige Erfahrung länger zu erhalten und an neue Fachkräfte weiterzu-
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geben. Gleichzeitig wird den Beschäftigten eine größere Flexibilität beim Übergang in den Ru-
hestand entsprechend ihrer persönlichen und finanziellen Situation eröffnet. 
 
Modernisierungen für Richterinnen und Richter werden vorgenommen durch eine Verbesse-
rung des Stellenschlüssels für weitere aufsichtsführende Richterinnen und Richter. Infolge der 
Änderung können rund 35 Richterplanstellen für weitere aufsichtführende Richterinnen und 
Richter von der Besoldungsgruppe R 1 in die Besoldungsgruppe R 2 gehoben werden. Die 
aufsichtsführende Tätigkeit wird damit attraktiv gehalten, die neben der Rechtsprechungsauf-
gabe die Wahrnehmung administrativer und leitender Funktionen zur Unterstützung der Ge-
richtsleitung erfordert.  
 
Zur Attraktivitätssteigerung der Juniorprofessur in Nordrhein-Westfalen wird die Zulagen- und 
Zuschlagsgewährung an Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren modernisiert durch Aus-
weitung des Anwendungsbereichs des § 33 des Landesbesoldungsgesetzes (Leistungsbe-
züge). 
 
Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung werden im Besol-
dungs- und Versorgungsrecht die Möglichkeiten zum elektronischen Versand und Datenabruf 
von Bezügemitteilungen geschaffen. 
 
Versorgungsrecht 
Für Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter, die auf eigenes Verlangen vor-
zeitig aus dem Landesdienst ausscheiden, wird bei Erfüllung der gesetzlich bestimmten Vo-
raussetzungen ein Anspruch auf ein „Altersgeld“ sowie für deren Hinterbliebene ein „Hinter-
bliebenenaltersgeld“ vorgesehen. Dieser Leistungsanspruch wird für das Land Nordrhein-
Westfalen in einem eigenen Gesetz verankert. Damit wird deutlich gemacht, dass es sich bei 
den freiwillig aus dem Landesdienst ausgeschiedenen Beamtinnen und Beamten sowie Rich-
terinnen und Richtern und deren Hinterbliebenen nicht um Versorgungsempfänger im klassi-
schen Sinne handelt.  

Als finanziellen Ausgleich für die erdienten Alterssicherungsansprüche sieht das Gesetz einen 
Anspruch auf Altersgeld vor. Für die Ausgestaltung des Altersgeldanspruchs ist dabei zu be-
rücksichtigen, dass kein übermäßiger Anreiz geschaffen werden soll, den Landesdienst vor-
zeitig zu verlassen. Auch entstehen dem Dienstherrn durch die vorzeitige Entlassung zusätz-
liche Kosten für die Rekrutierung und Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Diese Gründe rechtfertigten es, den Anspruch auf Altersgeld zwar nach den Grundsätzen des 
Landesbeamtenversorgungsrechts festzusetzen, ihn aber gleichzeitig im Sinne eines Aus-
gleichs der Nachteile für den Dienstherrn auf ein reduziertes Niveau zu beschränken. Im Ein-
zelnen sieht der Gesetzentwurf deshalb u. a. folgende Abweichungen vom Landesbeamten-
versorgungsrecht vor: 

• Der Anspruch entsteht ab einer Wartezeit von fünf Jahren. Bei erneuter Berufung (z. B. 
nach Dienstunfähigkeit oder Versetzung in den einstweiligen Ruhestand) besteht eine 
Sperrfrist von fünf Jahren. Er ruht bis zum Erreichen der altersgeldrechtlichen Alters-
grenze. 

• Berücksichtigungsfähig sind im Wesentlichen nur reine Beamtendienstzeiten im Sinne des 
§ 6 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 

• In die Bemessungsgrundlage der altersgeldfähigen Dienstbezüge wird ein Familien-zu-
schlag nicht mit einbezogen. 

• Auf den Altersgeldanspruch wird ein pauschaler Abschlag in Höhe von 15 Prozent bei einer 
geringeren Dienstzeit als zwölf Jahre erhoben, anderenfalls ein pauschaler Abschlag in 
Höhe von fünf Prozent. 
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• Das Altersgeld wird monatlich nachträglich gezahlt. Darüber hinaus wird mit dem Gesetz 
sichergestellt, dass landesbeamtenversorgungsrechtliche Anrechnungs- und Kürzungs-
vorschriften nicht umgangen werden können. 

 
Durch die Einführung von Altersgeld wird die Möglichkeit eröffnet, Ansprüche auf Alterssiche-
rung aus der Beamtenversorgung bei einem Ausscheiden aus diesem System als Altersgeld 
„mitzunehmen“. Dadurch entfällt für diesen Personenkreis die bisher vorgeschriebene Nach-
versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Gleichzeitig ist dies mit der Einführung 
der Trennung der Alterssicherungssysteme verbunden. 

Der Ansatz der Trennung der Alterssicherungssysteme geht von der Überlegung aus, dass 
Beschäftigungszeiten, die in einem bestimmten Alterssicherungssystem abgeleistet werden, 
ausschließlich in diesem Alterssicherungssystem berücksichtigt werden und im Versorgungs-
fall konsequenterweise ausschließlich aus diesem System bedient werden. Es werden grund-
sätzlich nur noch originäre Beamtendienstzeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksich-
tigt. Zeiten außerhalb des Beamtenverhältnisses können grundsätzlich nur als ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit anerkannt werden, wenn sie nicht in einem anderen Alterssicherungssystem 
berücksichtigt werden. Im Gegenzug erfolgt keine Anrechnung von Renten auf die Beamten-
versorgung, sodass eine Kürzung der Versorgungsbezüge um die Rentenleistung entfällt. 
Durch die Trennung der Systeme wird eine Verwaltungsvereinfachung und bessere Transpa-
renz der Beamtenversorgung erreicht. Das Verfahren der Rentenanrechnung und die damit 
zusammenhängenden Mitwirkungspflichten werden von den Versorgungsempfänger-innen 
und Versorgungsempfängern als belastend empfunden. Ändert sich die Höhe der Rentenleis-
tung, ist der Ruhensbetrag stets neu zu berechnen. Dies ist verwaltungsaufwendig und führt 
häufig zu Nachzahlungsverpflichtungen der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger. Zudem stellt die Berücksichtigung von Vordienstzeiten bei lebensälteren Berufs-
wechslern häufig ein Einstellungshindernis dar, weil die verbleibenden Beamtendienstzeiten 
im Verhältnis zu den zu erwartenden Versorgungskosten nicht auskömmlich sind. 
 
Weiter wird das Versorgungsrecht durch eine Anpassung der Hinzuverdienstregelungen nach 
Eintritt in den Ruhestand modernisiert. Ehemaligen Landesbeamtinnen und Landesbeamten, 
die im Ruhestand einer aktiven Erwerbstätigkeit nachgehen, ist es grundsätzlich nur in be-
grenztem Maße – bis zu einer Höchstgrenze – möglich, ihre Versorgungsbezüge ungekürzt 
neben den aus ihrer Erwerbstätigkeit erzielten Einkünften weiter zu beziehen. Zukünftig soll – 
sofern die für die jeweilige Beamtengruppe geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht wurde 
– eine Anrechnung entfallen. Für die betroffenen Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amten wird auf diese Weise ein Anreiz geschaffen, einer Erwerbstätigkeit innerhalb oder au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes nachzugehen und die hieraus erzielten Einkünfte voll zu 
vereinnahmen. Hierdurch kann gleichzeitig dazu beigetragen werden, dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken.  
 
Beihilferecht 
Die Regelungen zur Beihilfeberechtigung bei Elternzeit und unterhälftiger Teilzeitbeschäfti-
gung aus familienpolitischen Gründen werden an die aktuellen Anforderungen und Lebens-
wirklichkeiten angepasst und erheblich vereinfacht. 

Dem heutigen modernen Familienbild folgend wird auch für Beamtinnen und Beamte in Eltern-
zeit (unabhängig von deren Ausgestaltung als Beurlaubung ohne Besoldung oder mit [unter-
hälftiger] Teilzeitbeschäftigung) ein eigener originärer Beihilfeanspruch mit einem Bemes-
sungssatz von einheitlich 70 Prozent eingeräumt. Die in Elternzeit befindlichen Beamtinnen 
und Beamten werden aufgrund der besonderen Situation nach der Geburt eines Kindes be-
günstigt.  
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Damit werden in Zukunft alle Personen, losgelöst von der jeweiligen familiären Situation (al-
leinerziehend, verheiratet oder verpartnert), während einer Elternzeit originär beihilfeberechtigt 
sein und stets gleichbehandelt werden.  

Zukünftig werden auch außerhalb einer Elternzeit bei unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung aus 
familiären Gründen wegen Kindererziehung oder Pflege Angehöriger Beihilfen immer aus ei-
genem Recht gewährt.  

Durch die Neuregelung ergibt sich eine erhebliche Rechtsvereinfachung, die zu einer deutli-
chen Reduzierung des Verwaltungsaufwands und damit weiteren Entlastung der Beihilfestel-
len führt. 
 
Darüber hinaus erhalten die Dienstherren im Geltungsbereich des Landesbeamtengesetzes 
die Möglichkeit, Beihilfeberechtigten mit besonderem Unterstützungsbedarf durch ein Fallma-
nagement passgenaue Angebote bei der Unterstützung im Kostenerstattungsverfahren zu ma-
chen. Dem Leitgedanken der Inklusion folgend sollen die Betroffenen die erforderliche Hilfe 
erhalten und so weit wie möglich selbst in die Lage versetzt werden, selbständig am beamten-
rechtlichen Absicherungssystem im Kostenerstattungsverfahren teilnehmen zu können. Die 
unterstützenden Maßnahmen im Fallmanagement sind umfassend angelegt. Mit der neuen 
Vorschrift des § 75 Absatz 11 wird im Landesbeamtengesetz eine rechtliche Grundlage für 
eine individuelle und rechtskreisübergreifende Begleitung und Unterstützung von Beihilfebe-
rechtigten durch die Träger der Beihilfe ermöglicht. Für Beihilfeberechtigte des Landes wird 
das Landesamt für Besoldung und Versorgung die neue Aufgabe des Fallmanagements zent-
ral übernehmen (§ 13 Absatz 1 Satz 4 der Beihilfenverordnung NRW). 
 
Mit der Anpassung des § 105 des Landesbeamtengesetzes erfolgt eine konsequente Digitali-
sierung des Verwaltungsverfahrens und aller Folgeprozesse, wenn die Beantragung der Leis-
tungen elektronisch über ein digitales (Beschäftigten-)Portal oder eine App vorgenommen 
wurde. Primäres Ziel ist es, im Rahmen der Modernisierung von Staat und Verwaltung in die-
sem Bereich des finanziellen Dienstrechts bei elektronischer Antragstellung stets vollständig 
nach dem Prinzip „Digital-Only“ zu verfahren. Bei Nutzung eines digitalen (Beschäftigten-)Por-
tals oder einer App zur elektronischen Beantragung verschiedener Leistungen des finanziellen 
Dienstrechts ist das Verwaltungsverfahren damit in allen Prozessen – insbesondere im Lan-
desbereich bei der Bearbeitung von Beihilfen – vollständig digital, also vom Beginn des Ver-
fahrens (Antrag) bis zum Abschluss (Entscheidung - Verwaltungsakt).  

Um im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung die Dienstleistungen der Beihilfeverwaltung 
weiter zu optimieren, wird mit der Anpassung des § 75 Absatz 3 und 12 des Landesbeamten-
gesetzes und der Ergänzung der bestehenden Regelung zur Direktabrechnung (§ 13 Absatz 
11 der Beihilfenverordnung NRW) eine verfahrensrechtliche Spezialregelung für Anwendungs-
fälle einer elektronischen Direktabrechnung geschaffen. Die Beihilfegewährung kann in diesen 
Sondersituationen von Amts wegen erbracht werden. Insbesondere für den geplanten Haupt-
anwendungsfall der elektronischen Direktabrechnung von Krankenhausrechnungen kann so 
wirkungsvoll eine schnelle und bürokratiearme Erstattung der regelmäßig hohen Kosten für 
die behandelte beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Person ermöglicht werden. 
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B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbeamtengesetzes) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um eine erforderliche redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht. 
 
Zu Nummer 2 (§ 6) 
Die Neufassung des Absatzes 4 dient der redaktionellen Klarstellung, dass sich die Verord-
nungsermächtigung im letzten Satz sowohl auf die Nummer 1 als auch auf die Nummer 2 
bezieht, wohingegen die Ausführungen zur hauptberuflichen Tätigkeit der Nummer 2 zugeord-
net werden. 
 
Zu Nummer 3 (§ 14a) 
Bislang existieren keine gesetzlichen Vorgaben für die Prüfung der nach Artikel 33 Absatz 2 
des Grundgesetzes, § 9 des Beamtenstatusgesetzes notwendigen gesundheitlichen Eignung 
im Rahmen der Begründung eines Beamtenverhältnisses. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts muss der Gesetzgeber die für die Verwirklichung von Grundrechten 
wesentlichen Regelungen selbst treffen. Wie weit der Gesetzgeber die für den fraglichen Le-
bensbereich erforderlichen Leitlinien selbst bestimmen muss, richtet sich nach dessen Grund-
rechtsbezug. Da die Übernahme in ein Beamtenverhältnis bei Nichtvorliegen der gesundheit-
lichen Eignung ausscheidet, ist die Prüfung der gesundheitlichen Eignung für die Verwirkli-
chung des grundrechtsgleichen Rechts aus Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes von nicht 
unwesentlicher Bedeutung. Insofern ist eine gesetzliche Regelung zur Prüfung der gesund-
heitlichen Eignung angezeigt. 
 
Die gesundheitliche Eignung wird seit jeher mittels amtsärztlicher Einstellungsuntersuchungen 
geprüft; die Übermittlung des jeweiligen Gesundheitszeugnisses an die Einstellungsbehörde 
erfolgt auf Grundlage einer (datenschutzrechtlichen) Einwilligung. 
 
Mit Absatz 1 Satz 1 wird zunächst klargestellt, dass die Feststellung der gesundheitlichen Eig-
nung – als Bestandteil der Ernennungsvoraussetzungen des § 9 des Beamtenstatusgeset-
zes – mittels eines ärztlichen Gutachtens grundsätzlich nur vor der Begründung eines Beam-
tenverhältnisses auf Lebenszeit oder eines Beamtenverhältnisses auf Probe erforderlich ist. 
Vor der Umwandlung des Beamtenverhältnisses auf Probe in ein solches auf Lebenszeit ist 
eine ärztliche Begutachtung nur dann erforderlich, wenn Zweifel über den Gesundheitszustand 
bestehen. Der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts kann hierzu entnommen wer-
den, dass im Rahmen der Untersuchung vor Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
bereits eine Aussage zur überwiegenden Wahrscheinlichkeit getroffen werden muss (vgl. 
BVerwG, Beschlüsse vom 25. Juli 2013 – 2 C 12.11 – und 30. Oktober 2013 – 2 C 16.12).  
 
Mit Satz 2 wird klargestellt, dass diesbezüglich dann § 33a entsprechend gilt, das heißt insbe-
sondere auch die dortigen Bestimmungen zum Datenschutz.  
 
In Satz 3 erfolgt eine Klarstellung, dass von der Feststellung der gesundheitlichen Eignung 
mittels eines ärztlichen Gutachtens die Ämter mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf 
Probe nach § 21 nicht umfasst sind, da sich diese Personen bereits in einem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder in einem Richterverhältnis auf Lebenszeit befinden (vgl. § 21 Absatz 
2 Satz 1). 
 
Mit Absatz 2 Satz 1 wird die Zulässigkeit einer Begutachtung vor der Begründung eines Be-
amtenverhältnisses auf Widerruf im Rahmen einer Kann-Regelung ermöglicht. So kann eine 
ärztliche Begutachtung insbesondere in den Fällen angezeigt sein, in denen z. B. die spätere 
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Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Probe vorgesehen ist, da die Ausbildung auf eine 
spätere Verwendung im öffentlichen Dienst begrenzt ist, oder die Art der Ausbildung beson-
dere Anforderungen an die Dienstfähigkeit stellt oder dies durch Rechtsvorschrift ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. Bei der Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf für einen Vorbe-
reitungsdienst, der auch Voraussetzung für die Ausübung eines Berufes außerhalb des öffent-
lichen Dienstes ist, kann der Nachweis durch ein amtliches Gutachten der unteren Gesund-
heitsbehörde gefordert werden, wenn Zweifel über den Gesundheitszustand bestehen. 
 
Satz 2 bestimmt, dass in diesen Fällen auch Absatz 1 Anwendung findet. 
 
Satz 3 bestimmt, dass in den Fällen, in denen die gesundheitliche Eignung bereits vor der 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf festgestellt wurde, eine erneute Begutachtung 
zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung nur dann erforderlich ist, wenn Zweifel an der 
gesundheitlichen Eignung bestehen. Der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
kann hierzu entnommen werden, dass im Rahmen der Untersuchung vor Berufung in ein Be-
amtenverhältnis auf Widerruf bereits eine Aussage zur überwiegenden Wahrscheinlichkeit ge-
troffen werden muss (vgl. BVerwG, Beschluss vom 12. Juli 2018 – 2 B 17.18). Eine erneute 
Untersuchung ist nur dann erforderlich, wenn Zweifel über die gesundheitliche Eignung beste-
hen. 
 
In Absatz 3 wird der bislang nur von der Rechtsprechung (vgl. BVerwG, Urteil vom 13. Februar 
2025 – 2 C 4.24) definierte Maßstab der Prüfung der gesundheitlichen Eignung gesetzlich nor-
miert. Hinsichtlich der Prognose wird klargestellt, dass sich diese für den Polizeivollzugsdienst 
auf den vorzeitigen Eintritt der Polizeidienstunfähigkeit bezieht (so auch BVerwG, Urteil vom 
13. Februar 2025 – 2 C 4.24). 
 
Daneben wird Satz 3 ergänzt. Denn das Bundesverwaltungsgericht lässt – im Unterschied 
zum Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen – ein erhöhtes Risiko künftiger 
Verwendungseinschränkungen nicht genügen, um die volle Verwendbarkeit und damit die ge-
sundheitliche Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers im aktuellen Zeitpunkt zu vernei-
nen. Für einen funktionierenden Polizeivollzugsdienst ist dies aber praxisfern. Denn das Land 
ist als Dienstherr aufgrund seiner Fürsorgepflicht gehalten, die oder den Betroffenen vor dem 
vermeidbaren Risiko zu schützen, was – je nach Krankheitsform – gar nicht möglich ist (OVG 
NRW, Beschlüsse vom 15. August 2023 – 6 B 684/23 – und vom 15. Oktober 
2020, 6 B 1296/20; Urteil vom 30. November 2017 – 6 A 2111/14). 
 
Absatz 4 bestimmt, dass in den Fällen, in denen die gesundheitliche Eignung bereits bei der 
Berufung in ein Richterverhältnis festgestellt wurde, eine erneute Begutachtung zur Feststel-
lung der gesundheitlichen Eignung vor Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht mehr er-
forderlich ist. Dies gilt nach § 2 Absatz 2 des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes auch 
für den umgekehrten Fall der Berufung einer Beamtin oder eines Beamten auf Lebenszeit in 
ein Richterverhältnis auf Probe.  
 
Zu Nummer 4 (§ 16) 
Mit dem neuen Absatz 5 Satz 1 werden Artikel 3, Artikel 4 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstaben 
g, h, i, j, k und l sowie Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1152 für die Beamtinnen und 
Beamten des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts umgesetzt. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird grundsätzlich die in Arti-
kel 4 Absatz 3 der Richtlinie vorgesehene Möglichkeit des Verweises auf bestehende Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften genutzt.  
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Die Beamtin oder der Beamte ist über die „wesentlichen Aspekte der rechtlichen Stellung im 
Beamtenverhältnis“ zu informieren. Der Begriff „rechtliche Stellung im Beamtenverhältnis“ 
nimmt Bezug auf Abschnitt 6 des Beamtenstatusgesetzes und Abschnitt 5 des Landesbeam-
tengesetzes. Dabei ist nicht jede der dort geregelten Pflichten und Rechte auch automatisch 
ein „wesentlicher Aspekt“ im Sinne der Regelung. Insbesondere ist die Beamtin oder der Be-
amte über die in den Nummern 1 bis 6 enthaltenen Bestimmungen zu informieren. Die in den 
Nummern 1 bis 6 enthaltene Aufzählung bezieht sich auf die entsprechenden Regelungen im 
Beamtenstatusgesetz, im Landesbeamtengesetz und im Landesbesoldungsgesetz sowie den 
insoweit erlassenen Rechtsverordnungen und weiteren dienstrechtlichen Regelungen. Eine 
Konkretisierung der Nummern 1 bis 6 soll durch Rundschreiben erfolgen.  
 
Dadurch, dass die Informationen der Beamtin oder dem Beamten „anlässlich“ der Aushändi-
gung der Ernennungsurkunde zu übermitteln sind, wird zugleich die Fristvorgabe des Artikel 5 
Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1152 umgesetzt. „Anlässlich“ bedeutet eine unmittelbare 
Übermittlung dieser Informationen. In der Praxis kann dies beispielsweise dadurch erfolgen, 
dass mit der Ernennungsurkunde ein entsprechendes Informationsblatt ausgehändigt oder am 
selben Tag durch eine E-Mail ein entsprechendes Informationsblatt übermittelt wird. 
 
Der neue Satz 2 enthält eine weitere Regelung zur Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe b der Richtlinie (EU) 2019/1152. Entsprechend der Vorgaben der Richtlinie kann inso-
weit keine Umsetzung durch Verweis auf bestehende Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erfolgen. Der Arbeitsort ist der Beamtin oder dem Beamten folglich individuell schriftlich oder 
elektronisch mitzuteilen. Dabei reicht es auf Grund der für Beamtinnen und Beamte geltenden 
Folgepflicht des § 35 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes aus, dass insoweit auf den räum-
lichen Geltungsbereich des Dienstherrn verwiesen wird. Die Information kann mit den Infor-
mationen nach Satz 1 in einem Dokument oder mit dem Schreiben zur Einweisung in die Plan-
stelle erfolgen. Soweit die Information elektronisch erfolgt, ist als Übermittlungsnachweis bei-
spielsweise die zur Personalakte genommene E-Mail der Versendung ausreichend.  
 
Keiner gesonderten Umsetzung bedürfen hingegen Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und c bis 
e der Richtlinie (EU) 2019/1152. Die dort enthaltenen Informationen werden der Beamtin oder 
dem Beamten mit Aushändigung der Ernennungsurkunde (§ 8 des Beamtenstatusgesetzes) 
sowie des Schreibens zur Einweisung in die Planstelle (§ 49 der Landeshaushaltsordnung) 
bekannt gemacht. Bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf ergeben sich mit Aushändigung 
der Ernennungsurkunde (§ 8 des Beamtenstatusgesetzes) in Verbindung mit der jeweiligen 
Vorbereitungsdienstverordnung hinsichtlich Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben e der Richtlinie 
(EU) 2019/1152 weitere erforderliche Informationen zu der erwarteten Dauer des Beamten-
verhältnisses auf Widerruf oder dessen Enddatum bzw. der Information zur Entlassung nach 
§ 22 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes oder nach § 23 Absatz 4 des Beamtenstatusge-
setzes (s. o., neuer § 16 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a). 
 
Keiner Umsetzung bedürfen Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe m und n der Richtlinie (EU) 
2019/1152: Buchstabe m ist nicht einschlägig. Arbeitsmuster, die völlig oder größtenteils un-
vorhersehbar sind, sind nicht gegeben. Auf die Beamtinnen und Beamten finden die Arbeits-
zeitregelungen nach dem Landesbeamtengesetz i. V. m. den jeweiligen Rechtsverordnungen 
Anwendung. Durch diesen Rechtsrahmen wird eine Vorhersehbarkeit hergestellt. Buchstabe 
n ist ebenfalls nicht einschlägig, da nach den „hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeam-
tentums“ die Arbeitsbedingungen einseitig durch Rechtsvorschriften geregelt werden. Entspre-
chende Kollektiv- oder Tarifverträge existieren daher nicht. 
 
Zu Nummer 5 (§ 21) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Nummer 6 (§ 24) 
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1152 sind Änderungen über die wesentlichen 
Aspekte der rechtlichen Stellung im Beamtenverhältnis der Beamtin oder dem Beamten mit-
zuteilen. Eine solche Änderung tritt auch dann teilweise ein, wenn eine Beamtin oder ein Be-
amter von einem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu einem 
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeordnet wird. In diesem Fall gelten teil-
weise die Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes, des Landesbesoldungsgesetzes und 
der darauf gestützten Rechtsverordnungen oder sonstigen landesrechtlichen Regelungen zum 
Dienstrecht. Die Informationspflicht trifft den aufnehmenden Dienstherrn im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, da nur dieser über die in seinem Bereich geltenden Regelungen informieren 
kann. 
 
Zu Nummer 7 (§ 25) 
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1152 sind Änderungen über die wesentlichen 
Aspekte der rechtlichen Stellung im Beamtenverhältnis der Beamtin oder dem Beamten mit-
zuteilen. Eine solche Änderung tritt dann ein, wenn eine Beamtin oder ein Beamter von einem 
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu einem Dienstherrn im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes versetzt wird. In diesem Fall gelten zukünftig andere Bestim-
mungen (Landesbeamtengesetz, Landesbesoldungsgesetz und darauf gestützte Rechtsver-
ordnungen oder sonstige landesrechtliche Regelungen zum Dienstrecht) als im bisherigen Be-
amtenverhältnis (Bundesbeamtengesetz oder ein anderes Landesbeamtengesetz bzw. Bun-
desbesoldungsgesetz oder ein anderes Landesbesoldungsgesetz und darauf gestützte 
Rechtsverordnungen oder sonstige bundes- oder landesrechtliche Regelungen zum Dienst-
recht). Die Informationspflicht trifft den aufnehmenden Dienstherrn im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, da nur dieser über die in seinem Bereich geltenden Regelungen informieren kann. 
 
Zu Nummer 8 (§ 32) 
Mit der Einführung des neuen Absatzes 4 soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden, 
die es verbeamteten Personen ermöglicht, im Anschluss an das Erreichen der gesetzlichen 
Regelaltersgrenze und bei gleichzeitigem Hinausschieben des Ruhestands nach § 32 auf An-
trag eine voraussetzungslose Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte der wöchentli-
chen Arbeitszeit aufzunehmen. Nach bisheriger Rechtslage ist eine Teilzeitbeschäftigung mit 
weniger als der Hälfte der wöchentlichen Arbeitszeit nur zulässig, wenn besondere Gründe 
dies rechtfertigen. Ziel der Regelung ist es, den Übergang in den Ruhestand flexibler und le-
bensphasenorientierter zu gestalten, den Verbleib erfahrenerer Fachkräfte im öffentlichen 
Dienst zu fördern und gleichzeitig die familienfreundliche Ausgestaltung des Dienstrechts zu 
unterstützen. Als Ermessensvorschrift sichert die Regelung zugleich eine dienstliche Steue-
rungsfähigkeit. Die Dienstbehörde prüft im Rahmen eines Antragsverfahrens, ob die geplante 
Arbeitszeit mit einer ordnungsgemäßen Aufgabenwahrnehmung vereinbar ist. 
 
Zu Nummer 9 (§ 33) 
Aus §§ 427, 444 und 446 der Zivilprozessordnung folgt der allgemeine, auch im Verwaltungs-
verfahren geltende Rechtsgrundsatz, dass das einen Beweis vereitelnde Verhalten eines Be-
teiligten im Rahmen freier Beweiswürdigung zu dessen Nachteil gewertet werden darf. Es 
kann insoweit bereits jetzt schon auf die Dienstunfähigkeit eines Beamten geschlossen wer-
den, wenn dieser durch sein Verhalten die Feststellung seines Gesundheitszustandes bewusst 
verhindert. Dieser Rechtsgrundsatz soll nunmehr auch gesetzlich ausdrücklich klargestellt 
werden. Satz 2 dient zudem der Klarstellung der Rechtsfolgen bei der Verweigerung einer 
rechtmäßig angeordneten ärztlichen Untersuchung zur Feststellung der Dienstunfähigkeit. 
 
Die Regelung bringt lediglich die Berechtigung der dienstvorgesetzten Stelle zum Ausdruck, 
von der Weigerung der geforderten Begutachtung auf die Dienstunfähigkeit des Beamten zu 
schließen. Der Schluss auf die Dienstunfähigkeit ist nicht zwingend; die dienstvorgesetzte 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

220 

Stelle muss vielmehr die Gründe, die die Beamtin oder der Beamte für ihr oder sein Verhalten 
angegeben hat, berücksichtigen und in ihre Entscheidungsfindung einbeziehen (BVerwG, Ur-
teil vom 30. Mai 2013 – 2 C 68.11). 
Daneben ist es der dienstvorgesetzten Stelle möglich, bei ungerechtfertigter Weigerung einer 
rechtmäßigen Anordnung der amtsärztlichen Untersuchung Folge zu leisten ein Dienstverge-
hen zu prüfen. 
 
Bei konkreten Zweifeln an der vorübergehenden Dienstunfähigkeit kann die Behörde im Vor-
feld zudem z. B. schon ab dem ersten Tag des Fernbleibens die Vorlage einer (polizei)ärztli-
chen oder amtsärztlichen Bescheinigung verlangen (§ 62 Absatz 1 Satz 2,3 LBG NRW). 
 
Die materiellen Voraussetzungen für die weitere Verwendung bei begrenzter Dienstfähigkeit 
sind abschließend im § 27 des Beamtenstatusgesetzes geregelt. Die Feststellung einer be-
grenzten Dienstfähigkeit enthält zugleich die Feststellung der Teildienstunfähigkeit. Die Fest-
stellung der begrenzten Dienstfähigkeit ist deshalb in entsprechender Anwendung der Rege-
lung für die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit in § 34 vorzu-
nehmen. Mit Absatz 4 erfolgt eine gesetzliche Klarstellung, dass für die Zuständigkeit und das 
Verfahren die Vorschriften über die Dienstunfähigkeit entsprechend gelten.  
 
Zu Nummer 10 (§ 33a) 
In Absatz 1 wird eine klarstellende gesetzliche Offenbarungsbefugnis zur Weiterleitung des 
Ergebnisses der amtsärztlichen Untersuchung sowie der das Ergebnis tragenden Feststellun-
gen und Gründe aufgenommen. Im Verhältnis von Amtsarzt zum Dienstherrn besteht eine 
ärztliche Schweigepflicht nicht, da der Dienstherr Auftraggeber des Gutachtens und von Ge-
setzes wegen (§ 33 Absatz 1 und § 34 Absatz 1) verpflichtet ist, ein solches zur Beurteilung 
der Dienstfähigkeit einzuholen (OVG NRW, Beschluss vom 16. Februar 2022 – 6 A 772/21). 
Die genannten Bestimmungen werden ergänzt durch die begrenzende Vorschrift des § 27 
Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen, wonach der die Untersuchung veranlassenden Stelle das Untersuchungsergebnis 
mitgeteilt wird sowie die das Ergebnis tragenden Feststellungen und Gründe, soweit deren 
Kenntnis für die auftraggebende Stelle unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
für die zu treffende Entscheidung erforderlich ist. 
 
Bei dem Gutachten handelt es sich um datenschutzrechtlich besonders geschützte Gesund-
heitsdaten. Durch die weitere Ergänzung der Vorschrift wird das bereits bewährte Procedere 
gesetzlich ausdrücklich erfasst. 
 
Zu Nummer 11 (§ 44) 
Es handelt sich um eine rein redaktionelle Anpassung. Das im Zusammenhang mit dem 
Dienstort benutzte Possessivpronomen folgte bisher nur dem generischen Maskulinum und 
wird nunmehr mit Blick auf geschlechtergerechte Sprache angepasst. 
 
Zu Nummer 12 (§ 45a) 
Mit Urteil vom 17. November 2017 – 2 C 25.17 – hat das Bundesverwaltungsgericht im Hinblick 
auf Regelungen zum Erscheinungsbild von Beamtinnen und Beamten die Notwendigkeit einer 
hinreichend bestimmten gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage hervorgehoben. Daraufhin hat 
der Bundesgesetzgeber die Rechtsprechung mit dem Gesetz zur Regelung des Erscheinungs-
bilds von Beamtinnen und Beamten sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschrif-
ten vom 28. Juni 2021 aufgegriffen und mit den Neuregelungen in § 61 Absatz 2 des Bundes-
beamtengesetzes sowie § 34 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes spezifische Rechtsgrund-
lagen geschaffen. 
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§ 34 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes enthält damit eine unmittelbar in den Ländern an-
wendbare Regelung für die Zulässigkeit der Einschränkungen des Erscheinungsbildes der Be-
amtinnen und Beamten. Gemäß § 34 Absatz 2 Satz 5 des Beamtenstatusgesetzes können die 
Einzelheiten nach § 34 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Beamtenstatusgesetzes durch Landesrecht 
bestimmt werden. Durch die Einfügung des § 45a soll hiervon Gebrauch gemacht werden. 
 
Auch unter dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung sowie zur Verbesserung der Rechtssi-
cherheit für einzelne Bereiche ist eine weitere Konkretisierung der Anforderungen zweckmäßig 
und geboten. Diesbezüglich soll mit der Einfügung des § 45a eine flexible, den unterschiedli-
chen Anforderungen an die Tätigkeiten in den verschiedenen Laufbahnen gerecht werdende 
Verordnungsermächtigung geschaffen werden. 
 
Das äußere Erscheinungsbild beeinflusst maßgeblich das Vertrauen in die Neutralität, Objek-
tivität und Unparteilichkeit von Personen, die hoheitliche Maßnahmen durchsetzen. Dies ist 
insbesondere – jedoch nicht ausschließlich – im Bereich der Polizei von herausragender Be-
deutung. Polizeiliche Maßnahmen sollen losgelöst von der Person der handelnden Beamten 
als hoheitliche Maßnahmen des Staates wahrgenommen werden.  
 
§ 45a Absatz 2 bestimmt den zulässigen Inhalt einer solchen Rechtsverordnung. 
 
Anordnungen im Einzelfall betreffend das Erscheinungsbild sind weiterhin unmittelbar auf 
Grundlage von § 34 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes zu treffen. 
 
Speziellere gesetzliche Regelungen, insbesondere das Justizneutralitätsgesetz NRW, bleiben 
von den Regelungen durch Rechtsverordnungen nach Absatz 1 unberührt. 
 
Zu Nummer 13 (§ 52) 
Mit Ersetzen der Schriftform in Absatz 2 durch die Angabe „schriftlich oder als elektronisches 
Dokument“ wird ermöglicht, dass Anträge auf Erteilung einer Genehmigung nach §§ 49, 52a, 
54 oder auf Zulassung einer Ausnahme nach § 52 Absatz 1 Satz 2 und Entscheidungen über 
diese Anträge sowie das Verlangen nach § 48 und nach § 52 Absatz 4 auch rein elektronisch 
gestellt bzw. erteilt werden können. Dies ist vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitali-
sierung der Verwaltung erforderlich und führt mit Blick auf die Ersparnis von Druck- und Ver-
sandkosten zu einer ressourcenschonenden Arbeitsweise. 
 
Die Streichung des Absatzes 5 ist eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 52a. 
 
Zu Nummer 14 (§ 52a) 
Die Einfügung des § 52a trägt der Änderung des § 41 des Beamtenstatusgesetzes Rechnung, 
indem von der kompetenzrechtlichen Ermächtigung zur Regelung abweichender Vorausset-
zungen für Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses Gebrauch gemacht wird. 
Zu Grunde gelegt wird eine abgestufte Systematik, die bestimmte Gruppen von Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie unterschiedliche Fristen im Rahmen des An-
zeige- und Genehmigungsverfahrens berücksichtigt.  
 
Absatz 1 normiert den Standardfall und entspricht der Vorgängerregelung in § 52 Absatz 5. 
 
Absatz 2 sieht eine generelle Anzeigepflicht in den Fällen nachamtlicher Tätigkeiten von Be-
amtinnen und Beamten vor, die entweder vor dem Eintritt in den Ruhestand politische Beam-
tinnen und Beamten waren (Nummer 1) oder in den letzten fünf Jahren vor dem Eintritt in den 
Ruhestand sicherheitsempfindliche Tätigkeiten ausgeübt haben (Nummer 2). Mit Blick auf das 
Vertrauen in die Integrität der öffentlichen Verwaltung ist es gerechtfertigt, jede nachamtliche 
Tätigkeit anzuzeigen. Beiden Gruppen ist gemein, dass der Anschein einer voreingenomme-
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nen Amtsführung im Hinblick auf spätere Karriereaussichten nach Ausscheiden aus dem Amt 
zu vermeiden ist. Damit einher geht auch die Verlängerung der Fristen auf fünf oder sieben 
Jahre. Die Anpassungen dienen der Wahrung der Sicherheitsinteressen des Landes Nord-
rhein-Westfalen und der Bundesrepublik Deutschland als auch dem öffentlichen Interesse an 
dem nachamtlichen Werdegang der politischen Beamtinnen und Beamten sowie dem damit 
einhergehenden höheren Risiko einer Ansehensbeschädigung des öffentlichen Dienstes. 
 
In Absatz 3 wird eine Frist zur Anzeige von einem Monat vor der geplanten Aufnahme der 
Tätigkeit sowie die Möglichkeit zur Untersagung für die Dauer von einem Monat bei Nichtein-
haltung dieser Pflicht normiert. Dies stellt sicher, dass die Behörde in der Lage ist, bereits vor 
Aufnahme der Tätigkeit zu prüfen, ob zu besorgen ist, dass durch die Tätigkeit dienstliche 
Interessen beeinträchtigt werden. 
 
Absatz 4 führt ein Genehmigungsverfahren für Erwerbstätigkeiten oder sonstige Beschäftigun-
gen für eine fremde Macht oder einen ihrer Mittelsmänner ein. Bei einer Tätigkeit mit Bezug 
zu sicherheitsempfindlichen Belangen für eine fremde Macht besteht ein gesteigertes Risiko, 
dass dieses Wissen missbräuchlich verwendet wird, sodass eine Anzeigepflicht für diesen 
Personenkreis nicht ausreicht. Vielmehr ist eine vorherige Genehmigung der angestrebten Tä-
tigkeit für diesen Personenkreis erforderlich. 
Die Begriffe der „fremden Macht“ und „ihrer Mittelsmänner“ sind an § 3 Absatz 1 Nummer 2 
des Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen sowie verschiedene Vorschriften des 
Strafgesetzbuchs, z. B. die §§ 93, 94, 97a des Strafgesetzbuches, angelehnt. Erfasst sind 
danach in erster Linie Regierungen ausländischer Staaten, aber auch Exilregierungen und 
zwischen- oder überstaatliche Organisationen mit selbständiger staatlicher Gewalt. 
 
Zu Nummer 15 (§ 60) 
Die in Absatz 3 enthaltene Verordnungsermächtigung wird ausdrücklich um „Lebensarbeits-
zeitkonten“ erweitert. 
 
Zu Nummer 16 (§ 62) 
§ 62 Absatz 1 Satz 2 legt fest, dass die krankheitsbedingte Dienstunfähigkeit auf Verlangen 
nachzuweisen ist. Die genaue Art des Nachweises wird im Gesetz nicht bestimmt, sondern ist 
durch Verwaltungsvorschrift zu § 62 geregelt. Hierzu verweist Ziffer 1.4 der Verwaltungsvor-
schriften zu § 62 auf die Verpflichtung zur Untersuchung durch eine Ärztin oder einen Arzt der 
unteren Gesundheitsbehörde nach § 33. Diese gesetzlichen Bestimmungen sind Grundlage 
für die Anordnung der dienstvorgesetzten Stelle an den vorübergehend dienstunfähig erkrank-
ten Beamten, sich von einer Ärztin oder einem Arzt der unteren Gesundheitsbehörde untersu-
chen zu lassen. Mit der Ergänzung in Satz 3 der Vorschrift soll diese Verpflichtung auch an 
dieser Stelle ausdrücklich gesetzlich klargestellt werden. Zugleich soll durch die Vorschrift kein 
Generalverdacht erzeugt werden, sondern vielmehr soll es den Fällen vorbehalten bleiben, in 
denen die Beamtin oder der Beamte einen entsprechenden Anlass gibt. 
 
Satz 4 dient der Klarstellung der Rechtsfolgen bei der Verweigerung einer rechtmäßig ange-
ordneten ärztlichen Untersuchung zur Feststellung der Dienstfähigkeit. 
 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, an der Feststellung ihrer Dienstfähigkeit mitzuwir-
ken und ihre krankheitsbedingte Dienstunfähigkeit nachzuweisen. Die Verletzung dieser Mit-
wirkungspflicht kann bereits nach geltender Rechtslage im Rahmen der Beweiswürdigung be-
rücksichtigt werden. Nach der Rechtsprechung kann insbesondere die Verweigerung einer 
amtsärztlichen Untersuchung ein erhebliches Indiz für das Vorliegen der Dienstfähigkeit dar-
stellen. 
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Die Regelung konkretisiert die Mitwirkungspflichten im Verfahren zur Feststellung der Dienst-
fähigkeit und stellt klar, dass die schuldhafte Verweigerung einer angeordneten ärztlichen Un-
tersuchung bei der Würdigung eines unentschuldigten Fernbleibens vom Dienst berücksichtigt 
werden kann. 
 
Die Vorschrift greift die hierzu entwickelten Grundsätze der Rechtsprechung auf und führt 
diese fort. Sie dient der Vereinheitlichung der Verwaltungspraxis sowie der Stärkung der 
Rechts- und Anwendungssicherheit. 
 
Ein Automatismus wird nicht begründet. Die Berücksichtigung erfolgt im Rahmen einer einzel-
fallbezogenen Gesamtwürdigung aller Umstände (Ermessensentscheidung). 
 
Zu Nummer 17 (§ 64) 
Bisher können unterhälftige Teilzeitbeschäftigungen aus familienpolitischen Gründen (Eltern-
zeit, Kindererziehung oder Pflege) in einem Beamtenverhältnis nach § 64 Absatz 1 Satz 2 nur 
während einer Beurlaubung oder aus einer Beurlaubung aus gleichem Anlass heraus ermög-
licht werden, wenn zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen.  
 
Abweichend von den dienstrechtlichen Vorschriften des Bundes und anderer Länder hat der 
Landesgesetzgeber die unterhälftige Teilzeitbeschäftigung in der Vergangenheit bewusst nicht 
selbstständig geregelt, sondern an eine Beurlaubung aus familienpolitischen Gründen ge-
knüpft. Während einer Beurlaubung kann eine unterhälftige Teilzeitbeschäftigung aus demsel-
ben Anlass durch den Dienstherrn zugelassen werden. Diese besondere dienstrechtliche Kon-
struktion wurde im Lichte früherer laufbahnrechtlicher und beihilferechtlicher Regelungen ge-
schaffen, die in dieser Form nicht mehr existieren bzw. jetzt aufgegeben werden sollen. 
 
Mit der vorgesehenen Änderung des § 64 Absatz 1 Satz 1 wird künftig die unterhälftige Teil-
zeitbeschäftigung aus familienpolitischen Gründen eigenständig geregelt. Die Verknüpfung ei-
ner unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung mit einer Beurlaubung aus gleichem Anlass entfällt in 
der Konsequenz vollständig. 
 
Da die unterhälftige Teilzeitbeschäftigung losgelöst von einer Beurlaubung eigenständig gere-
gelt wird, muss der Tatbestand der unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 in Ab-
satz 3 ebenfalls in die besondere Regelung zur Höchstbeurlaubungsdauer einbezogen wer-
den. Unterhälftige Teilzeitbeschäftigungen wegen Kindererziehung außerhalb einer Elternzeit 
sollen – wie bisher auch – auf die Höchstbeurlaubungsdauer angerechnet werden. Unterhälf-
tige Teilzeitbeschäftigungen während der Elternzeit oder aus Gründen der Pflege bleiben da-
gegen weiterhin für die Höchstbeurlaubungsdauer unbeachtlich.  
 
Beamtinnen und Beamte, die unterhälftig teilzeitbeschäftigt sind und Besoldung erhalten, ha-
ben zukünftig immer einen Anspruch auf Gewährung von Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, 
Pflege- und Todesfällen (siehe § 1 Absatz 3 der Beihilfenverordnung NRW-E). Unterhälftige 
Teilzeitbeschäftigungen aus familienpolitischen Gründen werden zudem nicht mehr an eine 
Beurlaubung aus gleichem Anlass geknüpft. Diese dienstrechtlichen Änderungen machen 
eine Überarbeitung und Anpassung des § 64 Absatz 5 erforderlich, der die Gewährung von 
besonderen Fürsorgeleistungen in Krankheits- und Pflegefällen bei Beurlaubungen aus fami-
lienpolitischen Gründen regelt. 
 
Zur klaren Abgrenzbarkeit sollen die besonderen Fürsorgeleistungen nur noch in Beurlau-
bungsfällen ohne Besoldung (Vollbeurlaubungen aus familienpolitischen Gründen) gewährt 
werden, wenn keine Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen nach den all-
gemeinen beihilferechtlichen Bestimmungen des § 75 und der Beihilfenverordnung NRW er-
bracht werden. 
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In Satz 1 wird zugleich der Begriff der „Leistungen der Krankenfürsorge“ durch den allgemei-
nen Begriff der „Fürsorgeleistungen“ ersetzt, die in entsprechender Anwendung der Beihilfere-
gelungen für Beamtinnen und Beamte mit Besoldung in diesen Fällen ausnahmsweise ge-
währt werden können. Hierdurch ist allgemein sichergestellt, dass die Beamtinnen und Beam-
ten bei Beurlaubungen ohne Besoldung aus familienpolitischen Gründen dieselben Leistungen 
in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen erhalten wie während einer Beschäftigung 
mit Anspruch auf Besoldung. Mit dieser Änderung wird darüber hinaus der Charakter dieser 
Leistungen als besondere Fürsorgeleistungen hervorgehoben. Zugleich ist durch die begriffli-
che Erweiterung klargestellt, dass insbesondere auch in Geburts-, Pflege- und Todesfällen 
entsprechende Fürsorgeleistungen erbracht werden können. 
 
Die besonderen Fürsorgeleistungen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen bei Be-
urlaubungen ohne Besoldung sind nachrangig (subsidiärer Anspruch) gegenüber anderen Ab-
sicherungen der Risiken Krankheit und Pflegebedürftigkeit. Diese besonderen Fürsorgeleis-
tungen sollen in Beurlaubungsfällen nur erbracht werden, wenn eine anderweitige Absiche-
rung nicht garantiert ist. Während einer Elternzeit, die auch als Beurlaubung ohne Besoldung 
in Anspruch genommen werden kann, haben Beamtinnen und Beamten künftig einen eigen-
ständigen besonderen Anspruch auf Gewährung von Beihilfen (siehe Entwurf des § 75 Absatz 
1), sodass in diesen Fällen keine besonderen Fürsorgeleistungen nach § 64 Absatz 5 notwen-
dig sind.  
 
Satz 2 regelt und betont die Subsidiarität des Anspruchs auf die besonderen Fürsorgeleistun-
gen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen bei familienpolitischen Beurlaubungen 
ohne Besoldung. Er wird neu strukturiert und um weitere Tatbestände ergänzt. 
 
Satz 2 Nummer 1 stellt wie bisher in Satz 2 erste Alternative klar, dass besondere Fürsorge-
leistungen während einer Beurlaubung ohne Besoldung nicht gezahlt werden, wenn Beamtin-
nen oder Beamte berücksichtigungsfähige Angehörige einer anderen beihilfeberechtigten Per-
son werden (z. B. in der „Beamtenehe“). In diesen Fällen sind die beurlaubten Beamtinnen 
und Beamten als berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihilfeberechtigten Person ab-
gesichert. 
 
Satz 2 Nummer 2 regelt den im alten Satz 2 zweite Alternative beschriebenen Ausschluss des 
Anspruchs auf die besonderen Fürsorgeleistungen in Krankheits- und Pflegefällen bei Beam-
tinnen und Beamten, die während einer Beurlaubung ohne Besoldung Anspruch auf Familien-
versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung haben und hierdurch zugleich auch in 
der sozialen Pflegeversicherung versichert sind („Pflegeversicherung folgt Krankenversiche-
rung“). Durch die Absicherung im System der gesetzlichen Krankenversicherung und der so-
zialen Pflegeversicherung im Rahmen einer Mitversicherung (Familienversicherung) bedarf es 
in diesen Fällen einer Beurlaubung der besonderen Fürsorgeleistungen in Krankheits- und 
Pflegefällen nicht. 
 
Die Regelung in Satz 2 Nummer 3 wird neu geschaffen. Beamtinnen und Beamte, die während 
einer Beurlaubung ohne Besoldung eine Beschäftigung außerhalb des Beamtenverhältnisses 
im Rahmen einer genehmigten Nebentätigkeit ausüben und dadurch beihilfeberechtigt oder 
versicherungspflichtig in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegever-
sicherung sind, können ebenfalls keine besondere Fürsorgeleistungen in Anspruch nehmen. 
Diese Personen sind durch die mit Genehmigung des Dienstherrn als Nebentätigkeiten aus-
geübten Beschäftigungen aufgrund eines sich hieraus ergebenden neuen eigenständigen Bei-
hilfeanspruchs oder der Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung bzw. der so-
zialen Pflegeversicherung bereits umfassend und sachgerecht gegen die Risiken Krankheit 
und Pflegebedürftigkeit geschützt, sodass es keiner weiteren Absicherung mehr bedarf. 
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Die Regelung in Satz 2 Nummer 4 ist ebenfalls neu. Sie beinhaltet einen Auffangtatbestand 
und schließt die Gewährung der besonderen Fürsorgeleistungen aus, wenn Beamtinnen und 
Beamten aus anderen Gründen (z. B. durch die Einschreibung als ordentliche Studierende an 
einer Hochschule, den Bezug von Arbeitslosengeld als Entgeltersatzleistung, die Aufnahme 
einer künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit nach Maßgabe des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes) versicherungspflichtig in der gesetzlichen Krankenversicherung und damit in 
der sozialen Pflegeversicherung werden.  
 
Zu Nummer 18 (§ 65) 
Bei der Änderung des Absatzes 3 handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aus Grün-
den der Rechtsförmlichkeit. 
 
Durch die Einführung des neuen Absatzes 4 wird – neben der bereits bestehenden Regelung 
in Absatz 3 – eine zusätzliche Möglichkeit geschaffen, eine Teilzeitbeschäftigung im Blockmo-
dell vorzeitig zu beenden. Der neue Beendigungstatbestand soll einen angemessenen Aus-
gleich zwischen den Interessen des Dienstherrn und denen der Beamtinnen und Beamten 
gewährleisten. Da die Rückabwicklung einer Teilzeitbeschäftigung mit einem hohen Verwal-
tungsaufwand und haushalterischen Mehraufwendungen verbunden ist, und zudem ein hohes 
Maß an personalwirtschaftlicher Planungssicherheit gewährleistet werden soll, sind die Vo-
raussetzungen für eine vorzeitige Beendigung bewusst eng gefasst. Ein erhebliches dienstli-
ches Interesse im Sinne der Norm liegt insbesondere dann vor, wenn die Aufrechterhaltung 
des ordnungsgemäßen Dienstbetriebs aufgrund von erheblichen Vakanzen gefährdet ist.  
 
Zu Nummer 19 (§ 66 Absatz 4) 
Während einer unterhälftigen Altersteilzeitbeschäftigung wird Beamtinnen und Beamten Be-
soldung gewährt, sodass sie zukünftig nach den Änderungen der Beihilfenverordnung NRW 
(siehe Änderung des § 1 Absatz 3 der Beihilfenverordnung NRW) uneingeschränkt Beihilfen 
in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen nach den allgemeinen Vorschriften erhalten 
können. Der bisherigen Sonderregelung im § 66 Absatz 4 für diese Fälle bedarf es daher nicht 
mehr. Sie kann entfallen. 
 
Zu Nummer 20 (§ 67) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisungen aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Nummer 21 (§ 72) 
Bei Beurlaubungen ohne Besoldung aus besonderen Anlässen oder zur Vorbereitung einer 
Wahl in eine Vertretungskörperschaft können Beamtinnen und Beamten unter bestimmten Vo-
raussetzungen Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen erhalten. Klarstel-
lend werden diese besonderen Leistungen, die in diesen besonderen Beurlaubungsfällen in 
entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Beamtinnen und Beamte mit Besol-
dung gewährt werden, rechtlich als besondere Fürsorgeleistungen im Gleichklang mit den Re-
gelungen des neuen § 64 Absatz 5 eingeordnet. 
 
Zu Nummer 22 (§ 74) 
Die Verordnungsermächtigung in § 74 Absatz 2 wird aus Gründen der Rechtssicherheit um 
eine neue Nummer 5 ergänzt. Der Landesregierung als Verordnungsgeber wird hierdurch er-
möglicht, Regelungen hinsichtlich Art und Umfang der Erstattung von Beiträgen für die Kran-
kenversicherung und Pflegeversicherung als besondere Fürsorgeleistungen für die Dauer ei-
ner Elternzeit durch Rechtsverordnung zu treffen. Mit Blick auf die bundesgesetzlich neu ge-
regelte Rechtsstellung von Solidargemeinschaften wird die Landesregierung zudem ermäch-
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tigt, die Erstattung von Beiträgen für eine Mitgliedschaft in diesen Gemeinschaften näher zu 
regeln.  
 
Die Verweisung in Absatz 2 Satz 3 auf § 64 Absatz 5 kann entfallen, weil Beamtinnen und 
Beamten unabhängig von der Ausgestaltung der Elternzeit als Beurlaubung ohne Besoldung 
oder mit einer (unterhälftigen) Teilzeitbeschäftigung ein eigenständiger besonderer Beihilfean-
spruch eingeräumt wird. 
 
Zu Nummer 23 (§ 75) 
Die Regelungen des Absatzes 1 zur Beihilfeberechtigung werden redaktionell überarbeitet und 
ergänzt. Die Vorschrift legt allgemein fest, welche Personen beihilfeberechtigt sind.  
Im neuen Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird für Beamtinnen und Beamte eine besondere Beihil-
feberechtigung geregelt, wenn Elternzeit nach § 74 Absatz 2 in Anspruch genommen wird. 
Zukünftig haben Personen für die Dauer einer Elternzeit einen eigenständigen Anspruch auf 
Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen. Dieser spezielle und eigenständige 
Beihilfeanspruch knüpft lediglich daran an, dass sich Beamtinnen und Beamten nach den all-
gemeinen dienstrechtlichen Vorschriften in Elternzeit befinden. Damit besteht zukünftig auch 
dann eine Beihilfeberechtigung, wenn Beamtinnen und Beamte Elternzeit ohne Besoldung (als 
Vollbeurlaubung) in Anspruch nehmen. 
 
Die Ergänzung des Satzes 2 gibt vor, dass eine Beihilfeberechtigung auch dann besteht, wenn 
Besoldung aufgrund von Konkurrenz- oder Anrechnungsvorschriften oder Versorgungsbezüge 
aufgrund von Ruhens- oder Anrechnungsvorschriften nicht gezahlt werden und keine Beihil-
feberechtigung in anderer Eigenschaft erworben wird. 
 
Bei der Änderung des Absatzes 2 Satz 2 handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung. 
 
In Absatz 2 Satz 3 und 4 wird nachvollzogen, dass mit der Angleichung der gesetzlichen Ren-
ten in Ost- und Westdeutschland die Differenzierung zwischen einem Rentenwert Ost und 
einem Rentenwert West aufgegeben worden ist. Seit diesem Zeitpunkt gibt es damit nur noch 
einen bundeseinheitlich geltenden aktuellen Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, dessen Entwicklung für die Anpassung der Ehegatteneinkünftegrenze maßgeblich ist. 
Daher sind die Regelungen hinsichtlich der Anpassung der Einkünftegrenze für die beihilfe-
rechtliche Berücksichtigungsfähigkeit von Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragenen Lebens-
partnerinnen und Lebenspartnern entsprechend redaktionell anzupassen. 
 
Bei der Änderung des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 handelt es sich um eine redaktionelle 
Anpassung. 
 
Mit Absatz 3 Satz 2 und 3 wird eine verfahrensrechtliche Spezialregelung für Anwendungsfälle 
einer elektronischen Direktabrechnung geschaffen. In diesen Fällen wird die Beihilfe von Amts 
wegen gezahlt. Insbesondere für den geplanten Hauptanwendungsfall der elektronischen Di-
rektabrechnung von Krankenhausrechnungen kann so wirkungsvoll eine schnelle und büro-
kratiearme Erstattung der regelmäßig hohen Kosten für die behandelte beihilfeberechtigte 
oder berücksichtigungsfähige Person ermöglicht werden. Eine Anhörung nach § 28 Absatz 1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW unterbleibt in der Sondersituation, dass eine be-
rücksichtigungsfähige Person ohne Kenntnis der beihilfeberechtigten Person, insbesondere in 
Notfällen, sich einer Krankenhausbehandlung unterziehen muss. Zum einen dürfte es der In-
teressenslage der beihilfeberechtigten Person entsprechen, wenn ihre Angehörigen ohne 
nachträglichen Bürokratieaufwand behandelt werden. Zum anderen ist Beihilfe eine zweckge-
richtete Erstattungsleistung zur Begleichung beihilfefähiger Aufwendungen. Ein schützenswer-
tes Interesse an einer Anhörung vor Begleichung dieser Rechnungen durch die Beihilfestelle 
besteht nicht. Durch die Übersendung des Beihilfebescheides erhält die beihilfeberechtigte 
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Person im Nachgang Kenntnis und kann gegebenenfalls durch Rechtsbehelfe und Rechtsmit-
tel eine Entscheidung anfechten. 
Einer gesonderten datenschutzrechtlichen Einwilligung bedarf es in den Fällen der elektroni-
schen Direktabrechnung nicht. Der neu gefasste § 13 Absatz 11 Satz 2 der Beihilfenverord-
nung NRW kodifiziert wie bereits zuvor das Erfordernis einer Einwilligung für den elektroni-
schen Datenaustausch. Für den Hauptanwendungsfall der elektronischen Direktabrechnung 
von Krankenhausrechnungen besteht das gesetzliche Erfordernis der Einwilligung nach § 17c 
Absatz 5 Satz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Die Einwilligungserklärung für den 
elektronischen Datenaustausch erfolgt mithin im Rahmen der Aufnahmeverträge in den Kran-
kenhäusern. Nur bei Vorliegen einer entsprechenden Einwilligung erfolgt die direkte Abrech-
nung mit den Beihilfestellen im Wege des elektronischen Datenaustauschs. Die Beihilfestelle 
wird erst bei Eingang der elektronischen Datensätze von einem Krankenhaus tätig und kann 
zu diesem Zeitpunkt von dem Vorliegen einer Einwilligung ausgehen. 
 
Absatz 3 Satz 4 dient der Klarstellung, dass im Falle der Gewährung von Beihilfen von Amts 
wegen notwendige Voranerkennungen durch die Beihilfestellen vorliegen müssen. 
 
Mit der Änderung des Absatzes 6 Satz 2 erfolgt eine rechtliche Klarstellung. Alle Beihilfebe-
rechtigten mit Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge, die sich auf Grundlage der Be-
soldungsgruppen A 5 oder A 6 errechnen, können einen Zuschuss zu den Beiträgen zur pri-
vaten oder freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung erhalten. Mit Blick auf den neuen 
Wortlaut werden zweifelsfrei auch die Beihilfeberechtigten erfasst, denen amtsunabhängige 
Mindestversorgungsbezüge gewährt werden. Die amtsunabhängige Mindestversorgung er-
rechnet sich nach § 16 Absatz 3 Satz 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes auf Basis 
der Dienstbezüge der Besoldungsgruppe A 5. Zudem wird mit Blick auf die bundesgesetzliche 
neu geregelte Rechtsstellung von Solidargemeinschaften ermöglicht, dass die Beiträge für 
eine Mitgliedschaft in diesen Gemeinschaften gleichermaßen bezuschusst werden können. 
 
Mit der Änderung des Absatzes 7 wird der Umfang des Beihilfeanspruches während einer 
Elternzeit festgelegt. Zugleich werden die Konkurrenzregelungen für die Gewährung des er-
höhten Beihilfebemessungssatzes von 70 Prozent überarbeitet und präzisiert. Der neue Satz 
3 bestimmt, dass der Beihilfebemessungssatz für Beamtinnen und Beamte, die Elternzeit in 
Anspruch nehmen, immer 70 Prozent beträgt. Der neue Satz 4 übernimmt die bestehende 
Regelung zum erhöhten Beihilfebemessungssatz vom 70 Prozent bei zwei oder mehreren be-
rücksichtigungsfähigen Kindern. Satz 5 beinhaltet die Konkurrenzregelung, dass der erhöhte 
Beihilfebemessungssatz wegen zwei oder mehr berücksichtigungsfähiger Kinder grundsätz-
lich bei mehreren Beihilfeberechtigten nur einer der beiden beihilfeberechtigten Personen ge-
währt werden darf. Der neue Satz 6 stellt ergänzend klar, dass die Konkurrenzregelung zum 
erhöhten Beihilfebemessungssatz keine Anwendung findet, wenn aus anderen Gründen einer 
beihilfeberechtigten Person (z. B. Inanspruchnahme von Elternzeit, Rechtstellung als beihilfe-
berechtigte Versorgungsempfängerin und beihilfeberechtigter Versorgungsempfänger) bereits 
ein erhöhter Beihilfebemessungssatz von 70 Prozent zusteht. 
 
Mit der Änderung des Absatzes 8 werden besondere Regelungen hinsichtlich der Ermittlung 
der Belastungsgrenze für Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen, die bis-
her alleinig durch Rechtsverordnung in § 15 Absatz 1 Satz 5 und 6 der Beihilfenverordnung 
NRW getroffen worden sind, aus Gründen der Rechtssicherheit in das Landesbeamtengesetz 
aufgenommen. 
 
Die Änderung des Absatzes 9 beinhaltet eine redaktionelle Anpassung an die geänderte Be-
zeichnung des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW sowie eine redaktionelle Anpassung im 
Hinblick auf die Verwendung einer allgemeinen Ressortbezeichnung. 
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Der neue Absatz 10 enthält eine neue Verordnungsermächtigung, die es dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium erlaubt, durch Rechtsverordnung die Gewährung von Zuschüssen zu 
den Beiträgen für die (freiwillige) gesetzliche oder private Krankenversicherung bzw. die Mit-
gliedschaft in einer Solidargemeinschaft im Sinne des § 176 Absatz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch zu regeln. Die Bezuschussung ist nur in besonderen Härtefällen möglich, in 
denen die Beiträge für die Krankenversicherung oder für die Mitgliedschaft in einer Solidarge-
meinschaft im Sinne des § 176 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch im Einzelfall 
eine übergebührliche Belastung darstellen, die nach objektiven Gesichtspunkten nicht zumut-
bar erscheint. Die Höhe des Beitragszuschusses ist gesetzlich auf einen Betrag von maximal 
100 Euro monatlich begrenzt.  
 
Dieser Zuschuss, der neben den Dienst-, Anwärter- oder Versorgungsbezügen aufgrund einer 
Rechtsverordnung gezahlt werden kann, ist nach § 3 Nummer 62 des Einkommensteuerge-
setzes steuerfrei.  
 
Das für Finanzen zuständige Ministerium als Verordnungsgeber definiert und konkretisiert in 
einer Rechtsverordnung die Härtefälle und die genauen Anspruchsvoraussetzungen, bei de-
ren Erfüllung ein solcher Zuschuss geleistet werden kann. Es legt zudem in der Rechtsverord-
nung – unter Beachtung der Einkommensverhältnisse und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
– die Höhe des monatlichen Beitragszuschusses in dem vom Gesetzgeber vorgegebenen 
Rahmen fest. 
 
Mit dem neuen Absatz 11 wird eine besondere Regelung zu einem Fallmanagement geschaf-
fen, die die rechtliche Grundlage für eine individuelle, personenzentrierte und rechtskreisüber-
greifende Begleitung und Unterstützung von beihilfeberechtigten Beamtinnen und Beamten im 
Sinne des § 75 Absatz 1 Nummer 1 mit besonderen und komplexen Unterstützungsbedarfen 
– vom frühzeitigen Erkennen des individuellen besonderen Bedarfs bis zur Nachbegleitung – 
durch die Träger der Beihilfe (Beamtendienstherren) bildet. Das Fallmanagement soll mög-
lichst die individuellen Belange der beihilfeberechtigten Person mit dem besonderen Unter-
stützungsbedarf einbeziehen. Ziel eines Fallmanagements ist es, Personen mit besonderem 
Hilfebedarf im Kostenerstattungsverfahren aus Beihilfe, Kranken- und Pflegeversicherung ak-
tivierend und koordinierend zu begleiten und zu unterstützen. Das Fallmanagement ist damit 
– ähnlich einem Beratungsprozess – ein ganzheitlicher Begleitungs-, Unterstützungs- und Ko-
ordinierungsprozess, welchen die Beihilfeträger für die Beihilfeberechtigten erbringen können, 
die einen besonders komplexen Hilfebedarf haben, um die vorgesehenen Leistungen der Bei-
hilfe oder der Kranken- und Pflegeversicherung in Anspruch nehmen zu können. Neben Un-
terstützung und Beratung beginnt ein Fallmanagement mit einer frühzeitigen Kontaktaufnahme 
zum Erkennen des möglichen Hilfebedarfs. Deshalb können die Beihilfeträger mit den Beihil-
feberechtigten, die möglicherweise aufgrund einer Schwerbehinderung und/oder gesundheit-
licher Beeinträchtigungen einen besonderen Unterstützungsbedarf haben könnten, bereits 
proaktiv oder im Rahmen einer bestehenden Kommunikationsbeziehung Kontakt aufnehmen. 
Es soll möglich sein, ohne eine förmliche Antragstellung seitens des Beihilfeträgers auf Beihil-
feberechtigte zuzugehen, die für ein Fallmanagement in Betracht kommen könnten.  
 
Satz 1 ermöglicht es, den Beihilfeträgern ein Fallmanagement einzuführen. Die Entscheidung, 
ob und in welchem Umfang eine Implementierung eines Fallmanagements in besonderen Fäl-
len erfolgt, steht im Ermessen des Beihilfeträgers (Dienstherrn). 
 
Satz 2 sieht das Ziel des Fallmanagements als Leitmotiv vor allem darin, die Beihilfeberech-
tigten dahingehend zu befähigen, ihre persönlichen Angelegenheiten, zu denen die Teilnahme 
am Kostenerstattungsverfahren von Beihilfe und der Kranken- und Pflegeversicherung sowie 
die Inanspruchnahme von (passgenauen) Sozialleistungen zählen, dauerhaft selbstständig 
und eigenverantwortlich regeln zu können.  
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Satz 3 bestimmt, dass die Leistungen des Fallmanagements bei den Beihilfeberechtigten mit 
besonderem Hilfe- und Unterstützungsbedarf einer Einwilligung bedürfen. Das Erfordernis der 
Einwilligung dient der Rechtssicherheit und hat zugleich eine Warnfunktion gegenüber den 
Beihilfeberechtigten. Zudem soll hierdurch sichergestellt sein, dass eine Kommunikation der 
für das Fallmanagement zuständigen Stelle beim Beihilfeträger mit den Beihilfeberechtigten 
auf Augenhöhe erfolgen kann. Alle Schritte, die das Fallmanagement unternimmt, sollen mög-
lichst in Abstimmung mit den Beihilfeberechtigten erfolgen. Die Berechtigten können auch 
selbst entscheiden, ob sie ein Fallmanagement nur im Hinblick auf einen bestimmten Verfah-
rensschritt oder zur Unterstützung bei der Inanspruchnahme bestimmter Leistungen der Bei-
hilfe, der der Kranken- und Pflegeversicherung oder anderer Sozialleistungen nutzen wollen. 
Aus datenschutzrechtlichen Gründen umfasst die Einwilligung auch die Verarbeitung der er-
forderlichen Daten, die zum Beispiel zur Ermittlung des individuellen Beratungs- und Unter-
stützungsbedarfs der Beihilfeberechtigten für das Fallmanagement notwendig sind. Sofern die 
für das Fallmanagement zuständige Stelle des Beihilfeträgers für die Beihilfeberechtigten Leis-
tungen der Beihilfe, der Kranken- und Pflegeversicherung oder anderer Sozialleistungen be-
antragen soll, sind neben der Einwilligung die notwendigen verwaltungsverfahrensrechtlichen 
oder zivilrechtlichen Bevollmächtigungen für diese Handlungen einzuholen. 
 
Satz 4 gibt vor, dass die Einwilligung in die Durchführung eines Fallmanagements zwingend 
zu dokumentieren ist.  
 
Bei Beamtinnen und Beamten im Sinne des § 75 Absatz 1 Nummer 1 des Landesbeamtenge-
setzes mit besonderem Hilfebedarf, bei denen bereits ein Fallmanagement dauerhaft installiert 
ist, kann dieses nach Satz 5 fortgeführt werden, wenn das aktive Beamtenverhältnis geendet 
hat.  
 
Satz 6 regelt, dass jeder Beihilfeträger (Dienstherr), der ein Fallmanagement durchführt, Art 
und Umfang für seinen Bereich angepasst an die jeweiligen Bedürfnisse und Strukturen selbst 
regeln kann. 
 
Aus redaktionellen Gründen wird der bisherige Absatz 10 zum neuen Absatz 12 und um eine 
Verordnungsermächtigung für Fälle der Direktabrechnung erweitert (Satz 2 neue Nummer 5). 
Bei den Änderungen in Satz 2 Nummer 3 und 4 handelt es sich um redaktionelle Folgeände-
rungen im Hinblick auf die Erweiterung um Nummer 5.  
 
Zu Nummer 24 (§ 77) 
Nach § 22 Absatz 3 des Personenstandsgesetzes besteht die Möglichkeit keine Angabe oder 
die Angabe „divers“ als Geschlechtseintrag zu führen. Für diesen Personenkreis gibt es in 
geltender Fassung keine spezifische Amtsbezeichnung, da das Landesbeamtengesetz derzeit 
lediglich männliche und weibliche Amtsbezeichnungen vorsieht. Mit der Regelung wird daher 
eine Wahlmöglichkeit in § 77 eingeführt. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, an die ge-
wählte Amtsbezeichnung einen Klammerzusatz „(divers)“ oder „(ohne Geschlechtsangabe)“ 
anzufügen. Diese Wahlmöglichkeit gewährleistet, dass in die derzeit nicht abgeschlossene 
Debatte um Geschlechterrepräsentation in der Sprache nicht eingegriffen bzw. der Sprachent-
wicklung nicht vorgegriffen wird. Zugleich wird ein ungewolltes Outing vermieden, da der ge-
nannte Personenkreis nicht verpflichtet wird, im Rahmen der Amtsbezeichnung auf den im 
Personenstandsregister enthaltenen Eintrag „divers“ oder „ohne Geschlechtsangabe“ hinzu-
weisen. Die Wahlmöglichkeit steht nur dem o. a. Personenkreis zu; der Dienstherr kann inso-
weit keine Vorgaben treffen. 
 
Zu Nummer 25 (§ 79) 
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Es handelt sich um redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechtsförm-
lichkeit. 
 
Zu Nummer 26 (§ 84) 
Der neue Absatz 1 übernimmt den Regelungsgehalt des bisherigen § 84. 
 
Mit dem neuen Absatz 2 soll zur Evaluation der Versorgungssicherheit von Beamtinnen und 
Beamten sowie der Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten mit Eintritt des Versor-
gungsfalls durch die Dienstherren (Beihilfeträger) ermittelt werden, in welchem Umfang diese 
Personen und ihre berücksichtigungsfähigen Angehörigen in Erfüllung der Versicherungs-
pflicht gegen die Risiken Krankheit und Pflegebedürftigkeit abgesichert und in welcher Höhe 
von diesen für die Absicherung Beiträge zu zahlen sind. Die Daten zum Versicherungsumfang 
werden ohnehin bereits für die Berechnung, die Festsetzung und die Zahlung der Beihilfen in 
Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen zwingend benötigt. Neu hinzu kommt lediglich, 
dass die Höhe der Beträge für die Absicherung gegen die Risiken Krankheit und Pflegebedürf-
tigkeit mitzuteilen ist. Die Regelung soll im Beamtenbereich nur für neu begründete Dienstver-
hältnisse sowie bei zukünftigen Dienstherrnwechseln – etwa durch Versetzungen, Überleitun-
gen, etc. – Anwendung finden.  
 
Bei Beendigung des Beamtenverhältnisses mit Eintritt des Versorgungsfalls sollen Ruhestand-
beamtinnen und Ruhestandsbeamten ebenfalls Daten zu ihrer Absicherung gegen die Risiken 
Krankheit und Pflegebedürftigkeit und der hierfür zu entrichtenden Beiträge mitteilen. 
 
Auf diese Weise ergibt sich sukzessive im Zeitablauf ein immer umfassenderes Bild über die 
Versorgungssicherheit der Beamtinnen und Beamte sowie Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten. 
 
Zu Nummer 27 (§ 92) 
Absatz 1 gilt unverändert fort. 
 
Mit der Neuregelung der fiktiven Fortschreibung dienstlicher Beurteilungen in § 92 Absatz 2 
Landesbeamtengesetz sowie der flankierenden Anpassung des § 9 Laufbahnverordnung wird 
die bislang überwiegend verordnungsrechtlich geregelte Materie auf eine hinreichend be-
stimmte gesetzliche Grundlage gestellt. 
Anlass der Gesetzesänderung ist die jüngere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (Beschluss vom 3.3.2025, 2 VR 4.24), wonach Regelungen zur fiktiven Fortschreibung 
dienstlicher Beurteilungen wegen ihrer wesentlichen Bedeutung für Auswahl- und Beförde-
rungsentscheidungen dem parlamentarischen Gesetzgeber vorbehalten sind. Die bisherige 
Regelung in § 9 Laufbahnverordnung genügt diesen Anforderungen nicht mehr. 
Ziel der Neuregelung ist es, Rechtssicherheit und Rechtsklarheit herzustellen, Benachteiligun-
gen von beurlaubten oder freigestellten Beamtinnen und Beamten zu vermeiden und zugleich 
den Leistungsgrundsatz zu wahren. Hierzu werden die Voraussetzungen, der Umfang und die 
Grenzen der fiktiven Fortschreibung gesetzlich festgelegt und das Instrument der Vergleichs-
gruppen verbindlich normiert. 
Die Landesregierung wird ermächtigt, die nähere Ausgestaltung und das Verfahren der fiktiven 
Fortschreibung durch Rechtsverordnung zu regeln. Dadurch wird eine einheitliche, transpa-
rente und praktikable Anwendung in der Verwaltungspraxis ermöglicht, ohne den verfassungs-
rechtlich gebotenen Parlamentsvorbehalt zu verletzen. 
 
Mit der Regelung in Absatz 2 wird die bisher in § 9 Absatz 3 der Laufbahnverordnung Nord-
rhein-Westfalen enthaltene Ausnahme von der Pflicht zur Erstellung einer dienstlichen Beur-
teilung auf gesetzlicher Ebene verankert. Die Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass 
eine dienstliche Beurteilung nur dann ihren Zweck erfüllen kann, wenn sie auf einer ausrei-
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chenden tatsächlichen Erkenntnisgrundlage über die Eignung, Befähigung und fachliche Leis-
tung der Beamtin oder des Beamten beruht.  
 
Dienstliche Beurteilungen bilden die maßgebliche Grundlage für Auswahl- und Beförderungs-
entscheidungen und dienen damit der Verwirklichung des Leistungsgrundsatzes nach Artikel 
33 Absatz 2 des Grundgesetzes. Die Frage, unter welchen Voraussetzungen von der Erstel-
lung einer dienstlichen Beurteilung abgesehen werden kann, betrifft daher einen für die Bes-
tenauslese wesentlichen Regelungsgegenstand. Nach den aus dem Rechtsstaats- und De-
mokratieprinzip folgenden Grundsätzen der Wesentlichkeitstheorie ist diese grundlegende 
Entscheidung vom parlamentarischen Gesetzgeber selbst zu treffen. Die Regelung wird daher 
von der Verordnungsebene in das Landesbeamtengesetz überführt. Die nähere Ausgestaltung 
der Voraussetzungen, des Verfahrens sowie der hieran anknüpfenden Folgen bleibt den je-
weiligen Richtlinien für die dienstliche Beurteilung vorbehalten. 
 
Fehlt aufgrund des zeitlichen Umfangs der während des Beurteilungszeitraums zu leistenden 
dienstlichen Tätigkeit eine ausreichende tatsächliche Grundlage für eine sachgerechte Leis-
tungsbewertung, entfällt die dienstliche Beurteilung. Hierdurch wird sichergestellt, dass dienst-
liche Beurteilungen nicht auf bloßen Annahmen oder einer unzureichenden Beobachtungs-
grundlage beruhen und somit ihre Funktion als tragfähige Grundlage leistungsbezogener Per-
sonalentscheidungen erfüllen können.  
 
Der Gesetzentwurf beschränkt sich auf die Regelung der grundlegenden und für die Rechts-
stellung der Beamtinnen und Beamten wesentlichen Entscheidung, dass eine dienstliche Be-
urteilung bei Fehlen einer ausreichenden Tatsachengrundlage nicht zu erstellen ist. Die nä-
here Ausgestaltung der Voraussetzungen, des Verfahrens sowie der hieran anknüpfenden 
Folgen bleibt den jeweiligen Richtlinien für die dienstliche Beurteilung vorbehalten. Dadurch 
wird den Besonderheiten der einzelnen Laufbahnen und Verwaltungsbereiche Rechnung ge-
tragen und zugleich die erforderliche Flexibilität für eine sachgerechte Anwendung der Vor-
schrift gewährleistet. 
 
Absatz 3 regelt die Fälle, in denen eine fiktive Fortschreibung der letzten dienstlichen Beurtei-
lung vorzunehmen ist, wenn eine aktuelle Beurteilung gemäß Absatz 2 entfällt. Die Vorschrift 
erfasst insbesondere Beurlaubungen und Freistellungen, bei denen eine aktuelle dienstliche 
Beurteilung aus tatsächlichen Gründen nicht erstellt werden kann, ohne dass den betroffenen 
Beamtinnen und Beamten hieraus Nachteile im beruflichen Fortkommen entstehen dürfen. 
Die Aufzählung der Fallgruppen dient der Rechtsklarheit und der Gleichbehandlung. Erfasst 
werden unter anderem Beurlaubungen zur Ausübung gleichwertiger hauptberuflicher Tätigkei-
ten bei parlamentarischen Einrichtungen sowie bei öffentlichen oder internationalen Institutio-
nen, Elternzeiten, familienbedingte Beurlaubungen sowie Freistellungen wegen der Wahrneh-
mung von Personalvertretungs- oder Schwerbehindertenvertretungsaufgaben. In diesen Fäl-
len besteht ein besonderes öffentliches Interesse daran, Benachteiligungen zu vermeiden, die 
allein aus der Wahrnehmung gesetzlich vorgesehener oder gesellschaftlich erwünschter Auf-
gaben resultieren könnten. Die Regelung entspricht dem bisherigen § 9 Abs. 1 Laufbahnver-
ordnung. Der dort vorgesehene Verweis auf § 31 und § 34 der Freistellungs- und Urlaubsver-
ordnung NRW muss aus Gründen der Normenhierarchie entfallen.  
 
Absatz 4 regelt, dass die fiktive Fortschreibung ausgehend von der letzten dienstlichen Beur-
teilung unter Berücksichtigung des seinerzeit angelegten Maßstabs sowie der durchschnittli-
chen Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamter erfolgt. Dadurch wird sicherge-
stellt, dass die fiktive Fortschreibung realitätsgerecht, am Leistungsgrundsatz orientiert und 
frei von sachwidrigen Verzerrungen erfolgt. 
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Absatz 5 begrenzt die fiktive Fortschreibung auf maximal zwei Beurteilungszeiträume und 
knüpft dabei an den jeweils letzten Beurteilungszeitraum an. Diese zeitliche Begrenzung dient 
der Sicherung der Aktualität und Aussagekraft der Fortschreibung und verhindert eine zu weit-
gehende Loslösung von realen Leistungsentwicklungen. Dadurch wird vermieden, dass Ent-
scheidungen auf einer nicht mehr tragfähigen Tatsachengrundlage beruhen. Die Fälle der feh-
lenden Vergleichsgruppenbildung und der ausgeschöpften Fortschreibungsgrenze betreffen 
unterschiedliche Regelungsbereiche und sind daher getrennt zu regeln. 
Die Regelung zur Höchstdauer war bisher auch schon in § 9 Absatz 3 Satz 1 Laufbahnverord-
nung NRW enthalten. 
 
Absatz 6 enthält Angaben zur erforderlichen Größe der Vergleichsgruppe. In der Regel besteht 
eine Vergleichsgruppe aus zehn Personen. In den Fällen, in denen nicht genügend Referenz-
personen zur Verfügung stehen, kann die Vergleichsgruppe auch aus weniger als zehn Per-
sonen bestehen, wobei die Mindestgröße von fünf Personen – inklusive der betreffenden Be-
amtin oder des betreffenden Beamten – nicht unterschritten werden darf.  
 
Es ist dabei rechtlich geboten, zumindest eine Mindestanzahl an Referenzpersonen festzule-
gen. Dies ergibt sich aus der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Dabei sind die 
Anforderungen an die Größe einer Vergleichsgruppe unterschiedlich. Sie bewegen sich in ei-
nem Bereich von „mindestens 30“ Beamten (BVerwG, Beschluss vom 31. Dezember 2012 – 
1 A 1684/10) bis zu – in Ausnahmefällen und entsprechend begründet – zulässigerweise fünf 
Beamten (BVerwG, Beschluss vom 14. Dezember 2018 – 1 WB 32/18).  
 
Eine Vergleichsgruppe, die lediglich vier Personen – einschließlich des Antragstellers – um-
fasst, ist nicht hinreichend groß, um eine sachgerechte fiktive Fortschreibung des beruflichen 
Werdegangs zu gewährleisten […] (vgl. BVerwG, Beschluss vom 11. Dezember 2014 – 1 WB 
6/13 –, juris, Rn. 37). In diesem Fall ist vielmehr – innerhalb des diesbezüglichen Einschät-
zungsspielraums des Dienstherrn – auf eine andere geeignete Methode oder ein anderes ge-
eignetes Verfahren der fiktiven Fortschreibung überzugehen (vgl. ebenda, Rn. 39).  
Für den Fall der Unterschreitung der Mindestanzahl an Referenzpersonen in einer Vergleichs-
gruppe ist bei Auswahlentscheidungen auf § 92a Absatz 4 LBG zurückzugreifen, sodass in 
diesen Ausnahmefällen wissenschaftlich fundierte eignungsdiagnostische Instrumente zum 
Einsatz kommen können. 
 
Die Größe der Vergleichsgruppe ist nach oben nicht begrenzt. Nach unten darf zur Wahrung 
der Anonymität und Repräsentativität die Anzahl von vier Referenzpersonen nicht unterschrit-
ten werden. Die Regelung schafft Transparenz und Einheitlichkeit im Verfahren der fiktiven 
Fortschreibung und verhindert eine zu starke Individualisierung oder Zufälligkeit der Ver-
gleichsmaßstäbe. 
 
Die Ausgestaltung als Soll-Vorschrift eröffnet der Landesregierung den notwendigen Spiel-
raum für eine praxisgerechte Konkretisierung in der nach Absatz 7 zu erlassenden Rechtsver-
ordnung. 
 
Absatz 7 trifft eine Auffangregelung für Fälle, in denen die Bildung einer Vergleichsgruppe 
nicht möglich ist. Dies kann insbesondere in kleinen Organisationseinheiten, bei spezialisier-
ten Funktionen oder in atypischen Laufbahnkonstellationen der Fall sein, in denen nicht genü-
gend geeignete Referenzpersonen zur Verfügung stehen oder die erforderliche Vergleichbar-
keit nicht hergestellt werden kann. 
In diesen Konstellationen würde eine fiktive Fortschreibung auf der Grundlage einer unzu-
reichenden oder nicht hinreichend belastbaren Vergleichsgruppe dem Leistungsgrundsatz des 
Artikels 33 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht gerecht werden. Die Vorschrift stellt daher klar, 
dass in solchen Fällen auf alternative Auswahlinstrumente zurückzugreifen ist. 
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Hierfür wird auf § 92a Absatz 4 verwiesen, der den Einsatz weiterer, insbesondere wissen-
schaftlich fundierter eignungsdiagnostischer Instrumente ermöglicht. Dies eröffnet dem 
Dienstherrn die erforderliche Flexibilität, um auch in atypischen Fallgestaltungen eine sachge-
rechte und am Leistungsgrundsatz orientierte Auswahlentscheidung zu treffen. 
Insgesamt gewährleistet Absatz 7, dass auch in Fällen fehlender Vergleichsgruppen eine 
rechtssichere, am Leistungsgrundsatz ausgerichtete und zugleich praktikable Auswahlent-
scheidung möglich bleibt. 
 
Absatz 8 enthält eine den Anforderungen des Artikels 80 Absatz 1 Grundgesetz genügende 
Verordnungsermächtigung. Die Landesregierung wird ermächtigt, die nähere inhaltliche Aus-
gestaltung und das Verfahren der fiktiven Fortschreibung durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 
Absatz 9 entspricht dem bisherigen § 92 Absatz 3. 
 
Zu Nummer 28 (§ 105) 
Der neue Absatz 1 hat eine verfahrensrechtliche Sonderregelung für die Entscheidungen (Ver-
waltungsakte) über Leistungen nach besoldungs-, versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reise-
kosten-, trennungsentschädigungs- und umzugskostenrechtlichen Vorschriften zum Gegen-
stand. Verschiedene finanzielle Leistungen des Dienstherrn sind oftmals antragsgebundene 
Fürsorge- bzw. Kostenerstattungsleistungen. Sie sind schriftlich oder elektronisch bei den zu-
ständigen Stellen zu beantragen. Das Besoldungsrecht kennt nur vereinzelt antragsgebun-
dene Leistungen. Im Beamtenversorgungsrecht setzt die Gewährung verschiedener Leistun-
gen eine Antragstellung voraus. Insbesondere eine Vielzahl der beamtenversorgungsrechtli-
chen Leistungen der Unfallfürsorge (Kostenerstattungen im Heilverfahren) ist von den unfall-
verletzten Personen zu beantragen. Von besonderer Bedeutung sind vor allem die antragsge-
bundenen Leistungen der Beihilfe in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen. Aber auch 
Leistungen des Reisekosten-, Trennungsentschädigung-, Umzugskostenrechts – als beson-
dere Fürsorge- bzw. Kostenerstattungsleistungen – werden regelmäßig nur nach Antragstel-
lung erbracht. Nur in Ausnahmefällen hingegen sind Leistungen im Bereich der Freien Heilfür-
sorge, die fast ausschließlich vom Sachleistungsprinzip geprägt ist, als Kostenerstattungen 
antragsgebunden.  
 
Viele Dienstherren im Anwendungsbereich des Landesbeamtengesetzes stellen für die elekt-
ronische Beantragung der Leistungen bereits einen datenschutzkonformen Kanal bereit. Hier-
für nutzen sie besondere digitale Portallösungen („Beschäftigtenportal“) oder – insbesondere 
mit Blick auf die Beantragung von Beihilfeleistungen – eine Applikation für mobile und digitale 
Endgeräte (App). 
 
Mit der neuen Sonderregelung des Absatzes 1 soll das Verwaltungsverfahren für die Bearbei-
tung besoldungs-, versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsentschädi-
gungs- und umzugskostenrechtlicher Angelegenheiten bei elektronischer Antragsstellung in 
allen Prozessen vollständig digital werden. Vom Beginn an, ab der Antragsstellung.  über die 
Bearbeitung bis hin zum Abschluss (Bescheidung) soll das Verfahren ohne mediale Brüche 
durchgeführt und abgewickelt werden können. 
 
Die Verwaltungsakte über die Gewährung oder Bewilligung von Leistungen nach besoldungs-
, versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsentschädigungs- und umzugs-
kostenrechtlichen Vorschriften dürfen nach den derzeitig geltenden Vorgaben des allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensrechts (§ 41 Absatz 2a des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) nur 
mit Einwilligung der antragstellenden Person elektronisch durch Abruf bekannt gegeben wer-
den. Wird der elektronische Bescheid nach Ablauf einer Frist von zehn Tagen bzw. einer noch-
maligen wiederholten digitalen Bereitstellung nicht abgerufen, so ist er der in Papierform auf 
dem Postweg bekannt zu geben. Im Falle des Nichtabrufs eines elektronischen Bescheides 
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entstehen für die Verwaltung sowohl durch die wiederholte digitale Bereitstellung als auch 
durch den ggf. folgenden notwendigen Druck und Postversand erhebliche Kosten, die mit Blick 
auf bestehenden rechtlichen Vorgaben des allgemeinen Verfahrensrechts unvermeidbar sind, 
aber durch rechtliche Anpassungen und Vereinfachungen deutlich reduziert werden können. 
 
Absatz 1 beinhaltet eine besondere rechtliche Verfahrenserleichterung, die abweichend von 
den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsverfahrensrechts bei digitaler Antragstellung 
ausschließlich eine elektronische Bekanntgabe des Bescheides über die Gewährung der Leis-
tungen nach besoldungs- versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsent-
schädigungs- und umzugskostenrechtlichen Vorschriften zulässt. Zugleich wird rechtlich eine 
besondere Bekanntgabefiktion geschaffen, nach der ein elektronisch bereitgestellter Bescheid 
nach einer Frist von vier Tagen als bekannt gegeben gilt. 
 
Die elektronische Beantragung ersetzt eine ausdrückliche Einwilligung seitens der antragstel-
lenden Personen für eine elektronischen Bekanntgabe von Verwaltungsakten durch Abruf.  
 
Die Modalitäten dieser neuen verfahrensrechtlichen Sonderregelung im Landesbeamtenge-
setz für die Entscheidung über Leistungen nach besoldungs- versorgungs-, beihilfe-, heilfür-
sorge-, reisekosten-, trennungsentschädigungs- und umzugskostenrechtlichen Vorschriften 
orientieren sich insbesondere an den Bekanntgabefiktionen nach § 37a Absatz 2a des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch und § 122a der Abgabenordnung. Bekanntgabefiktion bedeutet 
in diesem Zusammenhang, dass der Bescheid über die finanziellen Leistungen als Verwal-
tungsakt am vierten Tag nach Versendung einer entsprechenden Benachrichtigung als be-
kannt gegeben gilt, wenn er der antragstellenden Person ordnungsgemäß durch Bereitstellung 
zur Verfügung gestellt wurde und ihr eine (elektronische) Benachrichtigung über die Bereitstel-
lung übermittelt wurde. Mit Eintritt der Bekanntgabefiktion beginnen Rechtsbehelfsfristen 
rechtssicher zu laufen. Die gesetzliche Zugangsfiktion kann aber widerlegt werden, wenn die 
Adressatin oder der Adressat des Verwaltungsakts nachweisen kann, dass die Benachrichti-
gung nicht zugegangen ist oder der Verwaltungsakt aus von der Adressatin oder dem Adres-
saten nicht zu vertretenden Gründen tatsächlich nicht abgerufen werden konnte. Die Stelle, 
welche die besoldungs- versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsentschä-
digungs- und umzugskostenrechtlichen Angelegenheiten bearbeitet und entschieden hat, 
muss daher nachweisen, dass sie die Benachrichtigung der Bereitstellung des Bescheides 
ordnungsgemäß versendet hat.  
 
Die für die Entscheidung zuständige Stelle hat im Zweifel den Zugang nachzuweisen. Eine 
entsprechende Nachweispflicht ist bereits nach § 37a Absatz 2a des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch und § 122a der Abgabenordnung vorgesehen.  
 
Die Dienstherren, die eine elektronische Beantragung der Leistungen nach besoldungs-, ver-
sorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsentschädigungs- und umzugskos-
tenrechtlichen Vorschriften anbieten, eröffnen in der Regel bereits eine digitale Abrufmöglich-
keit für Verwaltungsakte über einen datenschutzkonformen Kanal. Satz 4 dient der Klarstel-
lung. Die Behörde hat weiterhin nach § 41 Absatz 2a Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes NRW zu gewährleisten, dass der Abruf nur nach Authentifizierung der berechtigten Person 
möglich ist und der elektronische Verwaltungsakt von ihr gespeichert werden kann. 
 
Wird von einer elektronischen Antragstellung durch die antragstellende Person kein Gebrauch 
gemacht, ist für die rechtssichere Bekanntgabe des Verwaltungsakts dennoch weiterhin eine 
schriftliche Bekanntgabe der Entscheidungen über die Leistungen erforderlich.  
 
Mit der Änderung kann eine Vielzahl von Verwaltungsprozessen vollumfänglich digital abge-
wickelt werden, um den Einsatz automationsgestützter IT-Verfahren zu erleichtern und in die-
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sem Zusammenhang die Bearbeitungsdauern zu reduzieren. Darüber hinaus führt die Son-
derregelung zu haushalterischen Einsparungen – Ersparnis von Druck- und Portokosten – bei 
ausschließlich digitaler Bereitstellung von Bescheiden, wenn die Leistungen elektronisch be-
antragt werden.  
 
Absatz 2 erweitert die Möglichkeit der elektronischen Bekanntgabe auf Dokumente und Mittei-
lungen, die nicht als Verwaltungsakt ergehen. Von der Vorschrift in Satz 1 erfasst werden da-
mit der allgemeine „Schriftverkehr“, Informationen und Auskünfte des Dienstherrn in elektroni-
scher Form. Sie erlaubt es auch, dass Lohnsteuerbescheinigungen entsprechend der bundes-
rechtlichen Bestimmungen des § 41b Absatz 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes rechts-
sicher bereitgestellt werden können. Die Regelung trägt ferner dem Umstand Rechnung, dass 
ein Teil der Kommunikation in besoldungs-, versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-
, trennungsentschädigungs- und umzugskostenrechtlichen Angelegenheiten seitens des 
Dienstherrn nicht in Form von Verwaltungsakten erfolgt, gleichwohl aber regelmäßig übermit-
telt und bekannt gegeben werden muss. Durch die Verweisung in Satz 2 auf die besonderen 
Regelungen des Absatz 1 Satz 2 und 3 wird gewährleistet, dass elektronische Dokumente und 
Mitteilungen am vierten Tag nach Versendung einer entsprechenden Benachrichtigung als be-
kannt gegeben gelten, wenn sie der Person ordnungsgemäß zur Verfügung gestellt wurden 
und ihr eine (elektronische) Benachrichtigung über die Bereitstellung übermittelt wurde (Be-
kanntgabefiktion). Gleichzeitig wird sichergestellt, dass nur Personen elektronische Doku-
mente und Mitteilungen erhalten können, wenn diese entsprechend authentifiziert sind. 
 
Durch die Einbeziehung dieser Dokumente und Mitteilungen in das Verfahren der elektroni-
schen Bereitstellung zum Abruf wird ebenfalls eine einheitliche, medienbruchfreie Kommuni-
kation ermöglicht. Zugleich werden Verwaltungsaufwand und Sachkosten, insbesondere 
durch den Wegfall von Druck- und Versandkosten, in einem erheblichen Maß reduziert. Die 
gesonderten Regelungen für Bezügemitteilungen in den § 3 Absatz 8 des Landesbesoldungs-
gesetzes und § 57 Absatz 9a des Landesbeamtenversorgungsgesetzes bleiben hiervon un-
berührt. Diese spezialgesetzlichen Vorschriften gehen nach Satz 4 den allgemeinen Regelun-
gen des § 105 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vor. 
 
Absatz 3 entspricht dem bisherigen Regelungsgehalt des § 105. Mit Blick auf die Regelungen 
betreffend die Zustellung von Entscheidung und Verfügungen wird zukünftig auf das Landes-
zustellungsgesetz NRW Bezug genommen. 
 
Zu Nummer 29 (§ 112) 
In Absatz 2 Satz 1 werden redaktionelle Anpassungen vorgenommen. 
 
Mit den Änderungen in Absatz 2 Satz 2 werden die Anpassungen des § 64 Absatz 5 (siehe 
Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c) systemgerecht für den Bereich der Freien Heilfürsorge für 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte nachgezeichnet. Leistungen der Freien 
Heilfürsorge sollen nur in den Fällen einer Beurlaubung ohne Besoldung aus familienpoliti-
schen Gründen gewährt werden, wenn keine anderweitige Absicherung gewährleistet ist. 
 
In Satz 2 Nummer 1 geht der bisherige Regelungsgehalt des Satzes 2 auf, nach der Leistun-
gen der Freien Heilfürsorge bei einer Beurlaubung ohne Besoldung aus familienpolitischen 
Gründen nicht erbracht werden, wenn ein Anspruch auf Familienversicherung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung besteht.  
 
Die Regelung in Satz 2 Nummer 2 ist neu. Sie soll die Nachrangigkeit der Leistungen der 
Freien Heilfürsorge als besondere Fürsorgeleistung hervorheben. Sie enthält entsprechend – 
in Anlehnung an den neuen § 64 Absatz 5 – weitere Tatbestände, in denen die Gewährung 
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von Leistungen der Freien Heilfürsorge in den Beurlaubungsfällen aus familienpolitischen 
Gründen ohne Besoldung zukünftig ausgeschlossen ist.  
 
Der neue Buchstabe a in Nummer 2 regelt, dass Leistungen der Freien Heilfürsorge nicht bei 
Beurlaubungen ohne Besoldung erbracht werden, wenn aufgrund einer genehmigten Neben-
tätigkeit im Rahmen einer Beschäftigung außerhalb des Beamtenverhältnisses die Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung ausgelöst wird und damit eine Absiche-
rung im Krankheitsfall sichergestellt ist.  
 
Der neue Buchstabe b in Nummer 2 bildet einen allgemeinen Auffangtatbestand, der Leistun-
gen der Freien Heilfürsorge in den Beurlaubungsfällen ohne Besoldung nicht mehr vorsieht, 
wenn eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung aus anderen Grün-
den (z. B. durch die Einschreibung als ordentliche Studierende an einer Hochschule, den Be-
zug von Arbeitslosengeld als Entgeltersatzleistung, die Aufnahme einer künstlerischen oder 
publizistischen Tätigkeit nach Maßgabe des Künstlersozialversicherungsgesetzes) besteht, 
die eine entsprechende Absicherung garantieren.  
 
Absatz 2 Satz 3 bleibt unverändert.  
 
Zu Nummer 30 (§ 115) 
Hierbei handelt sich um eine Folgeänderung aus § 33a. Mit Satz 2 wird klargestellt, dass dies-
bezüglich dann der § 33a entsprechend gilt, das heißt insbesondere auch die dortigen Best-
immungen zum Datenschutz. Ebenfalls wird auch hier eine Neuregelung entsprechend § 33 
Absatz 1 eingefügt. 
 
Zu Nummer 31 (§ 117) 
Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich aus der Änderung des § 33a ergibt. Mit dem 
in Absatz 3 eingefügten Halbsatz wird klargestellt, dass § 33a entsprechend gilt, das heißt, 
insbesondere auch die dortigen Bestimmungen zum Datenschutz. 
 
Zu Artikel 2 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen der Inhaltsübersicht.  
 
Zu Nummer 2 (§ 3) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung mit Blick auf die Änderung des § 23 durch 
Artikel 1 des Gesetzes zur Attraktivitätssteigerung des kommunalen Wahlamtes vom 3. April 
2020 (GV. NRW. S. 284). 
 
Die Erstellung von schriftlichen Abrechnungen über die ausgezahlten Bezüge wird erstmals 
im Landesbesoldungsgesetz geregelt. Eine Bezügemitteilung wird erstellt, wenn sich an dem 
Auszahlungsbetrag oder den persönlichen Verhältnissen Änderungen ergeben sowie grund-
sätzlich zum Jahresabschluss im Dezember. Die sich bisher nur mittelbar aus der beamten-
rechtlichen Treuepflicht ergebende Obliegenheit der Besoldungsempfängerinnen und Besol-
dungsempfänger, Bezügemitteilungen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen, erhält Eingang in das 
Landesbesoldungsgesetz. Damit wird gegenüber der bislang in § 108 Absatz 1 Satz 1 und 2 
der Gewerbeordnung verorteten Regelung eine besoldungsrechtliche lex specialis geschaffen. 
Eine inhaltliche Änderung der bestehenden Sorgfaltspflichten gegenüber der derzeitigen 
Rechtslage ist hiermit nicht verbunden. Unverändert bestehen bleibt die Sorgfaltspflicht, die 
Bezügemitteilungen bei besoldungsrelevanten Änderungen im dienstlichen oder persönlichen 
Bereich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und den Dienstherrn auf etwaige Überzahlungen 
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hinzuweisen. Der dabei anzulegende Maßstab entspricht § 15 Absatz 2 Satz 2. Die übrigen 
Regelungen des § 108 der Gewerbeordnung sind weiterhin entsprechend anzuwenden.  
 
Um die Digitalisierung der Verwaltung weiterzuentwickeln und zum Abbau der Bürokratie im 
Land Nordrhein-Westfalen werden zudem die Möglichkeiten zum elektronischen Versand und 
zum Datenabruf von Bezügemitteilungen geschaffen. Die konkrete technische Ausgestaltung 
wird durch den Besoldungsgesetzgeber bewusst offengehalten.  
 
Bei einem elektronischen Datenabruf von Bezügemitteilungen wird zudem die vormalige 
„Bringschuld“ des Dienstherrn zu einer „Holschuld“ auf Seiten der Besoldungsempfängerin 
oder des Besoldungsempfängers umgestaltet. Nunmehr müssen bei der Nutzung des elektro-
nischen Datenabrufs Besoldungsberechtigte selbst dafür Sorge tragen, dass die Bezügemit-
teilung in den eigenen Verfügungsbereich gelangt. Wird die Bezügemitteilung zum Datenabruf 
bereitgestellt, erfolgt eine elektronische Benachrichtigung über deren Bereitstellung. Da der 
Abruf der Bezügemitteilung in diesen Fall durch den Dienstherrn nicht steuerbar ist, wird für 
diese Konstellation zudem der Zugang als am vierten Tag nach Absendung der elektronischen 
Benachrichtigung gesetzlich fingiert, vgl. auch § 9 Absatz 1 des Onlinezugangsgesetzes. Für 
das Landesbeamtenversorgungsgesetz ist eine wortlautgleiche Regelung vorgesehen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 33) 
Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden in den Anwendungsbereich des § 33 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 aufgenommen. Künftig sollen ihnen variable Leistungsbe-
züge sowohl aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (Berufungs- oder Bleibe-
Leistungsbezüge) als auch für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbil-
dung und Nachwuchsförderung (besondere Leistungsbezüge) gewährt werden können.  
 
Nach geltendem Besoldungsrecht können in Nordrhein-Westfalen neben der Forschungs- und 
Lehrzulage (§ 62) in der Besoldungsgruppe W 1 keine variablen Leistungsbezüge wie Beru-
fungs- und Bleibe-Leistungsbezüge oder besondere Leistungsbezüge gewährt werden. Das 
Land Nordrhein-Westfalen steht aber auch bei der Gewinnung von jungen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern im Wettbewerb mit den Hochschulen im Ausland und den anderen 
Ländern. Zur Steigerung der Attraktivität der Juniorprofessur an den Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen soll es diesen durch die Änderung ermöglicht werden, künftig auch den Juni-
orprofessorinnen und Juniorprofessoren Leistungsbezüge zu gewähren.  
 
Zu Nummern 4 bis 6 (§§ 34, 35, 36) 
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 7 (§ 37) 
Die Änderungen dienen der Klarstellung, dass die variablen Leistungsbezüge in der Besol-
dungsgruppe W 1 nicht ruhegehaltfähig sind. Die Ruhegehaltfähigkeit der Leistungsbezüge in 
den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 ist an sehr enge Voraussetzungen geknüpft, wobei nach 
allgemeinen versorgungsrechtlichen Grundsätzen die Unbefristetheit bzw. die Dauer des Be-
zugs der Leistungsbezüge maßgebliche Faktoren sind. Vor dem Hintergrund, dass es sich bei 
der Juniorprofessur um ein auf relativ kurze Dauer angelegtes Zeitbeamtenverhältnis handelt, 
stünde eine Ruhegehaltfähigkeit der über einen geringen Zeitraum bezogenen Leistungsbe-
züge nicht in einem angemessenen Verhältnis zu den daraus resultierenden Versorgungslas-
ten. 
 
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen. 
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Zu Nummer 8 (§ 43) 
Bei teilzeitbeschäftigten Besoldungsberechtigten wird der Familienzuschlag für Kinder grund-
sätzlich entsprechend der Teilzeitbeschäftigung gekürzt, § 8 Absatz 1 Satz 1. Ist aber einer 
der beiden Elternteile vollzeitbeschäftigt oder erreicht der Teilzeitumfang beider Elternteile zu-
sammengerechnet mindestens eine Vollzeitbeschäftigung, erfolgt nach § 43 Absatz 5 Satz 3 
keine Teilzeitkürzung. Der Fall, dass zwei im öffentlichen Dienst beschäftigte Besoldungsbe-
rechtigte eine Arbeitszeitaufteilung wählen, die zusammen nicht den zeitlichen Umfang einer 
Vollzeitstelle erreicht, ist derzeit nicht eigenständig geregelt. Dieser Sachverhalt wurde bisher 
auf der Grundlage von § 43 Absatz 5 Satz 3 i.V.m. § 8 behandelt. Bislang erhielt nach § 43 
Absatz 5 Satz 3 i.V.m. § 8 nur der kindergeldberechtigte Elternteil den kinderbezogenen Fa-
milienzuschlag, und zwar gekürzt entsprechend ihres oder seines Beschäftigungsumfangs. In 
dieser Konstellation tätige Eltern sind schlechter gestellt als allein anspruchsberechtigte teil-
zeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte, die mit einem gleichen Arbeitszeitanteil beschäftigt 
sind wie beide Elternteile zusammen (vgl. auch Verfassungsgerichtshof des Landes Baden-
Württemberg, Urteil vom 12. Juli 2024 – 1 GR 24/22). Mit der Neuregelung des Absatzes 5 
Satz 4 soll diesem Umstand Rechnung getragen werden. Hiernach erhält der vorrangig kin-
dergeldanspruchsberechtigte Elternteil den kinderbezogenen Familienzuschlag künftig unter 
Einbeziehung auch des Arbeitszeitanteils des anderen Elternteils. Der Anspruch auf Nachzah-
lungen nach Absatz 5 Satz 4 ist ausgeschlossen, wenn der Anspruch nicht innerhalb des je-
weiligen Haushaltsjahres, für das die Berücksichtigung beider Teilzeitanteile bei der Berech-
nung des kinderbezogenen Familienzuschlags verlangt wird, schriftlich gegenüber der obers-
ten Dienstbehörde oder der nach § 85 Absatz 1 oder 2 bestimmten Stelle geltend gemacht 
wurde. 
 
Zu Nummer 9 (§ 46) 
Der bisherige Wortlaut wird zu Absatz 1. Die Ergänzung des anspruchsberechtigten Perso-
nenkreises in einem neu geschaffenen Absatz 2 um Niederlassungsleitungen von Landesbe-
trieben und des landeseigenen teilrechtsfähigen Sondervermögens dient der Klarstellung und 
einer Anpassung der Rechtslage an das verwaltungsseitige Verständnis von Amtszulagen für 
die Leitung von besonders großen und besonders bedeutenden Verwaltungseinheiten. Die 
Bemessungsgröße für die mit einer Amtszulage ausgestattete Anzahl an Planstellen entspricht 
der Anzahl aus Absatz 1. 
 
Zu Nummer 10 (§ 47) 
Der Kreis der anspruchsberechtigten Personen in § 47 Buchstabe b) Doppelbuchstabe bb) 
wird harmonisiert um Angehörige der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, die sich in 
einem Beförderungsamt der Besoldungsgruppe A 11 befinden.  
 
Zu Nummer 11 (§ 50) 
Das Erfordernis einer Tätigkeit „im Einsatzdienst“ der Feuerwehr wird zugunsten einer lauf-
bahnbezogenen Gewährung der Zulage abgeschafft. Absatz 1 Satz 1 wird weiter gefasst. Für 
die Zulagengewährung kommt es nunmehr auf die beamtenrechtliche Zugehörigkeit zum feu-
erwehrtechnischen Dienst in Ämtern der Landesbesoldungsordnung A an und nicht wie zuvor 
auf die Tätigkeit im Einsatzdienst. Auch Anwärterinnen und Anwärter können aufgrund ihrer 
Zugehörigkeit zu den Laufbahnen der Fachrichtung Feuerwehr weiterhin diese Zulage erhal-
ten. Hierdurch wird die Zulage mit § 49 harmonisiert, nach dem Beamtinnen und Beamten mit 
vollzugspolizeilichen Aufgaben eine nicht verwendungsbezogene, sondern ebenfalls eine lauf-
bahnbezogene Zulage gewährt wird. 
 
In Absatz 2, der die besonderen Belastungen beschreibt, die mit der Zulage abgegolten wer-
den sollen, wird als Folgeänderung die Formulierung „Besonderheiten des Einsatzdienstes“ 
durch „Besonderheiten des jeweiligen Dienstes“ ersetzt. 
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Zu Nummer 12 (§ 55) 
Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen. Durch den Wegfall der Staffelung der Zulagenhöhe, der 
bislang am Umfang der Inanspruchnahme als Fachleitung gemessen wurde, wird deutlich, 
dass es sich bei der Regelung des § 55 Absatz 1 Nummer 1 in der gesetzgeberischen Intention 
nicht um eine Ausnahme vom Kürzungsgrundsatz bei Teilzeitbeschäftigung (§ 8) handelt. Die 
Staffelung ist in der Vergangenheit zum Teil als eine solche Ausnahme missverstanden wor-
den. Die Abschaffung der Staffelung der Zulagenhöhe zu Gunsten des höheren Betrages dient 
zudem der Entbürokratisierung, indem sie das Verfahren der Zulagengewährung vereinfacht. 
 
Zu Nummer 13 (§ 63) 
Mit Blick auf die Möglichkeit, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren künftig variable Leis-
tungsbezüge zu gewähren, wird die Zulage gestrichen. 
 
Zu Nummer 14 (§ 66) 
Durch die Änderungen in § 66 Absatz 1 wird dem Verordnungsgeber die Möglichkeit eröffnet, 
innerhalb enger Grenzen auch nicht messbare Mehrarbeit zu vergüten.  
 
Zu Nummer 15 (§ 68) 
Durch Einfügen des Satzes 3 wird dem Verordnungsgeber die Möglichkeit eröffnet, komplex 
ausgestaltete Vergütungsregelungen durch pauschalierte Vergütungsmodelle zu ersetzen. 
 
Zu Nummer 16 (§ 69) 
Mit Blick auf die künftige Möglichkeit zur Gewährung von variablen Leistungsbezügen, insbe-
sondere aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (Berufungs- oder Bleibe-Leis-
tungsbezüge) werden die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren aus dem Anwendungs-
bereich für Sonderzuschläge zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit ausge-
nommen. 
 
Zu Nummer 17 (§ 71a) 
Durch die Änderungen wird der nicht ruhegehaltfähige Zuschlag für Beamtinnen und Beamte 
bei Hinausschieben des Ruhestands von zehn auf 15 Prozent erhöht und künftig unabhängig 
vom Erreichen des Ruhegehaltshöchstsatzes ab Beginn des Kalendermonats gewährt, der auf 
den Zeitpunkt des Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze folgt. Während des Hinausschie-
benszeitraums soll nach dem neuen Absatz 4 des § 32 des Landesbeamtengesetzes künftig 
auch einer unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung nachgegangen werden können. 
 
Durch die Einbeziehung der Richterinnen und Richter in den Anwendungsbereich des Absat-
zes 2 erhalten diese künftig ebenfalls einen Zuschlag bei Teilzeitbeschäftigung im Zeitraum 
des Hinausschiebens. Mit dem Zuschlag wird in allen Konstellationen eine finanzielle Besser-
stellung im Vergleich zu den anderenfalls bei Eintritt in den Ruhestand zustehenden Versor-
gungsbezügen gewährleistet. 
 
Zu Nummer 18 (§ 87) 
Gemäß § 87 Absatz 1 Satz 1 gilt die Hochschulleitungs-Stellenzulagenverordnung vom 3. Au-
gust 1977 (BGBl. I S. 1527) fort. Die darin enthaltenen Stellenzulagen wurden nicht regelmäßig 
angepasst, sodass die Höhe dieser Zulagen zum Teil bereits seit längerer Zeit unverändert 
geblieben ist. Durch den neu angefügten Absatz 7 sollen diese ebenfalls an einer moderaten 
Erhöhung aller nicht dynamisierten Stellenzulagen teilnehmen. Es erfolgt eine betragsmäßige 
Anhebung auf das durchschnittliche Niveau in Bund und Ländern. Damit soll der Hochschul-
standort Nordrhein-Westfalen gestärkt und weiterhin wettbewerbsfähig gehalten werden. 
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Zu Nummer 19 (§ 92) 
§ 92 Absatz 1 Nummern 2 bis 4 und Nummer 9 werden aufgrund des Erlasses von originärem 
Landesrecht aufgehoben. Dies erfolgt sowohl innerhalb dieses Gesetzes (Artikel 14 Erschwer-
niszulagenverordnung) als auch im Zuge der parallel zu diesem Gesetzgebungsverfahren lau-
fenden Erarbeitung einer Mantelverordnung. Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle 
Folgeänderungen auf Grund der jeweiligen Aufhebung der in Landesrecht übergeleiteten Ver-
ordnungen durch Artikel 20 bis 25 dieses Gesetzes. 
 
Zu Nummer 20 (Landesbesoldungsordnung A) 
Nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A 9 können u.a. für Hauptbrandmeisterinnen und 
Hauptbrandmeister für Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 abheben, 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung jeweils bis zu 35 Prozent der Stellen mit einer Amts-
zulage nach Anlage 14 ausgestattet werden. In Nordrhein-Westfalen sind Hauptbrandmeiste-
rinnen und Hauptbrandmeister sowohl im Landesdienst als auch im kommunalen Dienst ein-
gesetzt. Mit Artikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Personalhoheit der Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen vom 24. März 2009 (GV. NRW. S. 186) wurde die Verordnung zur Festset-
zung besonderer Stellenobergrenzen im kommunalen Bereich (Stellenobergrenzenverord-
nung – StOV-Gem –) vom 10. Mai 2005 (GV. NRW. S. 536) aufgehoben. Trotz der damals 
bezweckten grundsätzlichen Abschaffung der Stellenobergrenzen im kommunalen Bereich gilt 
die in Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A 9 vorgesehene Obergrenze für die Stellen mit Amts-
zulage nach Anlage 14 mangels Differenzierung nach wie vor ebenfalls für Hauptbrandmeis-
terinnen und Hauptbrandmeister im kommunalen feuerwehrtechnischen Dienst. Durch die 
klarstellende Ergänzung wird die Abschaffung der Stellenobergrenzen für Hauptbrandmeiste-
rinnen und Hauptbrandmeister im kommunalen Dienst umgesetzt. 
 
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung. Durch die Verordnung über die Ausbildung und Prü-
fung für die Laufbahn des allgemeinen Vollzugsdienstes im Justizvollzug des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 1. Juni 2018 (GV. NRW. S. 280) wurde der Begriff „Allgemeiner Justiz-
vollzugsdienst“ durch den Begriff „Allgemeiner Vollzugsdienst“ abgelöst. 
 
Durch die Streichung der Einschränkung „nur in Fällen von besonderer Bedeutung“ kann künf-
tig allen Beamtinnen und Beamten, denen die Leitung des allgemeinen Vollzugsdienstes oder 
des Werkdienstes in einer Justizvollzugsanstalt übertragen worden ist, mindestens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 10 verliehen werden. Die Änderung ist im Hinblick auf die Vorge-
setzteneigenschaft der betroffenen Personen für Angehörige des allgemeinen Vollzugsdiens-
tes, denen auch ohne Leitungsfunktionen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 9 mit Amtszu-
lage verliehen werden kann, erforderlich.  
 
Durch die Änderung wird die veraltete Bezeichnung der „Rechtspflegerlaufbahn“ durch die 
neue Laufbahnbezeichnung „Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt des Justizdienstes“ er-
setzt. Die Laufbahn ist in der Verordnung über die Laufbahn der Ämtergruppe des ersten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des Justizdienstes sowie über die Ausbildung und Prüfung 
der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger des Landes Nordrhein-Westfalen vom 8. Oktober 
2018 (GV. NRW. S. 546) geregelt. Ihre Aufgaben umfassen gemäß § 1 Absatz 2 der Verord-
nung die Rechtspflegeraufgaben, die Aufgaben der Justizverwaltung sowie die Aufgaben der 
Lehrkräfte an den Justizaus- und -fortbildungsstätten.  
 
Zu Nummer 21 (Landesbesoldungsordnung B) 
Für die Abteilungsdirektorinnen und Abteilungsdirektoren bei einer Bezirksregierung sind der-
zeit Ämter der Besoldungsgruppen A 16, B 2 und B 3 ausgebracht. Durch die Änderungen 
kann künftig allen Abteilungsdirektorinnen und Abteilungsdirektoren bei einer Bezirksregierung 
mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe B 2 und für die Leitung einer großen und bedeu-
tenden Abteilung ein Amt der Besoldungsgruppe B 3 verliehen werden. 
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Die Verengung des Besoldungskorridors ist mit Blick auf die große Personalverantwortung der 
Abteilungsdirektorinnen und Abteilungsdirektoren geboten, insbesondere im Vergleich zu den 
Abteilungsleitungen bei anderen Landesoberbehörden. Die Voraussetzungen für die Verlei-
hung eines Amtes der Besoldungsgruppe B 3 sind entsprechend anzupassen. 
 
Zu Nummer 22 (Landesbesoldungsordnung R) 
Derzeit kann an Amts-, Arbeits- und Sozialgerichten mit 15 und mehr Richterplanstellen eine 
Richterplanstelle der Besoldungsgruppe R 2 für eine weitere aufsichtführende Richterin oder 
einen weiteren aufsichtführenden Richter ausgebracht werden. Bei 22 Richterplanstellen und 
auf je sieben weitere Richterplanstellen kann je eine weitere entsprechende Stelle ausge-
bracht werden. 
 
Durch die Verbesserung des Schlüssels auf sechs Planstellen kann die erste Stelle für eine 
Richterin, einen Richter am Amtsgericht, Arbeitsgericht oder Sozialgericht als weitere aufsicht-
führende Richterin oder weiterer aufsichtführender Richter bereits ab 14 Richterplanstellen 
und auf je sechs weitere Richterplanstellen eine weitere Stelle ausgebracht werden. 
 
Dies gewährleistet eine funktionsfähige sowie robuste Verwaltungsstruktur und stärkt so die 
Ablauforganisation innerhalb größerer Gerichte. Gleichzeitig wird durch die frühere Ausbrin-
gung einer weiteren Stelle Entlastung geschaffen für Gerichtsleitungen sowie für bereits im 
Gericht vorhandene weitere aufsichtführende Richterinnen und Richter. 
 
Zu Nummer 23 (Anlage 15 – Stellenzulagen und andere Zulagen) 
Die Stellenzulagen erfahren in zweierlei Hinsicht wesentliche Verbesserungen. Zum einen wird 
die Struktur der Zulagen grundlegend in dem Bestreben, Bürokratie abzubauen zurückgeführt. 
Zum anderen werden die Zulagenbeträge auf das in Bund und Ländern übliche finanzielle Maß 
erhöht. 
 
In der Anlage 15 wird die teilweise vorgesehene Staffelung der Zulagenhöhe nach Besol-
dungsgruppen unter Beibehaltung des bisherigen Höchstbetrags der Zulage aufgegeben. Zu-
dem wird die bisherige Staffelung der in den §§ 49 bis 51 normierten Zulagen nach Dienstzei-
ten aufgegeben. Bislang wurde die Zulage erst nach einer Dienstzeit von einem Jahr gewährt 
und stieg nach einer Dienstzeit von zwei Jahren auf einen höheren Betrag an. Künftig soll die 
Zulage losgelöst von der Dienstzeit unmittelbar gewährt werden, wobei es einen Betrag für 
Anwärterinnen und Anwärter im Vorbereitungsdienst und einen Betrag für Beamtinnen und 
Beamte ab dem Zeitpunkt der Beendigung des Vorbereitungsdienstes geben soll. Durch die 
neue Systematik soll der unterschiedlichen Beanspruchung von noch in der Ausbildung be-
findlichen Beamtinnen und Beamten auf Widerruf und solchen nach Abschluss der Ausbildung 
bei der Zulagengewährung Rechnung getragen werden. Insgesamt wird die Struktur der zent-
ralen im Landesbesoldungsgesetz geregelten Stellenzulagen stark vereinfacht und deutlich 
übersichtlicher gestaltet. Für Rechtsanwendende folgt daraus eine leichtere Handhabung die-
ser Stellenzulagen. Vormals bestehende Verwaltungserfordernisse werden im Sinne eines Bü-
rokratieabbaus zweckmäßig reduziert. 
 
Anders als Amtszulagen und die Strukturzulage nehmen Stellenzulagen und weitere Zulagen 
grundsätzlich nicht an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil. Die Höhe dieser Zula-
gen ist daher zum Teil bereits seit längerer Zeit unverändert geblieben. Vor diesem Hinter-
grund erfolgt eine betragsmäßige Anhebung auf das durchschnittliche Niveau in Bund und 
Ländern. 
 
Die sog. Meisterzulage beträgt derzeit zwischen 39,31 Euro und 40,27 Euro und wird unter 
Aufgabe der früheren Staffelung nach Besoldungsgruppen einheitlich auf 80,00 Euro erhöht. 
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Die Meisterzulage ist in den meisten anderen Bundesländern und beim Bund vorgesehen. Die 
Spanne der gewährten Beträge reicht von 38,35 Euro bis hin zu 100,00 Euro. Die Meisterzu-
lage wird damit in den oberen Bereich im Bund-Länder-Vergleich gehoben, um Beamtinnen 
und Beamte, die eine vorgeschriebene Meisterprüfung bestanden haben und damit besonders 
nachgefragte Fachkräfte sind, gezielt für das Land Nordrhein-Westfalen anzuwerben bzw. im 
Landesdienst zu halten.  
 
Zu Artikel 3 (Gesetz über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher Vor-
schriften auf nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes) 
 
Zu Nummer 1 (§ 2) 
Absatz 4 sieht eine redaktionelle Anpassung sowie die Verwendung einer allgemeinen Res-
sortbezeichnung vor. 
 
Da es aufgrund der früher geltenden Ausbildungs- und Prüfungsordnungen keine Personen in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis mit den Dienstbezeichnungen „Verwal-
tungslehrling“, „Verwaltungspraktikantin“, „Verwaltungspraktikant“, „Schulpraktikantin“ und 
„Schulpraktikant“ gibt, ist diese Vorschrift nicht mehr erforderlich. Absatz 5 wird aufgrund der 
Rechtsbereinigung aufgehoben. 
 
Zu Nummer 2 (§ 3) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Artikel 4 (Landesbeamtenversorgungsgesetz) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der Inhaltsübersicht. 
 
Zu Nummer 2 (§ 13a) 
Bei der Berechnung der Versorgung wurden bislang neben der im Beamtenverhältnis zurück-
gelegten Dienstzeit unter bestimmten Voraussetzungen auch Zeiten berücksichtigt, die bereits 
in anderen Alterssicherungssystemen zu Anwartschaften oder Ansprüchen geführt haben, 
etwa Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn. 
In Fällen, in denen die Höchstgrenze der Gesamtversorgung beim Zusammentreffen von Ver-
sorgungsbezügen mit Renten nicht überschritten wird, erhalten einzelne Versorgungsberech-
tigte sowohl eine Versorgung als auch eine Rente für denselben Zeitraum einer Tätigkeit. Hier-
durch konnte sich eine Besserstellung gegenüber verbeamteten Personen ergeben, die die 
Höchstversorgung bereits aufgrund der Beamtendienstzeiten erreichen und deshalb eine An-
rechnung des Rentenbezugs hinnehmen mussten. Durch die Trennung der Alterssicherungs-
systeme und die Nichtberücksichtigung rentenwirksamer Zeiten entfällt diese aufwendige und 
fehleranfällige Verrechnung von Renten, die auch bei den Betroffenen teilweise auf wenig Ver-
ständnis stößt. Zugleich werden Doppelberücksichtigungen derselben Zeiten verhindert, die 
andernfalls zu einer ungerechtfertigten Besserstellung gegenüber den verbeamteten Perso-
nen führen können, bei denen ausschließlich die im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienst-
zeiten berücksichtigt werden. 
 
Absatz 1 normiert daher den Ausschluss von Vordienstzeiten, für die bereits in einem anderen 
Alterssicherungssystem Rentenansprüche oder rentenähnliche Ansprüche bzw. Rentenleis-
tungen oder rentenähnliche Leistungen erworben wurden. Als Leistungen anderer Alterssiche-
rungssysteme gelten die in der Vorschrift genannten Leistungen. Dabei werden Anwartschaf-
ten außer Acht gelassen, wenn die allgemeine Wartezeit für eine Alterssicherungsleistung 
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nicht erfüllt wurde. In solchen Fällen können die entsprechenden Zeiten bis zu insgesamt fünf 
Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. 
 
Diese Vorschrift gilt nur für Beamtinnen und Beamte, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
das Beamtenverhältnis begründet haben. 
 
Absatz 2 betrifft Beamtinnen und Beamte, die aus einem früheren Beamtenverhältnis entlas-
sen wurden und bei denen für dieses Beamtenverhältnis eine Nachversicherung durchgeführt 
wurde. Zur Vermeidung einer Doppelversorgung werden die Versorgungsbezüge um den auf 
die Nachversicherung entfallenden Anteil der Alterssicherungsleistung gekürzt, wenn die War-
tezeit in dem entsprechenden Alterssicherungssystem erfüllt ist. Der Verweis auf § 68 Absatz 
4 dient der Vermeidung von Umgehungstatbeständen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 44) 
Scheidet ein durch Dienstunfall verletzter Beamter ohne Anspruch auf Versorgung aus, erhält 
er für die Dauer einer durch den Dienstunfall verursachten Erwerbsbeschränkung einen Un-
terhaltsbeitrag. Einer solchen Unterstützung bedarf es nicht, wenn für diesen Zeitraum Alters-
geld bezahlt wird. 
 
Zu Nummer 4 (§ 57) 
Mit dem neu eingefügten Absatz werden die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um Be-
zügemitteilungen zukünftig auch elektronisch übermitteln oder zum Datenabruf bereitstellen 
zu können. Damit wird ein Beitrag zur Digitalisierung der Verwaltung geleistet. Die Regelungen 
sind dabei bewusst technikoffen ausgestaltet.  
 
Da die Versorgungsberechtigten jedoch nicht verpflichtet werden sollen, einen privaten elekt-
ronischen Zugang zu eröffnen, um digitale Bezügemitteilungen zu empfangen (vgl. § 3a Ab-
satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW), wird die elektronische Übermittlung von 
deren Einwilligung abhängig gemacht. Gleiches gilt, wenn die Mitteilungen über öffentlich zu-
gängliche Netze von einem digitalen Portal, Postfach oder Nutzerkonto zum Abruf bereitge-
stellt werden sollen. Auch hierfür ist eine Einwilligung erforderlich, zumal bei einem Datenabruf 
der Versorgungsempfängerin oder des Versorgungsempfängers auch die Verantwortung 
übertragen wird, selbst dafür zu sorgen, dass die Bezügemitteilung in ihren bzw. seinen Ver-
fügungsbereich gelangt (Umwandlung der „Bringschuld“ in eine „Holschuld“). Da der Abruf der 
Bezügemitteilung in diesen Fall durch die Behörde nicht steuerbar ist, wird für diese Konstel-
lation zudem der Zugang als am vierten Tag nach Absendung der elektronischen Benachrich-
tigung gesetzlich fingiert. Die Regelung orientiert sich damit an der vergleichbaren Regelung 
in § 9 Absatz 1 des Onlinezugangsgesetzes. 
 
Zugleich wird die sich bisher nur mittelbar aus der beamtenrechtlichen Treuepflicht ergebende 
Obliegenheit der Versorgungsberechtigten, die Richtigkeit der Bezügemitteilung zu überprü-
fen, ausdrücklich geregelt. Damit wird gegenüber der Regelung in § 108 Absatz 1 Satz 1 und 
2 der Gewerbeordnung eine versorgungsrechtliche Spezialregelung getroffen. Eine inhaltliche 
Änderung der bestehenden Sorgfaltspflichten gegenüber der derzeitigen Rechtslage ist damit 
nicht verbunden. Wie bisher besteht für die Versorgungsberechtigten die Sorgfaltspflicht, die 
Bezügemitteilungen bei versorgungsrelevanten Änderungen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen 
und auf Überzahlungen zu achten. Die übrigen Regelungen des § 108 der Gewerbeordnung 
sind weiterhin entsprechend anzuwenden. 
 
Zu Nummer 5 (§ 66) 
Für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die die für sie geltende gesetzliche Al-
tersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand erreicht haben, soll künftig eine Anrechnung von 
Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen nicht mehr erfolgen (Absatz 1). Entsprechendes gilt 
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für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte ohne gesetzliche Altersgrenze sowie für 
Empfängerinnen und Empfänger von Hinterbliebenenversorgung mit Erreichen der Regelal-
tersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes. Bezieht eine versor-
gungsberechtigte Person mehrere Versorgungsansprüche mit unterschiedlichen Altersgren-
zen, wird aus Gründen der Rechtsklarheit und Gleichbehandlung auf die frühere dieser Alters-
grenzen abgestellt. 
 
Für Versorgungsberechtigte, die wegen Dienstunfähigkeit oder Schwerbehinderung vorzeitig 
in den Ruhestand versetzt wurden, galt bisher eine verschärfte Höchstgrenzenregelung bis 
zum Erreichen der Regelaltersgrenze. Da zukünftig die Berücksichtigung von Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen ab der für die Beamtin oder den Beamten geltenden gesetzlichen 
Altersgrenze endet, ist diese Begrenzung in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gegenstandslos ge-
worden. Sie kann daher gestrichen werden. 
 
Absatz 6 Satz 1 wird durch den Wegfall der Anrechnung redaktionell angepasst.  
 
Mit dem Wegfall der Anrechnung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen ab Erreichen 
der jeweiligen gesetzlichen Altersgrenze wird die bisherige befristete Ausnahmevorschrift des 
§ 66 Absatz 13 obsolet. 
 
Zu Nummer 6 (§ 68) 
Absatz 8 regelt, dass für den Personenkreis, für den die Trennung der Alterssicherungssys-
teme Anwendung findet, Renten im Sinne dieser Vorschrift bei der Berechnung der Versor-
gungsbezüge nicht berücksichtigt werden. 
 
Zu Artikel 5 (Landesaltersgeldgesetz) 
 
Das Beamtenverhältnis ist grundsätzlich auf ein lebenslanges Dienst- und Treueverhältnis an-
gelegt. Die beamtenrechtliche Versorgung ist Alimentation und daher an das fortbestehende 
Beamtenverhältnis oder Ruhestandsverhältnis geknüpft. Wird eine Beamtin oder ein Beamter 
auf eigenen Wunsch aus dem Dienstverhältnis entlassen, ist die Folge, dass der Anspruch auf 
Alimentation und auch die Fürsorgepflicht endet. Nach der Entlassung haben frühere Beam-
tinnen und Beamte keine Ansprüche auf beamtenversorgungsrechtliche Leistungen des 
Dienstherrn. Es bleibt im Falle des freiwilligen Ausscheidens aus dem Dienst bei dem verfas-
sungsrechtlich aus dem Sozialstaatsprinzip hergeleiteten Anspruch auf Gewährung einer Min-
dest-Altersversorgung durch den bisherigen Dienstherrn gemäß der tatsächlichen Beschäfti-
gungsdauer (Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 2. März 2000 – 2 BvR 951/98). Die-
sen Anspruch hat der Gesetzgeber mit der Anordnung der Nachversicherung in § 8 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt. Künftig soll beim Wechsel aus dem Beamtenverhältnis 
anstelle der Nachversicherung ein Anspruch auf Altersgeld als eigene Alterssicherungsleis-
tung begründet werden können. Damit kann eine Trennung der Systeme erfolgen und es kön-
nen Friktionen aufgelöst werden, die durch das rentenrechtliche Nachversicherungssystem 
begründet sind. Durch die Einführung von Altersgeld können zudem die europarechtlichen 
Vorgaben aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshof vom 13. Juli 2016 – C –187/15 – erfüllt 
werden. 
 
Zu § 1 (Geltungsbereich)  
Absatz 1 regelt den Anspruch auf Altersgeld als eine Alterssicherungsleistung eigener Art. Es 
steht den Landesbeamtinnen und Landesbeamten auf Lebenszeit zu, die nach § 23 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes entlassen worden sind sowie den Richterinnen 
und Richtern auf Lebenszeit im Landesdienst, sofern sie ihre Entlassung nach § 21 Absatz 2 
Nummer 4 des Deutschen Richtergesetzes verlangen und eine entsprechende Willenserklä-
rung über den Bezug von Altersgeld abgegeben haben. Beamtinnen und Beamte auf Zeit wer-
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den von dieser Regelung ebenso wie die Beamtinnen und Beamten auf Widerruf und auf Probe 
nicht erfasst. Regelmäßige Rechtsfolge einer Entlassung auf Verlangen bleibt auch künftig die 
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Entscheidet sich die Beamtin oder 
der Beamte stattdessen für das Altersgeld nach diesem Gesetz, bedarf es einer hierauf ge-
richteten Erklärung. Eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung findet in 
diesen Fällen nicht statt. Der Vorbehalt entgegenstehender zwingender dienstlicher Gründe 
ist aus personalwirtschaftlichen Erwägungen unerlässlich. Zwingende dienstliche Gründe sind 
insbesondere dann gegeben, wenn durch das kurzfristige Ausscheiden die Aufgabenerfüllung 
ernsthaft gefährdet wird. Diese Gründe können jedoch nicht dauerhaft den Bediensteten ent-
gegengehalten werden. Das Recht einer Beamtin oder eines Beamten, jederzeit die Entlas-
sung verlangen zu können, ist hiervon unberührt. Allerdings hat die Beamtin oder der Beamte 
in den Fällen, in denen sie oder er ungeachtet der genannten Gründe an ihrem oder seinem 
Antrag auf Entlassung festhält, keinen Anspruch auf Altersgeld; Rechtsfolge ist die Nachver-
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung.  
 
Absatz 2 räumt den Hinterbliebenen von Altersgeldberechtigten einen eigenen, vom Alters-
geldanspruch abgeleiteten Anspruch auf Hinterbliebenenaltersgeld ein.  
 
Absatz 3 stellt klar, dass es sich bei den Leistungen nach dem Landesaltersgeldgesetz nicht 
um aus Artikel 33 Absatz 5 des Grundgesetzes abgeleitete Versorgungsbezüge handelt. Al-
tersgeldberechtigte sind insoweit Versorgungsberechtigten nicht gleichgestellt.  
 
Zu § 2 (Allgemeines)  
Die Absätze 1 und 3 entsprechen den Regelungen des Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 
Ansprüche auf Altersgeld sind in der vorangegangenen Dienstleistung in einem öffentlich-
rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis begründet. Sie stehen daher unter dem gleichen strik-
ten Gesetzesvorbehalt wie Versorgungsbezüge. Das Gesetz verweist an verschiedenen Stel-
len auf das Landesbeamtenversorgungsgesetz und erklärt die entsprechenden Regelungen 
für sinngemäß anwendbar.  
 
Absatz 2 legt die Grundlagen der Berechnung des Altersgelds fest. 
 
Absatz 4 stellt klar, dass auch in den Fällen eines Ausscheidens aus dem Landesdienst mit 
Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz die in anderen Gesetzen oder sonstigen 
Rechtsvorschriften normierten Ansprüche des Dienstherrn auf Erstattung von Ausbildungskos-
ten durch die Beamtin oder den Beamten fortgelten. Im Besonderen dient der pauschale Ab-
schlag nach § 7 Absatz 1 Satz 1 nicht dem Ersatz der dem Dienstherrn durch die Ausbildung 
entstandenen Kosten. 
 
Zu § 3 (Anspruch)  
Der Anspruch ist nach Absatz 1 abhängig von der Ableistung einer Dienstzeit von mindestens 
fünf Jahren, die nach § 6 Absatz 1 bis 4 als altersgeldfähig anerkannt werden kann. Damit wird 
sichergestellt, dass der Dienstherr über einen vertretbaren Zeitraum an der Arbeitskraft der 
Beamtin und des Beamten partizipiert, bevor ein Anspruch auf Altersgeld entsteht. In Teilzeit 
verbrachte Zeiten sind, abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 4, bei der Prüfung des Anspruchs 
auf Altersgeld (Erfüllung der Wartezeit) voll zu berücksichtigen. Dies entspricht der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (Urteil vom 10. Juni 2010 – C – 396/08). Für die Erfül-
lung der Wartezeit nicht zu berücksichtigen sind Zeiten, für die bereits Ansprüche auf Alters-
geld (z. B. bei einem anderen Dienstherrn) erworben wurden.  
 
In Absatz 2 wird der Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs auf Altersgeld normiert. Der 
Anspruch entsteht unmittelbar mit Ablauf des Tages, an dem das Beamten- oder Richterver-
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hältnis im Geltungsbereich dieses Gesetzes durch Entlassung auf Antrag der Beamtin und des 
Beamten oder der Richterin und des Richters endet. 
 
Absatz 3 Satz 1 normiert das Ruhen des mit Ablauf des Tages der Entlassung entstandenen 
Anspruchs auf Altersgeld bis zum Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze nach dem 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch einschließlich der hierzu erlassenen Übergangsvorschriften. 
Nach Satz 2 endet das Ruhen des Anspruchs in bestimmten Fällen vorzeitig, nämlich in Fällen 
einer mindestens sechs Monate andauernden Erwerbsminderung. Dabei wird unterstellt, dass 
auch die geleisteten Jahre im Beamtenverhältnis mitursächlich für die später eingetretene Er-
werbsminderung oder Berufsunfähigkeit sein können. Die Einschränkungen entsprechen den 
Regelungen in der gesetzlichen Rentenversicherung.  
 
Eine vorzeitige Beendigung des Ruhens wird in der überwiegenden Zahl der Fälle direkt von 
der Entscheidung des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung abhängig sein. Ist dies 
nicht der Fall, stellt der Amtsarzt nach Absatz 4 Satz 1die Minderung der Erwerbsfähigkeit fest, 
da dieser für die Feststellungen auf Grundlage des Sozialgesetzbuchs befähigt ist. Dadurch 
soll eine größtmögliche Gleichbehandlung der ehemaligen Beamtinnen und Beamten bei der 
Feststellung der Minderung der Erwerbsfähigkeit sichergestellt werden. Ansonsten bestünde 
die Gefahr, dass Fälle unterschiedlich behandelt werden, da verschiedene Träger (z. B. be-
rufsständische Versorgungswerke) jeweils nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften ent-
scheiden. Mit Satz 2 wird, im Gleichklang mit den Regelungen des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch, die zeitliche Befristung eines Bezugs von Altersgeld in Fällen der Erwerbsminde-
rung normiert. Endet der Anspruch auf Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, endet 
auch der Anspruch auf Altersgeld.  
 
Absatz 5 bestimmt enumerativ die Fälle, in denen trotz Vorliegens der sonstigen persönlichen 
Voraussetzungen zeitlich befristet kein Anspruch auf Altersgeld entsteht. Danach bleiben Be-
amtinnen und Beamte, die aus einem einstweiligen Ruhestand oder nach Wiederherstellung 
der Dienstfähigkeit erneut in ein Dienstverhältnis berufen wurden, und die ihre Entlassung in-
nerhalb von fünf Jahren nach Wiederberufung beantragt haben, ohne Anspruch auf Altersgeld. 
Damit soll u. a. ein Missbrauch der Altersgeldregelungen vermieden werden: Wird der Wieder-
berufung nicht Folge geleistet, verliert die Beamtin und der Beamte nach § 75 des Landesbe-
amtenversorgungsgesetzes für die Zeit der Nichtbefolgung der Wiederberufung den Anspruch 
auf Versorgungsbezüge. Könnte die wiederberufene Beamtin bzw. der wiederberufene Be-
amte unmittelbar nach Wiederantritt des Dienstes die Entlassung beantragen, mit der Folge, 
dass ihr oder ihm Altersgeld zustünde, würden die Sanktionen der Nichtbefolgung einer Wie-
derberufung umgangen werden.  
 
In den Fällen, in denen kein Anspruch auf Altersgeld entsteht, verbleibt es bei der Nachversi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Wurde eine Nachversicherung durchgeführt, 
besteht kein Bedarf an einer Alterssicherung mehr. Insofern entfällt nach Absatz 6 der Alters-
geldanspruch.  
 
Zu § 4 (Verlust des Anspruchs auf Altersgeld)  
Nach Absatz 1 gelten die allgemeinen landesbeamtenrechtlichen Regelungen über das Erlö-
schen von Versorgungsbezügen entsprechend.  
 
Die Absätze 3 bis 4 der Vorschrift normieren, dass der Anspruch auf Altersgeld aberkannt 
werden kann, wenn die früher verbeamtete oder im Richterverhältnis stehende Person wäh-
rend des Beamten- oder Richterverhältnisses ein schweres Dienstvergehen begangen hat, 
das nach den Vorschriften des Disziplinarrechts eine Entfernung aus dem Dienst zur Folge 
hätte. In diesem Fall erfolgt eine Nachversicherung. Wurde bereits vor der Entlassung ein Dis-
ziplinarverfahren eingeleitet, können bereits erhobene Beweise im Verfahren auf Aberkennung 
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von Altersgeld verwendet werden. In diesem Verfahren soll die oder der Altersgeldanspruchin-
haber dieselben Rechte erhalten, die sie oder er bei Durchführung eines Disziplinarverfahrens 
bei noch bestehendem Beamtenverhältnis gehabt hätte.  
 
Zu § 5 (Altersgeldfähige Dienstbezüge)  
Absatz 1 bestimmt abschließend die altersgeldfähigen Dienstbezüge. Der Faktor berücksich-
tigt den zwischenzeitlich in das Grundgehalt erfolgten Einbau der vormaligen Sonderzahlung 
und entspricht der Regelung im Landesbeamtenversorgungsgesetz.  
 
Der Familienzuschlag gehört nicht zu den altersgeldfähigen Dienstbezügen. Klarstellend wird 
in Absatz 3 darauf hingewiesen, dass damit auch der kinderbezogene Anteil am Familienzu-
schlag (Unterschiedsbetrag nach § 58 Absatz 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes) 
unbeachtlich ist, soweit in den nachfolgenden Verweisnormen auf ihn verwiesen wird.  
 
Absatz 2 entspricht der landesbeamtenversorgungsrechtlichen Vorschrift zum Umfang der Be-
rücksichtigungsfähigkeit bei Teilzeitbeschäftigung und bei Freistellungen.  
 
Absatz 3 regelt die Anwendung landesbeamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften. Danach 
ist u. a. das zuletzt bezogene Grundgehalt nur dann altersgeldfähig, wenn es mindestens zwei 
Jahre bezogen wurde; ansonsten ist altersgeldfähig nur das Grundgehalt aus dem zuvor be-
kleideten Amt. Daneben sind die Dienstbezüge eines mit höheren Dienstbezügen verbunde-
nen, zuvor bekleideten Amtes altersgeldfähig. Die Beamtin oder der Beamte muss das zuvor 
bekleidete Amt aber in dem Dienstverhältnis, das mit der Entlassung auf eigenen Antrag be-
endet werden soll, innegehabt haben. Ein entsprechendes Amt in einem früheren Dienstver-
hältnis ist nicht zu berücksichtigen. Darüber hinaus sind besondere versorgungsrechtliche Re-
gelungen für Beamtinnen und Beamte der W-Besoldung, die zuvor Bezüge aus einer anderen 
Besoldungsordnung erhalten haben, anzuwenden.  
 
Zu § 6 (Altersgeldfähige Dienstzeit)  
Absatz 1 Satz 1 entspricht dem § 6 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 
Berücksichtigungsfähig sind nur echte Beamtendienstzeiten, also insbesondere keine Vor-
dienstzeiten, Ausbildungs- oder sonstige, nach dem Landesbeamtenversorgungsrecht unter 
bestimmten Bedingungen berücksichtigungsfähige Dienstzeiten (§§ 9 bis 11 des Landesbe-
amtenversorgungsgesetzes). Die Vorschriften des Landesbeamtenversorgungsgesetzes über 
den Ausschluss abschließend bestimmter Zeiten (z. B. der Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
oder des schuldhaften Fernbleibens vom Dienst) gelten entsprechend.  
 
Abweichend von der Grundregel des Absatzes 1 (ausschließliche Berücksichtigung reiner Be-
amtendienstzeiten) regeln die Absätze 2 und 3 abschließend die Berücksichtigungsfähigkeit 
bestimmter, als gleichwertig anzuerkennender Zeiten.  
 
Nach Absatz 4 sind darüber hinaus Zeiten nicht berücksichtigungsfähig, für die bereits ein 
Anspruch auf Altersgeld besteht oder für die eine Nachversicherung durchgeführt wurde, da 
insoweit kein Bedarf für eine Altersabsicherung (mehr) besteht. Altersgeldähnlich sind insbe-
sondere solche Ansprüche, die – unabhängig von ihrer Bezeichnung – ihrem Wesensgehalt 
und ihrer Zweckbestimmung nach den Ansprüchen nach diesem Gesetz gleichzusetzen sind. 
Zeiten im Beitrittsgebiet vor dem 3. Oktober 1990, die nach dem Landesbeamtenversorgungs-
recht grundsätzlich nicht ruhegehaltfähig sind, kommen auch für die Berechnung und Festset-
zung des Altersgelds nicht in Betracht (Absatz 5); die Vorschrift dient insoweit der Verhinde-
rung einer Umgehung beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften. Zeiten einer besonderen 
Verwendung im Ausland sind, in entsprechender Anwendung der versorgungsrechtlichen Re-
gelungen, unter bestimmten Bedingungen bis zum Doppelten als altersgeldfähig zu berück-
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sichtigen. Dies ist gerechtfertigt, da für derartige Zeiten im Falle einer Nachversicherung Zu-
schläge an Entgeltpunkten gezahlt werden.  
 
Zu § 7 (Höhe des Altersgelds)  
Der in Absatz 1 enthaltene jährliche Steigerungssatz, der Höchstsatz als auch die Berech-
nungsvorschriften des Altersgeldsatzes entsprechen den landesbeamtenversorgungsrechtli-
chen Vorschriften. Der zusätzliche pauschale Abschlag in Höhe von 15 Prozent bei einer 
Dienstzeit von weniger als zwölf Jahren und der ansonsten geltende pauschale Abschlag in 
Höhe von fünf Prozent berücksichtigen, dass freiwillig aus dem Dienst ausscheidende Beam-
tinnen und Beamte das Beamtenverhältnis prägende lebenslange Dienst- und Treueverhältnis 
vorzeitig beenden. Sie können daher versorgungsrechtlich nicht mit Beamtinnen und Beamten 
gleichgestellt werden, die den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums im Rah-
men einer hauptamtlichen Lebenszeitanstellung gerecht werden und dem Dienstherrn nach 
dem Leitgedanken des Grundgesetzes bis zum Erreichen des Ruhestandes zur Verfügung 
stehen. Im Übrigen ist auch zu berücksichtigen, dass dem Dienstherrn mit der Entlassung 
zusätzliche Kosten (z. B. für die Auswahl und Einarbeitung neuen Personals oder den erhöh-
ten Verwaltungsaufwand) entstehen. 
 
Absatz 2 bestimmt die Erhebung eines (dauerhaft wirkenden) Versorgungsabschlages bei vor-
zeitigem Bezug von Altersgeld analog zum Landesbeamtenversorgungsrecht.  
 
In den Fällen des vorzeitigen Bezuges von Altersgeld wegen teilweiser Erwerbsminderung 
erfolgt eine vorübergehende Halbierung des Zahlbetrags (Absatz 3). Dies entspricht der Re-
gelung in § 67 Nummer 2 i. V. m. § 240 Absatz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch.  
 
Nach Absatz 4 wird der Altersgeldanspruch analog zu den Dienstbezügen der Besoldungsbe-
rechtigten des Landes zeit- und wirkungsgleich dynamisiert. Die Dynamisierung umfasst so-
wohl die Anwartschafts- wie auch die Leistungsphase. Mit dieser Vorschrift entfällt die Not-
wendigkeit einer eigenen Regelung der Erhöhung oder Verminderung des Altersgelds. Dane-
ben wird sichergestellt, dass strukturelle Änderungen des Besoldungsgefüges auf die Berech-
nung des Altersgelds Einfluss finden. Einmalzahlungen an Altersgeldberechtigte sind ausge-
schlossen.  
 
Absatz 5 entspricht § 18 Absatz 9 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver-
sorgung. Damit wird sichergestellt, dass das Altersgeld nicht hinter der Höhe zurückbleibt, die 
sich aus einer fingierten Nachversicherung der altersgeldfähigen Dienstzeit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ergeben hätte und die Betroffenen allein auf Grund ihrer Entscheidung 
für das Altersgeld später ggf. auf Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch an-
gewiesen sind.  
 
Zu § 8 (Zuschläge für Kindererziehung und Pflege)  
Zeiten der Kindererziehung und der Pflege werden im Landesbeamtenversorgungsrecht über 
Zuschläge zum Ruhegehalt berücksichtigt. Diese Regelungen werden weitestgehend inhalts-
gleich für Ansprüche auf Altersgeld übernommen. Dabei können nur solche Zeiten als zu-
schlagsberechtigt anerkannt werden, die auch altersgeldfähig sind. Die Erziehung eines Kin-
des außerhalb eines (altersgeldberechtigenden) Beamtenverhältnisses kann daher bei der Er-
mittlung der Zuschläge nach § 8 nicht berücksichtigt werden. Nicht übertragen wird der Kin-
derzuschlag zum Witwengeld (§ 60 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes) als Ausfluss 
des (hier nicht einschlägigen) Alimentationsprinzips.  
 
Zu § 9 (Hinterbliebenenaltersgeld)  
Absatz 1 listet abschließend die Arten der Ansprüche Hinterbliebener einer verstorbenen Al-
tersgeldempfängerin oder eines verstorbenen Altersgeldempfängers auf.  
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Absatz 2 korrespondiert mit § 102 Absatz 5 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch.  
 
Absatz 3 gewährt dem hinterbliebenen Ehegatten Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld in 
Höhe von 55 Prozent des Altersgelds. Diese Beschränkungen entsprechen sinngemäß den 
Regelungen des Landesbeamtenversorgungsrechts.  
 
Absatz 4 normiert den Anspruch und die Höhe einer Witwen- und Witwerabfindung. Ein An-
spruch auf Wiederaufleben des Witwen- oder Witweraltersgeldanspruchs bei Beendigung der 
weiteren Ehe besteht nicht (siehe auch Absatz 7). Ebenso besteht, abweichend vom Landes-
beamtenversorgungsrecht, kein Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag für nicht witwengeldbe-
rechtigte Witwen und Witwer, da die diesem Versorgungsbezug zugrundeliegende „nachwir-
kende Fürsorgepflicht des Dienstherrn“ durch die Entlassung beendet ist.  
 
Absatz 5 gewährt den hinterbliebenen Kindern von verstorbenen Altersgeldanspruchsberech-
tigten Waisengeld in Höhe von zwölf Prozent bzw. 20 Prozent des Altersgelds. Angenommene 
Kinder werden (in Anlehnung an die Bestimmungen des Landesbeamtenversorgungsgeset-
zes) nur dann berücksichtigt, wenn die oder der Altersgeldberechtigte zum Zeitpunkt der An-
nahme noch keinen Anspruch auf Zahlung des Altersgelds hatte. Allgemeine Regelungen des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes in Bezug auf das Waisengeld (§ 29 Absatz 2 und 3 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes) gelten ebenfalls für das Waisenaltersgeld. Es besteht 
kein Anspruch auf Unterhaltsbeitrag nach landesbeamtenversorgungsrechtlichen Grundsät-
zen.  
 
Gemäß Absatz 6 erfolgt die Zahlung des laufenden Hinterbliebenenaltersgelds, ungeachtet 
der Tatsache, dass ein Antrag erforderlich ist, mit Ablauf des Kalendermonats des Versterbens 
der oder des Altersgeldberechtigten.  
 
Sowohl hinsichtlich der Rückforderung von zu viel gezahltem Hinterbliebenenaltersgeld als 
auch hinsichtlich der Ausweitung der Regelungen auf Lebenspartnerinnen und Lebenspartner 
und Witwen und Witwer, der Anwendung von Bestimmungen über das Erlöschen und den 
Entzug des Anspruchs auf Hinterbliebenenaltersgeld sowie beim Zusammentreffen von Wit-
wen-, Witwer- und Waisenansprüchen sind die in Absatz 7 genannten Vorschriften des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes zu beachten.  
 
Zu § 10 (Festsetzung und Zahlung des Altersgelds und des Hinterbliebenenaltersgelds, Rück-
forderung, Durchführung, Altersgeldauskunft)  
Absatz 1 normiert eine gesetzliche Frist, innerhalb derer den Betroffenen mittels rechtsmittel-
fähigen Bescheids die Festsetzung ihrer altersgeldfähigen Dienstzeit und ihrer altersgeldfähi-
gen Dienstbezüge mitgeteilt werden soll. Die Festsetzung erfolgt von Amts wegen. Mit der 
Festsetzung wird kein Anspruch auf Auszahlung begründet. Sie steht unter dem Vorbehalt 
künftiger Rechtsänderungen. Mit der Festsetzung werden die dem Altersgeld zugrundeliegen-
den Berechnungsfaktoren verbindlich festgestellt, ohne dass jedoch eine Festsetzung des Al-
tersgelds an sich erfolgt. Die Festsetzung des Altersgelds selbst erfolgt erst bei tatsächlicher 
(beantragter) Zahlung nach dem dann geltenden Recht. Damit wird in Anbetracht der Zeit-
räume der voraussichtlichen Anwartschaftsphasen (Dauer zwischen Beendigung des Dienst-
verhältnisses und Beginn der Zahlung) eine ständige Revision und Neufestsetzung des Alters-
gelds innerhalb dieser Anwartschaftsphase vermieden.  
 
Nach Absatz 2 ist die Zahlung des Alters- und Hinterbliebenenaltersgelds antragsgebunden. 
Dies entspricht den rentenrechtlichen Vorschriften. Eine Zahlung von Amts wegen kommt nicht 
in Betracht, da der Zahlstelle die insoweit erforderlichen Daten (u. a. Anschrift, Bankverbin-
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dung, Vorliegen eines Grundes für vorzeitiges Beenden des Ruhens des Anspruchs) regelmä-
ßig nicht vorliegen werden.  
 
Absatz 3 normiert den Beginn des Zeitraums, für den Altersgeld gewährt wird: Das Altersgeld 
wird erstmalig für den Monat gewährt, in dem der Antrag gestellt worden ist. In Abweichung 
vom Regelfall (Satz 1) besteht nach Satz 2 die Fiktion, dass der Antrag unter bestimmten 
Voraussetzungen drei Monate Rückwirkung entfaltet. Bei befristeten Altersgeldzahlungen ist 
nach Ablauf der Befristung ein Neuantrag erforderlich.  
 
Die Absätze 4 bis 5 beinhalten grundlegende Berechnungs- und Auszahlungsbestimmungen, 
Mitwirkungspflichten der Altersgeldempfängerin und des Altersgeldempfängers sowie Regeln 
über das Verfahren zum Vollzug dieses Gesetzes. Sie entsprechen im Wesentlichen den Vor-
schriften des Landesbeamtenversorgungsrechts bzw. – z. B. hinsichtlich der Fälligkeit – der 
gesetzlichen Rentenversicherung.  
 
Absatz 6 räumt den Beamtinnen und Beamten einen eigenständigen Rechtsanspruch auf Er-
teilung einer Auskunft zur Höhe des jeweiligen Altersgeldanspruchs ein, da eine verantwortli-
che Entscheidung über einen eventuellen Antrag auf Entlassung nur in Kenntnis der damit 
verbundenen (versorgungsrechtlichen) Rechtsfolgen getroffen werden kann. Daneben wird 
ein Anspruch auf eine Auskunft über die im Falle einer (fiktiven) Nachversicherung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung dem Rentenversicherungsträger zu meldenden Daten normiert 
(§ 181 Absatz 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch). Auf dieser Grundlage können 
sich Betroffene weitere Informationen über die Höhe der im Fall einer Nachversicherung zu 
erwartenden Rente beschaffen (z. B. über einen Rentenberater). Eine Berechnung der Ren-
tenanwartschaften durch den Dienstherrn ist mangels Zuständigkeit für die gesetzliche Ren-
tenversicherung nicht möglich. Der gegen den Dienstherrn gerichtete Auskunftsanspruch be-
rücksichtigt, dass die Beamtin und der Beamte eine fundierte Entscheidung zwischen Alters-
geld und Rentenanspruch nur bei Kenntnis beider Werte treffen kann.  
 
Zu § 11 (Zusammentreffen von Altersgeld, Witwenaltersgeld oder Waisenaltersgeld mit Er-
werbseinkommen)  
Der Anspruch Versicherungspflichtiger in der Gesetzlichen Rentenversicherung beim vorzeiti-
gen Bezug einer Rente unterliegt beim gleichzeitigen Bezug eines Einkommens einer Ruhens-
regelung. Diese Regelung wird mit Absatz 1 auf die Fälle einer vorzeitigen Inanspruchnahme 
des Altersgelds übertragen. Daneben erfolgt eine Anrechnung auf Witwen-, Witwer- und Wai-
senaltersgeld. Die Höchstgrenzen des Absatzes 2 entsprechen im Wesentlichen denen des 
Landesbeamtenversorgungsrechts.  
 
Zu § 12 (Zusammentreffen von Altersgeld mit Mindestruhegehalt)  
Die Regelung ordnet das Ruhen des Altersgeldanspruchs in den Fällen an, in denen neben 
Altersgeld auch ein Anspruch auf Mindestruhegehalt besteht. Damit soll eine Überversorgung 
ausgeschlossen werden. Diese kann z. B. entstehen, wenn die ehemalige Beamtin oder der 
ehemalige Beamte mit Anspruch auf Altersgeld erneut in ein Beamtenverhältnis berufen wurde 
und aus diesem mit Anspruch auf Versorgungsbezüge in den Ruhestand versetzt wird. Be-
stimmen sich diese Versorgungsbezüge auf der Grundlage der Regelungen über Mindestver-
sorgung, d. h. unter Einbeziehung der ruhegehaltfähigen Dienstzeiten aus dem früheren Be-
amtenverhältnis, aus der ein Anspruch auf Altersgeld besteht, erhielte diese Beamtin oder 
dieser Beamte ggf. eine höhere Gesamtversorgung als eine Beamtin oder ein Beamter mit 
vergleichbar langer Dienstzeit, die/der aus ihrem oder seinem Dienstverhältnis nur einen An-
spruch auf die Mindestversorgung hat. Entsprechendes gilt, wenn neben Witwen- bzw. Wit-
weraltersgeld eine Witwen- oder Witwermindestversorgung gezahlt wird. 
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Zu § 13 (Zusammentreffen von Altersgeld, Witwen-/Witweraltersgeld und Waisenaltersgeld 
mit Versorgung aus zwischenstaatlicher oder überstaatlicher Verwendung)  
Wie im Landesbeamtenversorgungsrecht sind Versorgungsleistungen aus einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Verwendung anzurechnen. Satz 2 beinhaltet eine Berech-
nungsvorschrift und dient einer einheitlichen Rechtsanwendung.  
 
Zu § 14 (Kürzung des Altersgelds nach Ehescheidung)  
Anrechte aus der Beamtenversorgung unterliegen im Falle einer Ehescheidung der externen 
Teilung nach § 16 des Versorgungsausgleichsgesetzes. Die hieraus abgeleiteten Ansprüche 
der ausgleichsberechtigten Person sind daher im Sozialgesetzbuch, Sechstes Buch, geregelt. 
Zum Ausgleich der dem Dienstherrn hierdurch entstehenden Kosten werden die Versorgungs-
bezüge der ausgleichspflichtigen Beamtin oder des ausgleichspflichtigen Beamten entspre-
chend gekürzt. Die Regelungen zur Kürzung der Versorgung bei Ehescheidung sind inhalts-
gleich auf Anrechte auf Altersgeld nach diesem Gesetz zu übertragen, da sich der Anspruch 
der ausgleichsberechtigten Person auch in diesen Fällen gegen das Land richtet.   
 
Zu § 15 (Verteilung der Versorgungslasten)  
Mit der Anwendung des § 101 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes wird gewährleistet, 
dass auch die Zahlung eines Altersgelds (anstelle von Versorgungsbezügen) eine entspre-
chende Erstattungspflicht des abgebenden Dienstherrn auslöst. Daneben werden allgemein 
notwendige Anpassungen an Begriffsbestimmungen dieses Gesetzes vorgenommen.  
 
Zu § 16 (Ergänzendes Altersgeld bei Wechsel in einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union)  
Mit Urteil vom 13. Juli 2016 – C – 187/15 – hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, dass 
die wertgeringere rentenrechtliche Nachversicherung ehemaliger Beamtinnen und Beamter, 
die ins EU-Ausland wechseln, europarechtswidrig ist. Macht eine Beamtin oder ein Beamter 
von der unionsrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit Gebrauch und scheidet deshalb aus dem 
Beamtenverhältnis aus, so hat sie oder er, sofern keine spezielle gesetzliche Regelung be-
steht, unmittelbar auf Grund von Artikel 45 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union einen Anspruch auf Ergänzung der aus der Nachversicherung nach § 8 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch resultierenden gesetzlichen Altersrente. Das Bundesver-
waltungsgericht hat mit Urteil vom 4. Mai 2022 – 2 C 3/21 – konkretisierende Vorgaben für die 
Berechnung dieses Nachteilsausgleichs gemacht, der die Nachversicherungsrente ergänzt. 
Solange der Gesetzgeber die Höhe des Anspruchs nicht regelt, bestimmt sich diese nach der 
Differenz zwischen dem Wert des im Beamtenverhältnis verbrachten Zeitanteils an der fiktiven 
Gesamtversorgung der ehemaligen Beamtinnen und Beamten und dem Wert des auf die 
Nachversicherung zurückzuführenden Anteils an der gesetzlichen Altersrente.  
 
Mit der Einführung eines ergänzenden Altersgeldes durch dieses Gesetz wird die erforderliche 
gesetzliche Regelung mit Wirkung für die Zukunft geschaffen. Die ergänzende Altersgeldre-
gelung baut auf den neuen Altersgeldregelungen für die freiwillig aus dem Dienst ausschei-
denden Beamtinnen und Beamten auf. Damit werden beide Personengruppen gleichbehan-
delt. Zudem besteht der Vorteil, dass die Fälle durch das Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung automationsunterstützt und verwaltungsökonomisch bearbeitet werden können.  
 
Absatz 1 bestimmt den Personenkreis, der von den beiden vorgenannten Urteilen erfasst wird 
und nun einen Anspruch auf ergänzendes Altersgeld hat. Zudem werden die Anspruchsvo-
raussetzungen aufgeführt. 
 
In Absatz 2 wird der Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs auf das ergänzende Altersgeld 
geregelt. Bei Personen, die bereits einen Nachteilsausgleich nach den Vorgaben des Bundes-
verwaltungsgerichts erhalten, erfolgt eine Überleitung zum ergänzenden Altersgeld. 
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Da die von dieser Vorschrift erfassten Personen bereits einen Rentenanspruch aufgrund der 
Nachversicherung haben, bestimmt Absatz 3, dass das nach diesem Gesetz berechnete Al-
tersgeld um den Rentenanteil aufgrund der Nachversicherung gemindert wird. 
 
Absatz 4 regelt die konkrete Überleitung für den Fall, dass bisher schon ein Nachteilsausgleich 
gezahlt wurde. Sollte der bisherige Nachteilsausgleich höher sein als das ergänzende Alters-
geld, wird eine Ausgleichszulage gezahlt. Dadurch erfolgt eine betragsmäßige Besitzstands-
wahrung. Bei jeder Erhöhung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge wird die Ausgleichs-
zulage im Umfang der Erhöhung des ergänzenden Altersgeldes gemindert. 
 
Nach Absatz 5 haben die von dieser Vorschrift erfassten Altersgeldberechtigten Nachweise 
dafür zu erbringen, dass die Entlassung aus dem Beamten- oder Richterverhältnis erfolgt, um 
im unmittelbaren Anschluss eine berufliche Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem Land aufzunehmen, in dem nach einem Assoziierungsabkom-
men mit der Europäischen Union der Artikel 45 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union zur Anwendung gelangt. 
 
Zu § 17 (Inkrafttreten) 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
 
Zu Artikel 6 (Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes) 
 
Zu Nummer 1 und 2 (§ 7) 
In Absatz 1 wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen. 
 
Mit der Änderung des § 7 Absatz 5 werden die Anpassungen des § 64 Absatz 5 des Landes-
beamtengesetzes durch Artikel 1 im Richterdienstrecht nachgezeichnet. Der Begriff der „Leis-
tungen der Krankenfürsorge“ wird durch den allgemeinen Begriff der „Fürsorgeleistungen“ er-
setzt, die in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Richterinnen und Richter 
mit Besoldung in diesen Fällen ausnahmsweise gewährt werden. Zudem wird mit der Ergän-
zung des § 7 Absatz 5 um die Nummern 3 und 4 die Subsidiarität der besonderen Fürsorge-
leistungen bei Beurlaubungen aus familienpolitischen Gründen ohne Besoldung betont. Auf 
die Begründung zu Artikel 1 wird diesbezüglich verwiesen. 
 
Zu Artikel 7 (Änderung der Laufbahnverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (§ 9) 
§ 9 konkretisiert das Verfahren der fiktiven Fortschreibung dienstlicher Beurteilungen und setzt 
die in § 92 Absätze 2 bis 8 LBG-E normierten materiellen Vorgaben um. Die Vorschrift be-
schränkt sich dabei auf die verfahrensmäßige Ausgestaltung und enthält keine eigenständigen 
materiellen Maßstäbe für die Leistungsbewertung. 
Mit der Neuregelung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die wesentlichen Voraus-
setzungen der fiktiven Fortschreibung aufgrund ihrer Bedeutung für Auswahlentscheidungen 
nach Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes gesetzlich zu regeln sind. Die Laufbahnverord-
nung übernimmt demgegenüber die Aufgabe, die praktische Anwendung dieser Vorgaben zu 
strukturieren und zu vereinheitlichen. Dadurch wird eine klare Normstufentrennung sicherge-
stellt und zugleich eine einheitliche und transparente Verwaltungspraxis ermöglicht. 
 
Absatz 1 regelt die Bildung der Vergleichsgruppen sowie deren verfahrensmäßige Ausgestal-
tung und konkretisiert insoweit die Vorgaben des § 92 Absatz 6 LBG-E. 
Die Vorschrift beschränkt sich bewusst auf die organisatorische und verfahrensrechtliche Um-
setzung der gesetzlichen Vorgaben und enthält keine eigenständigen materiellen Maßstäbe 
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für die Auswahl der Referenzpersonen. Diese ergeben sich abschließend aus § 92 Absatz 6 
LBG-E. Hierzu zählen insbesondere die Orientierung am Gesamturteil in derselben Besol-
dungsgruppe, die Zugehörigkeit zur gleichen Laufbahn sowie die Erfüllung der rechtlichen Vo-
raussetzungen für die Übertragung des relevanten Statusamtes. Ebenso eröffnet das Gesetz 
die Möglichkeit, ergänzende Kriterien heranzuziehen sowie im Einzelfall von den Regelkrite-
rien abzuweichen, sofern andernfalls keine Vergleichsgruppe gebildet werden kann. Absatz 1 
trägt dieser gesetzlich angelegten Systematik Rechnung, indem er deren verfahrensmäßige 
Umsetzung sicherstellt, ohne zusätzliche materielle Anforderungen zu begründen. 
Satz 2 stellt klar, dass die letzte regelmäßige dienstliche Beurteilung die maßgebliche Grund-
lage für die Bildung der Vergleichsgruppe bildet. Dadurch wird gewährleistet, dass die Ver-
gleichsgruppenbildung an einen einheitlichen, dokumentierten und rechtlich überprüfbaren Be-
wertungsmaßstab anknüpft. 
Satz 3 bestimmt den maßgeblichen Zeitpunkt für die Bildung der Vergleichsgruppe durch An-
knüpfung an den Zeitpunkt des erstmaligen Eintritts des auslösenden Ereignisses. Diese Re-
gelung entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Beschluss vom 26. 
April 2018 – 1 WB 41.17). Danach ist für die Bildung der Referenzgruppe nicht die Sachlage 
im Zeitpunkt der Entscheidung der personalbearbeitenden Stelle maßgeblich, sondern die 
Sachlage zu dem Zeitpunkt, in dem die für die Vergleichbarkeit relevante Ausnahmesituation 
eintritt, etwa der Beginn einer Freistellung oder Beurlaubung. Maßgeblich ist somit der Beginn 
des Zeitraums, der der fiktiven Fortschreibung zugrunde liegt. 
Die Anknüpfung an das auslösende Ereignis gewährleistet, dass die Vergleichsgruppe auf ei-
ner feststehenden und nicht nachträglich veränderbaren tatsächlichen Grundlage gebildet 
wird. Dies sichert eine stabile und objektive Vergleichsbasis und verhindert, dass spätere Ent-
wicklungen die Zusammensetzung der Vergleichsgruppe beeinflussen. Zugleich folgt aus der 
Rechtsprechung, dass eine zunächst fehlerhafte Vergleichsgruppe durch eine neue ersetzt 
werden kann, sofern diese zutreffend auf die maßgebliche Sachlage zum Zeitpunkt des aus-
lösenden Ereignisses abstellt. Dies stärkt die Verfahrenssicherheit, ohne die Bindung an den 
maßgeblichen Referenzzeitpunkt aufzugeben. 
Eine Anknüpfung an den allgemeinen Beurteilungsstichtag wäre demgegenüber nicht sachge-
recht. Beurteilungsstichtage sind regelmäßig organisatorisch vorgegeben und stehen in kei-
nem zwingenden Zusammenhang mit dem Eintritt der maßgeblichen Ausnahmesituation. Sie 
können zeitlich erheblich vor diesem Zeitpunkt liegen und würden daher die tatsächliche Ver-
gleichssituation nicht zutreffend abbilden. Die Orientierung am auslösenden Ereignis gewähr-
leistet demgegenüber eine realitätsgerechte und gleichheitsgerechte Vergleichsbasis im Sinne 
des Leistungsgrundsatzes des Artikels 33 Absatz 2 des Grundgesetzes. 
Die Verpflichtung zur Begründung und Dokumentation der Vergleichsgruppe dient der Trans-
parenz und der gerichtlichen Überprüfbarkeit der Entscheidung. Die Dienststelle hat insbeson-
dere darzulegen, wie die gesetzlichen Kriterien des § 92 Absatz 6 LBG-E angewendet wurden 
und aus welchen Gründen gegebenenfalls von diesen Kriterien abgewichen worden ist. 
Dadurch wird sichergestellt, dass die gesetzlich eröffnete Flexibilität kontrollierbar ausgeübt 
wird und die Anforderungen an eine am Leistungsgrundsatz orientierte Auswahlentscheidung 
gewahrt bleiben. 
 
Die Unterrichtung der betroffenen Beamtin oder des betroffenen Beamten sowie die Möglich-
keit zur Erhebung von Einwendungen gewährleisten effektiven Rechtsschutz bereits im Ver-
waltungsverfahren. Die Anonymität der Referenzpersonen ist dabei zu wahren, da für die 
rechtliche Überprüfung nicht deren Identität, sondern allein deren Vergleichbarkeit maßgeblich 
ist. Insgesamt stellt Absatz 1 sicher, dass die gesetzlich vorgegebenen Maßstäbe zur Ver-
gleichsgruppenbildung einheitlich, transparent und rechtssicher umgesetzt werden und die 
Auswahlentscheidungen auf einer belastbaren und überprüfbaren Grundlage beruhen. 
 
Absatz 2 regelt die Fälle der fiktiven Erprobung und Probezeit. 
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Die Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass beurlaubte oder freigestellte Beamtinnen 
und Beamte regelmäßig keine Gelegenheit haben, eine für die Übertragung eines höherwerti-
gen Amtes erforderliche Erprobung oder Probezeit abzuleisten. Ihnen ist daher grundsätzlich 
die Möglichkeit einzuräumen, diese nachzuholen. 
Gleichzeitig eröffnet die Regelung die Möglichkeit, im Einzelfall auf eine Erprobung oder Pro-
bezeit zu verzichten, wenn die während der Beurlaubung oder Freistellung ausgeübte Tätigkeit 
hinsichtlich Anforderungen und Dauer vergleichbar ist. In diesen Fällen hat der Dienstherr fest-
zustellen, dass sich die Beamtin oder der Beamte bewährt hat. 
Die Prognoseentscheidung ist auf sämtliche verwertbaren Erkenntnisse zu stützen. Hierzu 
zählen insbesondere die vor der Beurlaubung erbrachten Leistungen sowie gegebenenfalls 
qualifizierte Nachweise über die während der Beurlaubung ausgeübte Tätigkeit. 
Satz 4 stellt klar, dass die Regelung auf Staatsanwältinnen und Staatsanwälte keine Anwen-
dung findet. Für Richterinnen und Richter gilt § 47. Darüber hinaus bleiben die besonderen 
Vorschriften des Landesrichter- und Staatsanwaltsgesetzes unberührt. Damit wird sicherge-
stellt, dass die Eigenständigkeit des richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienstrechts 
gewahrt bleibt und systemwidrige Überschneidungen vermieden werden. 
 
Zu Nummer 2 (§ 20) 
§ 20 Absatz 1 in der Fassung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461) ging davon aus, dass ein 
Ausbildungsaufstieg erst nach einer Dienstzeit von mindestens drei Jahren zulässig sein sollte. 
Dienstzeiten rechnen von dem Zeitpunkt der Beendigung in der Probezeit in der Laufbahn-
gruppe, § 10. Vor der umfassenden Novellierung der Laufbahnverordnung durch das „Gesetz 
zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen – Laufbahnrecht“, wel-
ches am 7. Juni 2025 in Kraft getreten ist (GV. NRW. S. 464) ging man daher davon aus, dass 
die Beamtin oder der Beamte das Amt in A 6 auf Lebenszeit innehat. Die Änderung des § 20 
Absatz 1 im Jahr 2025 zielte darauf ab, die Dienstzeiterfordernisse wegfallen zu lassen und 
nicht den Aufstieg bereits unmittelbar mit Ernennung auf Probe zu ermöglichen. Die Ergän-
zung in Absatz 1 dient daher der Klarstellung. 
 
Zu Nummer 3 (§ 23)  
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 4 (§ 25) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 5 (§ 26) 
Die Ergänzungen in Absatz 1 und 2 dienen der Klarstellung, dass sich der § 26 auf eine be-
rufliche Entwicklung innerhalb derselben Laufbahn bezieht. Hier erfolgt, anders als bei dem 
Masterstudium mit dem Ziel der Spezialisierung nach § 27 kein Laufbahnwechsel. Im Übrigen 
handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Der neue Absatz 5 wird aufgrund von Rückmeldungen aus der Praxis aufgenommen. Die in 
§§ 23 und 27 bereits geschaffene Option, das Auswahlverfahren auf Personen zu beschrän-
ken, die bereits über den erforderlichen Bildungsabschluss verfügen, soll auch für den § 26 
gelten. Die Begrenzung des Auswahlverfahrens wird dabei auf Beamtinnen und Beamte be-
sonderer Fachrichtung beschränkt. Die berufliche Entwicklung wird grundsätzlich von dem Ge-
danken getragen, dass dem Personal zunächst die Möglichkeit eröffnet wird, die erforderliche 
Qualifikation, in diesem Fall den Masterabschluss, erst noch zu erlangen. Im Fall von Beam-
tinnen und Beamten besonderer Fachrichtung, die Spezialistenarbeitsplätze ausfüllen, kann 
die Beschränkung des Auswahlverfahrens jedoch ebenso wie bei § 27 erforderlich sein, um 
der Problematik Rechnung zu tragen, dass in einigen Berufsfeldern im öffentlichen Dienst wie 
in der Privatwirtschaft bereits Stellen für Spezialisten unbesetzt bleiben müssen. 
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Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst ist hingegen an der auch in Absatz 3 zum Ausdruck 
kommenden Regel festzuhalten, dass dem Personal jedenfalls die Option gegeben werden 
soll, das Masterstudium zunächst noch absolvieren zu können. Bei Laufbahnen mit Vorberei-
tungsdienst ist davon auszugehen, dass auf Personalbedarfe flexibler reagiert werden kann. 
Dies liegt an der eigenen Ausbildungshoheit für diese Laufbahnen und der besseren Planbar-
keit der Personalentwicklung in diesen Bereichen. 
 
Zu Nummer 6 (§ 27) 
Die Ergänzung in Absatz 1 dient der Verdeutlichung, dass mit der Beförderung gleichzeitig ein 
Laufbahnwechsel in eine Laufbahn besonderer Fachrichtung erfolgt. Im Übrigen handelt es 
sich um eine redaktionelle Folgeänderung.  
 
Zu Nummer 7 (§ 47) 
Der generelle Ausschluss von § 9 durch § 47 Absatz 1 Satz 2 für den richterlichen Bereich ist 
zu streichen. Zum einen verweist § 104b des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes NRW 
auf die beamtenrechtlichen Vorschriften über eine fiktive Fortschreibung, was die Regelung 
des § 9 grundsätzlich einschließt. Dieser Verweis soll im Landesrichter- und Staatsanwältege-
setz NRW künftig dauerhaft und nicht mehr nur in einer Übergangsvorschrift verankert werden. 
Zum anderen stellt bereits die allgemeine Regelung des § 47 Absatz 1 Satz 1 klar, dass § 9 
nicht anzuwenden ist, soweit für Richterinnen und Richter etwas anderes bestimmt ist. Dies 
gilt etwa für den Ausschluss fiktiver Erprobungen im richterlichen Bereich. Eines generellen 
Ausschlusses von § 9 bedarf es insoweit nicht. 
 
Zu Nummer 8 (§ 48) 
Der bisherige Verweis auf § 47 Absatz 1 Satz 2 entfällt, da dieser sich nur noch auf die  
(Nicht-)anwendbarkeit von § 8 bezieht. Zu der Frage, inwieweit § 8 heranzuziehen ist, enthält 
jedoch § 48 Absatz 2 bereits eine eigene Regelung. 
 
Zu Nummern 9 und 10 (Anlage 1 und 3) 
Die Änderungen sollen eine klarere Zuordnung der Berufsausbildungen zu den Laufbahnen 
besonderer Fachrichtung in der Laufbahngruppe 1 ermöglichen. Des Weiteren erfolgten auch 
redaktionelle Anpassungen. 
 
Zu Artikel 8 (Änderung der Nebentätigkeitsverordnung) 
 
Aufgrund der Änderung in § 52 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes, wonach die Schriftform 
durch die Textform ersetzt wird, bedarf es in der Folge auch einer Anpassung der Nebentätig-
keitsverordnung. Da sich die Textform bereits unmittelbar aus dem Gesetzeswortlaut (§ 52 
Absatz 2) ergibt, wurde der Satz in § 6 Absatz 1 gestrichen. 
 
Zu Artikel 9 (Änderung der Arbeitszeitverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (§ 2a) 
Mit der Einführung des § 2a werden Lebensarbeitszeitkonten für Beamtinnen und Beamten 
mit Dienstbezügen (§ 1 Absatz 4 des Landesbesoldungsgesetzes) eingerichtet. Ausgenom-
men vom Lebensarbeitszeitkonto sind folglich Personen, die sich im Beamtenverhältnis auf 
Widerruf befinden sowie solche, die nicht in den Geltungsbereich nach § 1 fallen, soweit die 
entsprechende Anwendung nicht über gesonderte Regelungen erfolgt. Es wird darüber hinaus 
bestimmt, dass Beamtinnen und Beamte auf Zeit sowie Beamtinnen und Beamte, die jederzeit 
in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden, ebenfalls nicht am Lebensarbeitszeitkonto 
partizipieren. Beamtinnen und Beamte mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 
41 Stunden sparen automatisch eine Stunde pro Woche auf dem Lebensarbeitszeitkonto an. 
Dies gilt unabhängig davon, ob tatsächlich eine Zeiterfassung in der jeweiligen Dienststelle 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

256 

erfolgt oder deren Arbeitszeit nicht zu erfassen ist (z.B. § 16 Absatz 1 Satz 3 und 4). Auf diese 
Weise soll der Unterschied zwischen der wöchentlichen Arbeitszeit der Beamtinnen und Be-
amten und der geringeren Arbeitszeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern reduziert 
werden. Sofern eine Teilzeitbeschäftigung bewilligt wurde, erfolgt die Gutschrift anteilig ent-
sprechend der bewilligten Arbeitszeit. Entsprechendes gilt auch in Fällen einer begrenzten 
Dienstfähigkeit gemäß § 27 des Beamtenstatusgesetzes. 
 
Absatz 2 regelt, in welchen Fällen kein Zeitguthaben auf dem Lebensarbeitszeitkonto ange-
spart wird. 
 
Absatz 3 regelt die Modalitäten des Zeitausgleichs. In der Regel soll das Zeitguthaben für eine 
vollständige Freistellung vom Dienst unter Fortzahlung der Besoldung unmittelbar vor dem 
Ruhestand oder dem Beginn der Freistellung gemäß § 66 Absatz 2 des Landesbeamtenge-
setzes in Anspruch genommen werden. Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, 
kann die Freistellung ganz oder teilweise jedoch auch zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen. 
 
Das Zeitguthaben des Lebensarbeitszeitkontos ist grundsätzlich durch Dienstbefreiung aus-
zugleichen. Absatz 4 regelt enumerativ in welchen Fällen eine finanzielle Abgeltung des Zeit-
guthabens möglich ist. 
 
Nach Absatz 5 soll die weitere konkrete inhaltliche Ausgestaltung des Lebensarbeitszeitkontos 
für den Bereich der Landesverwaltung durch das für Inneres zuständige Ministerium erfolgen. 
In allen weiteren Fällen, obliegt dies der obersten Dienstbehörde. Es sollen hier Fragen im 
Zusammenhang mit dem Aufbau und Inanspruchnahme des Zeitguthabens klargestellt wer-
den. 
 
Zu Nummer 2 (§ 9) 
Die Regelung hat in Absatz 1 bisher einen Anspruch auf die Wechselschichtzulage nach § 20 
Absatz 1 oder 2 der Erschwerniszulagenverordnung vorausgesetzt. Die Wechselschichtzulage 
soll jedoch mit diesem Gesetz entfallen. Insofern kann sie nicht mehr als Grundlage für den 
Anspruch dienen. An den Voraussetzungen für den Anspruch auf Dienstbefreiung soll aber 
festgehalten werden. Daher werden die erforderlichen Bestandteile in die Arbeitszeitverord-
nung übernommen. Dies betrifft insbesondere die notwendig in der Nachtschicht geleisteten 
Zeiten und die Definition des Schichtdienstes. Damit ergeben sich keine inhaltlichen Änderun-
gen für die Anspruchsvoraussetzungen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 14) 
Die Erweiterung des Arbeitszeitrahmens dient der weiteren Flexibilisierung der Arbeitszeitge-
staltung und trägt den unterschiedlichen Lebenssituationen sowie individuellen Leistungs-
rhythmen der Beamtinnen und Beamten und Rechnung. Die Regelung stellt einen Beitrag zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf dar, da sich etwaige Betreuungszeiten 
besser koordinieren lassen. Der konkrete Arbeitszeitrahmen wird hierbei im Wege der 
Dienstvereinbarung festgelegt.  
 
Zu Nummer 4 (§ 14a) 
Die Langzeitarbeitskonten sollen den Beamtinnen und Beamten lebensphasengerecht mehr 
Souveränität bei der Gestaltung der Arbeitszeit einräumen und die Vereinbarkeit Beruf und 
Privatleben verbessern. Die aktuelle Regelung in der Arbeitszeitverordnung sieht vor, dass 
zwischen zwei Freistellungen oder Zeiten unterhälftiger Teilzeit eine Karenzzeit von zwölf Mo-
naten zu wahren ist. Diese Regelung gilt unabhängig davon, wie lange der Zeitraum der Frei-
stellung bzw. der teilweisen Freistellung ist. Entsprechend der Zielsetzung des Langzeitar-
beitskontos soll die Regelung dahingehend angepasst werden, dass bei kurzen Zeiträumen 
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der vollständigen bzw. der teilweisen Freistellung keine Karenzzeit zwischen den Freistellun-
gen zu wahren ist.  
 
Zu Artikel 10 (Änderung der Arbeitszeitverordnung Polizei) 
 
Zu Nummer 1 (§ 21) 
Die Regelung hat bisher in Absatz 1 einen Anspruch auf die Wechselschichtzulage nach § 20 
Absatz 1 oder 2 der Erschwerniszulagenverordnung vorausgesetzt. Die Wechselschichtzulage 
wird jedoch mit diesem Gesetz entfallen. Insofern kann sie nicht mehr als Grundlage für den 
Anspruch dienen. An den Voraussetzungen für den Anspruch auf Dienstbefreiung soll aber 
festgehalten werden. Daher werden die erforderlichen Bestandteile in die Arbeitszeitverord-
nung Polizei übernommen. Dies betrifft insbesondere die notwendig in der Nachtschicht ge-
leisteten Zeiten. Damit ergeben sich keine inhaltlichen Änderungen für die Anspruchsvoraus-
setzungen. 
 
Zu Nummer 2 (§ 27b) 
Auch für die Polizei sollen Lebensarbeitszeitkonten eingeführt werden. Durch die Vollverwei-
sung auf die Arbeitszeitordnung gelten die dort enthaltenen Regelungen ebenfalls für Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte.  
 
Zu Artikel 11 (Änderung der Arbeitszeitverordnung Feuerwehr) 
 
Durch die Verweisung im neu eingeführten § 1 Absatz 3 auf die Arbeitszeitverordnung gelten 
unter Beachtung des § 2 die dort enthaltenen Regelungen auch für die Beamtinnen und Be-
amten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die in Schichten unter Einschluss von Bereit-
schaftszeiten Dienst leisten. Dadurch erfolgt ein Gleichlauf aller Arbeitszeitmodelle im Rahmen 
des feuertechnischen Dienstes. Für alle anderen Beamtinnen und Beamten des feuerwehr-
technischen Dienstes gilt die Arbeitszeitverordnung gemäß § 1 Absatz 2 bereits. 
 
Zu Artikel 12 (Änderung der Verordnung zur Ausführung des § 93 Absatz 2 Schulgesetz) 
 
Mit der Einführung des § 2a werden die Regelungen zu Lebensarbeitszeitkonten für Lehrkräfte 
übertragen und eingerichtet. Dabei werden die systematischen Unterschiede in den Arbeits-
zeitregelungen berücksichtigt. 
 
Zu Artikel 13 (Änderung der Freistellungs- und Urlaubsverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht. 
 
Zu Nummer 2 (§ 13) 
Die Überschrift wird an den geänderten Regelungsgehalt des § 13 angepasst. 
 
Hinsichtlich der Erstattung von Beiträgen für eine private Krankenversicherung werden in Ab-
satz 1 Satz 1 klarstellende Ergänzungen vorgenommen. Die bestehende Absicherung gegen 
das Risiko Krankheit bei einem privaten Versicherungsunternehmen im Rahmen von Versi-
cherungsverträgen muss der Erfüllung der Versicherungspflicht nach § 193 Absatz 3 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes genügen. 
 
Mit den Änderungen in Absatz 2 werden die bestehenden Regelungen überarbeitet und neu 
strukturiert.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20439 

 
 

258 

Mit der Änderung des Satzes 1 wird künftig bei der Erstattung von Beiträgen zwischen der 
Krankenversicherung und private Pflegepflichtversicherung unterschieden. Satz 1 bildet nun-
mehr allein die Anspruchsgrundlage für die Erstattung privater Krankenversicherungsbeiträge 
in den von dieser Vorschrift erfassten Fällen. 
 
Der neue Satz 2 regelt künftig eigenständig die Erstattung von Beiträgen für eine Pflegeversi-
cherung, die an ein privates Versicherungsunternehmen in Erfüllung der Versicherungspflicht 
nach § 23 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zu zahlen sind. 
 
In Satz 3 erfolgt einen redaktionelle Folgeänderung. 
 
Der neue Absatz 3 regelt, dass die Vorschriften der Absätze 1 und 2 zur Erstattung von Bei-
trägen zur Kranken- und Pflegeversicherung für (freiwillige) in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung bzw. in der sozialen Pflegeversicherung versicherte Beamtinnen und Beamte ent-
sprechend gelten. 
 
Nach der bundesgesetzlich neu geregelten Rechtsstellung von Solidargemeinschaften nach § 
176 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und § 21a Absatz 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch wird im neuen Absatz 4 eine Beitragserstattung für Mitglieder dieser Soli-
dargemeinschaften entsprechend den Absätzen 1 und 2 geregelt.  
 
Zu Nummer 3 (§ 20a) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Nummer 4 (§ 33) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Artikel 14 (Erschwerniszulagenverordnung) 
 
Die bisherige aus dem Bundesrecht übergeleitete Erschwerniszulagenverordnung, die gleich-
zeitig mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft tritt, enthält u. a. Regelungen zu Er-
schwerniszulagen für Soldatinnen und Soldaten sowie Beamtinnen und Beamte der Bundes-
polizei. Da den Ländern für diese Personengruppen keine Gesetzgebungskompetenz zusteht, 
wird mit dem Neuerlass der Erschwerniszulagenverordnung zunächst eine Rechtsbereinigung 
vorgenommen. Darüber hinaus werden komplizierte Zulagentatbestände, die teilweise auf-
wendige Einzelerfassungen erforderlich machten, aus Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung und des Bürokratieabbaus angepasst. 
 
Zu Teil 1 (Allgemeine Vorschriften) 
Teil 1 regelt den Anwendungsbereich der Verordnung sowie die Gewährung von Ausgleichs-
zulagen. Die §§ 1 und 2 entsprechen den bisherigen Regelungen des 1. Abschnitts der Er-
schwerniszulagenverordnung.  
 
Zu Teil 2 (Einzeln abzugeltende Erschwernisse) 
 
Zu Abschnitt 1 (Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten) 
Die Regelungen der §§ 3 bis 7 zu Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten entsprechen in 
ihrer Struktur und wesentlichen Inhalten den bisherigen der Erschwerniszulagenverordnung.  
 
Zu § 3 (Allgemeine Voraussetzungen) 
§ 3 entspricht im Wesentlichen den bisherigen Regelungen.  
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Die Ergänzung in Absatz 2 Nummer 3 dient der Klarstellung und Abgrenzung zur Nachtzulage. 
 
Die Ergänzung in Absatz 2 Nummer 4 sieht vor, dass die Nachtzulage künftig auch über 6.00 
Uhr hinaus gewährt werden kann. Denn in der Praxis ist es nicht selten der Fall, dass Beam-
tinnen und Beamte ihre Nachtschicht nicht pünktlich beenden können, weil etwa die Einsatz-
lage eine Fortsetzung des Dienstes zwingend erfordert. In diesem Fall wurde bislang die 
Nachtzulage des § 3 Absatz 2 Nummer 4 nicht weitergewährt, obwohl gerade diese Stunden 
eine besondere, bislang nicht berücksichtigte Erschwernis darstellen. Gleichzeitig kann eine 
Zulagengewährung nicht unbegrenzt über das eigentliche Schichtende hinaus erfolgen. Daher 
werden die zulagenberechtigenden Zeiten um bis zu zwei Stunden an die Nachtschicht an-
grenzende Dienstzeit (nach 6.00 Uhr) erweitert, wenn sich ein Einsatz aus zwingenden dienst-
lichen Gründen entsprechend verlängert und diese Verlängerung dienstlich angeordnet oder 
genehmigt wird, analog zum Verfahren bei der Anordnung oder Genehmigung von Mehrarbeit.  
 
Gemäß Absatz 3 Satz 2 bleibt Wachdienst wie bisher nur zulagefähig, wenn er mit mehr als 
24 Stunden im Kalendermonat zu ungünstigen Zeiten geleistet wird. Bei Teilzeitbeschäftigung 
sind die 24 Stunden anteilig zu kürzen.  
 
Zu § 4 (Höhe und Berechnung der Zulage) 
Die Ergänzung des Absatzes 1 Nummer 1 dient der Klarstellung. Die Zulage wird weiterhin 
zwischen 12.00 Uhr und 20.00 Uhr gewährt. Ab 20.00 Uhr wird die Nachtzulage der Nummer 
2 Buchstabe b gewährt. Der Zulagenbetrag von 4,25 Euro entspricht der beabsichtigten Erhö-
hung im Rahmen der Besoldungsanpassung. 
 
Absatz 1 Nummer 2 sah bislang eine Differenzierung der Höhe der Samstagszulage vor. 
Grundsätzlich wurden 0,64 Euro pro Stunde gewährt. Der bisherige § 4 Absatz 2 gewährte 
Beamtinnen und Beamten nach den §§ 49 und 50 des Landesbesoldungsgesetzes sowie Be-
amtinnen und Beamten in Ämtern der Landesbesoldungsordnung A des Landesbesoldungs-
gesetzes bei Justizvollzugsanstalten eine erhöhte Samstagszulage von 0,77 Euro pro Stunde. 
 
Diese Differenzierung wird aufgehoben und der Zulagenbetrag auf 1,00 Euro pro Stunde an-
gehoben. 
 
Wie bereits dargestellt, werden die zum Erhalt der Nachtzulage des § 3 Absatz 2 Nummer 4 
berechtigenden Zeiten um bis zu zwei Stunden an die Nachtschicht angrenzende Dienstzeit 
(nach 6.00 Uhr) erweitert, wenn sich ein Einsatz aus zwingenden dienstlichen Gründen ent-
sprechend verlängert. Entsprechend ist Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b anzupassen. 
 
Die signifikante Erhöhung des Betrages der Nachtzulage von 1,28 Euro auf 5,00 Euro pro 
Stunde erfolgt zum Ausgleich des Wegfalls der Zulagen für Wechselschichtdienst und Schicht-
dienst des bisherigen § 20. Diese waren bislang kompliziert ausgestaltet und der Normtext aus 
sich heraus kaum verständlich, was die Abrechnung in der Praxis fehleranfällig machte. Die 
Erfassung der Tatbestandsvoraussetzungen bedeutete zudem erheblichen Aufwand, da sie in 
weiten Teilen nicht automatisiert erfolgen konnte. Neben der Verwaltungsvereinfachung und 
des Bürokratieabbaus wird vor allem auch das Ziel verfolgt, die besonderen Belastungen der 
Beamtinnen und Beamten gerade während des Nachtdienstes durch eine signifikante Erhö-
hung der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten in der Nacht finanziell auszugleichen.  
 
Absatz 2 betrifft die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die in 
Schichten unter Einschluss von Bereitschaftszeiten Dienst leisten (vgl. § 1 Absatz 1 der Ar-
beitszeitverordnung Feuerwehr). Sie erhielten bislang keine Zulagen für Wechselschichtdienst 
und Schichtdienst, weil sie in der Regel in zwei 24-Stunden-Schichten pro Woche eingesetzt 
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sind und damit nicht die Voraussetzungen des bisherigen § 20 erfüllen. Da für diese Beamtin-
nen und Beamten mit der Streichung der Zulagen für Wechselschichtdienst und Schichtdienst 
keine Zulagengewährung entfällt, partizipieren diese nicht an der signifikant erhöhten Nacht-
zulage des § 4 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b. Gleichwohl wird die Zulage auch für die 
Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes eine moderate Erhöhung von 
1,28 Euro auf 1,70 Euro erfahren.  
 
Zu § 5 (Fortzahlung bei vorübergehender Dienstunfähigkeit) 
§ 5 regelt die Fortzahlung der Zulage bei vorübergehender Dienstunfähigkeit. In sprachlicher 
Hinsicht wird insbesondere die Anpassung des § 50 des Landesbesoldungsgesetzes in die-
sem Gesetz hinsichtlich der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
berücksichtigt. 
 
Zu § 6 (Ausschluss der Zulage durch andere Zulagen) 
§ 6 regelt den Ausschluss der Gewährung der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten ent-
sprechend der bisher geltenden Erschwerniszulagenverordnung.  
 
Zu § 7 (Sonstiger Ausschluss der Zulage) 
§ 7 regelt den sonstigen Ausschluss der Gewährung der Zulage für Dienst zu ungünstigen 
Zeiten entsprechend der bisher geltenden Erschwerniszulagenverordnung. 
 
Zu § 8 (Allgemeine Voraussetzungen) 
Die allgemeinen Voraussetzungen für die Gewährung der Zulage für Tauchertätigkeiten gelten 
zukünftig nur noch für Beamtinnen und Beamte des Landes und der Kommunen. 
 
Zu § 9 (Höhe der Zulage) 
Bislang wurde hinsichtlich der Stundensätze danach unterschieden, ob die Tauchtiefe bis zu 
fünf Meter, mehr als fünf Meter, mehr als zehn Meter, mehr als fünfzehn Meter oder mehr als 
zwanzig Meter beträgt, mit oder ohne Strömung, in See- oder Binnenwasserstraßen, je nach 
Lufttemperatur usw. Aus Gründen der angestrebten Verwaltungsvereinfachung und des Büro-
kratieabbaus werden unterschiedliche Stundensätze durch eine Tagespauschale ersetzt. Die 
Höhe ist so bemessen, dass für die Betroffenen regelmäßig keine finanziellen Nachteile ent-
stehen. Alle weiteren Differenzierungen entfallen und müssen zukünftig nicht mehr für jeden 
einzelnen Tauchgang erfasst werden.  
 
Zu § 10 (Entstehung des Anspruchs) 
Die Regelung entspricht der des bisherigen § 18.  
 
Zu § 11 (Unterbrechung der zulagenberechtigenden Tätigkeit) 
Die Regelung entspricht der des bisherigen § 19. 
 
Zu § 12 (Zulage für Tätigkeiten in der Sprengstoffentschärfung und Sprengstoffermittlung) 
Hinsichtlich der Zulage für Tätigkeiten in der Sprengstoffentschärfung und Sprengstoffermitt-
lung wurde bislang für jeden einzelnen Einsatz genau differenziert nach den Umständen, be-
sonderen Schwierigkeiten etc. Darüber hinaus waren Höchstbeträge einzuhalten. Aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfachung und des Bürokratieabbaus wird nun eine Monatspauschale 
gewährt. Die Höhe des Zulagenbetrages wurde auf Grundlage der bisherigen Zahlungen er-
mittelt und spiegelt die besonderen Belastungen und Gefahren der Aufgabe wider. Auf eine 
bestimmte quantitative Verwendung der Beamtinnen und Beamten mit gültigem Nachweis der 
jeweiligen Ausbildungen stellt der Tatbestand nicht ab, da diese in der Praxis in der Regel 
ausschließlich in der Sprengstoffentschärfung und Sprengstoffermittlung eingesetzt werden. 
Ergänzend zur jeweiligen Ausbildung werden die in Absatz 1 genannten ständigen Aufgaben 
bzw. in Absatz 2 der Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen vorausgesetzt.  
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Zu § 13 (Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte für besondere polizeiliche Eins-
ätze) 
In Absatz 1 wird die Zulage von bisher 300 Euro monatlich auf 330 Euro moderat erhöht. 
 
Absatz 1 Nummer 6 enthält die Anspruchsgrundlage für eine Zulage für Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamte, die in der Observationsgruppe des Verfassungsschutzes verwendet wer-
den. In Anbetracht der Entwicklungen im Bereich des Rechtsterrorismus sowie der zunehmen-
den Bedeutung des Verfassungsschutzes in Nordrhein-Westfalen werden mit der Zulage die 
Erschwernisse und möglichen Gefahren der Tätigkeit ausgeglichen. 
 
Zu § 14 (Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte als fliegendes Personal) 
Die Aufzählung der Zulagenberechtigten in Absatz 1 wurde redaktionell bereinigt. Aus Klar-
stellungsgründen werden die Luftfahrzeugführerinnen und Luftfahrzeugführer in Ausbildung 
ausdrücklich benannt. Diese sollen – wie bisher – die Zulage erhalten. 
 
Die Regelungen des Absatzes 3 entsprechen in sprachlicher Hinsicht den tatsächlichen aktu-
ellen Gegebenheiten. Im Sinne des Bürokratieabbaus und der Verwaltungsvereinfachung wer-
den nur noch in Einzelfällen Nachweise zur Zulagengewährung vorausgesetzt. In Nummer 2 
werden die sonstigen ständigen Luftfahrzeugbesatzungsangehörigen benannt. Insbesondere 
die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter Operative Technik, die wie die Luftfahrzeugfüh-
rerin oder der Luftfahrzeugführer bei jedem Flug an Bord und ähnlichen Erschwernissen aus-
gesetzt sind, erhalten eine monatliche Pauschale. Daneben werden die Zulagenbeträge maß-
voll erhöht von 300,00 Euro auf 330,00 Euro (Nummer 1), von 240,00 Euro auf 264,00 Euro 
(Nummer 2) und von 180,00 Euro auf 198,00 Euro.  
  
Zu § 15 (Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte in der Sachbearbeitung 
von sexuellem Missbrauch von Kindern oder Kinderpornografie) 
Die Regelung entspricht der bisherigen für die Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und  
-beamte in der Sachbearbeitung von sexuellem Missbrauch von Kindern oder Kinderporno-
grafie. 
 
Zu § 16 (Inkrafttreten) 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten.  
 
Zu Artikel 15 (Änderung der Hochschul-Leistungsbezügeverordnung)  
 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 33 
des Landesbesoldungsgesetzes auf die Juniorprofessur. 
 
Zu Artikel 16 (Änderung der Landeszulagenverordnung) 
 
Die enthaltenen Stellenzulagenbeträge nehmen an der moderaten Erhöhung der Stellenzula-
gen teil. 
 
Zu Artikel 17 (Änderung der Besoldungszuständigkeitsverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (§ 1) 
Mit dem neuen Absatz 2 Satz 3 wird nach der Aufgabe der bisherigen Sonderzuständigkeit 
(vgl. unten zu den Nummern 2 und 3) ein Zustimmungserfordernis der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Landtags für Rückforderungen überzahlter Bezüge oder für den Verzicht da-
rauf aufgenommen. Einer Zustimmung des Ministeriums der Finanzen nach Satz 2 bedarf es 
in diesen Fällen nicht. Dies erfolgt vor dem Hintergrund, dass die Präsidentin oder der Präsi-
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dent des Landtags über die Einnahmen und Ausgaben der Landtagsverwaltung gemäß Artikel 
39 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 28. Juni 1950 (GV. 
NRW. S. 127), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (GV. NRW. 
2026 S. 5) geändert worden ist, nach Maßgabe des Haushalts verfügt. 
 
Mit dem neuen Absatz 5 wird die Zuständigkeit für die Zahlung und Rückforderung von Erstat-
tungen und Zuschüssen für Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung oder die Mit-
gliedschaft in einer Solidargemeinschaft im Sinne des § 176 Absatz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch für die Beamtinnen und Beamten des Landes auf das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung übertragen. Die Leistungen, die aufgrund dienstrechtlicher Regelungen 
in § 74 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 und § 75 Absatz 6 Satz 2 und 3 oder Absatz 10 des Lan-
desbeamtengesetzes durch Rechtsverordnung nach besonderen Vorschriften erbracht wer-
den, sind nach § 3 Nummer 62 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei. Es ist sachgerecht, 
dass die Zuständigkeiten für die Zahlung der Erstattungen und Zuschüsse sowie deren Rück-
forderung im Bereich des Dienstherrn Land beim Landesamt für Besoldung und Versorgung 
verortet sind. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Aufgabenwahrnehmung durch das 
Landesamt für Besoldung und Versorgung im Landesbereich verordnungsrechtlich abgesi-
chert. 
 
Zu den Nummern 2 und 3 (§§ 2 und 5) 
Mit diesen Änderungen entfällt die bisherige Sonderzuständigkeit der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Landtags für die Festsetzung und Auszahlung der Besoldung einschließlich 
der Rückforderung etwaiger überzahlter Besoldung übernimmt für die Beamtinnen und Beam-
ten des Landtags. Das Landesamt für Besoldung und Versorgung NRW übernimmt ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen für alle Beamtinnen und Beamten des Landtags 
zentral die Festsetzung, Abrechnung und Auszahlung der Besoldung und die Rückforderung 
überzahlter Besoldung – unter Beachtung des in § 1 Absatz 2 Satz 3 vorgesehenen Zustim-
mungserfordernisses. Die Nummern 2 und 3 enthalten die erforderlichen Anpassungen für den 
Zuständigkeitswechsel. Der verfassungsrechtlichen Stellung der Präsidentin oder des Präsi-
denten des Landtags entsprechend kann diese bzw. dieser entscheiden, die Sonderzustän-
digkeit künftig erneut selbst wahrnehmen zu wollen. Infolge einer solchen Entscheidung wäre 
die Sonderzuständigkeit durch eine weitere Änderung der Besoldungszuständigkeitsverord-
nung wieder einzuführen.  
 
Darüber hinaus erfolgen kleinere Anpassungen aufgrund der Rechtstellung der Präsidentin 
oder der Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes als oberste Dienstbehörde des Landes. 
 
Zu Nummer 4 (§ 6) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Artikel 18 (Änderung der Versorgungszuständigkeitsverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (§ 1a) 
Die Zuständigkeit für die Festsetzung, Berechnung und Abrechnung des Altersgeldes wird für 
die Landesbeamtinnen und Landesbeamten auf das Landesamt für Besoldung und Versor-
gung des Landes Nordrhein-Westfalen übertragen. 
 
Zu Nummer 2 (§ 7) 
Die statische Verweisung wird durch eine dynamische ersetzt. 
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Zu Nummer 3 (§ 8) 
Mit dem neuen § 8 wird die Zuständigkeit für die Zahlung und Rückforderung von Zuschüssen 
zu den Beiträgen für die Krankenversicherung oder die Mitgliedschaft in einer Solidargemein-
schaft im Sinne des § 176 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger des Landes auf das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung übertragen. Die Leistungen, die aufgrund dienstrechtlicher Regelungen 
in § 75 Absatz 6 Satz 2 und 3 oder Absatz 10 des Landesbeamtengesetzes durch Rechtsver-
ordnung nach besonderen Vorschriften gezahlt werden, sind nach § 3 Nummer 62 des Ein-
kommensteuergesetzes steuerfrei. 
 
Es ist sachgerecht, dass die Zuständigkeiten für die Zahlung der Zuschüsse sowie deren 
Rückforderung für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger des Landes 
beim Landesamt für Besoldung und Versorgung verortet sind. Aus Gründen der Rechtssicher-
heit wird diese Aufgabenwahrnehmung durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung 
im Landesbereich verordnungsrechtlich abgesichert. 
 
Zu Nummer 4 (§ 9) 
Es handelt sich um eine Folgeanpassung aufgrund der Einfügung eines neuen § 8 und An-
passung der Vorschrift aus Gründen der Rechtsförmlichkeit. 
 
Zu Nummer 5 (§ 10) 
Es handelt sich um eine Folgeanpassung aufgrund der Einfügung eines neuen § 8. 
 
Zu Artikel 19 (Änderung der Beihilfenverordnung) 
 
Zu Nummer 1 (§ 1) 
 
Absatz 1 wird redaktionell überarbeitet und in Teilen neu formuliert. In Nummer 1 wird nunmehr 
ein Hinweis auf die Dienstherren angebracht, um den Geltungsbereich im Lichte der Vorgaben 
des Landesbeamtengesetzes klar einzugrenzen. Die Nummern 2 und 3 bilden den bisherigen 
Kreis der weiteren beihilfeberechtigten Personen ab. Zudem werden die Bezeichnungen der 
Bezüge und die Verweisungen angepasst. 
 
Der Absatz 2 wird neu strukturiert. Die neue Nummer 1 enthält Regelungen zur Gewährung 
von Beihilfen für die Dauer einer Elternzeit ohne Bezüge. Die Nummer 2 nimmt die Regelun-
gen des bisherigen Absatzes 2 auf. Sie wird unter Berücksichtigung der Änderungen des § 75 
Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes (siehe Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe a) angepasst 
und neu formuliert. 
 
Mit der Änderung des Absatzes 3 entfällt der Ausschluss der Zahlung von Beihilfen nach dem 
bisherigen § 1 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b der Beihilfenverordnung NRW in den Fällen, 
in denen eine Teilzeitbeschäftigung im Rahmen der allgemeinen dienstrechtlichen Vorgaben 
mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ausgeübt wird. Zukünftig können un-
abhängig vom Teilzeitumfang immer Beihilfen im Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfäl-
len gezahlt werden.  
 
Der neue § 1 Absatz 3 Nummer 1 übernimmt den bisherigen Regelungsgehalt des § 1 Absatz 
3 Nummer 1 Buchstabe a der Beihilfenverordnung NRW. 
 
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. 
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Der bisherige Absatz 4 kann entfallen, weil die fiskalischen Regelungen zur Kostentragung 
zwischen den Dienstherren in Abordnungsfällen nicht Gegenstand des materiellen Beihilfe-
rechts sind, sondern zwischen den Dienstherren haushaltsmäßig zu klären sind.  
 
Im Rahmen einer Rechtsbereinigung kann auch der bisherige Absatz 5 entfallen, weil diese 
besonderen Regelungen hinsichtlich der Beihilfegewährung für Beihilfeberechtigte, die einen 
dienstlichen Wohnsitz im Ausland haben oder ins Ausland abgeordnet sind, keine praktische 
Relevanz haben. 
 
Die Regelungen des bisherigen Absatz 6 werden nicht fortgeführt. Bei einer Versetzung 
(Dienstherrnwechsel) tritt der neue Dienstherr in die Rechte und Pflichten des alten Dienst-
herrn ein, sodass es für die Beihilfe keiner besonderen Regelungen auf Verordnungsebene 
bedarf.  
 
Der bisherige Absatz 7 wird zum neuen Absatz 4. Die Vorschrift wird redaktionell und aus 
Gründen einer geschlechtergerechten Sprache angepasst. Ihr Regelungsgehalt bleibt unver-
ändert. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2) 
Mit dieser Änderung wird zukünftig auf die Wiedergabe der gesetzlichen Regelungen zur Ein-
künftegrenze für die beihilferechtliche Berücksichtigungsfähigkeit von Ehegattinnen, Ehegat-
ten, eingetragenen Lebenspartnerinnen und Lebenspartner abgesehen. Stattdessen wird auf 
die maßgeblichen Regelungen in § 75 Absatz 2 Satz 1 bis 4 des Landesbeamtengesetzes 
dynamisch verwiesen.  
 
Zu Nummer 3 (§ 3) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Verweisung aus Gründen der Rechts-
förmlichkeit. 
 
Zu Nummer 4 (§ 12) 
Absatz 1 wird redaktionell überarbeitet. Die Bezeichnung „vom Hundert“ durch die zeitgemäße 
Bezeichnung „Prozent“ ersetzt. Zudem werden die bestehenden Regelungen an den neuen § 
75 Absatz 7 des Landesbeamtengesetzes angepasst.  
 
Der neue Satz 4 bestimmt im Gleichklang mit den gesetzlichen Vorgaben, dass der Beihilfe-
beihilfebemessung für Personen, die Elternzeit in Anspruch nehmen, 70 Prozent beträgt. In 
den neuen Sätzen 5 bis 7 gehen die bisherigen Regelungen der Sätze 4 und 5 redaktionell 
angepasst auf. Der neue Satz 8 regelt entsprechend den gesetzlichen Vorgaben im neuen § 
75 Absatz 7 Satz 6 des Landesbeamtengesetzes, dass die Konkurrenzregelung zum erhöhten 
Beihilfebemessungssatz im neuen Satz 7 keine Anwendung findet, wenn aus anderen Grün-
den einer beihilfeberechtigten Person (z. B. Inanspruchnahme von Elternzeit, Rechtstellung 
als beihilfeberechtigte Versorgungsempfängerin und beihilfeberechtigter Versorgungsempfän-
ger) bereits ein erhöhter Beihilfebemessungssatz von 70 Prozent zusteht. 
 
Absatz 2 wird redaktionell bedingt durch die Änderungen des Absatzes 1 angepasst. 
 
Bei der Änderung der Absätze 3 und 5 handelt es sich um redaktionelle Anpassungen.  
 
Zu Nummer 5 (§ 12a) 
Mit dieser Anpassung der Beihilfenverordnung NRW wird die Änderung des § 75 Absatz 6 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes nachgezeichnet. Alle Beihilfeberechtigten mit Anspruch 
auf Dienst- oder Versorgungsbezüge, die sich auf Grundlage der Besoldungsgruppen A 5 oder 
A 6 errechnen, sollen einen Zuschuss zu den Beiträgen zur privaten oder freiwilligen gesetzli-
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chen Krankenversicherung erhalten können. Mit Blick auf den neuen Wortlaut der Regelungen 
des Landesbeamtengesetzes und der Beihilfenverordnung NRW werden zweifelsfrei auch die 
Beihilfeberechtigten erfasst, denen amtsunabhängige Mindestversorgungsbezüge gewährt 
werden. Die amtsunabhängige Mindestversorgung errechnet sich nach § 16 Absatz 3 Satz 2 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes auf Basis der Dienstbezüge der Besoldungsgruppe 
A 5. Zudem wird mit Blick auf die bundesgesetzliche neu geregelte Rechtsstellung von Soli-
dargemeinschaften ermöglicht, dass die Beiträge für eine Mitgliedschaft in diesen Gemein-
schaften gleichermaßen bezuschusst werden können. 
 
Zu Nummer 6 (§ 13) 
Absatz 1 Satz 4 wird durch die neuen Sätze 4 und 5 mit den Regelungen zum Fallmanagement 
nach § 75 Absatz 11 des Landesbeamtengesetzes-E ersetzt.  
 
Die bisherige beihilferechtliche Sonderregelung betreffend die Zuständigkeit zur Beihilfege-
währung in Abordnungsfällen zu einem Dienstherrn, der dem Anwendungsbereich des Lan-
desbeamtengesetzes unterliegt, wird aufgegeben. § 24 Absatz 6 Satz 3 des Landesbeamten-
gesetzes gibt vor, dass zur Zahlung der Beamtinnen und Beamten zustehenden Leistungen 
der Dienstherr verpflichtet ist, zu dem die Beamtinnen und Beamten abgeordnet sind. Zu den 
Leistungen gehören insbesondere auch Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todes-
fällen nach der Beihilfeverordnung NRW. Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht 
und verwaltungspragmatisch, einzelfallbezogen für die Dauer der Abordnung zwischen den 
beteiligten Dienstherren bilateral zu vereinbaren, welcher Dienstherr die Aufgabe der Beihilfe-
gewährung übernimmt. 
 
Der neue Satz 4 regelt die Zuständigkeit für das Fallmanagement nach § 75 Absatz 11 des 
Landesbeamtengesetzes-E. Für die Beihilfeberechtigten des Landes wird die Aufgabe vom 
Landesamt für Besoldung und Versorgung als größter Landesbeihilfestelle übernommen. 
 
Der neue Satz 5 enthält einen exemplarischen Katalog verschiedener Maßnahmen, die ein 
Fallmanagement bei einem Beihilfeträger beinhalten kann. 
 
Die Nummer 1 betont, dass im Rahmen des Fallmanagements zunächst der individuelle be-
sondere Unterstützungsbedarf erkannt, ermittelt und personenbezogen festgestellt werden 
sollte. Es erfasst regelmäßig eine Situationsanalyse, die für die Ausgestaltung des Fallmana-
gements im Einzelfall abhängig vom fördernden und hemmenden Einfluss der personen- und 
umweltbezogenen Kontextfaktoren ist.  
 
Nach Nummer 2 kann das Fallmanagement die im Einzelfall gebotene Unterstützung der Bei-
hilfeberechtigten bei der Beantragung von in Betracht kommenden Leistungen beinhalten, die 
durch die Beihilfe, durch die Kranken- und Pflegeversicherung oder eine Solidargemeinschaft 
im Sinne des § 176 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erbracht werden.  
 
Die Nummer 3 erlaubt die Installation eines rechtskreisübergreifenden Fallmanagements. Das 
heißt, dass es nicht nur auf die Leistungen der Beihilfe, der Kranken- und Pflegeversicherung 
oder einer Solidargemeinschaft beschränkt sein muss. In Abhängigkeit von den jeweiligen ge-
sundheitlichen, beruflichen, sozialen und persönlichen Rahmenbedingungen kann eine Be-
gleitung und Unterstützung mit dem Ziel des Erhalts zügiger und aufeinander abgestimmter 
Leistungen und Hilfen erfolgen, wenn mögliche Ansprüche der Beihilfeberechtigten auf Leis-
tungen und passgenaue bzw. ergänzende Hilfen von Sozialleistungsträgern bestehen. Auf 
diese Weise kann das Fallmanagement nach den Begebenheiten des Einzelfalls ein bedarfs-
gerechtes, abgestimmtes und koordiniertes Vorgehen gemeinsam mit den Beihilfeberechtig-
ten sicherstellen. Die Abstimmung und Koordination der bestehenden Ansprüche gegen an-
dere Träger von Sozialleistungen (Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung, der Ein-
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gliederungshilfe, der sozialen Entschädigung, zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen) bilden gerade bei Beihilfeberechtigten mit besonderen Unterstützungsbedarfen ei-
nen wesentlichen Erfolgsfaktor für ein gelingendes Fallmanagement. 
 
Die Nummer 4 betont nochmals das Leitmotiv des Fallmanagements nach § 75 Absatz 11 Satz 
2 des Landesbeamtengesetzes-E, wonach die Beihilfeberechtigten auf lange Sicht dahinge-
hend gestärkt und befähigt werden sollen, ihre persönlichen Angelegenheiten ohne Unterstüt-
zung eigenständig regeln zu können. Im Rahmen des Fallmanagements sollen die Betroffenen 
„gecoacht“ und ihnen das notwendige Wissen vermittelt werden, Leistungen der Beihilfe, der 
Kranken- oder Pflegeversicherung oder der Träger von Sozialleistungen selbst zu beantragen 
oder in Anspruch nehmen zu können. 
 
Nach Nummer 5 können im Rahmen des Fallmanagements den Beihilfeberechtigten mit be-
sonderem Unterstützungsbedarf Hinweise und Informationen über die möglichen Beratungs- 
und Unterstützungsangebote durch Träger von Sozialleistungen, Integrationsfachdienste, Ver-
bände der freien Wohlfahrtspflege, Selbsthilfeverbände, besondere Stellen der privaten Kran-
ken- und Pflegeversicherungsunternehmen oder sonstige Stellen gegeben werden. 
 
Im neuen Satz 6 wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen.  
 
Absatz 11 wird als Folge der Änderungen des § 75 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes 
angepasst. Satz 2 wird mit Blick auf das Verfahren der elektronischen Direktabrechnung neu 
gefasst. Inhaltlich konkretisieren die Regelungen die Vorgaben des § 75 Absatz 3 Sätze 2 bis 
4 des Landesbeamtengesetzes. 
 
Im Absatz 12 werden die statischen Verweisungen auf das Gesetz über Rabatte für Arznei-
mittel und die Hochschulwirtschaftsführungsverordnung durch dynamische ersetzt. 
 
Zu Artikel 20 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Zweiten Besoldungs-
Übergangsverordnung) 
 
Die Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung hatte als Zielsetzung die Harmonisierung der 
Besoldung in den alten und neuen Bundesländern, die Anpassung der Dienstbezüge im Bei-
trittsgebiet an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse sowie die Förde-
rung der Bereitschaft zu einer Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung und der Rechtspflege 
im Beitrittsgebiet. Durch die Zuschussregelung sollte dem dringenden Bedarf der neuen Bun-
desländer an Fachkräften aus dem bisherigen Bundesgebiet entsprochen und die Personal-
gewinnung unterstützt werden. 
 
Die Verordnung war befristet bis zum 13. Dezember 2009. Da sie außer Kraft getreten ist, wird 
die übergeleitete Verordnung aus Gründen der Rechtsbereinigung außer Kraft gesetzt. 
 
Zu Artikel 21 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Übergangszahlungs-
verordnung) 
 
Mit der Übergangszahlungsverordnung wird eine Übergangszahlung an im Dienst eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstherrn stehende Beamtinnen und Beamte des einfachen und mittle-
ren Dienstes, die von einem Arbeitnehmerverhältnis übernommen worden sind, für die Fälle 
geregelt, in denen nach der Übernahme die Netto-Bezüge aus dem Beamtenverhältnis gerin-
ger sind als die Netto-Bezüge aus dem bisherigen Arbeitnehmerverhältnis. Insbesondere auf 
Grund der Hebung der Einstiegsämter in der Laufbahngruppe 1 und des Wegfalls der Verbe-
amtungen bei einigen in § 1 Absatz 2 Nummer 5 genannten Berufsgruppen, ist die praktische 
Relevanz der Bestimmungen entfallen.  
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Sie ist daher ebenfalls aus Gründen der Rechtsbereinigung außer Kraft zu setzen. 
 
Zu Artikel 22 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Kommunalbesol-
dungsverordnung) 
 
In der Kommunalbesoldungsverordnung des Bundes hat die Bundesregierung den Rahmen 
für die besoldungsrechtliche Einstufung der Ämter der hauptamtlichen kommunalen Wahlbe-
amten auf Zeit der Gemeinden, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Ämter und Kreise fest-
gelegt. Die Verordnung beinhaltet Höchstgrenzen für die Ämterzuordnung; innerhalb der vor-
gegebenen Höchstgrenzen wird die konkrete Einstufung durch Rechtsverordnung der jeweili-
gen Landesregierung vorgenommen. 
 
Durch die Novellierung der Eingruppierungsverordnung im Jahr 2020 sind die Regelungen 
überflüssig geworden. Die in Landesrecht übergeleitete Verordnung ist aus Gründen der 
Rechtsbereinigung außer Kraft zu setzen. 
 
Zu Artikel 23 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Sparkassenbesol-
dungsverordnung) 
 
Die Sparkassenbesoldungsverordnung wurde aufgrund des Bedürfnisses nach einer bundes-
einheitlichen Regelung der Besoldung der Ämter der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder öf-
fentlich-rechtlicher Sparkassen im Beamtenverhältnis eingeführt. Die Besonderheit der Ämter 
dieser Beamten gegenüber den Besoldungsordnungen A und B des Bundes und der Länder 
sollte in einer Sonderregelung für diesen Personenkreis festgelegt werden. 
 
Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes öffentlich-rechtlicher Spar-
kassen in Nordrhein-Westfalen werden seit dem Gesetz zur Änderung des Sparkassengeset-
zes und über den Zusammenschluss der Sparkassen und Giroverbände vom 8. März 1994 
nach den Regelungen des Sparkassengesetzes bestellt und aufgrund eines privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses angestellt (vgl. § 19 des Sparkassengesetzes). Sie stehen nicht in einem 
Beamtenverhältnis. Verbeamte Vorstandsmitglieder gibt es bereits seit Beginn der 1970er 
Jahre nicht mehr. Daher besteht keine Notwendigkeit mehr, Regelungen zur Einstufung der 
Ämter der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder oder stellvertretenden Vorstandsmitglieder öf-
fentlich-rechtlicher Sparkassen zu treffen. Die in Landesrecht übergeleitete Sparkassenbesol-
dungsverordnung des Bundes ist daher gegenstandslos und wird im Rahmen der Rechtsberei-
nigung außer Kraft gesetzt. 
 
Zu Artikel 24 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Verordnung zu § 26 
Abs. 4 Nr. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes) 
 
Die Verordnung zu § 26 Absatz 4 Nummer 4 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 8. Juni 
1976 sieht Besonderheiten bei der Anwendung von Stellenobergrenzen bei Gemeinden, Ge-
meindeverbänden etc. vor. Ziel von Stellenobergrenzen war es ursprünglich, die Besoldung 
mehr mit der ausgeübten Funktion zu verbinden und damit zu einer funktionsgerechteren und 
leistungsgerechteren Besoldung zu kommen. 
 
Da im kommunalen Bereich keine Stellenobergrenzen mehr gelten (vgl. § 27 Absatz 2 Num-
mer 1 des Landesbesoldungsgesetzes) ist die in Landesrecht übergeleitete Verordnung nun-
mehr obsolet und im Rahmen der Rechtsbereinigung außer Kraft zu setzen. 
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Zu Artikel 25 (Außerkrafttreten der in Landesrecht übergeleiteten Verordnung zur Über-
leitung in die im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Ländern geregelten Ämter und über die künftig wegfallenden 
Ämter) 
 
Es existieren keine Anwendungsfälle der genannten Verordnung mehr, insbesondere keine 
Fälle mehr, in denen der Berechnung der Versorgungsbezüge von Richterinnen und Richtern 
Amtszulagen nach Anlage 2 der genannten Verordnung zugrunde gelegt werden. Die in Lan-
desrecht übergeleitete Verordnung ist daher gegenstandslos und im Rahmen der Rechtsberei-
nigung außer Kraft zu setzen. 
 
Zu Artikel 26 (Außerkrafttreten der Verordnung zur Überleitung vorhandener kommuna-
ler Wahlbeamtinnen und kommunaler Wahlbeamten auf Zeit) 
 
Seit dem Abschluss der Überleitungen vorhandener kommunaler Wahlbeamtinnen und kom-
munaler Wahlbeamten auf Zeit haben sich die Regelungen erledigt, sodass die Verordnung 
aus Gründen der Rechtsbereinigung außer Kraft gesetzt werden kann. 
 
Zu Artikel 27 (Außerkrafttreten der Erschwerniszulagenverordnung) 
 
Die Vorschrift regelt das Außerkrafttreten der bisherigen aus dem Bundesrecht übergeleiteten 
Erschwerniszulagenverordnung. 
 
Zu Artikel 28 (Inkrafttreten) 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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